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1

Kurzfassung
Eine flächensparende Siedlungs- und Ver-
kehrsflächenentwicklung zählt seit vielen
Jahren zu den auch gesetzlich geforderten
Zielen der Raumordnung und Siedlungspo-
litik. Aber erst in den vergangenen Jahren
fand das Thema verstärkte Aufmerksamkeit
in Öffentlichkeit und Politik. Insbesondere
die Zielsetzung der Nationalen Nachhaltig-
keitsstrategie, den Flächenverbrauch für
Siedlung und Verkehr bis 2020 auf 30 ha/
Tag zu reduzieren, stieß einen intensiven,
durchaus kontrovers geführten, gesell-
schaftlichen Diskurs an.

Deutschland verfügt über eine im internati-
onalen Vergleich gute Datenbasis für den
Boden- und Freiraumschutz. Dennoch
reicht die, mit wenigen globalstatistischen
Größen operierende, amtliche Flächensta-
tistik nicht aus, der Komplexität des Pro-
blems der Flächeninanspruchnahme sowie
den diesbezüglichen Informationserfor-
dernissen von Politik und Wissenschaft ge-
recht zu werden. So gelang es bisher nicht,
flächenstatistische Monitoring- und Con-
trolling-Instrumentarien zu entwickeln, die
verlässlich Auskunft über die quantitative
und qualitative Entwicklung der Flächenin-
anspruchnahme geben.

Daher wird der politische Diskurs zur Steu-
erung der Flächennutzung als einseitige,
nur bedingt sachgerechte „Mengendebat-
te“ geführt, denn die amtliche Flächensta-
tistik bietet bisher kaum die Möglichkeit,
etwa landschaftsökologische Beeinträchti-
gungen, Infrastrukturkosten oder Beein-
trächtigungen von Erholungsräumen abzu-
schätzen, die sich aus der Flächeninan-
spruchnahme ergeben. Die derzeitige Flä-
chenstatistik ist somit in gewissem Sinne
„qualitätsblind“. Mit ihren Möglichkeiten
würden im Rahmen einer Evaluierung der
flächenpolitischen Ziele der Nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie die Bodeneigen-
schaften der von Überbauung betroffenen
Böden ebenso unberücksichtigt bleiben wie
die räumliche Nähe neuer Siedlungsflächen
zu Versorgungseinrichtungen oder zu Hal-
testellen des öffentlichen Nahverkehrs. Es
wäre gleichgültig, ob die in einer Bilanzpe-
riode in Anspruch genommenen Flächen
vollständig versiegelt sind oder einen höhe-
ren Anteil an Grünflächen oder wasserge-
bundenen Decken aufweisen, ob und in
welchem Maße sie in einer ausgeräumten
Landschaft, einem Überschwemmungs-
oder Landschaftsschutzgebiet liegen oder

ob durch den Bau einer Bundesstraße ein
bisher großräumig unzerschnittener Raum
zerschnitten wird oder nicht.

Ziel des Vorhabens ist es, vor diesem Hin-
tergrund ein indikatorenbasiertes Informa-
tions- und Bewertungsinstrument – das
„Nachhaltigkeitsbarometer Fläche“ – zu
entwickeln, mit dem die derzeitige Flächen-
nutzungsstruktur (Flächennutzung) und
deren Veränderungen (Flächeninanspruch-
nahme) auf der Ebene von Bund, Ländern
und Regionen bewertet werden können –
und zwar nicht nur unter quantitativen,
sondern ebenso unter qualitativen Ge-
sichtspunkten. Damit wird versucht, die in-
formationelle Basis einer integrierten,
nachhaltigkeitsorientierten Siedlungspoli-
tik systematisch zu verbreitern. Das Nach-
haltigkeitsbarometer Fläche soll

• die bisherige Mengenperspektive um
stärker qualitätsorientierte Informatio-
nen zu Flächennutzung und Nutzungs-
änderungen anreichern,

• das Informationspotenzial der Flächen-
statistik verbreitern, indem die verfügba-
ren statistischen Datengrundlagen kon-
sequenter genutzt, verfügbare neue Da-
tenquellen, insbesondere Geobasisda-
ten, für flächenstatistische Zwecke mo-
bilisiert und Flächennutzungsdaten mit
sektoralen Fachdaten vernetzt werden,

• neben der Deskription der quantitativen
und qualitativen Eigenschaften von Flä-
chennutzung und Flächeninanspruch-
nahme auch eine Bilanzierung der Errei-
chung siedlungspolitischer Ziele leisten.

Zu leisten ist damit der Übergang von einer
administrativen Flächenstatistik mit quan-
titativ-deskriptiver Ausrichtung auf eine
GIS-basierte Beobachtung des urbanen
Nutzungswandels mit einem integrierten
quantitativ-qualitativen Ziel- und Evalua-
tionsrahmen.

Informations- und Bewertungs-
instrument für Regionen, Länder, Bund

Das Nachhaltigkeitsbarometer Fläche ist
konzipiert als Informations- und Bewer-
tungsinstrument zur politischen Entschei-
dungsunterstützung und Evaluation der
Politiken zur Steuerung der Flächeninan-
spruchnahme für Siedlung und Verkehr. Es
besteht aus drei eng miteinander verzahn-
ten Komponenten – einem Zielsystem, ei-
nem darauf bezogenen Indikatorensystem
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und einem Bilanzierungsverfahren, das
eine zielbezogene Gesamtbewertung der
Flächennutzung und ihrer Veränderung er-
möglicht (vgl. Abbildung). Die Indikatoren
lassen sich mit verschiedenen Verfahren zu
einem Index zusammenfassen, sie können
jedoch auch individuell betrachtet werden.
Das Nachhaltigkeitsbarometer ist auf un-
terschiedlichen administrativen Ebenen
oberhalb der Gemeindeebene (Landkreise
bis Bund) wie auch für nicht-administrative
Raumbezugssysteme (wie Gitter und Raster
oder landschaftsökologische Raumbezüge
wie beispielsweise Gewässereinzugsberei-
che) anwendbar.

Schwerpunkt: Siedlungsraum

Inhaltlich liegt der Schwerpunkt des Nach-
haltigkeitsbarometers Fläche auf dem Sied-
lungsraum mit seinem Bestand an Sied-
lungs- und Verkehrsnutzungen und seiner
funktionalen Verflechtung mit dem angren-
zenden Landschaftsraum. Nicht-bauliche
Nutzungskategorien, wie z. B. Agrar- oder
Waldflächen, und deren Veränderungen ge-
hen nicht in die Bewertung ein, sofern sie
keinen Bezug zu urbanen Nutzungsansprü-
chen aufweisen.

Statische und dynamische Perspektive:
Nutzungsmuster und Nutzungsänderung

Das Nachhaltigkeitsbarometer unterschei-
det eine statische und eine dynamische Per-
spektive. Die statische Perspektive bildet
„Makroeigenschaften“ zusammenhängen-
der Flächennutzungsmuster zu einem fest-
gelegten Zeitpunkt oder zu verschiedenen
Zeitpunkten ab und bewertet diese im Hin-
blick auf die Ziele einer nachhaltigen Flä-
chennutzung. Eine solche Erhebung ope-
riert zumeist mit hoch aggregierten Mess-
größen (z. B. Bestand der Siedlungs- und
Verkehrsfläche, Bestand an unzerschnitte-
nen Freiräumen), die jedoch nur eine gerin-
ge zeitliche Variabilität aufweisen. Zwar
kann die Veränderung von Makroeigen-
schaften der Flächennutzung im zeitlichen
Verlauf gemessen werden. Für Evaluations-
prozesse politischen Handels sind diesbe-
zügliche Informationen aber nur von einge-
schränkter Relevanz, weil politische Akteu-
re zeitnahe Rückmeldungen über die Wirk-
samkeit getroffener Maßnahmen benötigen.

Aus diesem Grund wird die statische durch
eine dynamische Perspektive ergänzt, die
auf die in einer Bilanzierungsperiode fest-
stellbaren Nutzungsänderungen fokussiert.
Im Gegensatz zur aggregierten Betrachtung

basiert die Erhebung von Nutzungsände-
rungen teilweise auf einer disaggregierten,
standortscharfen Betrachtung. Diese wird
nach ihrer topologischen, nutzungs- und
schutzgutspezifischen Ausprägung sowie
dem Entwicklungskontext im Umfeld des
betreffenden Standortes bewertet. Wäh-
rend damit die statische Perspektive Wissen
für übergeordnete politische Bewertungen
der Flächennutzung generiert, stellt die dy-
namische Perspektive in stärkerem Maße
inhaltliche Bezüge zum operativen politi-
schen Handeln auf der Ebene konkreter
einzelfallbezogener planerischer und pro-
jektbezogener Entscheidungen her.

Vier Typen flächenpolitischer Ziele

Ausgangspunkt der Entwicklung eines Indi-
katorensystems, welches den oben genann-
ten Anforderungen an die Nachhaltigkeits-
berichterstattung gerecht wird, sind die
siedlungspolitischen Ziele einer nachhalti-
gen, d. h. umweltverträglichen und zu-
gleich sozial gerechten und ökonomisch
tragfähigen Flächennutzung. Das Nachhal-
tigkeitsbarometer unterscheidet dabei vier
Typen von Zielen:

• Reduktionsziele: Unter Reduktionszie-
len wurden solche Ziele zusammenge-
fasst, die sich auf die quantitative Redu-
zierung von Flächeninanspruchnahmen
für Siedlung und Verkehr und Versiege-
lung bzw. deren Zuwachsraten beziehen
– unabhängig von der Frage, welche Flä-
chen mit welchen Qualitäten davon be-
troffen sind.

• Schutz- und Erhaltungsziele: Schutz-
und Erhaltungsziele beziehen sich auf
Erhaltung und Schutz von Umweltfunk-
tionen bzw. Schutzgütern oder speziel-
len Ausprägungen dieser.

• Nutzungsstrukturelle Ziele: Als „nut-
zungsstrukturelle Ziele“ werden Ziele
bezeichnet, die sich auf die strukturelle
Ausprägung des Flächennutzungsmus-
ters bzw. auf die räumliche Lage be-
stimmter Nutzungsarten im Kontext des
bestehenden Flächennutzungsmusters
beziehen. Anders als Reduktionsziele be-
ziehen sich nutzungsstrukturelle Ziele
nicht auf die „Komposition“ (Anteil be-
stimmter Flächennutzungsarten), son-
dern in erster Linie auf die „Konfigura-
tion“ (räumliche Verteilung) eines Flä-
chennutzungsmusters.

• Nutzungseffizienzziele: Nutzungseffizi-
enzziele beziehen sich auf eine Maximie-
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rung des ökonomischen und sozialen
Nutzens bei Minimierung des Flächen-
einsatzes.

Jedem dieser Zieltypen sind mehrere Ziele
zugeordnet, die mit spezifischen Indikato-
ren gemessen werden. Es gibt somit stets
eine Entsprechung von Zielen und Indika-
toren (Abbildung).

Bilanzierung und Indizierung

Die bei Anwendung der Indikatoren erziel-
ten Messergebnisse lassen sich mit ver-
schiedenen Verfahren zu einem Nachhal-
tigkeitsindex aggregieren. Im Rahmen des
Bilanzierungsverfahrens werden drei Ver-
fahren der Indexbildung vorgeschlagen und
erprobt: eine räumliche Indexbildung, eine
zeitliche Indexbildung sowie der Einsatz
von indikatorspezifischen Transformati-
onsfunktionen. Die Bilanzierung erfolgt ge-
trennt nach Indikatoren, die das Nutzungs-
muster abbilden (statische Perspektive)
und solchen Kenngrößen, die Flächennut-
zungsänderungen messen (dynamische
Perspektive). Dies erscheint sinnvoll, um
politische Akteure differenzierter über Zu-
stand und Veränderung der Flächennut-
zung informieren zu können.

Dateneinsatz und -verarbeitung

Das Nachhaltigkeitsbarometer setzt geoco-
dierte und georeferenzierte Daten mit un-

mittelbarem oder mittelbarem Bezug zur
Flächennutzung ein. Während bei geoco-
dierten Daten der Raumbezug nur über ei-
nen administrativen Regionalschlüssel her-
gestellt werden kann (z. B. bei Daten der
amtlichen Flächenstatistik), wird der Orts-
bezug bei georeferenzierten Daten über
geographische Koordinaten erzeugt, sodass
Eigenschaften von Flächennutzungen
räumlich differenzierter beschrieben wer-
den können. Dies bedeutet für die Anwen-
dung des Barometers, dass Methoden und
Techniken geographischer Informations-
verarbeitung eingesetzt werden müssen.

Gliederungsstruktur des vorliegenden
Berichts

Der vorliegende Abschlussbericht gliedert
sich, neben der in Kapitel 1 geleisteten Ein-
führung in drei Hauptteile. In Kapitel 2
werden die bislang in Deutschland disku-
tierten flächenpolitischen Ziele analysiert
und mit der oben erläuterten Zieltypologie
systematisiert. Dazu wurden wesentliche
flächenpolitisch relevante Dokumente aus-
gewertet, was sowohl rechtliche Grundla-
gen (z. B. ROG, BauGB, Naturschutzgeset-
ze), politisch-programmatische Aussagen
der Bundes- und Landesregierungen (z. B.
Nationale Nachhaltigkeitsstrategie, Agen-
da-21-Programme der Länder) als auch Pa-
piere von Nicht-Regierungsorganisationen
sowie Forschungsergebnisse umfasst.

Konzeptioneller Aufbau des Nachhaltigkeitsbarometers Fläche
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In Kapitel 3 werden für alle flächenpoliti-
schen Ziele Indikatoren vorgeschlagen, mit
denen die Zielerreichung gemessen werden
kann. Orientiert an der entwickelten Zielty-
pik (Reduktionsziele, Schutz- und Erhal-
tungsziele, nutzungsstrukturelle Ziele und
Nutzungseffizienzziele) werden 39 Indika-
toren vorgeschlagen, von denen 18 Indika-
toren als „Kernindikatoren“ dienen. Die
praktische Anwendbarkeit der Indikatoren
wurde mit den für Bund und Länder verfüg-
baren Daten getestet. Im Ergebnis liegen für
eine Vielzahl von Indikatoren Messergeb-
nisse auf der Ebene von Bundesländern vor.
Darüber hinaus wurden die Indikatoren für
zwei Test-Landkreise (Wesel/NRW und
Meißen/Sachsen) angewendet, einige Indi-
katoren auch für die Kommune Kamp-Lint-
fort (NRW).

In Kapitel 4 werden Verfahren vorgestellt,
mit denen die Einzelergebnisse der Indika-
torenberechnung zu einem Nachhaltig-

keitsindex aggregiert werden können. Teil
der Indexbildung ist die normative Indizie-
rung der Einzelindikatoren sowie die Bil-
dung eines Gesamtindex aus den indikato-
renbezogenen Teilindizes. Gegenstand von
Kapitel 4 ist auch der Test der vorgeschlage-
nen Indizierungsverfahren mit eigens dafür
aufbereiteten Daten. Dies betrifft erstens
die Indizierung der auf Länderebene be-
rechneten Indikatoren anhand des Durch-
schnittswerts des Bundesgebietes. Zwei-
tens erfolgt eine Indizierung anhand eines
Referenzzeitpunkts, um Trends der Flä-
chennutzung zu bewerten. Drittens erfolgt
eine Indexbildung mit wissenschaftlich
und/oder politisch begründeten Transfor-
mationsfunktionen, wie sie in multikriteri-
ellen Bewertungsverfahren (z. B. der Nutz-
wertanalyse) angewandt werden. Hierbei
werden die gemessenen Einzelindikatoren-
werte ordinal oder kardinal Wertstufen zu-
geordnet und anschließend aggregiert.
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Abstract
The land-saving development of newly ur-
banised areas has been one of the even le-
gally demanded aims of regional and urban
planning policies for quite a long time; yet
only in recent years this issue has been paid
attention to both in the public and in poli-
tics. Particularly the objective of the Natio-
nal Sustainability Strategy to reduce land
consumption to 30 ha/day until 2020, set off
an intensive and quite controversial discus-
sion.

By international comparison, Germany has
a good data basis for soil and landscape
protection. Yet the official land statistics
working with only rather approximate data
are inadequate for the complex problems of
indicating costs and benefits of land con-
sumption and the relating information re-
quirements by politicians and scientists. So
far, for example, it has not been possible to
develop effective monitoring or controlling
instruments providing reliable information
on the quantitative or qualitative develop-
ment of land consumption and urban form.

With this in mind, it is the aim of this re-
search project to establish an indicator-
based information and assessment instru-
ment – called „sustainability barometer“ –
by which the present land-use and its chan-
ges can be assessed on the federal, the State
and the regional level. This sustainability
appraisal method is an attempt at syste-
matically widening the informational basis
of land-use related policies. The transition
from administrative land-use statistics with
a quantitative-descriptive orientation to a
GIS-based observation of urban land-use
and land-use change is to be achieved by an
integrated quantitative-qualitative goal and
evaluation framework.

The „sustainability barometer“ is an infor-
mation and assessment instrument to sup-
port political decisions and policy evaluati-
ons for controlling land consumption by
new settlements and transportation infra-
structures. It consists of three closely linked
components – a system of targets, a relating
system of indicators, and a quantitative in-
dex generation procedure allowing for an
overall decision-oriented assessment of
land-use and its changes (compare figure).
By different methods land-use indicators
can be aggregated to a sustainability index.
The appraisal approach can be applied on
different administrative levels above the

municipal level (counties, states, country)
as well as for non-administrative spatial
units (such as grids or landscape units such
as catchment areas for water bodies or soil
areas).

The indicator system distinguishes between
a static and a dynamic perspective. The
static perspective indicates „macro quali-
ties“ of urban land-use and land-use pat-
terns at either a predefined point of time or
at different points of time. This kind of in-
vestigation usually works with highly aggre-
gated data (e.g. the current amount of urba-
nised land, the number and spatial extent of
large undissected open spaces); their tem-
poral variability, however, is rather restric-
ted. Although it is possible to measure the
time-dependent changes of macro qualities
of land-use, this kind of information is of
only minor relevance for evaluating politi-
cal actions, since their actors require a rat-
her immediate feed-back on the efficacy of
certain measures.

The static perspective is therefore supple-
mented by a dynamic one focussing on tho-
se land-use changes that can be recorded
within one accounting time period. In cont-
rast to the aggregated approach, investiga-
tions on these changes are partly based on
disaggregated data focussing on site cha-
racteristics of single land-use changes (e.g.
the topological and acceptor-specific cha-
racteristics of new development). While the
static perspective supports higher-ranking
political assessments of urban land-use and
land-use change, the dynamic perspective
rather establishes the contents of operative
political actions on project level.

Starting point of developing an indicator
system focussing on urban land-use issues
is the settlement-policy target of a sustai-
ned, i.e. environment-friendly, socially just
and economically sound form of land-use
pattern. The „sustainability barometer“ dis-
tinguishes between four types of targets:

• Reduction targets: These comprise all
those targets referring to the quantitative
reduction of land consumption for urban
uses irrespective of the question what
areas are affected by what qualities.

• Protection targets: These refer to the pro-
tection of environmentally valued eco-
system components and open spaces
and the land areas sustaining them.
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• Urban form targets: These subsume tar-
gets referring to the development of
land-use patterns and the spatial inte-
gration of newly urbanised areas within
the context of existing land-use patterns.
By comparison to reduction targets, ur-
ban form targets rather focus on the con-
figuration than on the composition of ur-
ban land-use patterns.

• Efficiency targets: These refer to the de-
gree of economic efficiency regarding ur-
ban land-use. An efficient land-use is
characterised by maximising economic
and social benefits while minimising en-
vironmental and social costs associated
with urban land uses.

By various procedures, the indicators’
measurement results can be aggregated to a
sustainability index. Three methods for ge-
nerating this index have been proposed or
tested: a spatially generated index, a tempo-
rally generated index, and the application
of indicator-specific transformation func-
tions, well known in quantitative assess-
ment tools like cost-benefit analysis. The
indicator generation process is carried out
separately according to those indicators
that represent the land-use pattern (static
perspective) and those parameters that
measure land-use changes (dynamic pers-
pective). This approach appears to be the
best for detailed information on the state
and the changes of land-use patterns.

Components of the „Sustainability barometer“ of urban land use

Sustainability Barometer of Urban Land Use

Target System Indicator System

Reduction targets

Protection targets

Urban form targets

Land-use pattern Land-use change

Efficiency targets

Reduction targets

Protection targets

Urban form targets

Land-use pattern Land-use change

Efficiency targets

Index-generation procedure

Sustainability Barometer of Urban Land Use

Target System Indicator System

Reduction targets

Protection targets

Urban form targets

Land-use pattern Land-use change

Efficiency targets

Reduction targets

Protection targets

Urban form targets

Land-use pattern Land-use change

Efficiency targets

Index-generation procedure
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1 Einführung

1.1 Aufgabenstellung und Ziel des
Vorhabens

Eine flächensparende Siedlungs- und Ver-
kehrsflächenentwicklung zählt seit vielen
Jahren zu den, auch gesetzlich geforderten,
Zielen der Raumordnungs- und Siedlungs-
politik. Aber erst in den vergangenen Jahren
fand das Thema verstärkte Aufmerksamkeit
in Öffentlichkeit und Politik. Insbesondere
die Zielsetzung der Nationalen Nachhaltig-
keitsstrategie, den Flächenverbrauch für
Siedlung und Verkehr bis 2020 auf 30 ha/
Tag zu reduzieren, stieß einen intensiven,
durchaus kontrovers geführten (vgl. etwa
Portz 2004), gesellschaftlichen Dialogpro-
zess an.

Deutschland verfügt über eine im interna-
tionalen Vergleich gute Datenbasis für den
Boden- und Freiraumschutz. Dennoch
reicht die, mit wenigen globalstatistischen
Größen operierende, amtliche Flächensta-
tistik nicht dazu aus, der Komplexität des
Problems der Flächeninanspruchnahme
sowie den diesbezüglichen Informationser-
fordernissen aus Politik und Wissenschaft
gerecht zu werden. So gelang es bisher
nicht, flächenstatistische Monitoring- und
Controlling-Instrumentarien zu entwi-
ckeln, die verlässlich Auskunft über die
quantitative und qualitative Entwicklung
der Flächeninanspruchnahme geben.

Als zentrale Probleme des flächenstatisti-
schen Beobachtungssystems, die zum bis-
lang eher geringen Erfolg politischer Bemü-
hungen zur Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme beitragen, sind zu nennen:

• die eingeschränkte sachliche Auflösung
von Flächennutzungsdaten nach ver-
schiedenen Nutzungsarten, die wenig
Möglichkeiten bietet, die Flächeninan-
spruchnahme sowie Nutzungsänderun-
gen innerhalb der Siedlungsflächen dif-
ferenziert zu analysieren,

• die unklare Definition und Operationali-
sierung qualitativer Größen der Flächen-
nutzung, wie z. B. Zersiedelung, Zer-
schneidung, ökologische Empfindlich-
keit betroffener Flächen (Siedentop et al.
2003),

• die mangelhafte Nutzung georeferen-
zierter Flächennutzungsdaten (wie AT-
KIS) für flächenstatische und raumana-
lytische Zwecke, sodass die strukturellen
Eigenschaften des Flächennutzungs-

wandels (Urban Sprawl, Zersiedelung,
Fragmentierung) kaum Gegenstand der
amtlichen Flächenstatistik und damit
auch der siedlungspolitischen Zielfin-
dung und Evaluierung sind,

• das weitgehende Fehlen geeigneter
Schnittstellen zwischen Flächennut-
zungsdaten und anderen, etwa land-
schaftsökologischen, Fachdatenbestän-
den, sodass das Informationspotenzial
solcher Datenbasen nur teilweise ausge-
schöpft wird (Flacke 2003),

• einer inhaltlichen Fokussierung auf das
Wachstum des Siedlungsraumes und
seiner Komponenten, während Daten
zur inneren Dynamik des Siedlungs-
raums kaum existieren (z. B. Baulücken,
Brachflächen, Wohnungsleerstände).

All diese Defizite haben mit dazu beigetra-
gen, dass der politische Diskurs zur Steue-
rung der Flächennutzung als einseitige, nur
bedingt sachgerechte „Mengendebatte“ ge-
führt wird, da die amtliche Flächenstatistik
bisher kaum die Möglichkeit bietet, etwa
landschaftsökologische Beeinträchtigun-
gen, Infrastrukturkosten oder Beeinträchti-
gungen von Erholungsräumen abzuschät-
zen, die sich aus der Flächeninanspruch-
nahme ergeben. Die derzeitige Flächensta-
tistik ist somit in gewissem Sinne „quali-
tätsblind“. Mit ihren Möglichkeiten würden
im Rahmen einer Evaluierung der flächen-
politischen Ziele der Nationalen Nachhal-
tigkeitsstrategie die Bodeneigenschaften
der von Überbauung betroffenen Böden
ebenso unberücksichtigt bleiben wie die
räumliche Nähe neuer Siedlungsflächen zu
Versorgungseinrichtungen oder Haltestel-
len des öffentlichen Nahverkehrs. Es wäre
gleichgültig, ob die einer Bilanzperiode in
Anspruch genommenen Flächen vollstän-
dig versiegelt sind oder einen höheren An-
teil an Grünflächen oder wassergebunde-
nen Decken aufweisen, ob und in welchem
Maße sie in einer ausgeräumten Land-
schaft, einem Überschwemmungs- oder
Landschaftsschutzgebiet liegen oder ob
durch den Bau einer Bundesstraße ein
bisher großräumig unzerschnittener Raum
zerschnitten wird oder nicht.

Neben den beschriebenen Datenlücken
und Problemen der Nutzung flächenstatis-
tischer Basisdaten resultieren Defizite nicht
allein aus der mangelnden Verfügbarkeit
von Daten, sondern ebenso aus ihrer unzu-
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reichenden politik- und planungsbezoge-
nen Aufbereitung und Operationalisierung.

Ziel des Vorhabens ist es, vor diesem Hin-
tergrund ein indikatorenbasiertes Informa-
tions- und Bewertungsinstrument – das
„Nachhaltigkeitsbarometer Fläche“ – zu
entwickeln, mit dem die derzeitige Flächen-
nutzungsstruktur (Flächennutzung) und
deren Veränderungen (Flächeninanspruch-
nahme) auf der Ebene von Bund, Ländern
und Regionen bewertet werden können –
und zwar nicht nur unter quantitativen,
sondern ebenso unter qualitativen Ge-
sichtspunkten. Damit wird versucht, die in-
formationelle Basis einer integrierten,
nachhaltigkeitsorientierten Siedlungspoli-
tik systematisch zu verbreitern. Das Nach-
haltigkeitsbarometer Fläche soll

• die bisherige Mengenperspektive um
stärker qualitätsorientierte Informatio-
nen zu Flächennutzung und Nutzungs-
änderungen anreichern,

• das Informationspotenzial der Flächen-
statistik verbreitern, indem die verfügba-
ren statistischen Datengrundlagen kon-
sequenter genutzt, verfügbare neue
Datenquellen, insbesondere Geobasis-
daten, für flächenstatistische Zwecke
mobilisiert und Flächennutzungsdaten
mit sektoralen Fachdaten vernetzt wer-
den,

• neben der Deskription der quantitativen
und qualitativen Eigenschaften von Flä-
chennutzung und Flächeninanspruch-
nahme auch eine Bilanzierung der Errei-
chung siedlungspolitischer Ziele leisten.

Zu leisten ist damit der Übergang einer ad-
ministrativen Flächenstatistik mit quantita-
tiv-deskriptiver Ausrichtung in eine GIS-ba-
sierte Beobachtung des urbanen Nutzungs-
wandels mit einem integrierten quantitativ-
qualitativen Ziel- und Evaluationsrahmen.

Ausdrücklich sei auf zwei Punkte hingewie-
sen: (1) Das Nachhaltigkeitsbarometer ist
nicht als Werkzeug für eine breite Land-
schaftsbewertung zu verstehen, sondern
setzt einen Schwerpunkt auf die Siedlungs-
entwicklung, ohne dabei sinnvolle Bezüge
zu Nutzungen des offenen Landschaftsrau-
mes auszublenden. (2) Im Rahmen dieses
Forschungsvorhabens wurde das Nachhal-
tigkeitsbarometer konzipiert und hinsicht-
lich seiner daten- und EDV-technischen
Realisierbarkeit untersucht. Nicht vorgese-
hen war die Entwicklung und Programmie-
rung eines „EDV-Tools“, das etwa auf CD-
ROM vielfach verfügbar und anwendbar ist.

1.2 Konzeption des Nachhaltig-
keitsbarometers Fläche

Informations- und Bewertungs-
instrument für Regionen, Länder, Bund

Das Nachhaltigkeitsbarometer Fläche ist
konzipiert als Informations- und Bewer-
tungsinstrument zur politischen Entschei-
dungsunterstützung und Evaluation der
Politiken zur Steuerung der Flächeninan-
spruchnahme für Siedlung und Verkehr. Es
besteht aus drei eng miteinander verzahn-
ten Komponenten – einem Zielsystem, ei-
nem darauf bezogenen Indikatorensystem
und einem Bilanzierungsverfahren, das
eine zielbezogene Gesamtbewertung der
Flächennutzung und ihrer Veränderung er-
möglicht (vgl. Abb. 1). Die Indikatoren las-
sen sich mit verschiedenen Verfahren zu ei-
nem Index zusammenfassen, sie können je-
doch auch individuell betrachtet werden.
Das Nachhaltigkeitsbarometer ist auf un-
terschiedlichen administrativen Ebenen
oberhalb der Gemeindeebene (Landkreise
bis Bund) wie auch für nicht-administrative
Raumbezugssysteme (wie Gitter und Raster
oder landschaftsökologische Raumbezüge
wie Gewässereinzugsbereiche) anwendbar.

Erfassung quantitativer und qualitativer
Eigenschaften der Flächennutzung

Die Konzeption des Nachhaltigkeitsbaro-
meters beruht auf der Erkenntnis, dass der
Flächennutzungswandel als ein multidi-
mensionales Phänomen zu verstehen ist
(Galster et al. 2001; Ewing et al. 2002; Tor-
rens/Alberti 2000). Dieses kann nicht allein
mit Indikatoren abgebildet werden, die
lediglich quantitative, mengenbezogene
Ausprägungen von Siedlungs- und Ver-
kehrsflächen messen. Daher werden auch
Indikatoren eingesetzt, die qualitative
Eigenschaften der Flächennutzung erfas-
sen. Gegenstand des Barometers ist sowohl
die nutzungsbezogene „Komposition“ der
Flächennutzung, worunter die nutzungsar-
tenbezogene Zusammensetzung des Flä-
chennutzungsmusters verstanden wird, als
auch die „Konfiguration“ der Flächennut-
zung, also das räumliche Gefüge von Flä-
chennutzungen unterschiedlicher Art.

Schwerpunkt: Siedlungsraum

Inhaltlich liegt der Schwerpunkt des Nach-
haltigkeitsbarometers Fläche auf dem Sied-
lungsraum mit seinem Bestand an Sied-
lungs- und Verkehrsnutzungen und seiner
funktionalen Verflechtung mit dem angren-
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Abbildung 1
Konzeptioneller Aufbau des Nachhaltigkeitsbarometers Fläche
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zenden Landschaftsraum. Nicht-bauliche
Nutzungskategorien, wie z. B. Agrar- oder
Waldflächen, und deren Veränderungen ge-
hen nicht in die Bewertung ein, sofern sie
keinen Bezug zu urbanen Nutzungsansprü-
chen aufweisen.

Statische und dynamische Perspektive:
Nutzungsmuster und Nutzungsänderung

Das Nachhaltigkeitsbarometer unterschei-
det eine statische und eine dynamische Per-
spektive. Die statische Perspektive bildet
„Makroeigenschaften“ zusammenhängen-
der Flächennutzungsmuster zu einem fest-
gelegten Zeitpunkt oder zu verschiedenen
Zeitpunkten ab und bewertet diese im Hin-
blick auf die Ziele einer nachhaltigen Flä-
chennutzung. Eine solche Erhebung ope-
riert mit hoch aggregierten Messgrößen
(z. B. Bestand der Siedlungs- und Verkehrs-
fläche, Bestand an unzerschnittenen Frei-
räumen), die jedoch nur eine geringe zeitli-
che Elastizität aufweisen. Zwar kann die
Veränderung von Makroeigenschaften der
Flächennutzung im zeitlichen Verlauf ge-
messen werden. Für Evaluationsprozesse
politischen Handels sind diesbezügliche In-
formationen aber nur von eingeschränkter
Relevanz, weil politische Akteure zeitnahe
Rückmeldungen über die Wirksamkeit ge-
troffener Maßnahmen benötigen.

Aus diesem Grund wird die statische durch
eine dynamische Perspektive ergänzt, die
auf die in einer Bilanzierungsperiode fest-
stellbaren Nutzungsänderungen fokussiert.
Im Gegensatz zur aggregierten Betrachtung
basiert die Erhebung von Nutzungsände-
rungen teilweise auf einer disaggregierten,
standortscharfen Betrachtung. Diese wer-
den nach ihrer topologischen, nutzungs-
und akzeptorspezifischen Ausprägung so-
wie dem Entwicklungskontext im Umfeld
des betreffenden Standortes bewertet.
Während damit die statische Perspektive
Wissen für übergeordnete politische Be-
wertungen der Flächennutzung generiert,
stellt die dynamische Perspektive in stärke-
rem Maße inhaltliche Bezüge zum operati-
ven politischen Handeln auf Projektebene
her.

Vier Typen flächenpolitischer
Ziele

Das Nachhaltigkeitsbarometer unterschei-
det vier Typen von Zielen (vgl. Abb. 1 und
ausführlich Kap. 2):

• Reduktionsziele

• Erhaltungs- und Schutzziele

• Nutzungsstrukturelle Ziele

• Nutzungseffizienzziele.

Quelle:  Eigene Darstellung
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Jedem dieser Zieltypen ist eine Menge von
Zielen zugeordnet, die mit spezifischen In-
dikatoren gemessen werden. Es gibt somit
stets eine Entsprechung von Zielen und In-
dikatoren.

Bilanzierung und Indizierung

Die bei Anwendung der Indikatoren erziel-
ten Messergebnisse lassen sich mit ver-
schiedenen Verfahren zu einem Nachhal-
tigkeitsindex aggregieren. Im Rahmen des
Bilanzierungsverfahrens werden drei ver-
schiedene Verfahren der Indexbildung vor-
geschlagen und erprobt (vgl. ausführlich
Kap. 4): eine räumliche Indexbildung, eine
zeitliche Indexbildung sowie der Einsatz
von indikatorspezifischen Transformati-
onsfunktionen. Die Bilanzierung erfolgt ge-
trennt nach Indikatoren, die das Nutzungs-
muster abbilden (statische Perspektive)
und solchen Größen, die Flächennutzungs-
änderungen messen (dynamische Perspek-

tive). Dies erscheint sinnvoll, um politische
Akteure differenzierter über Zustand und
Veränderung der Flächennutzung infor-
mieren zu können.

Dateneinsatz und -verarbeitung

Das Nachhaltigkeitsbarometer setzt geoco-
dierte und georeferenzierte Daten mit un-
mittelbarem oder mittelbarem Bezug zur
Flächennutzung ein. Während bei geoco-
dierten Daten der Raumbezug nur über ei-
nen administrativen Regionalschlüssel her-
gestellt werden kann (z. B. bei Daten der
amtlichen Flächenstatistik) wird der Orts-
bezug bei georeferenzierten Daten über ge-
ografische Koordinaten erzeugt, sodass
Eigenschaften von Flächennutzungen
räumlich differenzierter beschrieben wer-
den können. Dies bedeutet für die Anwen-
dung des Barometers, dass Methoden und
Techniken geographischer Informations-
verarbeitung eingesetzt werden müssen.
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2.1 Aufgabenstellung und
Vorgehensweise

Primäre Voraussetzung für die Nachhaltig-
keitsbewertung von Flächennutzung und
Flächeninanspruchnahme ist die Existenz
entsprechender Ziele. Solche existieren be-
reits oder befinden sich in der politischen
und fachwissenschaftlichen Diskussion.
Ziel dieses Kapitels ist es daher,

• einen umfassenden Überblick über be-
stehende und diskutierte flächenpoliti-
sche Ziele zu geben,

• die Ziele zu beschreiben, u. a. hinsicht-
lich ihres Konkretheitsgrades,

• die Ziele zu systematisieren,

• hierdurch einen Katalog von flächenpo-
litischen Zielen zusammenzustellen, die
auf Bundes- und Landesebene verfolgt
werden, in das Nachhaltigkeitsbarome-
ter Eingang finden und durch Indikato-
ren evaluiert werden könnten,

• die Erfordernisse zur weiteren Operatio-
nalisierung (Quantifizierung, Regionali-
sierung) der auf Bundes- oder Landes-
ebene festgelegten flächenpolitischen
Ziele und damit verbundene Probleme
aufzuzeigen.

Die hier vorgenommene Synopse be-
schränkt sich auf Ziele, die sich unmittelbar
auf die Art und Weise der Flächennutzung
bzw. Flächeninanspruchnahme und auf die
dazu in Bezug stehenden (ökonomischen,
ökologischen und sozialen) Zustände be-
ziehen. Nicht Gegenstand des Vorhabens
waren instrumentelle Ziele oder Hand-
lungsziele, durch die die erstgenannten Zie-
le erreicht werden sollen, wie etwa die Än-
derung gesetzlicher Rahmenbedingungen,
die Einführung handelbarer Flächenaus-
weisungsrechte, der Aufbau von Brachflä-
chenkatastern oder Maßnahmen zu Infor-
mation und Bewusstseinsbildung etc. Dies
begründet sich damit, dass das Nachhaltig-
keitsbarometer Auskunft darüber geben
soll, was konkret „auf der Fläche“ geschieht,
nicht im „gesellschaftlichen Vorfeld“.

Es wurden wesentliche flächenpolitisch re-
levante Dokumente ausgewertet. Darunter
fallen rechtliche Grundlagen (z. B. ROG,
BauGB, Naturschutzgesetze), politisch-
programmatische Aussagen der Bundes-

2 Flächenpolitische Ziele und
Zieldiskussion

und Landesregierungen (z. B. Nationale
Nachhaltigkeitsstrategie, Agenda-21-Pro-
gramme der Länder), Papiere von Nicht-Re-
gierungsorganisationen sowie Forschungs-
ergebnisse. Insbesondere wird differenziert
zwischen Bundes- und Landesebene sowie
zwischen rechtlich und nicht rechtlich fi-
xierten Zielsetzungen. Auf Länderebene
wurden insbesondere die Landesentwick-
lungsprogramme ausgewertet, um feststel-
len zu können, ob sich Ziele der Bundesebe-
ne auch dort niederschlagen und insofern –
zumindest grundsätzlich – von einer brei-
ten Akzeptanz dieser Ziele ausgegangen
werden kann oder nicht.

In den folgenden Abschnitten werden die in
den betrachteten Dokumenten enthaltenen
Ziele „herausgefiltert“, bei starker Ähnlich-
keit zusammengefasst und systematisiert.
Eigene, über die vorgefundenen Ziele hin-
ausgehende Vorschläge werden nicht ge-
macht, auch auf eine Quantifizierung quali-
tativer Ziele wird verzichtet. Dies bleibt
dem gesellschaftlichen und politischen Dis-
kurs vorbehalten. In Kapitel 3 werden Hin-
weise zu Art und Weise einer erforderlichen
Operationalisierung quantitativer und qua-
litativer Ziele gegeben sowie damit verbun-
dene Erfordernisse und Probleme aufge-
zeigt.

2.2 Bestehende und diskutierte
flächenpolitische Ziele

Systematisierung der Ziele,
Überblick

Die ermittelten Einzelziele wurden bei star-
ker inhaltlicher Ähnlichkeit zusammenge-
fasst und insgesamt fünf Gruppen (Zielty-
pen) zugeordnet: Übergeordnete Ziele, Re-
duktionsziele, Erhaltungs- und Schutzziele,
nutzungsstrukturelle Ziele sowie Nutzungs-
effizienzziele. Zur leichteren Zuordenbar-
keit im weiteren Arbeitsverlauf erhalten die
Ziele Kurzformeln zur Identifizierung. Ta-
belle 1 gibt einen Überblick.

Die Zuordnung der einzelnen Ziele zu den
Zieltypen hat z. T. analytischen Charakter,
da die Ziele auf vielfache Weise miteinander
in Wechselwirkung stehen und häufig auch
Konkretisierungen anderer Ziele darstellen.
Insbesondere zwei Ziele erwiesen sich als so
generell, dass sie als „übergeordnete Ziele“
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bezeichnet werden müssen, die durch die
anderen Ziele konkretisiert werden1. Den-
noch wurde darauf geachtet, dass die ge-
wählten Zieltypen insgesamt möglichst
trennscharf sind. Die einzelnen Ziele wer-
den im Folgenden detailliert beschrieben.

Übergeordnete Ziele

Ziel: Ressourcenschonende
Flächeninanspruchnahme und sparsamer
Umgang mit Naturgütern (Ziel ÜZ 1)

Die Erkenntnis über die negativen Auswir-
kungen einer immer weiter fortschreiten-
den Flächeninanspruchnahme für Siedlung
und Verkehr hat sich in der Politik zu-
mindest prinzipiell durchgesetzt, die Not-
wendigkeit einer sparsamen und schonen-
den Inanspruchnahme weiterer Flächen
und einer Reduzierung des Flächenver-
brauchs ist weithin akzeptiert. Im ROG
(§ 2), im BauGB („Bodenschutzklausel“,
§ 1a, Abs. 2) und in den Naturschutzgeset-
zen des Bundes und der Länder ist dieses
Ziel in unterschiedlichen Formulierungen
rechtlich verankert. Dies gilt auch für die
Landesplanungsgesetze2. Erwähnung fin-
det es auch im Raumordnungsbericht (BBR
2000), im Bodenschutzbericht der Bundes-
regierung (Bundesregierung 2002b) sowie
in der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie
(Bundesregierung 2002a, S. 287). Zudem

bildet das Ziel eine Grundlage für die Akti-
vitäten einzelner Bundesländer zum Flä-
chen(ressourcen)management (Bayern,
Baden-Württemberg). Auch wird das Ziel in
fast allen Landesentwicklungsplänen bzw.
-programmen (LEP) genannt3.

Ziel: Vorrang innerörtlicher Entwicklung
vor Entwicklung im Außenbereich („Innen
vor Außen“) (Ziel ÜZ 2)

Dieses Ziel findet sich – wiederum in unter-
schiedlichen Formulierungen – im ROG
(§ 2, Abs. 2, Nr. 2), im BauGB (§ 1a, Abs. 2)
und im Landesnaturschutzgesetz Schles-
wig-Holstein (§ 2, Abs. 1, Nr. 4).

Die Nationale Nachhaltigkeitsstrategie
(Bundesregierung 2002a, S. 292 f., S. 296)
und der Fortschrittsbericht 2004 (Bundes-
regierung 2004, S. 209) geben unter Bezug
auf das BBR-Forschungsprojekt „Städte der
Zukunft“ als Ziel ein Verhältnis von 3 : 1 von
Innen- zu Außenentwicklung an4, ebenso
der Entwurf der Nationalen Strategie zur
biologischen Vielfalt (BMU 2005, S. 60).

Darüber hinaus findet das Ziel Erwähnung
in den beiden Berichten zur Habitat-II-
Konferenz in Istanbul (Deutsches National-
komitee Habitat II 1996, S. 6; BBR 2001,
S. 15) sowie im Umweltgutachten 2000
(SRU 2000, S. 44). Auch der Deutsche Städ-
tetag (2000, S. 6) hat eine entsprechende

Tabelle 1
Flächenpolitische Ziele und ihre Kategorisierung – Überblick

(1)
Auch wäre es durchaus mög-
lich gewesen, die Ziele „Nach-
verdichtung und Innenentwick-
lung“ sowie „Innerörtliches
Flächenrecycling, Wiedernut-
zung von Brachen“ nicht den
nutzungsstrukturellen Zielen,
sondern den Nutzungseffizi-
enzzielen zuzuordnen. U. a.
aufgrund der Systematik der
aus ihnen abgeleiteten Indika-
toren wurden sie jedoch wie
hier dargestellt zugeordnet.

(2)
Die Landesplanungsgesetze
stellen in den meisten Fällen
keine eigenen Grundsätze der
Raumordnung auf, sondern be-
ziehen sich lediglich auf die
Grundsätze des § 2 ROG, die
auch für die Länder gelten.
Ausnahmen hiervon bilden in
geringem Umfang lediglich die
LPlG von Bayern und Mecklen-
burg-Vorpommern, die verein-
zelt flächenpolitische Ziele als
Grundsätze der Raumordnung
benennen, die sich in dieser
Form im ROG nicht finden. In
Schleswig-Holstein enthält das
Landesentwicklungsgrundsät-
zegesetz eigene flächenpoliti-
sche Zielsetzungen. Im Folgen-
den gelten daher die Aussagen
zum ROG auch für die Länder,
es werden lediglich darüber hi-
nausgehende Grundsätze in
den Ländergesetzen erwähnt.

(3)
Die Bezeichnung ist nicht ein-
heitlich, sie wechselt je nach
Land zwischen Landesentwick-
lungsplan, Landesentwick-
lungsprogramm, Landesraum-
ordnungsplan oder Raument-
wicklungsplan. Im Folgenden
wird die einheitliche Abkürzung
LEP verwendet.

(4)
Bemerkenswert ist hier, dass
die Nationale Nachhaltigkeits-
strategie (Bundesregierung
2002a, S. 296) als Ziel lediglich
die „Innenentwicklung“ der
städtischen Bereiche bzw.
„Innenentwicklung vor Außen-
entwicklung“ angibt und nur
vermerkt, dass das Vorhaben
„Städte der Zukunft“ gezeigt
hat, „dass ein Verhältnis von
Innen- zu Außenentwicklung
von 3 : 1 als durchaus an-
spruchsvolle Zielsetzung in den
untersuchten Städten bereits
überwiegend erreicht wurde“.
Die Nationale Nachhaltigkeits-
strategie macht sich das Ziel
damit nicht explizit zu Eigen.
Demgegenüber heißt es im
Fortschrittsbericht 2004 (Bun-
desregierung 2004, S. 209):
„Entsprechend dem Ziel der
Nationalen Nachhaltigkeitsstra-
tegie, ein Verhältnis von Innen-
entwicklung und Außenent-
wicklung von 3 : 1 zu erreichen
...“

Quelle: Eigene Darstellung

Zieltyp 

 Übergeordnete Ziele 

ÜZ 1 Ressourcenschonende Flächeninanspruchnahme und sparsamer Umgang mit Naturgütern 
ÜZ 2 Vorrang innerörtlicher Entwicklung vor Entwicklung im Außenbereich („Innen vor Außen“) 

Reduktionsziele (RZ)  

RZ 1 Reduzierung der Flächeninanspruchnahme  
RZ 2 Reduzierung weiterer Versiegelung / des Versiegelungsgrades 
RZ 3 Entsiegelung – Rückbau nicht mehr benötigter Bauflächen, Ausgleich für Neuversiegelung 

Erhaltungs- und Schutzziele (EZ) 

EZ 1 Schutz und Erhaltung von Boden (und seiner Leistungsfähigkeit) 
EZ 2 Schutz und Erhaltung von unbebauten Bereichen, Freiräumen, Grünflächen und Landschaft 
EZ 3 Erhaltung großflächig unzerschnittener Landschaftsräume  
EZ 4 Sicherung und Entwicklung naturschutzfachlich bedeutsamer Flächen 

Nutzungsstrukturelle Ziele (SZ) 

SZ 1 Räumliche Konzentration der Siedlungsentwicklung, Vermeidung von Zersiedelung 
SZ 2 Nachverdichtung und Innenentwicklung 
SZ 3 Innerörtliches Flächenrecycling, Wiedernutzung von Brachen 
SZ 4 Nutzungsmischung im Siedlungsbereich 
SZ 5 Anbindung neuer Baugebiete an bestehende Infrastrukturen 
SZ 6 Räumliche Bündelung von Infrastruktursystemen 

Nutzungseffizienzziele (NZ) 

NZ 1 Intensivierung der Flächennutzung  
NZ 2 Höhere ökonomische Produktivität der Flächeninanspruchnahme 
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Position bezogen. Ebenso spricht sich das
UBA (2003, S. 24) für einen Vorrang der
Innenentwicklung bei hoher Umwelt- und
Lebensqualität für die Bewohner und gerin-
ger Bodenbeeinträchtigung aus.

In den meisten Landesentwicklungsplänen
findet sich das Ziel entweder in der Form
„Innen vor Außen“ oder bereits konkreti-
siert in Form des Ziels „Nachverdichtung
und Innenentwicklung“ (Ziel SZ 2, s. u.).
Darüber hinaus wird es erwähnt in der
Saarland-Agenda, in der Dokumentation
„Für ein zukunftsfähiges NRW“ im Rahmen
der Erstellung einer Agenda 21 für Nord-
rhein-Westfalen (MUNLV 2003, S. 50)5 so-
wie in einem Schreiben des bayerischen In-
nenministeriums an alle Bürgermeister zur
Verringerung des Flächenverbrauchs in der
Bauleitplanung.

Das Ziel ÜZ 2 steht in engem Zusammen-
hang zu Ziel ÜZ 1, da es unmittelbar zu ei-
ner ressourcenschonenden Flächeninan-
spruchnahme und einem sparsamen Um-
gang mit Naturgütern beiträgt.

Hinzuweisen ist darauf, dass alle Ziele, die
eine innerörtliche Nachverdichtung und
bauliche Entwicklung formulieren, mit den
Zielen zur Erhaltung von innerörtlichen
Freiräumen und Grünflächen in Konflikt
geraten (können). Eine Abwägung zwischen
beiden Zielen kann nicht pauschal getrof-
fen werden, sondern bedarf der Betrach-
tung des Einzelfalls.

Reduktionsziele

Unter Reduktionszielen wurden solche Zie-
le zusammengefasst, die sich auf die quan-
titative Reduzierung von Flächeninan-
spruchnahmen und Versiegelungen bzw.
deren Zuwachsraten beziehen – unabhän-
gig von der Frage, welche Flächen mit wel-
chen Qualitäten davon betroffen sind.

Ziel: Reduzierung der
Flächeninanspruchnahme (Ziel RZ 1)

Das Ziel „ressourcenschonende Flächenin-
anspruchnahme“ (ÜZ 1) impliziert noch
nicht das Ziel „Reduzierung der Flächenin-
anspruchnahme“, da es diese prinzipiell
nicht ausschließt bzw. nicht von vornherein
ein bestimmtes Maß festlegt. Eine Reduzie-
rung ist erst dann anzustreben, wenn die
bestehende Flächeninanspruchnahme
quantitativ nicht „ressourcenschonend“
oder „sparsam“ ist. Daher sind beide Ziele
getrennt voneinander zu betrachten.

Zwar findet sich das Ziel in den relevanten
Gesetzen nicht explizit wieder, sehr wohl je-
doch in einer Reihe untergesetzlicher Do-
kumente auf allen politisch-administrati-
ven Ebenen, in denen es allerdings nicht
immer quantifiziert wird. Entsprechende
Dokumente auf Bundesebene sind etwa der
Städtebauliche Bericht des BfLR (BfLR
1996), der Bericht der Enquete-Kommissi-
on „Schutz des Menschen und der Umwelt“
des Deutschen Bundestags von 1997 sowie
eine Veröffentlichung des UBA (2003, S. 4).

Auf Landesebene findet es sich im LPlG
Bayern, im Landesentwicklungsgrundsät-
zegesetz Schleswig-Holstein sowie in den
meisten LEP (Ausnahme: Hessen, Nieder-
sachsen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Hol-
stein), in der Nachhaltigkeitsstrategie des
Landes Schleswig-Holstein (2004, S. 22), im
Umweltplan des Landes Baden-Württem-
berg (MUV 2000, S. 44) sowie in diversen
Dokumenten des Landes Bayern zum
Bündnis für Flächensparen und zum kom-
munalen Flächenressourcen-Management.
Diskutiert wird es auch in der „Agenda 21
NRW“ (MUNLV 2003, S. 14).

Eine umfassende Recherche über entspre-
chende Zielsetzungen auf kommunaler
Ebene würde den Rahmen des Vorhabens
sprengen. Aus Pilotvorhaben zum kommu-
nalen Flächenmanagement in Bayern, Ba-
den-Württemberg und seit kurzem auch in
Sachsen sowie aus Stellungnahmen kom-
munaler Spitzenverbände lässt sich jedoch
schließen, dass das Thema auf der kommu-
nalen Ebene „angekommen“ ist, wenn-
gleich es dort durchaus kontrovers disku-
tiert wird und auf vehemente Ablehnung
des Deutschen Städte- und Gemeindebun-
des stößt (Portz 2004). Die kommunale The-
matisierung zeigt sich auch daran, dass die
überwiegende Zahl kommunaler Nachhal-
tigkeitsindikatorensysteme einen Indikator
zur Siedlungs- und Verkehrsfläche enthält
und dies implizit oder explizit mit dem Ziel
der Reduzierung der Flächeninanspruch-
nahme verbunden ist. Einschränkend ist
allerdings darauf hinzuweisen, dass kom-
munale Nachhaltigkeitsberichte in der Re-
gel keinen oder nur sehr marginalen Ein-
fluss auf politische Entscheidungen haben
(Heiland et al. 2003).

Quantifiziert wird das Ziel der Reduzierung
der Flächeninanspruchnahme in folgenden
Unterlagen bzw. von folgenden Akteuren

• Nationale Nachhaltigkeitsstrategie (Bun-
desregierung 2002a, S. 99, S. 288): Redu-

(5)
Die Dokumentation (MUNLV
2003) trifft keine Aussage
darüber, ob die hier dargestell-
ten, von Experten in Arbeits-
gruppen erarbeiteten, Ergeb-
nisse bereits die „Agenda 21
NRW“, deren Entwurf oder eine
Vorstufe in anderer Form dar-
stellen und welche politische
Verbindlichkeit sie haben sol-
len. Im Folgenden wird aus
Gründen der sprachlichen Ein-
fachheit von „Agenda 21 NRW“
(in Anführungszeichen!) ge-
sprochen.
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zierung der bundesweiten Flächeninan-
spruchnahme auf 30 ha/Tag bis 2020
(ebenso der Bodenschutzbericht (Bun-
desregierung 2002b6) unterstützend
hierzu RNE 2004, S. 3 ff.; SRU 2002,
S. 156; 2004, S. 169 ff.).

• Umweltbundesamt (UBA 2003, S. 4): Re-
duzierung des Wachstums SuV-Fläche
von 130 ha auf 80 ha im Jahr 2010, auf
30 ha im Jahr 2020, dazwischen ist ein li-
nearer Rückgang anzustreben. Bezogen
auf die Verkehrsfläche allein fordert das
UBA (2003, S. 29) eine Reduzierung des
Wachstums der SuV-Fläche für Erschlie-
ßungsstraßen von 10 ha/Tag auf weniger
als 3 ha/Tag im Jahr 2020.

• Entwurf einer Nationalen Strategie zur
biologischen Vielfalt (BMU 2005, S. 60):
2010 (60 ha/Tag), 2020 (30 ha/Tag), 2050
(0 ha/Tag). Versiegelungen sind dann
nur noch bei Entsiegelung an anderer
Stelle möglich.

• Enquete-Kommission des Bundestags
„Schutz des Menschen und der Umwelt“
(1997): Verringerung der bundesweiten
Flächeninanspruchnahme bis 2010 auf
10 Prozent der Rate der Jahre 1993-1995.

• Saarland-Agenda (Ministerium für Um-
welt des Saarlandes 2004): Begrenzung
des mittleren Flächenverbrauchs im
Saarland auf 0,5 ha pro Tag.

• Landesnaturschutzverband Baden-
Württemberg (LNV): Reduktion des Flä-
chenverbrauchs in Baden-Württemberg
bis zum Jahr 2010 stufenweise auf ein
Zehntel, also auf 1,2 ha pro Tag.7

• BUND Baden-Württemberg: Reduktion
des Nettoflächenverbrauchs in Baden-
Württemberg um 50 Prozent bis 2005
und auf Null bis 2010 (zit. bei NBBW
2004, S. 14).

• Naturschutzbund Baden-Württemberg
(NABU-BW): Reduktion des Nettoflä-
chenverbrauchs in Baden-Württemberg
um 50 Prozent bis 2010 und auf Null bis
2020 (zit. bei NBBW 2004, S. 14).

Neben BMU (2005), BUND und NABU Ba-
den-Württemberg fordern weitere Akteure
die langfristige Reduzierung der Netto-
Neuinanspruchnahme von Flächen auf
Null: Rat für Nachhaltige Entwicklung (RNE
2001; Nullwachstum bis spätestens 2050,
zit. bei NBBW 2004, S. 14), UBA (Hinter-
grundpapier zum Flächenverbrauch, 2004),
SRU (2000, S. 44; 2002, S. 156; vgl. auch SRU
2004, S. 169 ff.), Akademie für Raumord-

nung und Landesplanung in einer Stellung-
nahme zur Flächenhaushaltspolitik (ARL
2004), Naturschutzbund Deutschland
(NABU 2004) sowie der Nachhaltigkeitsbei-
rat der Landesregierung Baden-Württem-
berg (2004). Auch der Nationalbericht zu
Istanbul+5 im Rahmen von Habitat II (BBR
2001, S. 15) fordert, die Umwandlung von
unbebauten Flächen in bebaute langfristig
durch gleichzeitige Erneuerung (Entsiege-
lung u. a.) vollständig zu kompensieren.
Dieser Auffassung hat sich auch die Bun-
desregierung im Fortschrittsbericht 2004
(Bundesregierung 2004, S. 198) angeschlos-
sen, wenngleich mit der vorsichtigen For-
mulierung, dass es „im Idealfall langfristig
gelingen (sollte), die tatsächliche Neuinan-
spruchnahme von Flächen weitgehend
durch die erneute Nutzung vorhandener
Flächen zu ersetzen“.

Über das Ziel der Reduzierung der Flächen-
inanspruchnahme hinaus formuliert die
„Agenda 21 NRW“ das Ziel einer mittel- bis
langfristigen Erhöhung des Freiraumanteils
(s. hierzu Ziel RZ 3). Weitere quantifizierte
Ziele zur Reduzierung der Zunahme von
Verkehrsflächen finden sich im Zusammen-
hang mit der Reduzierung der Landschafts-
zerschneidung (s. Ziel EZ 3).

Ziel: Reduzierung weiterer Versiegelung
(Ziel RZ 2)

Siedlungs- und Verkehrsfläche ist nicht
identisch mit versiegelter Fläche, sondern
umfasst auch nicht versiegelte Flächen. Da-
her ist das Ziel einer Reduzierung der Flä-
cheninanspruchnahme für SuV zu trennen
vom Ziel der Reduzierung weiterer Versie-
gelung. Gleichwohl wird beides häufig zwar
nicht gleichgesetzt, aber die SuV doch als
Indikator für den Grad der Versiegelung ge-
nommen. Anders ausgedrückt: Da SuV
immer zu einem bestimmten Anteil (durch-
schnittlich etwa zu 40 % bis 50 %) aus ver-
siegelter Fläche besteht, beinhaltet die Re-
duzierung der SuV-Fläche immer auch die
Reduzierung der Versiegelung. Daher ist es
nicht erstaunlich, dass das Thema Versiege-
lung in den ausgewerteten Dokumenten ex-
plizit nicht häufig genannt wird.

Eine Pflicht zur Begrenzung der Versiege-
lung auf das notwendige bzw. unvermeidli-
che Maß findet sich im BauGB § 1a, Abs. 2,
im Landesnaturschutzgesetz Schleswig-
Holstein (§ 2, Abs. 1, Nr. 4) und im Ham-
burgischen Naturschutzgesetz (§ 1, Nr. 6).
Laut LPlG Bayern (§ 2, Nr. 13) sind bei Maß-
nahmen der Siedlung und der Infrastruktur

(6)
Die Nationale Nachhaltigkeits-
strategie (Bundesregierung
2002a) sowie der Boden-
schutzbericht sind in weiten
Teilen der Analyse und Zielfor-
mulierung zur Reduzierung der
F lächen inanspruchnahme
wortgleich. Daher wird im Fol-
genden kein Bezug mehr auf
den Bodenschutzbericht ge-
nommen.

(7)
Angaben über LNV, BUND und
NABU in Baden-Württemberg
entnommen bei Nachhaltig-
keitsbeirat der Landesregie-
rung Baden-Württemberg,
NBBW (2004, S. 14).
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die Möglichkeiten der Minderung des Flä-
chenverbrauchs zu berücksichtigen, gemäß
Landesentwicklungsgrundsätzegesetz
Schleswig-Holstein (§ 6, Abs. 4) ist „bei al-
len Planungen und Maßnahmen […] auf
eine sparsame Inanspruchnahme und
möglichst geringe zusätzliche Versiegelung
der Bodenflächen hinzuwirken“.

Konkrete Zielwerte für die Versiegelung von
Verkehrswegen benennt das UBA (2003,
S. 32): Bis 2005 soll die versiegelte Straßen-
und Wegefläche auf dem Niveau des Jahres
2002 gehalten werden (Neuversiegelung
nur bei Entsiegelung im selben Umfang).
Beim Neubau klassifizierter Straßen au-
ßerorts soll eine Reduzierung der Fahr-
bahnbreite um 5 % gegenüber heutigen
Ausbaustandards vorgenommen werden
(ebd.).

Weiterhin findet das Ziel Erwähnung in der
Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie (Bun-
desregierung 2002a, S. 290), im Umweltgut-
achten 2000 (SRU 2000, S. 43), in UBA Texte
90/03 (2003, S. 29, S. 101), in den LEP Nie-
dersachsen, Nordrhein-Westfalen, Sach-
sen-Anhalt und Thüringen, in der Saarland-
Agenda (2004, S. 149), in der Nachhaltig-
keitsstrategie Schleswig-Holstein (2004,
S. 22) sowie in BayStMI (2002, S. 3).

Ziel: Entsiegelung – Rückbau nicht mehr
benötigter Bauflächen, Ausgleich für
Neuversiegelung (Ziel RZ 3)

Das BauGB enthält in § 179 ein Rückbau-
und Entsiegelungsgebot, das unter be-
stimmten Bedingungen angewendet wer-
den kann, nämlich bei „dauerhaft nicht
mehr genutzten Flächen, bei denen der
durch Bebauung oder Versiegelung beein-
trächtigte Boden in seiner Leistungsfähig-
keit erhalten oder wiederhergestellt werden
soll“. Eine ähnliche Vorschrift findet sich in
§ 5 Bundesbodenschutzgesetz. Auch das
ROG (§ 2 Abs. 2 Nr. 8) fordert, dass bei
dauerhaft nicht mehr genutzten Flächen
der Boden in seiner Leistungsfähigkeit er-
halten oder wiederhergestellt werden soll,
ohne Rückbau und Entsiegelung explizit
anzusprechen. Das BNatSchG setzt in § 2,
Abs. 1, Nr. 11 fest, dass nicht mehr benötig-
te versiegelte Flächen zu renaturieren sind
oder, soweit eine Entsiegelung nicht mög-
lich oder zumutbar ist, der natürlichen Ent-
wicklung zu überlassen sind. In den Län-
dernaturschutzgesetzen wird dies in Bran-
denburg (§ 1, Abs. 2, Nr. 14) und Mecklen-
burg-Vorpommern (§ 2, Abs. 2, Nr. 2) auf-
gegriffen.

Als Ziel werden Rückbau und Entsiegelung
auf Bundesebene auch in der Nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie (Bundesregierung
2002a, S. 291) sowie in einem Hintergrund-
papier des UBA (UBA 2004, S. 5) genannt.
Der SRU (2000, S. 43) schreibt der Entsiege-
lung ebenfalls – eine allerdings untergeord-
nete – Bedeutung zur Reduzierung der Flä-
cheninanspruchnahme zu. Sehr konkrete
Zielsetzungen finden sich in einer Publika-
tion des Umweltbundesamtes (UBA 2003,
S. 101): „Bestehende Versiegelungen auf
dauerhaft nicht mehr genutzten Flächen im
Außenbereich sind im Rahmen der Pflich-
ten der Eigentümer nach § 5 BBodSchG, im
Rahmen von Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen oder im Rahmen sonstiger Förder-
programme zügig zu entsiegeln. Jährlich
sind im Außenbereich mindestens 5 % der
jeweils vorhandenen dauerhaft nicht mehr
genutzten Flächen zu entsiegeln.“

Zudem fordert das UBA, bis 2010 den Aus-
gleich und Ersatz neuversiegelter Flächen
durch Entsiegelungsmaßnahmen und Wie-
derherstellung von Bodenfunktionen im
Rahmen der naturschutzrechtlichen Ein-
griffsregelung zu mindestens 75 % und bis
2020 einen vollständigen Ausgleich und Er-
satz neu versiegelter Flächen durch Entsie-
gelungsmaßnahmen (ebd.). Auf die Ein-
griffsregelung bezieht sich auch der RNE
(2004, S. 20), der betont, dass zukünftig an-
zustreben sei, „Eingriffe mit Versiegelung
des Bodens vorrangig durch eine gleich gro-
ße Entsiegelung auszugleichen“. Unabhän-
gig von diesem naturschutzrechtlichen In-
strument findet sich das Ziel einer Kompen-
sation von Ver- durch Entsiegelung auch im
Nationalen Aktionsplan zur nachhaltigen
Siedlungsentwicklung (BRBS 1996, S. 6), im
Städtebaulichen Bericht des BfLR (1996,
S. 72) sowie im Fortschrittsbericht 2004
(Bundesregierung 2004, S. 198).

In Zusammenhang mit Ziel RZ 3 ist auch
das von der „Agenda 21 NRW“ formulierte
Ziel einer mittel- bis langfristigen Erhöhung
des Freiraumanteils zu nennen. Dies würde
bedeuten, „den bestehenden Anteil an
Siedlungs- und Verkehrsfläche zurückzu-
bauen“ (MUNLV 2003, S. 50).

Das UBA (2003, S. 21) macht hierzu bereits
einen ersten Diskussionsvorschlag an die
Kommunen, der zwei Punkte beinhaltet:

a) Entsiegelung und (Teil-)Begrünung von
heute versiegelten Siedlungs- und Ver-
kehrsflächen im Siedlungsraum um 0,2 %
pro Jahr der im Jahr 2000 versiegelten Flä-
che sowie
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b) Erhöhung des Anteils der unbefestigten,
begrünten Grundflächen in Ortschaften um
0,1 % der im Jahr 2000 bereits versiegelten
Flächen pro Jahr.

Darüber hinaus sollen bis 2010 2 % der Stra-
ßen- und Wegefläche, bis 2020 5 % der Stra-
ßen- und Wegefläche entsiegelt werden
(UBA 2003, S. 32).

Vergleichsweise wenig Erwähnung findet
das Ziel auf Landesebene – entsprechende
Bezüge fanden sich lediglich in den LEP der
Länder Baden-Württemberg, NRW und
Sachsen sowie in Agenda-21-Dokumenten
des Saarlands (Saarland Agenda 2004,
S. 151) und Nordrhein-Westfalens (MULNV
2003, S. 49 ff.).

Erhaltungs- und Schutzziele

Erhaltungs- und Schutzziele beziehen sich
auf Erhaltung und Schutz von Umweltfunk-
tionen bzw. Schutzgütern oder speziellen
Ausprägungen dieser.

Ziel: Schutz und Erhaltung von Boden (und
seiner Leistungsfähigkeit) (Ziel EZ 1)

Zweck des Bundesbodenschutzgesetzes ist
es, „nachhaltig die Funktionen des Bodens
zu sichern oder wiederherzustellen“ (§ 1).
Auf diese Zwecksetzung nimmt auch der
Raumordnungsbericht der Bundesregie-
rung (2000) explizit Bezug und betont, dass
Bodenschutz und ein sparsamer Umgang
mit Fläche vielfach gesetzlich verankert
sind. Das BNatSchG (§ 2 (1) Abs. 3) legt fest:
„Böden sind so zu erhalten, dass sie ihre
Funktionen im Naturhaushalt erfüllen kön-
nen.“ In ähnlicher Formulierung findet sich
dies in den Landesnaturschutzgesetzen von
Baden-Württemberg (§ 2, Abs. 3), Branden-
burg (§ 1, Abs. 2, Nr. 10), Bremen (§ 2,
Abs. 4), Hamburg (§ 1, Abs. 6), NRW (§ 2,
Abs. 4), Niedersachsen (§ 2, Abs. 4), Rhein-
land-Pfalz (§ 2, Abs. 4), Saarland (§ 2,
Abs. 4), Sachsen-Anhalt (§ 2, Abs. 4),
Schleswig-Holstein (§ 10, Abs. 1), Thürin-
gen (§ 1, Abs. 3, Abs. 7). Gemäß ROG (§ 2,
Abs. 2, Nr. 8) sind Naturgüter, insbesondere
Wasser und Boden, sparsam und schonend
in Anspruch zu nehmen.

Auf untergesetzlicher Ebene finden sich
entsprechende Zielaussagen in der Natio-
nalen Nachhaltigkeitsstrategie (Bundesre-
gierung 2002a, S. 287), im Fortschrittsbe-
richt 2004 (Bundesregierung 2004, S. 197)
sowie vonseiten des RNE (2004, S. 5), des
SRU (2000, S. 44) und des UBA (2003, S. 12):
Gemäß UBA sind Böden mit ihren natürli-

chen Funktionen sowie als Standort für
Nahrungsmittelproduktion und forstwirt-
schaftliche Nutzung in hinreichender Aus-
dehnung zu sichern, ebenso ist bis 2010 der
Flächenanteil von Böden mit emittierenden
Eigenschaften auf das von der EU-Wasser-
rahmenrichtlinie (WRRL) geforderte Maß
zu reduzieren.

Auf Länderebene treffen neben den er-
wähnten Landesnaturschutzgesetzen das
LPlG Mecklenburg-Vorpommern (§ 2,
Nr. 3) (Erhaltung und umweltverträgliche
Bewirtschaftung für land- und forstwirt-
schaftliche Nutzung gut geeigneter Böden)
und das Landesgrundsätzeentwicklungsge-
setz Schleswig-Holstein (§ 6, Abs. 4) ent-
sprechende Aussagen. Gleiches gilt für die
LEP Baden-Württemberg, Berlin-Branden-
burg, Niedersachsen, NRW, Rheinland-
Pfalz und Saarland sowie die Bayern-Agen-
da-21 (StMLU 1997, S. 70, S. 94 f., S. 213)
und die Nachhaltigkeitsstrategie Schleswig-
Holsteins (2004, S. 22).

Ziel: Schutz und Erhaltung von unbebauten
Bereichen, Freiräumen, Grünflächen und
Landschaft (Ziel EZ 2)

Insbesondere im Naturschutzrecht geregelt
sind Ziele zu Schutz und Erhaltung von
Freiräumen und Grünflächen, sowohl im
besiedelten als auch im unbesiedelten Be-
reich. Das Bundesnaturschutzgesetz ver-
langt in § 2, Abs. 1, Nr. 13, die Landschaft in
ihrer Vielfalt, Eigenart und Schönheit auch
als Erlebnis- und Erholungsraum für den
Menschen zu sichern. „Vor allem im sied-
lungsnahen Bereich sind ausreichend Flä-
chen für die Erholung bereitzustellen“
(ebd.). In mehreren Landesnaturschutzge-
setzen (Baden-Württemberg, Berlin, Bre-
men, Hamburg, Saarland, Sachsen-Anhalt,
Thüringen) finden sich in den Zielen und
Grundsätzen von Naturschutz und Land-
schaftspflege Vorschriften zu Schutz, Erhal-
tung und Entwicklung innerörtlicher Grün-
flächen und Grünbestände sowie zu deren
sinnvoller räumlicher Zuordnung zu Wohn-
und Gewerbeflächen.

Auch das Raumordnungsrecht benennt den
Freiraumschutz als wesentliches Grundan-
liegen überörtlicher Planung. Das ROG (§ 2,
Abs. 2, Nr. 1) formuliert als Grundsatz der
Raumordnung: „Im Gesamtraum der Bun-
desrepublik Deutschland ist eine ausgewo-
gene Siedlungs- und Freiraumstruktur zu
entwickeln. Die Funktionsfähigkeit des Na-
turhaushalts im besiedelten und unbesie-
delten Bereich ist zu sichern.“
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Eines von drei wesentlichen flächenpoliti-
schen Teilzielen der Nationalen Nachhal-
tigkeitsstrategie (Bundesregierung 2002a,
S. 292 f.) ist der Schutz von Freiräumen. Das
UBA (2003, S. 12 f.) fordert zum Schutz
wertvoller oder empfindlicher Freiräume
den Verzicht auf „Flächeninanspruchnah-
me in seltenen, wertvollen oder empfindli-
chen Gebieten“. Bereits 1995 wies die
MKRO im „Raumordnungspolitischen
Handlungsrahmen“ (Abschnitt 8.1) darauf
hin, dass die Raumordnung durch eine um-
fassende und querschnittsorientierte Frei-
raumsicherung, insbesondere durch die
Ausweisung von Vorranggebieten mit öko-
logischen Funktionen einen Beitrag zur ak-
tiven Umweltvorsorge und zum Ressour-
censchutz leisten kann.

Das Ziel findet sich auch in allen LEP, mit
Ausnahme von Schleswig-Holstein. Aller-
dings verfolgt dieses Land das Ziel einer
Konzentration der Siedlungsentwicklung
(s. u.), das den Schutz von Freiräumen „ex
negativum“ enthält. Als übergeordnetes
Ziel werden Schutz und Entwicklung des
Freiraums auch in der Bayern-Agenda-21
(StMLU 1997, S. 73, S. 208) und der „Agenda
21 NRW“ (MUNLV 2003, S. 49) genannt. Ba-
den-Württemberg und das Saarland haben
in ihren 2005 bzw. 2006 novellierten Natur-
schutzgesetzen jeweils einen eigenen Para-
graphen zum "Schutz unzerschnittener
Landschaftsteile" (NatSchG BW § 3) bzw.
zum "Schutz unzerschnittener Räume"
(SNG § 6) eingeführt.

Explizit auf den Siedlungsraum und dessen
Umfeld bezogene Aussagen finden sich in
der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie
(Bundesregierung 2002a, S. 291). Sie fordert
zur Verminderung der Suburbanisierung
eine qualitative Verbesserung der Flächen-
inanspruchnahme, bspw. durch eine Ver-
besserung des Wohnumfelds in den Innen-
städten (ähnlich UBA 2003).

Aufgrund der breiten Formulierung dieses
Ziels ließen sich auch die folgenden Ziele
EZ 3 und insbesondere EZ 4 hier zuordnen.
Diese sind aber in den ausgewerteten Do-
kumenten explizit so speziell formuliert,
dass sie als eigene Ziele betrachtet werden.

Ziel: Erhaltung großflächig unzerschnitte-
ner Landschaftsräume (Ziel EZ 3)

Dieses Ziel konkretisiert das generelle Ziel
der Erhaltung von Freiräumen (EZ 2) in
Hinblick auf großräumige, zusammenhän-
gende und störungsfreie Räume, die insbe-
sondere für den Arten- und Biotopschutz

sowie die Erholung von Bedeutung sind.
Damit ist unmittelbar das Ziel einer Ver-
meidung weiterer Landschaftszerschnei-
dung verbunden.

Das ROG (§ 2, Abs. 2, Nr. 3) legt als Grund-
satz der Raumordnung fest: „Die großräu-
mige und übergreifende Freiraumstruktur
ist zu erhalten und zu entwickeln. Die Frei-
räume sind in ihrer Bedeutung für funkti-
onsfähige Böden, für den Wasserhaushalt,
die Tier- und Pflanzenwelt sowie das Klima
zu sichern oder in ihrer Funktion wieder-
herzustellen.“

Im BNatSchG (§ 2, Abs. 1, Nr. 12) ist das Ziel
bereits bezogen auf die verursachende
Raumnutzung bzw. Infrastruktur: „Ver-
kehrswege, Energieleitungen und ähnliche
Vorhaben sollen so zusammengefasst wer-
den, dass die Zerschneidung und der Ver-
brauch von Landschaft so gering wie mög-
lich gehalten werden.“ (vgl. auch Ziel SZ 6,
Räumliche Bündelung von Infrastruktur-
systemen). In ähnlicher Weise, zum Teil de-
taillierter, ist das Ziel in den Naturschutzge-
setzen der Länder Hessen (§ 1a, Abs. 1,
Nr. 2), Mecklenburg-Vorpommern (§ 2,
Abs. 2, Nr. 3), Schleswig-Holstein (§ 1,
Abs. 2, Nr. 4) formuliert.

Auf untergesetzlicher Ebene wird das Ziel in
der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie
(Bundesregierung 2002a, S. 291 f.) und im
Fortschrittsbericht 2004 (Bundesregierung
2004, S. 198) genannt: „Der mit zunehmen-
dem Verkehrsaufkommen notwendige Aus-
bau der Verkehrswege hat zu einer entspre-
chenden Inanspruchnahme von Freiflä-
chen und damit auch zu einer fortschrei-
tenden Zerschneidung von Lebensräumen
und Kulturlandschaften beigetragen. Hier
gilt es künftig z. B. durch Bündelung der
Verkehrswege einer weiteren Beeinträchti-
gung des Landschaftsbildes entgegenzu-
wirken“ (Bundesregierung 2002a, S. 293 f.,
vgl. auch hier Ziel SZ 6). Problematisiert
wird die Zerschneidungswirkung von Ver-
kehrstrassen auch im Raumordnungspoliti-
schen Handlungsrahmen (MKRO 1995, Ab-
schnitt 8.1). Der SRU (2000, S. 102) fordert
unter Bezug auf das umweltpolitische
Schwerpunktprogramm der Bundesregie-
rung von 1998 die Reduzierung der ver-
kehrsbedingten Beeinträchtigungen des
Naturhaushaltes durch Minimierung der
Flächeninanspruchnahme und der Zer-
schneidungseffekte (SRU 2000, S. 102).

Sehr intensiv befasst sich das UBA (2003)
mit der Landschaftszerschneidung. So for-
dert es zum Erhalt unzerschnittener ver-
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kehrsarmer Räume: „Die Anzahl der jeweils
noch vorhandenen unzerschnittenen Flä-
chen über 140, 120, 100, 80 und 64 km² soll
künftig erhalten bleiben. Die unzerschnit-
tenen Flächen über 100 km² dürfen nicht
mehr angetastet werden“ (UBA 2003,
S. 301). Unklar bleibt hierbei allerdings wie
der Unterschied zwischen „erhalten blei-
ben“ und „dürfen nicht mehr angetastet
werden“ zu verstehen ist. Für die weitere
Diskussion wird daher davon ausgegangen,
dass alle UZVR größer als 64 km² nicht wei-
ter zerschnitten werden sollen.

Zudem soll die kleinteilige Landschaftszer-
schneidung durch die in Tabelle 2 darge-
stellten Kriterien zur künftigen Entwicklung
der effektiven Maschenweite (m

eff
)8 be-

grenzt werden (Diskussionsvorschlag des
UBA).

Hinsichtlich der Zerschneidungswirkungen
der Verkehrsinfrastruktur besteht ein enger
Bezug zu den Zielwerten des UBA (2003) zur
Reduzierung des Wachstums für Verkehrs-
flächen sowie zu deren Ver- und Entsiege-
lung (siehe Reduktionsziele RZ 1, 2, 3). Zu-
dem fordert das UBA (2003, S. 296) eine
Rückführung und Stabilisierung des moto-
risierten Straßenverkehrs auf das Niveau
von 1990. Dazu ist gegenüber dem Jahr 2000
eine Reduktion der Fahrleistung im Motori-
sierten Individualverkehr (MIV) um 1,8 %
und im Güterverkehr auf der Straße um
45 % notwendig. Das Ziel wirkt mindernd
auf Verkehrswegebaubedarf und Ausbau-
standards für Straßen.

Auf Länderebene formulieren fast alle LEP
(Ausnahme: NRW, Saarland) insbesondere
das Ziel einer Minimierung der Zerschnei-
dung, in einigen findet der Schutz großräu-
miger unzerschnittener Freiräume aus-
drücklich Erwähnung. Entsprechende Aus-
sagen finden sich in der Bayern-Agenda-21
(StMLU 1997, S. 208). Die „Agenda 21 NRW“
betont in Hinblick auf die Verkehrsinfra-

struktur das Ziel, die Zerschneidung/Inan-
spruchnahme von Natura-2000-Gebieten
zu reduzieren (MUNLV 2003, S. 14).

Ziel: Sicherung und Entwicklung
naturschutzfachlich bedeutsamer Flächen
(Ziel EZ 4)

Ein wesentliches Ziel für die Steuerung der
Flächeninanspruchnahme ist die Sicherung
naturschutzfachlich bedeutsamer Flächen.
Die Grundlage hierfür bilden das BNatSchG
sowie die Landesnaturschutzgesetze, in de-
nen u. a. Zweck und Aufgabe der verschie-
denen Schutzgebietskategorien (einschließ-
lich FFH- und Vogelschutzgebiete sowie ge-
setzlich geschützter Biotope) festgelegt sind.
Unterschiede bestehen dabei in der Stärke
des Schutzes vor Bebauung, der abhängig
ist von Schutzgebietskategorie, Schutzge-
bietsgröße, Schutzgebietsverordnung.

Von besonderer Bedeutung ist der Aufbau
von Biotopverbundsystemen, denen Flä-
chen der verschiedenen Schutzgebietskate-
gorien angehören können. Dies gilt zum ei-
nen für das europäische Biotopverbundsys-
teme Natura 2000 (FFH- und Vogelschutz-
gebiete), zum anderen für davon zunächst
unabhängige, oftmals aber überlappende,
Biotopverbundsysteme der Länder, für die
§ 3 BNatSchG den Rahmen setzt. Hier fin-
den sich quantifizierte Ziele: Nach § 3
BNatSchG soll der Biotopverbund min-
destens 10 % der Landesfläche umfassen
(ebenso mehrere novellierte oder in der No-
vellierung befindliche Landesnaturschutz-
gesetze, z. B. Bayern, Brandenburg, Baden-
Württemberg; UBA 2003, S. 12), das Lan-
desnaturschutzgesetz Schleswig-Holstein
(§ 2, Abs. 1, Nr. 13) sieht 15 % vor. Als
Grundsatz der Raumordnung sind „Natur
und Landschaft einschließlich Gewässer,
Wald und Meeresgebiete [...] dauerhaft zu
schützen, zu pflegen, zu entwickeln und,
soweit erforderlich, möglich und angemes-

Tabelle 2
Kriterien für die künftige Begrenzung der Landschaftszerschneidung (Diskussionsvorschlag UBA 2003)

Quelle: UBA 2003, S. 301; leicht verändert

(8)
Zur Effektiven Maschenweite
vgl. ausführlich S. 102 ff.

Kriterium für die künftige Begrenzung  
der Landschaftszerschneidung (zur Diskussion) m

eff
 heute 

Ziel bis 2012: 
Abnahme der m

eff
 um weniger als 

<10 km² 1,5 % 

10-20 km² 1,9 % 

20-35 km² 2,2 % 

Begrenzung der Abnahme der meff durch  
Straßenneubau sowie durch Siedlung und Verkehr 
bundesweit sowie in allen durch Verkehrsprojekte 
betroffenen Regionen  
(Untersuchungsregionen) 
Die absolute Fläche der jeweiligen  
Untersuchungsregionen sollte ein Fünfzigstel  
der Fläche der Bundesrepublik nicht  
überschreiten (7 140 km²) 

>35 km² 3,0 % 



19Flächenpolitische Ziele und Zieldiskussion

sen, wiederherzustellen. Dabei ist den Er-
fordernissen des Biotopverbundes Rech-
nung zu tragen“ (ROG, § 2, Abs. 2, Nr. 8).

Entsprechende Verweise auf untergesetzli-
cher Ebene finden sich in der Nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie (Bundesregierung
2002a, S. 99, S. 292) sowie im Fortschritts-
bericht 2004 (Bundesregierung 2004,
S. 198). Im Teil „Natur und Landschaft“ for-
mulieren auch die LEP entsprechende Zie-
le. Solche finden sich auch im Umweltplan
Baden-Württemberg (MUV 2000, S. 170 f.)
und der Bayern-Agenda-21 (StMLU 1997,
S. 72).

Darüber hinaus formuliert das UBA (2003,
S. 12) das Ziel, Flächen für Hochwasser-
schutz- und -vorsorge in hinreichender
Ausdehnung zu sichern.

Nutzungsstrukturelle Ziele

Als nutzungsstrukturelle Ziele werden Ziele
bezeichnet, die Aussagen über den jeweili-
gen räumlichen Zusammenhang von Flä-
chennutzung und Flächeninanspruchnah-
me treffen. Einige dieser Ziele betreffen die
gesamte Landesfläche (z. B. Räumliche
Konzentration der Siedlungsentwicklung,
Vermeidung von Zersiedelung, Minimie-
rung der Landschaftszerschneidung durch
räumliche Bündelung von Infrastruktursys-
temen), andere sind vornehmlich auf den
Siedlungsraum bezogen (Nachverdichtung
und Innenentwicklung, Innerörtliches Flä-
chenrecycling und Wiedernutzung von Bra-
chen, Nutzungsmischung im Siedlungsbe-
reich, Anbindung neuer Baugebiete an be-
stehende Infrastrukturen). Selbstverständ-
lich wirkt die Erreichung von Zielen, die auf
den Siedlungsraum bezogen sind, indirekt
auch auf den bisher nicht besiedelten
Raum.

Ziel: Räumliche Konzentration der
Siedlungsentwicklung, Vermeidung von
Zersiedelung (Ziel SZ 1)

Das ROG legt in § 2, Abs. 2, Nr. 2 fest, dass
die Siedlungstätigkeit räumlich zu konzen-
trieren und auf ein System leistungsfähiger
Zentraler Orte auszurichten ist. Als Grund-
satz der Raumordnung gilt dies auch für die
Raumordnung der Länder. Auch die Forde-
rung nach der Stärkung von Innenstädten,
die in den Vorschriften zur Städtebauförde-
rung des BauGB (§ 164) zum Ausdruck
kommt, lässt sich dem Ziel der räumlichen
Konzentration der Siedlungsentwicklung
zuordnen.

Ähnliche Zielstellungen kommen im Pro-
gramm Stadtumbau Ost der Bundesregie-
rung zum Ausdruck. Im Nationalbericht
Istanbul+5 (BMVBW 2001, S. 13) heißt es,
dass sich die deutsche Siedlungspolitik ori-
entiert „an den räumlichen Leitvorstellun-
gen der kompakten und durchmischten
Stadt sowie der dezentralen Konzentrati-
on“. Auch nach BfLR (1996, S. 67) sollte das
flächenextensive disperse Siedlungswachs-
tum als Folge der räumlichen Auseinander-
entwicklung von Nutzungen in den Städten
und Stadtregionen gebremst werden.

Die Nationale Nachhaltigkeitsstrategie
(Bundesregierung 2002, S. 291) weist darauf
hin, dass „verkehrssparende Siedlungs-
strukturen mit einer Siedlungskonzentra-
tion an den Verkehrsknoten und entlang
der Verkehrsachsen (indirekt) positiv auf
die Verringerung der Flächeninanspruch-
nahme (wirken)“.

Da die LEP aufgrund rechtlicher Vorgaben
das Leitbild der dezentralen Konzentration
verfolgen sowie Zentrale Orte bestimmen,
ergibt sich bereits hieraus das Ziel einer
räumlichen Konzentration. Daneben wird
es aufgegriffen in der „Agenda 21 NRW“,
wobei der Stärkung und Sicherung attrakti-
ver Zentren im Sinne der dezentralen Kon-
zentration hohe Bedeutung beigemessen
wird (MUNLV 2003, S. 49; S. 53 f.).

Aufgrund seiner Breite umfasst das Ziel SZ 1
auch die nachfolgend genannten Ziele
„Nachverdichtung und Innenentwicklung“
(SZ 2) sowie „Innerörtliches Flächenrecyc-
ling, Wiedernutzung von Brachen“ (SZ 3;
SZ 3 kann wiederum als Teil von SZ 2 be-
trachtet werden). Insofern ist hier eine Hie-
rarchisierung der Ziele gegeben. Aufgrund
der expliziten Erwähnung in den ausgewer-
teten Dokumenten werden die Ziele SZ 2
und SZ 3 jedoch gesondert behandelt.

Ziel: Nachverdichtung und
Innenentwicklung (Ziel SZ 2)

Hier ist zunächst auf die bereits erwähnten
Quellen zu verweisen, die der innerörtli-
chen Entwicklung prinzipiell Vorrang vor
der Entwicklung im Außenbereich geben
(vgl. Ziel Ü 2, auch SZ 1), insbesondere das
quantitative Ziel des Verhältnisses der
Innen- zur Außenentwicklung von 3 : 1
(Bundesregierung 2002a, BMU 2005).
Rechtliche Regelungen finden sich im ROG
(ROG § 2, Abs. 2, Nr. 2), im BauGB (§ 1a,
Abs. 2) und im Landesnaturschutzgesetz
Schleswig-Holstein (§ 2, Abs. 1, Nr. 4). Das
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BauGB benennt darüber hinaus in § 164b,
Abs. 2, Punkt 1 die Stärkung von Innenstäd-
ten als Schwerpunkt für Finanzhilfen der
Städtebauförderung.

Aufgegriffen werden die Themen Nachver-
dichtung und Innenentwicklung in der Na-
tionalen Nachhaltigkeitsstrategie (Bundes-
regierung 2002a, S. 296 ff.; 2004, S. 209 f.),
vom Deutschen Nationalkomitee Habitat II
(1996, S. 6), vom BfLR im „Städtebaulichen
Bericht Nachhaltige Stadtentwicklung“
(1996, S. 67) sowie im Umweltgutachten
2000 (SRU 2000, S. 43). Auf Landesebene
finden sich entsprechende Aussagen in
mehreren LEP, in der Bayern-Agenda-21
(StMLU 1997, S. 213) sowie im Rahmen des
bayerischen Bündnisses zum Flächensparen
(BayStMLU & BayStMI 2003) sowie der Ent-
wicklung der Agenda 21 NRW (MULNV
2003, S. 49 f., S. 54).

Ziel: Innerörtliches Flächenrecycling,
Wiedernutzung von Brachen (Ziel SZ 3)

Als Sonderfall bzw. als eine Möglichkeit zu
Nachverdichtung und Innenentwicklung
ist das innerörtliche Flächenrecycling
durch die Wiedernutzung von Brachen an-
zusehen. Insofern stellt dieses Ziel eine
Konkretisierung von Ziel SZ 2 dar, beide
(sowie Ziele ÜZ 2, SZ 1) sind in engem Zu-
sammenhang zu sehen.

Das BauGB trifft hierzu in § 1a, Abs. 2, die
Aussage, dass zur Verringerung der zusätz-
lichen Flächeninanspruchnahme auch die
Wiedernutzbarmachung von Flächen zu
nutzen ist. In § 164b, Abs. 2, Punkt 2 wird
die Wiedernutzung als Schwerpunkt des
Einsatzes von Finanzhilfen der Städtebau-
förderung festgesetzt. Das ROG (§ 2, Abs. 2,
Nr. 2) legt fest, dass der Wiedernutzung
brachgefallener Siedlungsflächen Vorrang
vor der Inanspruchnahme von Freiflächen
zu geben ist.

Auf die Notwendigkeit bzw. Chancen des
Flächenrecyclings (z. B. militärischer Kon-
versionsflächen) und der Brachenrevitali-
sierung verweisen auch die Nationale
Nachhaltigkeitsstrategie (Bundesregierung
2002a, S. 99, S. 291, S. 297; 2004, S. 198,
S. 204, S. 209), der RNE (2004, S. 19), der
SRU (2000, S. 44), das Deutsche National-
komitee Habitat II (1996, S. 6), das BfLR
(1996, S. 72) und die ARL (2004, S. 2). Bereits
sehr konkret wird das UBA (2003, S. 24 f.),
das als Ziele keine Entstehung neuer Bra-
chen sowie die Deckung des Flächenbe-
darfs für neue Nutzungen durch Brachflä-

chen zu 25 % ab heute, zu 50 % in 2010 und
zu 75 % in 2020 nennt.

Gesetzliche Festlegungen auf Länderebene
treffen die Landesnaturschutzgesetze
Mecklenburg-Vorpommern (§ 2, Abs. 2,
Nr. 2) und Schleswig-Holstein (§ 2, Abs. 1,
Nr. 4). Darüber hinaus findet sich das Ziel in
etwa der Hälfte der LEP, im Umweltplan Ba-
den-Württemberg (MUV 2000, S. 45) sowie
in den Agenda-21-Programmen der Länder
Nordrhein-Westfalen, Saarland und Bayern
(MUNLV 2003, S. 49 f., Saarland-Agenda
(o. J., S. 60; StMLU 1997, S. 213) und dort
auch in den Aktivitäten des Bündnisses zum
Flächensparen (BayStMI 2002, S. 3).

Der Deutsche und der Österreichische
Städtetag fordern in einem gemeinsamen
Papier (1999, S. 9), dass „eine Wiedernut-
zung bereits bebauter und erschlossener
Siedlungsflächen in jedem Fall Vorrang ha-
ben (muss) vor einer Neuausweisung von
Bauland. Die Potenziale von Brach- und
Konversionsflächen sind gezielt für die
Stadtentwicklung zu nutzen“.

Ziel: Nutzungsmischung im
Siedlungsbereich (Ziel SZ 4)

Eine eher dienende Funktion weisen die
ausgewerteten Dokumente dem Ziel einer
stärkeren Nutzungsmischung im Sied-
lungsbereich zu, so die Nationale Nachhal-
tigkeitsstrategie: „Indirekt wirken auch Flä-
chenrecycling, eine verstärkte Nutzungsmi-
schung und verkehrssparende Siedlungs-
strukturen mit einer Siedlungskonzentra-
tion an den Verkehrsknoten und entlang
der Verkehrsachsen positiv auf die Verrin-
gerung der Flächeninanspruchnahme“
(Bundesregierung 2002a, S. 291). Auch BfLR
(1996, S. 72), SRU (2000, S. 214) sowie auf
Länderebene die „Agenda 21 NRW“ (MUN-
LV 2003, S. 50) betrachten verstärkte Nut-
zungsmischung als ein Mittel zur Optimie-
rung der Flächennutzung bzw. der Flächen-
inanspruchnahme. Entsprechende Aussa-
gen in den LEP finden sich nur im Saarland,
Rheinland-Pfalz und in NRW.

Ziel: Anbindung neuer Baugebiete an die
bestehende Infrastruktur (Ziel SZ 5)

Als Grundsatz der Raumordnung legt das
ROG (§ 2, Abs. 2, Nr. 12) fest: „Die Sied-
lungsentwicklung ist durch Zuordnung und
Mischung der unterschiedlichen Raumnut-
zungen so zu gestalten, dass die Verkehrs-
belastung verringert und zusätzlicher Ver-
kehr vermieden wird.“ Die Nationale
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Nachhaltigkeitsstrategie (Bundesregierung
2002a, S. 295) begrüßt eine „Strategie der
Siedlungskonzentration an den Haltepunk-
ten des Schienenpersonennahverkehrs“.

Eine gute räumliche Zuordnung neuer
Siedlungsstrukturen zu Einrichtungen der
Infrastruktur, insbesondere zum Schienen-
und öffentlichen Personennahverkehr fin-
det sich als Ziel in einer Reihe von LEP so-
wie in der Bayern-Agenda-21 (StMLU 1997,
S. 208, S. 213). Gefordert ist eine Siedlungs-
tätigkeit entlang der Nahverkehrsachsen,
die zu einer Verkehrsreduzierung und zu ei-
nem verminderten Erschließungsaufwand
führt und nicht zuletzt zumutbare Entfer-
nungen sowie eine ökonomische Nutzung
und Auslastung bestehender Infrastruktur-
einrichtungen jeder Art gewährleistet (vgl.
hierzu die LEP Baden-Württemberg, Meck-
lenburg-Vorpommern, NRW, Rheinland-
Pfalz, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thürin-
gen). An diesem Punkt lässt sich dieses Ziel
auch als Nutzungseffizienzziel verstehen.

Ziel: Räumliche Bündelung von
Infrastruktursystemen (Ziel SZ 6)

In engem Zusammenhang mit dem Ziel der
Erhaltung unzerschnittener Landschafts-
räume (EZ 3) sowie sonstiger Freiräume
steht das Ziel, Infrastruktursysteme räum-
lich zu bündeln, um dadurch Landschafts-
zerschneidung zu minimieren. Hier wird
auf die bereits bei EZ 3 genannten Regelun-
gen des BNatSchG (§ 2, Abs. 1, Nr. 12) sowie
die Nationale Nachhaltigkeitsstrategie
(Bundesregierung 2002a, 291, 293 f.) ver-
wiesen, darüber hinaus auf die Natur-
schutzgesetze der Länder Sachsen (§ 1,
Abs. 1, Nr. 5) und Saarland (§ 2, Nr. 18). In
den LEP ist das Ziel vereinzelt anzutreffen,
so in Bayern, NRW und Baden-Württem-
berg.

Nutzungseffizienzziele

Nutzungseffizienzziele beziehen sich auf
eine Maximierung des ökonomischen und
sozialen Nutzens bei Minimierung des Flä-
cheneinsatzes. Zur Effizienz der Flächen-
nutzung finden sich im Vergleich zu den an-
deren Zielkategorien nur relativ wenige
Aussagen, insbesondere kaum rechtliche
Festsetzungen.

Ziel: Intensivierung der Flächennutzung
(Ziel NZ 1)

Auf gesetzlicher Ebene formuliert das Lan-
desnaturschutzgesetz Schleswig-Holstein

(§ 2, Nr. 4) anzustrebende Mehrfachnut-
zungen von Bodenflächen, insbesondere
für Zwecke von Freizeit und Erholung, als
Grundsatz von Naturschutz und Land-
schaftspflege. Das BfLR (1996, S. 67) forder-
te im Städtebaulichen Bericht durch inten-
sivere Flächennutzung Flächen zu sparen,
ohne dies detailliert auszuführen.

Auf Landesebene findet sich das Ziel in den
LEP Bayern, Mecklenburg-Vorpommern,
NRW und Saarland, wenn auch wenig kon-
kret. Im Rahmen der „Agenda 21 NRW“
(MUNLV, 2003, S. 50) wird als Ziel formu-
liert: „Effizienzsteigerung der Flächennut-
zung im Siedlungsbereich (Gewerbe- und
Wohnfläche).“ Damit ist eine Erhöhung der
Einwohnerdichte bzw. der gewerblichen
Arbeitsplätze pro Hektar (s. Ziel NZ 2, Anm.
d. Verf.) gemeint. Ziel muss es sein „mit
möglichst wenig Siedlungs- und Verkehrs-
fläche pro Einwohner auszukommen“
(ebd., S. 52).

Ziel: Höhere ökonomische Produktivität der
Flächeninanspruchnahme (Ziel NZ 2)

Die Nationale Nachhaltigkeitsstrategie
(Bundesregierung 2002a, S. 290) fordert, die
spezifische Flächeninanspruchnahme vom
Wirtschaftswachstum weiter zu entkop-
peln, ebenso das Umweltgutachten 2000
(SRU 2000, S. 102) und zwar unter Bezug auf
das umweltpolitische Schwerpunktpro-
gramm der Bundesregierung von 1998.

In diesem Zusammenhang ist auch das Ziel
der „Agenda 21 NRW“ zu sehen, die Zahl der
gewerblichen Arbeitsplätze pro Hektar SuV
bzw. Gewerbefläche zu steigern (MUNLV
2003, 50). Auf Landesebene werden zu die-
sem Ziel darüber hinaus keine Aussagen ge-
troffen.

Ziele zur Steuerung der Flächen-
inanspruchnahme aus sozialer und
ökonomischer Perspektive

Die bisher identifizierten flächenpoliti-
schen Ziele dürfen nicht isoliert von ande-
ren gesellschaftlichen und politischen bzw.
rechtlich definierten Zielen betrachtet wer-
den. Vielmehr sind sie in Zielkontexte der
gesellschaftlichen Entwicklung eingebun-
den und können daher nicht ohne Beach-
tung anderer Ziele verwirklicht werden.
Bereits eingangs des Kapitels zur Verminde-
rung der Flächeninanspruchnahme heißt
es in der Nationalen Nachhaltigkeitsstrate-
gie: „Es gibt kaum ein Handlungsfeld, bei
dem das komplexe Gefüge von ökologi-
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schen, ökonomischen und sozialen Anfor-
derungen so sichtbar wird wie im Bereich
des Umgangs mit der begrenzten Ressource
Boden und der Siedlungsentwicklung“
(Bundesregierung 2002a, S. 287). Im Fort-
schrittsbericht 2004 heißt es: „Eine der
größten Schwierigkeiten bei der Erreichung
des ‚30-ha-Ziels‘ liegt darin, dass ... zwi-
schen mehreren gleichwertigen Zielen, wie
Ökologie, wirtschaftlichem Wachstum und
einer sozial angemessenen Wohnungsver-
sorgung abgewogen werden muss“ (Bun-
desregierung 2004, S. 197).

Entsprechende Aussagen finden sich in
weiteren Dokumenten. So wird im Raum-
ordnungspolitischen Handlungsrahmen
(MKRO 1995) die Notwendigkeit betont,
„ressourcenschonende und nachhaltige
Nutzungen des Raumes mit den Anforde-
rungen wirtschaftlicher Entwicklung in Ein-
klang zu bringen“. Die Nationale Nachhal-
tigkeitsstrategie betrachtet auch die Versor-
gung der Bevölkerung mit ausreichendem,
angemessenem und bezahlbarem Wohn-
raum (als) ein wichtiges Ziel. Auch für die
gewerbliche und infrastrukturelle Nutzung
müssen ausreichend Flächen zu volkswirt-
schaftlich vertretbaren Preisen zur Verfü-
gung stehen (Bundesregierung 2002a,
S. 287). „Insgesamt zeigt sich, dass zu einer
nachhaltigen Siedlungsentwicklung auch
die Vorsorge für ausreichenden Wohnraum
gehören muss. Gleiches gilt für eine Flä-
chenvorratspolitik, die auch künftigen Ge-
nerationen eine positive industrielle und
gewerbliche Entwicklung ermöglicht.“
(Bundesregierung 2002a, S. 290).

„Bei aller Notwendigkeit, die künftige Flä-
cheninanspruchnahme zu verringern, hätte
eine ausschließlich restriktive Flächenpoli-
tik doch erhebliche unerwünschte wirt-
schaftliche und soziale Folgen. Sie würde
nicht nur das wirtschaftliche Wachstum
hemmen, sondern vor allem durch Flä-
chen- und damit verbundene Wohnraum-
verknappung zu Verdrängungseffekten zu
Lasten der einkommensschwächeren Be-
völkerung führen“ (Bundesregierung
2002a, S. 291).

Schließlich wird darauf hingewiesen, dass
bei Maßnahmen zur Reduzierung der Flä-
cheninanspruchnahme regional unter-
schiedliche Flächennachfragen zu berück-
sichtigen seien (Bundesregierung 2002a,
S. 289).

Auf Länderebene finden sich in den fachli-
chen Teilen, etwa zu Siedlung, Verkehr und

Infrastruktur, ebenfalls Zielsetzungen, die
bei weiterer Konkretisierung zu Konflikten
mit flächenpolitischen Zielen führen kön-
nen bzw. werden. Dies gilt etwa für die bau-
liche Eigenentwicklung von Gemeinden,
die sich auch ergeben kann durch „Verbes-
serungen der Wohnverhältnisse“ (vgl. LEP
Baden-Württemberg, Saarland; Rheinland-
Pfalz, ähnlich LEP Sachsen) bzw. „verän-
dertes Wohnverhalten und steigende Woh-
nungsansprüche der ortsansässigen Bevöl-
kerung“ (LEP Thüringen 2004, Entwurf).
Dies beinhaltet eine Steigerung der Wohn-
fläche pro Person, die dem Ziel der Intensi-
vierung der Flächennutzung zuwider läuft
(wenngleich sie aus anderen Erwägungen
zu begrüßen sein mag).

Zusammenfassende Einschätzung

Themen und Inhalte flächenpolitischer
Ziele

Die meisten der identifizierten flächenpoli-
tischen Ziele sind in grundsätzlicher, quali-
tativ formulierter Art und Weise weit ver-
breitet und akzeptiert, in vielen Fällen auch
gesetzlich geregelt. Wesentliche prinzipielle
Widerstände gegen eine ressourcenscho-
nende Flächeninanspruchnahme, gegen
die Reduzierung der Flächeninanspruch-
nahme sowie gegen den Schutz von Freiflä-
chen und Boden sind daher nicht zu erwar-
ten. Auch der Vorrang der Innen- vor der
Außenentwicklung, einschließlich der da-
raus folgenden Konsequenzen für Nachver-
dichtung, Flächenrecycling und Wieder-
nutzung von Brachen kann als weithin an-
erkannt gelten.

Selbst das quantifizierte Ziel zur Reduzie-
rung der Flächeninanspruchnahme auf
30 ha/Tag im Jahr 2020 ist kaum umstritten,
jedenfalls sind auf Länderebene keine ent-
sprechenden Äußerungen bekannt. Eine
Ausnahme hiervon bildet der Deutsche
Städte- und Gemeindebund, der diese Ziel-
setzung vehement ablehnt (Porst 2004). Ob
und wie weit politische Gremien auf Bun-
des- und Landesebene der Forderung fol-
gen, die Flächeninanspruchnahme lang-
fristig auf Null zurückzuführen, kann nicht
beurteilt werden, spielt für die derzeitige
Diskussion sowie die Bemühungen um eine
Reduzierung der Flächeninanspruchnah-
me allerdings auch noch keine wesentliche
Rolle.

Rückbau- und Entsiegelungsmaßnahmen
sind zwar rechtlich auf Bundesebene im
BauGB, im Bundesbodenschutzgesetz und
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im Bundesnaturschutzgesetz gefordert und
dort auch in weiteren Dokumenten ange-
sprochen, sie finden aber bisher wenig Wi-
derhall in Dokumenten auf Landesebene
(Ausnahmen: Baden-Württemberg, NRW,
Saarland, Sachsen). Das mag auch daran
liegen, dass bisher nicht alle Ländernatur-
schutzgesetze entsprechend den Anforde-
rungen des neuen BNatSchG von 2002 no-
velliert wurden.

Wenig Formulierungen finden sich sowohl
auf Bundes- als auch auf Länderebene zur
räumlichen Bündelung von Infrastruktur-
systemen, zur Nutzungsmischung im Sied-
lungsbereich (die allerdings für die landes-
und regionalplanerische Ebene nur bedingt
relevant ist) sowie zu den Nutzungseffizi-
enzzielen „Höhere ökonomische Produkti-
vität der Flächeninanspruchnahme“ und
„Intensivierung der Flächennutzung“.
Einen zusammenfassenden Überblick die
Landesplanung gibt Tabelle 3.

Zielformulierung: Qualitative Ziele und
Quantitative Ziele

Die Mehrzahl der flächenpolitischen Ziele
ist qualitativ in dem Sinne formuliert, dass
sie auf die Angabe quantifizierter Zielwerte
verzichten und lediglich die angestrebte
Richtung der Entwicklung vorgeben, etwa
im Sinne eines „Weniger“ oder „Mehr“.
Quantitative Zielwerte finden sich nur ver-
einzelt. Sie sind in Tabelle 4 zusammenge-
stellt. Dies ist in besonderer Weise für die
Operationalisierung der Ziele von Bedeu-
tung.

Zur Wirksamkeit flächenpolitischer Ziele in
der Praxis

In der Praxis sind derzeit verschiedene Be-
strebungen zu erkennen, die formulierten
Ziele auch umzusetzen, insbesondere
durch Modell- oder Pilotprojekte, die der
Entwicklung geeigneter Methoden, der Er-
mittlung von „best practise“ sowie einer
vorbildhaften Propagierung flächenpoliti-
scher Ziele und ihrer Umsetzung dienen. Zu
nennen sind auf Bundesebene die Aus-
schreibung „REFINA“ (BMBF), die MORO-
Vorhaben im Rahmen des Themenschwer-
punkts „Nachhaltige Siedlungsentwick-
lung“ (BBR), das ExWoSt-Vorhaben „Fläche
im Kreis – Kreislaufwirtschaft in der städti-
schen/stadtregionalen Flächennutzung“
(BBR, BMVBW). Auf Länderebene gab bzw.
gibt es in Bayern, Baden-Württemberg und
Sachsen Vorhaben zum kommunalen Flä-
chenmanagement.

Trotz solcher Vorhaben und der prinzipiel-
len und weit verbreiteten Zustimmung zu
quantitativen und qualitativen flächenpoli-
tischen Zielen bzw. zur Verfolgung dieser
Ziele werden diese in der landes-, regional-
und bauleitplanerischen Praxis keineswegs
stets und konsequent verfolgt, geschweige
denn verwirklicht. Auf die Ursachen hierfür
soll an dieser Stelle nicht eingegangen wer-
den, hinzuweisen ist aber auf die Konflikte,
die sich zu anderen, gleichermaßen legiti-
men bzw. ebenso rechtlich fixierten Zielen
ergeben. In der planerischen Abwägung
bzw. in politischen Entscheidungsprozes-
sen erweisen sich hier flächenpolitische
Ziele häufig als die schwächeren.

2.3 Operationalisierung
flächenpolitischer Ziele durch
Quantifizierung und
Regionalisierung

Die Frage der Operationalisierung und da-
mit verbunden der Regionalisierung flä-
chenpolitischer Ziele, die auf Bundesebene
entwickelt werden, weist zwei Dimensio-
nen auf:

1. Akzeptanz und gesellschaftspolitische
Durchsetzbarkeit flächenpolitischer Ziele

2. Quantifizierung und regionenspezifi-
sche Formulierung (Regionalisierung)
flächenpolitischer Ziele

Im Rahmen des Nachhaltigkeitsbarometers
steht die zweite Dimension im Vorder-
grund. Sie soll daher in diesem Kapitel aus-
führlicher betrachtet werden. Zuvor sei je-
doch die erste Dimension kurz geschildert
und zudem begründet, aus welchen Grün-
den sie hier nicht vertieft untersucht wird.

Akzeptanz und gesellschaftspolitische
Durchsetzbarkeit flächenpolitischer
Ziele

Im Hinblick auf die Umsetzbarkeit flächen-
politischer Ziele ist die Regulierungskom-
petenz des Bundes beschränkt, da seine Zu-
ständigkeit für wesentliche relevante Poli-
tikbereiche, nämlich Raumordnung, Bo-
denschutz und Naturschutz, auf die Rah-
mengesetzgebung beschränkt ist und kon-
krete Entscheidungsmöglichkeiten somit in
hohem Umfang bei den Ländern sowie im
Rahmen ihrer Planungshoheit bei den
Kommunen liegen9. Deshalb bedürfen flä-
chenpolitische Ziele, die für die gesamte
Fläche der Bundesrepublik oder durch Ak-
teure der Bundesebene entwickelt werden,

(9)
Abzuwarten bleibt nach wie
vor, ob und wie sich die Föde-
ralismusreform hierauf auswir-
ken wird.
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der Akzeptanz in den Bundesländern, Re-
gionen und Kommunen. Diese Akzeptanz
kann, wie die politische Diskussion um das
30-ha-Ziel zeigt, nicht ohne Weiteres vor-
ausgesetzt werden. Zudem kann nicht
davon ausgegangen werden, dass alle bun-
despolitischen Akteure den vorhandenen
Vorschlägen für die Quantifizierung flä-
chenpolitischer Ziele zustimmen.

Akzeptanzprobleme flächenpolitischer Zie-
le dürften umso stärker auftreten, je kon-
kreter die Länder, Regionen oder Kommu-
nen unmittelbar selbst betroffen sind (vgl.
Heiland et al. 2005, S. 23). Gibt daher die
Bundesebene landes- oder regionalspezifi-
sche Ziele vor, ist mit erheblichem Wider-
stand zu rechnen, insbesondere wenn diese
Ziele quantifiziert sind. Am Beispiel des

Tabelle 3
Berücksichtigung flächenpolitischer Ziele in der Landesplanung (LEP) (Stand 2004)

Quelle: Eigene Darstellung

BB BW BY HE ST MV NW NI RP SH SL SN TH 

Übergeordnete Ziele (Ü) 

Ressourcenschonende 
Flächeninanspruchnahme, 
sparsamer Umgang mit 
Naturgütern 

Ü1 � � � �  � � � � � �  � 

Vorrang innerörtlicher Entwicklung 
vor Entwicklung Außenbereich 
(„Innen vor Außen“) 

Ü2 �    � � �  �  � � � 

Reduktionsziele (R) 

Reduzierung der  
Flächeninanspruchnahme  

R1 � � � � � � �    � � � 

Reduzierung des  
Versiegelungsgrades R2     �   �     � 

Entsiegelung – Rückbau nicht 
mehr benötigter Bauflächen, 
Ausgleich für Neuversiegelung 

R3  �     �     �  

Erhaltungs- und Schutzziele (E) 

Schutz und Erhaltung von Boden 
(und seiner Leistungsfähigkeit) 

E1 � �     �  �  �   

Schutz, Erhaltung von unbebauten 
Bereichen, Freiräumen, 
Grünflächen und Landschaft 

E2 � � � � � � � � � � � � � 

Erhaltung unzerschnittener  
Landschaftsräume; Minimierung 
Landschaftszerschneidung 

E3 � � � � � � ? � � �  � � 

Sicherung und Entwicklung 
naturschutzfachlich bedeutsamer 
Flächen 

E4      � � � � �  �  

Raumstrukturelle Ziele (S) 

Räumliche Konzentration der 
Siedlungsentwicklung,  
Vermeidung von Zersiedelung 

S1 � � � � � � � � � � � � � 

Nachverdichtung und  
Innenentwicklung S2 �   � �  � � �  �   

Innerörtliches Flächenrecycling, 
Wiedernutzung von Brachen 

S3 � � � � � � � � �  �   

Nutzungsmischung im  
Siedlungsbereich 

S4       �  �  �   

Anbindung neuer Baugebiete an 
bestehende Infrastrukturen 

S5 � �  �   �  � � � � � 

Räumliche Bündelung  
Infrastruktursysteme S6 � � �   � �  �     

Nutzungseffizienzziele (N) 

Intensivierung der  
Flächennutzung N1  �    � �    �   

Höhere ökonomische Produktivität 
der Flächeninanspruchnahme 

N2        �      
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Tabelle 4
Quantitative flächenpolitische Ziele, Übersicht

Quelle: Eigene Darstellung

Zieltyp Quantifiziertes Ziel Raumbezug Institution/Quelle 

ÜZ 1 –  
„Innen vor Außen“ 

Innen-/Außenentwicklung im Verhältnis 3 : 1  Kommune Bundesregierung 2002a (Nationale Nachhaltig-
keitsstrategie), BMU 2005 (Nationale Strategie zur 
Biologischen Vielfalt, Entwurf) 

RZ 1 –  
Reduzierung der Flächen-
inanspruchnahme  

2020: 30 ha/Tag  Bund Bundesregierung 2002a (Nationale Nachhaltig-
keitsstrategie), Rat für nachhaltige Entwicklung 
2004, SRU 2002, 2004 

 2010: 80 ha/Tag 
2020: 30 ha/Tag 

Bund UBA 2003 

 2010: 60 ha/Tag 
2020: 30 ha/Tag 
2050:   0 ha/Tag 

Bund  BMU 2005  
(Nationale Strategie zur Biologischen  
Vielfalt, Entwurf)  

 2010: 10 % der Rate 1993-1995 Bund Enquete-Kommission „Schutz des Menschen und 
der Umwelt“ 1997 

 2020: 3 ha/Tag neue Erschließungsstraßen  Bund UBA 2003 

 0,5 ha/Tag (ohne Zeitangabe) Saarland Saarland-Agenda (Ministerium für Umwelt 2004) 

 2010: 1,2 ha/Tag Baden-
Württemberg 

Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg 
(zit. bei NBBW 2004, S. 14) 

 2005: Reduktion um 50 % (o. Bezugsjahr)  
2010: Null 

Baden-
Württemberg 

BUND Baden-Württemberg 
(zit. bei NBBW 2004, S. 14) 

 2010: Reduktion um 50 % (o. Bezugsjahr) 
2020: Null 

Baden-
Württemberg 

NABU Baden-Württemberg 
(zit. bei NBBW 2004, S. 14) 

 Langfristig: Null Bund, Länder RNE 2001 (zit. bei NBBW 2004), SRU 2000, 2004, 
ARL 2004, NABU Deutschland 2004, NBBW 2004 

RZ 2 –  
Reduzierung der  
Versiegelung 

Anteil der versiegelten Straßen- und Wegefläche 
2005:  
Reduzierung und Stabilisierung auf Stand 2002 

Bund UBA 2003 

 Neubau klassifizierter Straßen: Reduzierung Fahr-
bahnbreite um 5 % gegenüber heutigen Standards 

Jeweilige 
Straße, Bund 

UBA 2003 

RZ 3 –  
Entsiegelung  

Entsiegelung von 5 % der dauerhaft nicht mehr 
genutzten Flächen im Außenbereich 

Bund UBA 2003 

 2010: Ausgleich Versiegelung durch Entsiegelung 
mind. 75 % 
2020: Vollständiger Ausgleich Versiegelung durch 
Entsiegelung 

Bund UBA 2003 

 Ausgleich von Eingriffen mit Versiegelung durch 
Entsiegelung 1 : 1 

Bund RNE 2004 

 Straßen- und Wegefläche: 
bis 2010: 2 % Entsiegelung 
bis 2020: 5 % Entsiegelung 

Bund UBA 2003 

 Jährliche Entsiegelung und Teilbegrünung von  
0,2 % der im Jahr 2000 versiegelten Fläche im 
Siedlungsraum 

Kommunen UBA 2003 

 Jährliche Erhöhung unbefestigter, begrünter  
Grundflächen in Ortschaften um 0,1 % der  
im Jahr 2000 versiegelten Flächen 

Kommunen UBA 2003 

EZ 3 –  
Erhaltung großflächig 
unzerschnittener  
Landschaftsräume (UZVR) 

Erhaltung der UZVR >64 km² 
Begrenzung der Abnahme der Effektiven  
Maschenweite 
meff heute � Abnahme < als 
10 km² � 1,5 % 
10-20 km² � 1,9 % 
20-35 km² � 2,2 % 
>35 km² � 3,0 % 

Freiräume UBA 2003 

 Rückführung Straßenverkehr auf Niveau von 1990  Bund UBA 2003 

EZ 4 – Sicherung, Entwick-
lung naturschutzfachlich 
bedeutsamer Flächen 

(mind.) 10 % der Gesamtfläche für Biotopverbund Bund BNatSchG, div. LNatSchG  
(z. B. By, Bbg, BW),  
UBA 2003  

 15 % der Gesamtfläche für Biotopverbund Schlesw.-Holst. LNatSchG Schleswig-Holstein 

SZ 2 –  
Nachverdichtung/  
Innenentwicklung 

Innen-/Außenentwicklung im Verhältnis 3 : 1  Kommune Bundesregierung 2002a (Nationale Nachhaltig-
keitsstrategie), BMU 2005 (Nationale Strategie zur 
Biologischen Vielfalt, Entwurf) 

SZ 3 – Innerörtliches  
Flächenrecycling 

Deckung Flächenbedarf für neue Nutzung durch 
Brachflächen: 2003: 25 % / 2010: 50 % / 2020: 75 % 

Bund UBA 2003 
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30-Hektar-Ziels wird dies sehr deutlich –
eine Regionalisierung des Ziels kann anhand
gänzlich unterschiedlicher Kriterien erfol-
gen, wie etwa der Katasterfläche, der Bevöl-
kerungsgröße, der SuV-Fläche oder der
Wirtschaftskraft der dezentralen Raumein-
heiten. Die Anwendung jedes dieser Kriteri-
en würde zu unterschiedlichen, z. T. gegen-
sätzlichen Ergebnissen führen. Noch gibt es
aber kaum Vorstellungen über geeignete
Regionalisierungswege.10

Vor diesem Hintergrund wird im Rahmen
des Nachhaltigkeitsbarometers Fläche auf
die Setzung neuer landes- oder regionalbe-
zogener flächenpolitischer Ziele verzichtet.
Dies muss dem politischen und gesell-
schaftlichen Diskurs vorbehalten bleiben.
Damit ist eine Bewertung flächenpoliti-
scher Entwicklungen auf Ebene der Länder
und Regionen nicht ausgeschlossen.

Zur Systematisierung der Diskussion über
die Operationalisierung und Regionalisie-
rung flächenpolitischer Ziele und damit zur
Herstellung einer begrifflichen und inhaltli-
chen Klarheit ist es jedoch erforderlich, sich
mit der Frage auseinanderzusetzen, was
unter den Begriffen konkret zu verstehen
ist, auf welche Art und Weise Ziele operatio-
nalisiert und regionalisiert werden müssen,
welche Aufgaben dabei zu bewältigen und
welche Schwierigkeiten zu überwinden
sind. Die Ausführungen in den folgenden
Abschnitten erheben dabei nicht den An-
spruch, das Thema umfassend, in sämtli-
chen Details und abschließend zu behan-
deln. Hierzu sind noch zu viele Fragen of-
fen, die im Rahmen des Vorhabens nicht ge-
klärt werden konnten.

Quantifizierung und Regionalisierung
flächenpolitischer Ziele

Was bedeutet „Operationalisierung
flächenpolitischer Ziele“?

Im allgemeinen raumwissenschaftlichen
Sprachgebrauch bedeutet Operationalisie-
rung eine Präzisierung und Standardisie-
rung von Begriffen, zum Teil durch Angabe
von Messgrößen, die den betreffenden
Sachverhalt anzeigen. Es geht unter ande-
rem darum, Ziele zu konkretisieren und
durch Angabe quantitativer Werte über-
prüfbar zu machen. Die Operationalisie-
rung qualitativer flächenpolitischer Ziele
auf Bundesebene hat zwei Aspekte:

1) ihre Quantifizierung auf bundespoliti-
scher Ebene,

2) ihre Regionalisierung, d. h. die (quanti-
tative) Angabe, welchen Beitrag einzelne
Regionen zum Bundesziel zu leisten ha-
ben11. Dabei können regionale Rahmen-
bedingungen berücksichtigt werden
(Anpassung).

Abbildung 2 stellt dies schematisch dar12.

Ebenso wie die Benennung qualitativer Zie-
le (auf Bundesebene) selbst, bedarf ihre
Quantifizierung normativer Setzungen, die
im gesellschaftspolitischen Raum auszu-
handeln sind. Ist ein Ziel auf Bundesebene
lediglich qualitativ formuliert, kann häufig
das Erfordernis einer Quantifizierung be-
stehen. Bestandteil der Quantifizierung ist
die Festlegung eines geeigneten Verfahrens,
mit dem das betreffende Phänomen gemes-
sen werden kann. Ist das bundespolitische
Ziel bereits quantifiziert, sind für eine Regi-
onalisierung zwei verschiedene Verfahrens-
weisen zu unterscheiden:

1) Regionale Quantifizierung des bundes-
politischen Ziels mithilfe der Bestimmung
eines oder mehrerer Kriterien, anhand de-
rer das bundespolitische Ziel auf die regio-
nale Ebene übertragen wird. Dies können
am Beispiel des 30-ha-Ziels etwa Kataster-
fläche, Einwohnerzahl, SuV-Flächenanteil
und andere mehr sein. Der Festlegung die-
ser Kriterien kommt eine zentrale Bedeu-
tung zu, da hiervon der regionale Zielwert
bestimmt wird. Je nach Kriterium können
sich sehr unterschiedliche Werte ergeben.

2) Qualitativ formulierte Anpassung des
bundespolitischen Ziels an die besonderen
regionalen Gegebenheiten, die den quanti-
tativen Zielwert nicht berühren, allerdings
dessen qualitative Ausprägung. So könnte

(10)
Dies zeigten Experteninterviews
im Rahmen des FuE-Vorhabens
„Flächeninanspruchnahme – na-
turschutzpolitische Strategien,
Instrumente und Maßnahmen“;
vgl. Heiland et al. (2005).

(11)
Der Regionsbegriff ist in die-
sem Teil des Berichts nicht im
raumplanerischen Sinne als
Planungsregion zu verstehen.
Der Begriff beinhaltet vielmehr
zunächst alle Teilräume der
Bundesrepublik, einschließlich
der Bundesländer. Beim Her-
unterbrechen von landesweiten
Zielen auf die Ebene bspw. von
Regierungsbezirken, Pla-
nungsregionen, Landkreisen
und Kommunen ergeben sich
analoge Probleme wie bei der
Ableitung landesweiter (oder
regionaler) Ziele aus den bun-
despolitischen Zielen. Bei der
Ermittlung von Indikatorenwer-
ten und der Bilanzierung im
Rahmen des Nachhaltigkeits-
barometers wird jedoch zwi-
schen Landesebene und „regi-
onaler Ebene“ im Sinne der
Testgebiete (1 Regierungsbe-
zirk, 2 Landkreise, 1 kreisfreie
Stadt, 1 kreisangehörige Stadt)
unterschieden.

(12)
Die Abbildung lässt sich auf
das Verhältnis aller administra-
tiven Hierarchiestufen zuein-
ander anwenden. Daher ließe
sich die in ihr nicht berücksich-
tigte Länderebene im Verhält-
nis zu den Regionen analog zur
Bundesebene darstellen, im
Verhältnis zum Bund analog
zur regionalen Ebene.

Abbildung 2
Elemente der Operationalisierung flächenpolitischer Ziele
grau hinterlegt: Bundesebene; weiß hinterlegt: Regionale Ebene

Quelle: Eigene Darstellung
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etwa bundesweit das quantitative Ziel be-
stehen, Böden mit hoher natürlicher Er-
tragsfähigkeit nicht mehr oder maximal zu
einem bestimmten Prozentsatz für Sied-
lungs- und Verkehrsnutzungen in Anspruch
zu nehmen. Während in einer Region davon
aber erst Böden ab einer Bodenzahl von 70
betroffen sein können, können dies in einer
Region mit anderen naturräumlichen Vor-
aussetzungen bereits Böden mit einer Bo-
denzahl ab 40 sein.

Daneben können quantitative Ziele auf re-
gionaler Ebene auch aus einem qualitativ
formulierten regionalen Ziel abgeleitet wer-
den.

Erfordernis der Quantifizierung und
Regionalisierung flächenpolitischer Ziele

Im Folgenden ist für die identifizierten
flächenpolitischen Zieltypen zu überprü-
fen, ob sie der Quantifizierung und Regio-
nalisierung bedürfen. Dabei wird von fol-
genden Möglichkeiten („Fällen“) ausgegan-
gen:

1. Es existiert ein auf Bundesebene festge-
legter quantitativer Zielwert für die Ge-
samtfläche der Bundesrepublik.

2. Es existiert ein auf Bundesebene festge-
legter quantitativer Zielwert für adminis-
trative Teilräume der Bundesrepublik.

3. Es existiert ein auf Bundesebene festge-
legter quantitativer Zielwert für weitere
Teilräume oder Einzelflächen, die an-
hand ausgewählter Kriterien bestimmt
sind (z. B. baulich nicht mehr genutzte
Flächen, Straßen, naturschutzfachlich
bedeutsame Flächen).

4. Es existiert ein qualitatives Ziel auf Bun-
desebene.

Fall 1:
Quantitativer Zielwert für die Gesamt-
fläche der Bundesrepublik vorhanden

Dieser Fall trifft zu auf die Ziele RZ 1 und
EZ 4 (bzw. einzelne Teilziele).

• RZ 1: Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme

Ziele: „30-ha-Ziel“ der Nationalen Nachhal-

tigkeitsstrategie und daraus abgeleitete Ziele

(inkl. Ziel des langfristigen Nullwachstums);

entsprechende Ziele existieren z. T. bereits in

einzelnen Ländern

Das Hauptproblem liegt hier in der Wahl
des Kriteriums, anhand dessen das bun-
despolitische Ziel auf die Landes- und

Regionalebene „umgelegt“ wird und in
der Frage, wie dabei regional unter-
schiedliche Rahmenbedingungen, etwa
hinsichtlich der Bevölkerungsentwick-
lung oder der Wirtschaftskraft, berück-
sichtigt werden. Obsolet wird diese
Problematik, sobald als langfristiges
bundesweites Ziel eine weitere Flächen-
inanspruchnahme von Null angestrebt
wird.

Verzichtbar wäre eine Regionalisierung
unter bestimmten Voraussetzungen
dann, wenn für die Umsetzung des bun-
despolitischen Ziels das ökonomische
Instrument handelbarer Flächenauswei-
sungsrechte eingesetzt würde (vgl. Bizer
1996; Bizer et al. 1998; Einig 2005b; SRU
2004)13. Dies erscheint in Anbetracht der
aktuellen flächenpolitischen Diskussion
und der mit dem Instrument derzeit
noch verbundenen praktischen Proble-
me aktuell allerdings wenig wahrschein-
lich. Zumindest mittelfristig bleibt daher
eine Operationalisierung des Ziels für die
Länder- und Regionsebene erforderlich.

• EZ 4: Sicherung und Entwicklung
naturschutzfachlich bedeutsamer
Flächen

Teilziel: Anteil von Biotopverbundflächen an

der Gesamtfläche 10 % (15 % in Schleswig-

Holstein)

Die einfachste Form der Regionalisie-
rung besteht darin, auf Landes- und Re-
gionalebene den Anteil von 10 % für Bio-
topverbundflächen zu übernehmen. Aus
fachlicher Sicht könnte allerdings über-
legt werden, ob noch besonders reich an
naturnahen Biotopen ausgestattete Län-
der einen höheren Anteil übernehmen
könnten als Länder mit geringerem An-
teil – wodurch allerdings die erstgenann-
ten Länder für eine bisher umwelt-
freundlichere Politik „bestraft“ würden.
Daneben könnte das Bundesziel auch er-
reicht werden, wenn bspw. große Flä-
chenstaaten 11 % an Biotopverbundflä-
chen zur Verfügung stellen, die
Stadtstaaten aber lediglich 1 %. Prinzi-
piell sind also verschiedene Operationa-
lisierungswege denkbar. De facto stellt
sich die Frage im Verhältnis Bund – Län-
der jedoch kaum mehr, da das Ziel
bereits in mehrere Landesnaturschutz-
gesetze Eingang gefunden hat oder – wie
in Schleswig-Holstein – sogar darüber hi-
nausgegangen wurde. Sehr wohl relevant
werden wird die Wahl zwischen den ver-

(13)
Ergänzend zu diesem rein
quantitativ wirksamen Instru-
ment bedürfte es ergänzend
der planerischen Festlegung
von „Tabu-Flächen“ für die wei-
tere Flächeninanspruchnahme,
vor allem aus der Perspektive
von Umwelt- und Naturschutz.
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schiedenen Möglichkeiten allerdings bei
der Umsetzung der Landesziele auf der
regionalen/kommunalen Ebene. Denn
hier bestehen kleinräumig erhebliche
Unterschiede der naturräumlichen Aus-
stattung, die bei einer Operationalisie-
rung des Ziels berücksichtigt werden
sollten.

Fall 2:
Quantitativer Zielwert für administrative
Teilräume des Bundes vorhanden

Dieser Fall trifft zu auf die Ziele RZ 3, SZ 2,
SZ 3 (bzw. einzelne Teilziele). Sie beziehen
sich durchgehend auf die kommunale Ebene.

• RZ 3: Entsiegelung – Rückbau nicht
mehr benötigter Bauflächen, Ausgleich
für Neuversiegelung

Teilziel: Entsiegelung von 5 % der dauerhaft

nicht mehr genutzten Flächen im Außenbe-

reich (UBA 2003)

Teilziel: Jährliche Entsiegelung und Teilbe-

grünung von 0,2 % der im Jahr 2000 versiegel-

ten Fläche im Siedlungsraum (UBA 2003)

Teilziel: Jährliche Erhöhung unbefestigter,

begrünter Grundflächen in Ortschaften um

0,1 % der im Jahr 2000 versiegelten Flächen

(UBA 2003)

Die Zielwerte richten sich an jede einzel-
ne Kommune. Dadurch, dass sie relativ
(in Prozentangaben) und nicht absolut
(Fläche in ha) formuliert sind bzw. sich
konkret auf nicht mehr genutzte Flächen
im Außenbereich beziehen, bedürfen sie
keiner weiteren Quantifzierung auf regi-
onaler/kommunaler Ebene – es sei denn,
aus Akzeptanzgründen müssten die Ziele
konkreten kommunalen Gegebenheiten
angepasst werden, da z. B. schrumpfen-
de Kommunen leichter in der Lage sein
werden, die Ziele zu erfüllen als wach-
sende. Dies hätte eine Reformulierung
bzw. Differenzierung des bundespoliti-
schen Ziels zur Folge.

• SZ 2: Nachverdichtung und Innentwick-
lung

Teilziel: Verhältnis von Innen- zu Außenent-

wicklung 3 : 1 (Bundesregierung 2002a, BMU

2005)

• SZ 3: Innerörtliches Flächenreycling,
Wiedernutzung von Brachen

Teilziel: Deckung des Flächenbedarfs der

Kommunen für neue Nutzungen durch

Brachflächen; 2003: 25 %, 2010: 50 %; 2020:

75 % (UBA 2003)

Für die Ziele SZ 2 und SZ 3 gilt ähnliches
wie für Ziel RZ 3. Da die Zielwerte hier
allerdings deutlich höher gesetzt sind als
bei RZ 3 dürfte die Problematik unter-
schiedlicher kommunaler bzw. regiona-
ler Rahmenbedingungen deutlicher
spürbar werden und in Abweichung vom
bundespolitischen Ziel kommunal- bzw.
regionalspezifische Zielsetzungen erfor-
derlich machen. Hier ist die zentrale Fra-
ge, ob Kommunen/Regionen durch Be-
völkerungszuwachs, Stagnation oder
Bevölkerungsrückgang gekennzeichnet
sind. Letztgenannten dürfte die Errei-
chung der Ziele am leichtesten möglich
sein. Denn letztlich können die genann-
ten Teilziele nur auf solche Kommunen
Anwendung finden, die über ein ausrei-
chendes Innenentwicklungspotenzial
(SZ 2) bzw. über einen ausreichenden
Bestand an Brachflächen verfügen (SZ 3).

Fall 3:
Quantitativer Zielwert für weitere Teil-
räume des Bundes bzw. für Einzelflächen
vorhanden

Dieser Fall trifft zu auf die Ziele RZ 2, RZ 3,
EZ 3, SZ 6 (bzw. einzelne Teilziele).

• RZ 2: Reduzierung weiterer Versiegelung

Teilziel: Anteil der versiegelten Straßen- und

Wegefläche 2005: Reduzierung und Stabilisie-

rung auf Stand 2002 (UBA 2003)

Teilziel: Reduzierung Fahrbahnbreite um 5 %

gegenüber heutigen Standards beim Neubau

klassifizierter Straßen (UBA 2003)

• RZ 3: Entsiegelung – Rückbau nicht
mehr benötigter Bauflächen, Ausgleich
für Neuversiegelung

Teilziel: Ausgleich von Eingriffen mit Versie-

gelung durch Entsiegelung 1 : 1 (RNE 2004)

Teilziel: bis 2010: Ausgleich von Versiegelung

durch Entsiegelung zu mindestens 75 %; bis

2020: Vollständiger Ausgleich Versiegelung

durch Entsiegelung (UBA 2003)

Teilziel: Straßen- und Wegefläche: bis 2010:

2 % Entsiegelung, bis 2020: 5 % Entsiegelung

(UBA 2003)

• EZ 3: Erhaltung großflächig unzerschnit-
tener Landschaftsräume

Teilziel: Erhaltung der UZVR >64 km²

Teilziel: Begrenzung der Abnahme der Effek-

tiven Maschenweite (UBA 2003)

• SZ 6: Räumliche Bündelung von Infra-
struktursystemen
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Für alle hier genannten Ziele und Teilzie-
le ist keine weitere Quantifizierung und
Regionalisierung erforderlich, da sie sich
auf konkret benannte Räume, kleinere
Flächen oder bauliche Vorhaben bezie-
hen: UZVR, Neubau klassifizierter Stra-
ßen, Straßen- und Verkehrsflächen, bau-
liche Maßnahmen mit Versiegelungs-
wirkung, naturschutz- bzw. baurechtli-
che Eingriffe in Natur und Landschaft.
Für das Ziel EZ 3 ist darauf hinzuweisen,
dass die zur Abgrenzung der UZVR bzw.
zur Berechnung der effektiven Maschen-
weite verwendeten zerschneidenden
Elemente in allen Regionen identisch
sein müssen, damit eine Vergleichbar-
keit gewährleistet ist (sind z. B. die Ge-
meindeverbindungsstraßen berücksich-
tigt oder nicht?). Ziel SZ 6 ist in
unmittelbarem Zusammenhang zu EZ 3
zu sehen, da die räumliche Bündelung
von Infrastruktursystemen zur Erhaltung
von UZVR bzw. Begrenzung der Abnah-
me der effektiven Maschenweite bei-
trägt. Insofern gelten die Zielwerte für
EZ 3 auch für SZ 6.

Fall 4:
Qualitatives Ziel auf Bundesebene
vorhanden

Dieser Fall trifft auf alle bisher nicht er-
wähnten Ziele zu, jedoch ebenso auf Teil-
ziele bereits erwähnter.

• RZ 2: Reduzierung weiterer Versiegelung

Hier fehlen quantitative Zielwerte für die
Versiegelung von Siedlungsflächen, für
Straßen liegen entsprechende Vorschlä-
ge des UBA (2003) vor (s. o.). Ebenso wie
bei der Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme dürfte auch hier der Wahl
der Kriterien, anhand derer ein etwaiges
bundespolitisches Ziel auf Länder, Regi-
onen und Kommunen umgelegt wird,
entscheidende Bedeutung zukommen.
Dabei werden u. a. auch Unterschiede
der städtebaulichen Struktur etwa zwi-
schen Großstädten und kleineren ländli-
chen Gemeinden zu berücksichtigen
sein. Denkbar wären auch Ziel- oder
Orientierungswerte für verschiedene
bauliche Strukturtypen (Blockbebauung,
Reihen- oder Einzelhausgebiete etc.). In
jedem Fall bedarf ein quantifiziertes
bundespolitisches Ziel der Regionalisie-
rung – es sei denn, man ginge auch hier
den Weg über das ökonomische Instru-
ment handelbarer Flächenausweisungs-
rechte (s. o.).

• EZ 1: Schutz und Erhaltung von Boden
(und seiner Leistungsfähigkeit)

Der sparsame und schonende Umgang
mit Boden und Fläche bzw. die Erhal-
tung von Böden ist auf Bundesebene
durch Bodenschutzgesetz, BauGB, ROG
und BNatSchG rechtlich verankert, ohne
dass es dort oder auf untergesetzlicher
Ebene quantifiziert wäre. Freilich lassen
sich die Zielwerte zur Reduzierung der
Flächeninanspruchnahme (RZ 1) und
der Versiegelung (RZ 2) als inverse Ziel-
werte für einen flächenbezogenen
Schutz des Bodens verstehen, zumindest
was dessen Inanspruchnahme für Sied-
lung und Verkehr betrifft. In diesem Kon-
text entsprechen die Operationalisie-
rungserfordernisse somit jenen der Ziele
RZ 1 und RZ 2 bzw. werden durch die
Operationalisierung dieser Ziele abge-
deckt. Damit werden alle Böden – gleich
welcher Art sie sind und welche Funktio-
nen sie erfüllen – gleichwertig behandelt.

Das Nachhaltigkeitsbarometer enthält
darüber hinaus zwei Indikatoren zur Flä-
cheninanspruchnahme auf Böden mit
hoher natürlicher Ertragsfähigkeit. So-
mit geht die Produktionsfunktion von
Böden stärker als andere Funktionen
und Potenziale (Biotopentwicklungspo-
tenzial, Puffer- und Regulationsfunktion,
Archivfunktion) in die Bilanzierung ein.
Dies liegt darin begründet, dass das
Schutzgut Boden in seiner Bedeutung für
die Produktion von Nahrungsmitteln
und damit als Lebensgrundlage des
Menschen stärker als bisher ins Bewusst-
sein gehoben werden soll.

Ginge man davon aus, dass auf bundes-
politischer Ebene das Ziel der Schonung
von Böden mit hoher natürlicher Er-
tragsfähigkeit dahingehend quantifiziert
wäre, dass diese nicht mehr oder maxi-
mal bis zu einer bestimmten Höhe für
Siedlung und Verkehr in Anspruch ge-
nommen werden dürfen, so bestehen
drei Möglichkeiten der Operationalisie-
rung:

a) Bundesweit ist festgelegt, dass Böden
mit einer bestimmten natürlichen Er-
tragsfähigkeit (z. B. gemessen an der
Acker-/Grünlandzahl) nicht mehr für
Siedlung und Verkehr in Anspruch ge-
nommen werden dürfen. Dies hätte für
Regionen, in denen hoch ertragsfähige
Böden vorherrschen (bspw. die Börden-
und Gäugebiete) de facto ein „Entwick-
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lungsverbot“ zur Folge, und scheint da-
her politisch kaum durchsetzbar.

b) Das bundespolitische Ziel bezieht sich
auf die Böden mit einer im innerregiona-
len Vergleich hohen natürlichen Ertrags-
fähigkeit, die nicht mehr in Anspruch ge-
nommen werden dürfen. Je nach
naturräumlichen Bedingungen können
davon z. B. in einer Region Böden ab ei-
ner Bodenzahl von 70 betroffen sein, in
einer anderen bereits Böden mit einer
Bodenzahl ab 40. Diese Form der Opera-
tionalisierung dürfte auf höhere politi-
sche Akzeptanz stoßen.

c) Die dritte Möglichkeit besteht in der
Kombination der beiden vorgenannten,
die einerseits der besonderen Verant-
wortung von Regionen mit hoch ertrags-
fähigen Böden gerecht wird, diesen
zugleich aber in einem bestimmten Rah-
men Möglichkeiten zur weiteren Sied-
lungsentwicklung belässt.

• EZ 2: Schutz und Erhaltung von unbe-
bauten Bereichen, Freiräumen, Grün-
flächen und Landschaft

Dieses Ziel und seine Teilziele sind auf
bundespolitischer Ebene sehr allgemein
formuliert und bedürften zumindest ei-
ner genaueren verbal-qualitativen Fas-
sung und ggf. auch einer Quantifizie-
rung, sofern eine solche auch für die
regionale Ebene gewünscht ist. Ehe über
Operationalisierungswege dieses Ziels
nachgedacht wird, ist daher zu klären,
welche Teilziele damit konkret verbun-
den sind, ob diese sinnvollerweise le-
diglich verbal-qualitativ oder auch quan-
titativ formuliert sein sollten und
inwiefern regionale und kommunale Un-
terschiede berücksichtigt werden müs-
sen, z. B. hinsichtlich des bisherigen
Freiraumanteils, der absehbaren demo-
graphischen Entwicklung, der Lage in ei-
nem Zentral-, Zwischen- oder Periphe-
rieraum (nach BBR 2005) oder der
Bedeutung von Freiräumen und Land-
schaften für Naturschutz und Erholung.
Konkretere Aussagen hierzu lassen sich
im Rahmen dieses Vorhabens nicht tref-
fen.

Das Nachhaltigkeitsbarometer konkreti-
siert das Ziel insofern, als es zu seiner
Evaluation Indikatoren zur Durchgrü-
nung des Siedlungsraums sowie zu
schutzwürdigen Landschaften (nach
BfN, vgl. Gharandjedaghi et al. 2004) ver-
wendet. Konkrete Zielwerte existieren

für beide Belange allerdings bisher nicht.
Für die Durchgrünung des Siedlungs-
raums ist davon auszugehen, dass es ei-
nen mehr oder minder breiten Optimal-
bereich gibt, da mit abnehmender
baulicher und Einwohnerdichte wesent-
liche Dichtevorteile von Städten (z. B.
kurze Wege, ökonomische Tragfähigkeit
von Infrastruktureinrichtungen) verlo-
ren gehen. Für besonders schutzwürdi-
ge, schutzwürdige und schutzwürdige
Landschaften mit Defiziten (vgl. Gha-
randjedaghi et al. 2004) wird für die Bi-
lanzierung davon ausgegangen, dass in
diesen Landschaften möglichst keine
weitere Flächeninanspruchnahme erfol-
gen sollte. Solche Landschaften sind
auch aus der Sicht des Naturschutzes
von Bedeutung, weshalb der entspre-
chende Indikator auch zur Evaluierung
der Operationalisierung von Ziel EZ 4
beiträgt.

• EZ 4: Sicherung und Entwicklung
naturschutzfachlich bedeutsamer
Flächen

Für dieses Ziel ist das Teilziel zur Ent-
wicklung eines Biotopverbunds quantifi-
ziert (s. o.). Sonstige quantitative Ziel-
werte finden sich nicht. Aus dem Kontext
der rechtlichen Grundlagen und poli-
tisch-programmatischen Aussagen lässt
sich folgern, dass eine weitere Flächen-
inanspruchnahme auf naturschutzfach-
lich bedeutsamen Flächen möglichst ge-
ring sein oder ganz vermieden werden
sollte. Als naturschutzfachlich bedeutsa-
me Flächen sind in erster Linie die
Schutzgebietskategorien des BNatSchG
zu betrachten (gewisse Ausnahme:
schutzwürdige Landschaften, die aller-
dings flächenmäßig i. d. R. deutlich grö-
ßer sind). Eine weitergehende Konkreti-
sierung des Ziels setzt daher voraus
festzulegen, inwieweit sich Unterschiede
zwischen den Schutzgebietskategorien
auf quantitative Zielwerte der Zulässig-
keit einer Flächeninanspruchnahme in
den Gebieten auswirken. Würde man das
Ziel verfolgen, in sämtlichen Schutzge-
bieten keine weitere Flächeninan-
spruchnahme zuzulassen, so würde man
Kommunen, die in Großschutzgebieten
liegen, jegliche weitere Siedlungsent-
wicklung untersagen. Während eine völ-
lige Untersagung weiterer Eingriffe in
Kernzonen von Nationalparks und Bio-
sphärenreservaten noch auf relativ hohe
Akzeptanz stoßen dürfte, ist davon in
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den Pflege- und Entwicklungszonen die-
ser Gebiete sowie in Naturparks nicht
mehr auszugehen. Strengere Vorgaben
sind auch für Naturschutzgebiete denk-
bar, weniger für Landschaftsschutzge-
biete. Bei diesen werden bereits heute
entsprechende Bemühungen dadurch
geschwächt, dass die betroffenen Teile
der LSG relativ problemlos aus diesem
ausgegliedert werden können (Heiland
et al. 2005, S. 49 f.).

Eine Operationalisierung des Ziels müss-
te also vornehmlich an den Schutzge-
bietskategorien ansetzen und für diese
spezifische Zielwerte festlegen. Eine wei-
tergehende Regionalisierung wäre über-
flüssig, da sich die quantifizierten Ziele
auf die Schutzgebiete beziehen. Aller-
dings sind bei allen Schutzgebietskate-
gorien zudem die einzelnen Schutzge-
bietsverordnungen bzw. bei FFH- und
Vogelschutzgebieten die jeweiligen Er-
haltungsziele zu berücksichtigen.

Ob eine bundespolitische Quantifizie-
rung allerdings überhaupt Sinn macht,
ist insbesondere aus drei Gründen skep-
tisch zu betrachten:

a) Die Zuständigkeit für den Naturschutz
liegt bei den Ländern.

b) Einheitliche Zielwerte können den
Spezifika einzelner Schutzgebiete nicht
gerecht werden.

c) Nicht bei Null liegende Zielwerte, also
die Zulässigkeit weiterer Flächeninan-
spruchnahme, könnten so interpretiert
werden, dass die Ausnutzung der ver-
bleibenden Spielräume naturschutz-
fachlich generell unproblematisch wäre.
Damit könnte ein Eindruck entstehen,
der letztlich kontraproduktiv ist, da er
die weitere zulässige Flächeninan-
spruchnahme vermeintlich mit einem
„ökologischen Unbedenklichkeitssiegel“
versieht.

• SZ 1: Räumliche Konzentration der
Siedlungsentwicklung, Vermeidung von
Zersiedelung

SZ 5: Anbindung neuer Baugebiete an
die bestehende Infrastruktur

Diese Ziele besitzen bereits in ihrer ver-
bal-qualitativen Form eine Aussagekraft,
die eine Quantifizierung als nicht zwin-
gend erforderlich erscheinen lässt. Auch
auf eine Regionalisierung könnte auf-
grund ihres Bezugs auf konkret benannte
Vorhaben bzw. Teilflächen verzichtet
werden.

Im Nachhaltigkeitsbarometer wird das
Ziel SZ 1 u. a. mit dem Indikator „Anteil
der SuV in ober- und mittelzentralen Or-
ten (in % SuV gesamt)“ gemessen, das
Ziel SZ 5 u. a. mit dem „Anteil neuer
Siedlungsflächen im Einzugsbereich
schienengebundener ÖPNV-Angebote“.
Hierfür ließen sich Zahlenwerte benen-
nen, die allerdings an Unterschiede bzw.
Besonderheiten verschiedener Regions-
typen angepasst werden müssten.

• SZ 4: Nutzungsmischung im Siedlungs-
bereich

Die zu diesem Ziel vorgefundenen Aus-
sagen in den ausgewerteten Dokumen-
ten sind deutlich weniger konkret als
jene zu allen anderen Zielen. Letztlich
wird lediglich darauf verwiesen, dass
Nutzungsmischung ein Mittel zur Opti-
mierung der Flächeninanspruchnahme
darstelle. Aussagen, um welche Nutzun-
gen es sich dabei handelt und in wel-
chem prozentualen und räumlichen Ver-
hältnis zueinander sie stehen sollten,
fehlen. Eine Operationalisierung des
Ziels würde somit zunächst eine Defini-
tion der gemeinten Nutzungen (Woh-
nen, Arbeiten, Freizeit, Gewerbe, Grün,
Kultur, soziale Infrastruktur, Verkehr) er-
fordern. Darauf aufbauend müssten für
unterschiedliche Siedlungstypen opti-
male Formen der Nutzungsmischung
beschrieben werden, wobei auch deren
Realisierbarkeit, etwa angesichts von
Schrumpfungsprozessen oder dem Ver-
drängungswettbewerb im Einzelhandel,
zu prüfen wäre. Eine Operationalisie-
rung nach Ländern und Regionen er-
schiene hingegen wenig sinnvoll, da das
Ziel dann für bestimmte Siedlungstypen
konkretisiert wäre. Aufgrund der ge-
nannten Probleme sowie der Tatsache,
dass das Ziel ausschließlich der kommu-
nalen Ebene zuzuordnen ist, findet es im
Nachhaltigkeitsbarometer keine weitere
Berücksichtigung.

• NZ 1: Intensivierung der Flächen-
nutzung

NZ 2: Höhere ökonomische Produktivi-
tät der Flächeninanspruchnahme

Auch Nutzungseffizienzziele werden in
den ausgewerteten Dokumenten mit nur
wenigen konkreten Hinweisen behan-
delt: möglichst wenig SuV pro Einwoh-
ner, Erhöhung der Zahl der Einwohner
und gewerblichen Arbeitsplätze pro
Hektar, Entkoppelung Flächeninan-
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spruchnahme vom Wirtschaftswachs-
tum. In den Rechtsgrundlagen tauchen
entsprechende Ziele nicht auf. Im Nach-
haltigkeitsbarometer werden sie u. a.
durch Indikatoren zu Siedlungsdichte,
Wohnflächenausstattung, Bebauungsin-
tensität, Infrastrukturaufwand, Flächen-
produktivität oder Nutzungsdichte ge-
messen. Eine Festlegung quantitativer
Zielwerte auf Bundesebene könnte hier
durchaus sinnvoll sein, bedürfte aber ei-
ner Regionalisierung bzw. einem Bezug
auf definierte Teilräume, der deren Ge-
gebenheiten ausreichend berücksich-
tigt.

Resümee

Hinsichtlich weiterer Operationalisierungs-
erfordernisse ist zu unterscheiden zwischen
Zielen, die bereits quantifiziert sind und
solchen, die lediglich in verbal-qualitativer
Form vorliegen.

Quantifizierte Ziele existieren sowohl für
die Bundesebene als auch für die Länder
und Kommunen bzw. für Teilräume und
Einzelflächen, die nach speziellen Kriterien
ausgewählt wurden. Allerdings wurden die
auf Kommunen bezogenen Ziele auf Bun-
desebene festgesetzt, sodass sich Fragen ih-
rer Akzeptanz und Realisierbarkeit stellen.
Der Bedarf einer weiteren Regionalisierung
und Quantifizierung ist insbesondere dort
gegeben, wo ein bundesweiter Zielwert
existiert (Fall 1). In den Fällen 2 und 3 sind
nur in Einzelfällen Anpassung an kommu-
nale/regionale Rahmenbedingungen erfor-
derlich. Hier ist also von einem begrenzten
Operationalisierungsbedarf auszugehen.

Ein höherer Operationalisierungsbedarf
besteht für qualitative Ziele. Allerdings lässt
sich dieser in vielen Fällen kaum näher prä-
zisieren, da er von einer Konkretisierung
der Ziele und somit von politisch-normati-
ven Entscheidungen abhängig ist, über die
lediglich spekuliert werden kann. In einigen
Fällen ist zudem fraglich, ob eine Quantifi-
zierung qualitativer Ziele auch aus fachli-
cher Sicht sinnvoll ist (z. B. Schutz und Er-
haltung naturschutzfachlich bedeutsamer
Flächen). Diese Problematik kann hier nur
angedeutet, jedoch nicht grundsätzlich ge-
löst werden. Daher wird auf eine Quantifi-
zierung qualitativ formulierter flächenpoli-
tischer Ziele im Rahmen dieses Vorhabens
verzichtet. Dies hat zur Konsequenz, dass
eine auf absolute Werte bezogene Bilanzie-
rung von Flächennutzung und Flächenin-

anspruchnahme im Rahmen des Nachhal-
tigkeitsbarometers nicht möglich ist. Kapi-
tel 4 dieses Berichts wird daher alternative
Wege einer Bilanzierung aufzeigen.

Operationalisierung flächenpolitischer
Ziele:
Das Beispiel „30-ha-Ziel“ der Nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie

Für das in der Nationalen Nachhaltigkeits-
strategie formulierte Ziel, die zusätzliche
Flächeninanspruchnahme für Siedlung
und Verkehr bis 2020 auf täglich 30 ha zu
begrenzen, bedarf einer Regionalisierung
im oben dargelegten Verständnis, d. h. es
muss festgelegt werden, welche Beiträge
einzelne Teilräume zu diesem Ziel zu leis-
ten haben. Hierfür können, wie nachfol-
gend ausgeführt, unterschiedliche Kriterien
herangezogen werden. Ehe jedoch diese
räumliche Komponente diskutiert wird, soll
im Folgenden der zeitliche Aspekt behan-
delt werden, d. h. die Frage, wie die Errei-
chung des „30-ha-Ziels“ zeitlich gestaffelt
ist.

Zeitliche Reduktionspfade der
Flächeninanspruchnahme

Die Bundesregierung hat sich mit dem in
der Nachhaltigkeitsstrategie festgelegten
30-Hektar-Reduktionsziel lediglich auf ei-
nen im Jahr 2020 zu erreichenden Zielwert
festgelegt. Dies entspricht einer Begren-
zung auf weniger als ein Viertel der Ende
der 1990er Jahre statistisch gemessenen
Flächeninanspruchnahme in Höhe von ca.
130 Hektar pro Tag. In der Nachhaltigkeits-
strategie blieb aber offen, auf welchem zeit-
lichen Pfad das Reduktionsziel erreicht
werden soll. Das UBA (2003) sowie das BMU
(2005, Entwurf der Nationalen Strategie zur
Biologischen Vielfalt) konkretisieren dies,
indem sie für 2010 einen Zielwert von 80
(UBA) bzw. 60 ha/Tag (BMU) angeben. Of-
fen bleibt, wie sich die Entwicklung zwi-
schen den genannten Zeitpunkten voll-
zieht.

Denkbar ist eine lineare Reduktion, nach
der pro Jahr die für Siedlungs- und Ver-
kehrsflächen neu in Anspruch genommene
Freifläche um einen statischen Wert sinkt.
Einen solchen Ansatz unterstellen Jaku-
bowski und Zahrt (2003) für ihre Modellie-
rung regionaler Anpassungserfordernisse.
Sie errechnen auf diesem Wege eine zuläs-
sige Flächeninanspruchnahme in Höhe von
etwa 5 600 km², ausgehend von einer tägli-
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chen Flächeninanspruchnahme von
129 Hektar im Jahr 2000 (Jakubowski/Zahrt
2003; Siedentop et al. 2003, S. 158). Gegenü-
ber dem Jahr 2000 würde sich der Sied-
lungs- und Verkehrsflächenbestand um ca.
13 % erhöhen.

Möglich sind aber auch alternative Reduk-
tionspfade – so könnte die Flächeninan-
spruchnahme bei Unterstellung sofort her-
beigeführter und politisch wirksamer Re-
formen bereits in den ersten Jahren deut-
lich absinken. Dies erscheint aber ange-
sichts der hohen Konfliktintensität politi-
scher Reformen und der stabilen Hand-
lungsroutinen kommunaler Planungsak-
teure wenig wahrscheinlich. Realistischer
ist, dass politische Reformen nicht sofort
durchsetzbar sind und sich das Flächennut-
zungsverhalten ökonomischer Akteure erst
mittel- und langfristig ändert. In diesem
Fall muss mit einer weiterhin hohen Freiflä-
cheninanspruchnahme für Siedlungs- und
Verkehrsflächen gerechnet werden. Erst ab
dem Jahr 2010 würde die Flächeninan-
spruchnahme dann signifikant sinken.
Noch realitätsnäher erscheint eine logisti-
sche Reduktionskurve, die eine Reduktion
mit zeitlicher Verzögerung und eine an-
schließende Abschwächung des pro Jahr
realisierten Reduktionsumfangs unter-
stellt.

Es leuchtet unmittelbar ein, dass die hier
unterschiedenen Reduktionspfade mit un-
terschiedlichen Gesamtsalden der zulässi-
gen Flächeninanspruchnahme einherge-
hen, was für die Operationalisierung des
Ziels, insbesondere die Festlegung regiona-
ler Flächenausweisungsquoten von erheb-
licher Bedeutung ist. Abbildung 3 stellt die
unterschiedlichen Reduktionsszenarien in
ihren Mengenausprägungen nebeneinan-
der. Würde die mit Daten der Flächenerhe-
bung für das Jahr 2002 zuletzt gemessene
Flächeninanspruchnahme in Höhe von
105 Hektar pro Tag bis zum Jahr 2020 an-
halten, müsste mit einer akkumulierten
bundesweiten Freiflächeninanspruchnah-
me von 7 300 km² bis 2020 (in 19 Jahren) ge-
rechnet werden („Trendpfad“). Ein „linea-
rer“ Reduktionspfad würde demgegenüber
nur eine Inanspruchnahme von etwa
4 500 km² einräumen, damit eine Einspa-
rung um 38 % gegenüber dem Trendpfad
realisieren. In etwa gleichem Umfang läge
die „logistische“ Flächenverbrauchskurve.
Deutlich geringere Flächenausweisungs-
spielräume böte der „exponentielle“ Re-
duktionspfad. Hier ergäbe sich eine Einspa-

rung von 62 % gegenüber dem Trendpfad.
Würde hingegen eine erst ab 2010 einset-
zende Reduktion der Flächeninanspruch-
nahme unterstellt („verzögerte Reduk-
tion“), könnten etwa 6 500 km² SuV in An-
spruch genommen werden, was einer sal-
dierten Reduktion von lediglich 11 % ge-
genüber dem Trendpfad entspricht.

Obwohl sich die Bundesregierung nicht auf
einen quantitativen Reduktionspfad festge-
legt hat, kann ihr doch weder die Annahme
eines exponentiell sinkenden Flächenver-
brauchs noch eines zeitlich stark verzöger-
ten Eintritts der Reduktionsbemühungen
unterstellt werden. Zu unrealistisch wäre
Ersteres, während Letzteres viel zu geringe
mittelfristige Umweltentlastungseffekte
mit sich brächte. In den weiteren Betrach-
tungen dieser Studie wird daher von einer
linearen Reduktion der Flächeninan-
spruchnahme ausgegangen.

Räumliche Operationalisierung des
30-ha-Ziels: Festlegung regionaler
Flächenausweisungskontingente

Auch in räumlicher Hinsicht hat sich die
Bundesregierung nicht auf einen Umle-
gungsschlüssel des 30-Hektar-Ziels festge-
legt. In der Literatur werden unterschiedli-
che Modelle diskutiert. Der Nachhaltig-
keitsbeirat Baden-Württemberg (2004)
schlägt eine bevölkerungsproportionale
Ausgabe der Kontingente vor. Jakubowski
und Zahrt (2003, S. 189) präferieren dem-
gegenüber einen kombinierten Schlüssel,
welcher die prognostizierte Bevölkerungs-
zahl im Jahr 2015 sowie die Katasterfläche
im Verhältnis 2 : 1 berücksichtigt. Sie be-
gründen diesen Ansatz damit, dass bei Be-
rücksichtigung der Bevölkerungsentwick-
lung der wachstumsbedingte Mehrbedarf
an Siedlungsfläche berücksichtigt werde.
Die Einbeziehung der Katasterfläche siche-
re gleichzeitig eine „Grundausstattung“ für
ländlich-periphere, dünn besiedelte Regio-
nen und trage dem Umstand Rechnung,
dass derartige Räume siedlungsspezifisch
höhere Pro-Kopf-Ausstattungen mit Sied-
lungs- und Verkehrsflächen aufweisen.
Böhm et al. (2002, S. 33) diskutieren drei Al-
ternativen:

• ein „Benchmarking“, bei dem das (regi-
onale) Gesamtkontingent mit unter-
schiedlichen Kenngrößen auf die Kom-
munen aufgeteilt wird (Gesamtfläche,
Siedlungs- und Verkehrsfläche, Einwoh-
ner, Erwerbstätige, Kombinationen aus
diesen Größen),
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• die Orientierung an realen ökologischen
„Knappheiten“, wobei Kommunen mit
starken ökologischen Entwicklungsre-
striktionen geringere Flächenkontingen-
te zugewiesen bekommen sowie

• eine Orientierung an der Freiflächenin-
anspruchnahme eines Basiszeitraums,
was Kommunen mit in der Vergangen-
heit starkem Flächenverbrauchsverhal-
ten begünstigt.

Letzteres greift auch der Naturschutzbund
Deutschland auf, der vorschlägt, die Vertei-
lung des Globalkontingents auf Bundesebe-
ne an den zu einem Referenzjahr (hier 2003)
bestehenden Ausweisungsrelationen der
Länder vorzunehmen. Ein Bundesland be-
kommt dabei ein Kontingent zugewiesen,
welches in seiner Höhe dem Anteil an der
bundesweiten Freiflächeninanspruchnah-
me des Jahres 2003 entspricht. Eine solche

Reduktionspfad Prinzip Absoluter Saldo der 
Freiflächeninanspruchnahme, 

Einsparung gegenüber Trendpfad 

„Trendpfad“ 

 

ca. 7 300 km² 
0 % 

„Lineare 
Reduktion“ 

 

ca. 4 500 km² 
38 % 

„Exponentielle 
Reduktion“ 

 

ca. 2 800 km² 
62 % 

„Verzögerte 
Reduktion“ 

 

ca. 6 500 km² 
11 % 

„Reduktion mit  
logistischer 
Funktion“ 

 

ca. 4 500 km² 
38 % 

Abbildung 3
Einsparvolumina verschiedener Reduktionspfade des 30-Hektar-Ziels
(Flächeninanspruchnahme zwischen 2002 und 2020)

Quelle: Eigene Berechnungen
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(14)
Bei der Einführung „Handelba-
rer Flächenausweisungsrech-
te“ wäre demgegenüber davon
auszugehen, dass die Vertei-
lung eines Globalkontingents
auf Regionen oder Gemeinden
in zeitlichen Schritten (z. B.
5 Jahre) vorgenommen wird.
Zu Beginn einer neuen Zutei-
lungsperiode besteht dann die
Möglichkeit, die Zuteilungsbe-
rechnung auf Basis aktualisier-
ter Daten durchzuführen.

Regelung hat aber den Nachteil, dass Län-
der, die bereits seit längerem Flächenspar-
aktivitäten betreiben, negativ sanktioniert
würden.

Angesichts der in Deutschland trotz relativ
ausgeglichener Siedlungsstruktur vorhan-
denen raumstrukturellen Disparitäten
leuchtet es ein, dass mit der Wahl eines be-
stimmten Verteilungsschlüssels deutlich
unterschiedliche räumliche Verteilungsef-
fekte einhergehen. Abbildung 3 veran-
schaulicht dies mit einer Modellrechung für
vier denkbare Umlegungsschlüssel. Aus-
gangspunkt ist die unter Annahme eines li-
nearen Reduktionspfades berechnete bun-
desweite Flächenausweisung in Höhe von
4 500 km² für den Zeitraum 2002 bis 2020.
Dieses Globalkontingent wird mit alternati-
ven Indikatoren auf die kreisfreien Städte
und Landkreise verteilt, wobei vereinfacht
davon ausgegangen wird, dass die Zutei-
lung ohne zeitliche Zwischenschritte er-
folgt.14 Als Zuteilungsschlüssel werden die
aktuelle Bevölkerungszahl (2002), die Ka-
tasterfläche (2000), der Bestand an Siedlungs-
und Verkehrsfläche (2000) und das Bruttoin-
landsprodukt (2001) angesetzt. Denkbar wä-
ren auch Kombinationen dieser Indikato-
ren, was hier aber nicht dargestellt ist.

Mit geeigneten Interpolationstools (Kernel-
Density) können nun die räumlichen Allo-
kationseffekte im Einzelnen grob abge-
schätzt und visualisiert werden. Zum Ein-
satz kommen dabei zwei Darstellungsfor-
men – die auf einen km² maximal in An-
spruch zu nehmende Freifläche für Sied-
lungs- und Verkehrszwecke (linke Darstel-
lung) sowie die auf einen Einwohner (Stand
2002) bezogene maximal in Anspruch zu
nehmende Freifläche für Siedlungs- und
Verkehrszwecke (rechte Darstellung).

Im Einzelnen lassen sich folgende Aussagen
treffen:

• Am „gerechtesten“ erscheint eine bevöl-
kerungsproportionale Umlegung des
Globalkontingents auf die kommunalen
Gebietskörperschaften. Zwar würde dies
mit einer weiteren Verdichtung der Ag-
glomerationsräume einhergehen, ver-
bunden mit ökologischen Beeinträchti-
gungen. Jedem Einwohner (der heutigen
Bevölkerung) ständen aber die gleichen
Flächenausweisungsrechte zur Verfü-
gung (ca. 54 m²). Ländlich-periphere
Räume würden vor weiteren Beeinträch-
tigungen ihres noch hohen ökologischen
Potenzials bewahrt.

• Unsinnig erscheint eine Umlegung nach
der Katasterfläche der Gebietseinheiten
(hier Landkreise). Diese Option würde
eine völlige räumliche Gleichverteilung
von Flächenausweisungsrechten bewir-
ken und damit die Agglomerationsräu-
me stark benachteiligen. Hier läge die
Pro-Kopf-Ausstattung mit Flächenaus-
weisungsrechten in extremer Weise un-
terhalb der ländlichen Räume. Ein derar-
tiger Regionalisierungsweg würde Ge-
fahr laufen, weiteren Desurbanisie-
rungsprozessen Vorschub zu leisten und
zur Verstädterung ländlicher Räume mit
hohem ökologischem Potenzial beizu-
tragen. Letzteres relativiert sich aller-
dings durch den insgesamt vergleichs-
weise geringen Ausweisungsrahmen von
ca. 1,3 Hektar SuV-Fläche je km² Fläche
(bundesweit). Der SuV-Flächenanteil
würde sich demnach in allen Teilen
Deutschlands um maximal 1,3 % zulas-
ten der Freiraumnutzungen ausdehnen.

• Eine Regionalisierung anhand des aktu-
ellen Bestandes an Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche würde vor allem Regionen
mit geringer Siedlungsdichte begünsti-
gen. Zwar wären die absoluten Flächen-
ausweisungsspielräume (Hektar je km²)
in den Agglomerationskernen höher als
in ländlichen Räumen. Pro Einwohner
könnten in Letzteren aber deutlich mehr
neue Freiflächen für Siedlung und Ver-
kehr beansprucht werden.

• Eine Umlegung anhand des aktuellen
Bruttoinlandsprodukts würde naturge-
mäß die strukturschwachen Räume be-
nachteiligen. Sowohl absolut als auch re-
lativ lägen die Flächenausweisungs-
spielräume hier deutlich unterhalb der
Werte für die Agglomerationsräume. Zu-
gleich offenbart sich der nach wie vor er-
hebliche Abstand in der Wertschöpfung
west- und ostdeutscher Regionen – länd-
liche Räume Westdeutschlands würden
deutlich besser abschneiden als ihre ost-
deutschen Pendants. Allerdings kann
davon ausgegangen werden, dass der
Flächenbedarf insbesondere in struktur-
schwachen ländlichen Regionen Ost-
deutschlands stark unterdurchschnitt-
lich ausfällt.

An dieser Stelle sei vor allem auf die erhebli-
chen Abweichungen der hier unterschiede-
nen Modelle hingewiesen. Die politische
Festlegung entsprechender Verteilungs-
schlüssel muss daher besonders sorgfältig
abgewogen werden, was aber angesichts
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der zu erwartenden Verteilungskonflikte
ohnehin vorausgesetzt werden kann.

Aus umweltpolitischer Sicht spricht vieles
für ein Modell, welches auch die lokalen Vo-
raussetzungen für ein ökologisch verträgli-
ches, sozial ausgewogenes und ökonomisch
(insbesondere infrastrukturell) tragfähiges
Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsflä-
che in Rechnung stellt. Das Flächenbaro-
meter kann dazu auch die erforderlichen
Basisdaten bereitstellen.

Kritisch anzumerken ist, dass das 30-Hekt-
ar-Reduktionsziel ohne Bezugnahme auf
die demographische Entwicklung der Bun-
desrepublik formuliert wurde. So könnte
argumentiert werden, dass das 30-Hektar-
Ziel bei sinkender Bevölkerungszahl bis
zum Jahre 2020 einen zu weit reichenden
Ausweisungsrahmen vorgibt. Bei höheren
Bevölkerungszuwächsen – z. B. infolge hö-
herer Zuwanderung – wäre dagegen das Ziel
möglicherweise zu restriktiv angelegt und
mit negativen sozialen Wirkungen, z. B. bei
der Wohnungsversorgung, verbunden.

Die Schweiz hat sich vor diesem Hinter-
grund für eine alternative Mengenzielfor-
mulierung entschieden. In der Schweizer
Nachhaltigkeitsstrategie wurde festgelegt,
die Siedlungsfläche pro Einwohner auf dem
derzeitigen Stand von etwa 400 m² zu stabi-
lisieren (Schweizerischer Bundesrat 2002;
siehe auch Baumgartner 2004, S. 11). Ge-
genüber einer rein siedlungsflächenbezo-
genen Bemessung eines Reduktionsziels
hat die Vorgabe eines „Dichteziels“ offen-
sichtliche Vorteile. Bei Bevölkerungswachs-
tum eröffnet sich ein höherer Ausweisungs-
rahmen, während bei sinkender oder stag-
nierender demographischer Entwicklung
weitere Flächeninanspruchnahmen ausge-
schlossen oder stark begrenzt sind. Aller-
dings muss gefragt werden, ob das Ziel ei-
ner Stabilisierung der Siedlungsdichte
(Siedlungsfläche je Einwohner) auf aktuel-
lem Niveau realistisch sein kann. So räumt
der Schweizerische Bundesrat in einer Ak-
tualisierung der Nachhaltigkeitsstrategie
selber ein, dass bereits im Jahr 2000 das
„400-m²-Ziel“ überschritten wurde. Die
Pro-Kopf-Inanspruchnahme wachse jedes
Jahr um 1,3 m² (Schweizerischer Bundesrat
2005).

Bezogen auf die Bundesrepublik stellt Ta-
belle 5 mögliche Implikationen bei alterna-
tiven Dichtezielen dar. Derzeit entfallen in
Deutschland auf einen Einwohner etwa
550 m² Siedlungs- und Verkehrsfläche

(Siedlungsflächenausstattung). Würde die-
ser Wert als Zielwert für das Jahr 2020 fest-
geschrieben, so würde der mögliche Aus-
weisungsrahmen bei der positivsten Bevöl-
kerungsprognose des Statistischen Bundes-
amtes – welche einen Anstieg der Bevölke-
rungszahl auf etwa 84 Millionen Einwohner
bis 2020 unterstellt – bei lediglich 20 Hektar
pro Tag bis zum Jahr 2020 liegen. Gemessen
am 30-Hektar-Reduktionsziel (linearer Re-
duktionspfad) entspräche dies einer zuläs-
sigen Flächeninanspruchnahme von weni-
ger als einem Drittel. Würde die Bevölke-
rungszahl hingegen gemäß der pessimis-
tischsten Variante sinken, wäre der Flä-
chenausweisungsrahmen sogar negativ. In
diesem Fall müssten streng genommen
Siedlungsflächen in Freiflächen rückgewid-
met bzw. rückgebaut werden. Würde das
Ausstattungsziel auf 600 m² je Einwohner
angehoben, läge der mögliche Auswei-
sungsrahmen zwischen 47 und 86 Hektar
pro Tag je nach der unterstellten Bevölke-
rungsentwicklung, was in etwa dem quanti-
tativen Niveau des 30-Hektar-Reduktions-
ziels entspricht. Letzteres lässt im Falle ei-
nes linearen Reduktionspfades (siehe
Abb. 3, S. 34) eine mittlere Flächeninan-
spruchnahme von 65 Hektar pro Tag zu.

Aus den in Tabelle 5 ausgewiesenen Zahlen
lassen sich mehrere Schlussfolgerungen
ziehen. Der mit dem 30-Hektar-Ziel eröff-
nete quantitative Rahmen möglicher Flä-
cheninanspruchnahme für Siedlungs- und
Verkehrszwecke wird bei konstanter Bevöl-
kerungszahl zu einem deutlichen Rückgang
der Siedlungsdichte führen, verbunden mit
erheblichen Effizienzeinbußen technischer
Infrastrukturleistungen. Eine Stabilisierung
der Siedlungsdichte auf heutigem Niveau
wäre allenfalls bei steigender Bevölke-
rungszahl denkbar. Bleibt der Bevölke-
rungsbestand in Deutschland stabil oder
sinkt die Bevölkerungszahl, so müsste eine
Dichtestabilisierung mit der Rückwidmung
von Siedlungsflächen in erheblichem Um-
fang erkauft werden, was allein aus eigen-
tumsrechtlichen Gründen illusorisch ist.
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Tabelle 5
Alternative Reduktionsziele und ihre Implikationen für den möglichen Ausweisungsrahmen

Quelle: Eigene Berechnungen

Zielkriterium 

Bevölkerungsprognose 
bis 2020*

(EW) 

Zulässige  
Flächeninanspruchnahme 

2004 bis 2020  
(km²) 

Zulässige  
Flächeninanspruchnahme 

2004 bis 2020  
(Hektar pro Tag) 

30-Hektar-Reduktionsziel 
(lineare Reduktion) – 4 025 65 

unterste Variante 
(80.048.400) -1 063 -17 Stabilisierung der 

Siedlungsflächenausstattung 
bei 550 m² je Einwohner 
(2020) 

oberste Variante 
(84.070.200) 

1 237 20 

unterste Variante 
(80.048.400) 

2 940 47 Stabilisierung der 
Siedlungsflächenausstattung 
bei 600 m² je Einwohner 
(2020) 

oberste Variante 
(84.070.200) 

5 352 86 

unterste Variante 
(80.048.400) 

-5 066 -82 Erhöhung der 
Siedlungsflächenausstattung 
auf 500 m² je Einwohner 
(2020) 

oberste Variante 
(84.070.200) 

-3 055 -49 

* Bezugnahme auf die Ergebnisse der 10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen 
Bundesamtes aus dem Jahr 2003 (Statistisches Bundesamt 2003) 
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3.1 Einleitung

In Kapitel 2 wurden flächenpolitische Ziele
analysiert und systematisiert, deren Akzep-
tanz bzw. Sinnhaftigkeit im Folgenden als
Prämisse unterstellt wird. Darauf aufbau-
end werden Indikatoren benannt bzw. ent-
wickelt, die es erlauben, die Erreichung die-
ser Ziele zu überprüfen. Dazu müssen das
Ziel- und Indikatorensystem miteinander
kompatibel sein. Die Systematisierung der
Indikatoren erfolgt daher entsprechend je-
ner der Ziele nach den Kategorien Redukti-
onsziele, Erhaltungs- und Schutzziele, nut-
zungsstrukturelle Ziele und Nutzungseffizi-
enzziele.

In Abschnitt 3.2 erfolgt zunächst eine Aus-
wertung bestehender Indikatorensysteme,
um einen Überblick über bereits in der An-
wendung befindliche flächenbezogene In-
dikatoren zu erhalten, auf die für das Nach-
haltigkeitsbarometer soweit sinnvoll zu-
rückgegriffen werden kann.

In den Ausführungen im Abschnitt 3.3 wer-
den die für das Nachhaltigkeitsbarometer
Fläche ausgewählten und entwickelten
39 Indikatoren (davon 17 Kernindikatoren)
vorgestellt und diskutiert sowie die Ergeb-
nisse der Anwendung der Indikatoren für
verschiedene Gebietseinheiten dargelegt.

3.2 Synopse: Existierende Indika-
toren zu Flächennutzung und
Flächeninanspruchnahme

Vorgehensweise

Es wurde eine Recherche zu bestehenden
Indikatorensystemen und Einzelindikato-
ren durchgeführt, die Aspekte der Flächen-
nutzung und Flächeninanspruchnahme
thematisieren. Dabei wurde Bezug genom-
men auf eine bestehende Synopse wesentli-
cher Nachhaltigkeitsindikatorensysteme
(Heiland et al. 2003), die durch weitere Indi-
katorensysteme ergänzt wurde. Aufgrund
der mittlerweile hohen Zahl an Indikato-
rensystemen sowie der Dynamik ihrer Ent-
wicklung ist es nicht Anspruch, alle
überhaupt vorhandenen (Nachhaltigkeits-
und Umwelt)Indikatorensysteme auf regio-
naler und kommunaler Ebene zu erfassen.
Zahl und Art der ausgewählten Systeme las-
sen es als sehr wahrscheinlich erscheinen,

dass keine wesentlichen flächenrelevanten
Indikatoren übersehen werden. Auf Bun-
des- und Landesebene wurde allerdings auf
eine vollständige Erfassung der dort in Ent-
wicklung bzw. Anwendung befindlichen
Systeme geachtet.

Ziel ist es, einen möglichst umfassenden
Überblick über bereits in Entwicklung und
Anwendung befindliche Indikatoren zu er-
halten, um

• eine erste Basis für die Auswahl von Indi-
katoren für das Nachhaltigkeitsbarome-
ter Fläche zu erhalten,

• Hinweise auf bereits verwendete Indika-
toren und die entsprechende Datenver-
fügbarkeit zu erhalten,

• zu überprüfen, ob und inwiefern hin-
sichtlich der in Kapitel 2 identifizierten
und beschriebenen Ziele bereits Indika-
toren existieren und

• thematische Lücken in Diskussion und
Indikatorenverwendung zu erkennen,
die für das Nachhaltigkeitsbarometer re-
levant sind.

Daher erfolgte zunächst eine sehr breit an-
gelegte Auswahl der aufzulistenden Indika-
toren. Entscheidendes Kriterium war dabei
der (direkte oder indirekte) Flächenbezug
bzw. die Flächenrelevanz jedes Indikators,
nicht die Frage, ob er für eine Anwendung
im Rahmen des Nachhaltigkeitsbarometers
tatsächlich geeignet ist. Diese Auswahl er-
folgt bei der Erstellung des Indikatorensets.

Die Recherche umfasste die nationale Ebe-
ne, die Ebene der Bundesländer sowie die
regionale und kommunale Ebene. Für die
Zuordnung war entscheidend, auf welcher
Ebene ein Indikatorensystem angewendet,
nicht auf welcher Ebene es entwickelt wur-
de. So wurde z. B. das sog. Urban Audit auf
europäischer Ebene für die Anwendung in
Städten entwickelt und daher der kommu-
nalen Ebene zugeordnet.

Die Gesamtzahl der in den ausgewerteten
Indikatorensystemen verwendeten Indika-
toren mit Flächenbezug/Flächenrelevanz
ist erheblich. Zum Teil werden auch identi-
sche oder sehr ähnliche Indikatoren ver-
wendet. Um einen Überblick als Basis der
weiteren Arbeit zu erhalten, ist daher eine
synoptische Betrachtung erforderlich, die

3 Indikatoren zur Messung flächenpolitischer
Ziele
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eine Zusammenfassung der Indikatoren
nach verschiedenen Kriterien beinhaltet.
Als Kriterien dienten: (1) Thematischer Be-
zug des Indikators entsprechend der Kate-
gorisierung flächenpolitischer Ziele, (2) Zu-
ordnung zu räumlich-administrativen Ebe-
nen (Bund, Land, Region, Kreis15, Kommu-
ne).

Zu berücksichtigen ist, dass die ausgewerte-
ten Indikatorensysteme, was die praktische
Anwendung betrifft, sehr unterschiedlich
weit fortgeschritten sind. Teilweise handelt
es sich lediglich um konzeptionelle oder
stark wissenschaftlich geprägte Vorschläge.
Die Nennung eines Indikators bedeutet so-
mit noch nicht, dass der Indikator, etwa
hinsichtlich der Datenverfügbarkeit, auch
realisierbar ist.

Systematisierung der Indikatoren

Im Folgenden werden die in der Praxis
bereits angewandten Indikatoren den in
Kapitel 2 identifizierten flächenpolitischen
und systematisierten Zielen entsprechend
der vier Zielkategorien Reduktionsziele, Er-
haltungs- und Schutzziele, Raumstruktu-
relle Ziele, Nutzungseffizienzziele zugeord-
net. Keine Zuordnung erfolgt zu den beiden
übergeordneten Zielen, da sich hier im
Prinzip alle Indikatoren einordnen ließen.

Grundlage der folgenden Darstellung bil-
den somit insgesamt 44 Indikatorensyste-
me, die sich folgendermaßen auf die einzel-
nen politisch-administrativen Ebenen ver-
teilen:

Bund: 3
Land: 7
Region: 7
Kreis: 2
Kommune: 25

Indikatoren zu Reduktionszielen

• Ziel: Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme (RZ 1)

Am weitesten verbreitet und in fast allen
Indikatorensystemen auf allen Ebenen
zu finden sind Indikatoren, die Auskunft
über Größe und Anteil der Siedlungs-
und Verkehrsfläche (SuV) an der Ge-
samtfläche geben. Teilweise werden
Siedlungs- und Verkehrsflächen ge-
trennt ausgewiesen. Häufig wird neben
der Angabe des aktuellen SuV-Bestands
auch dessen jährliche Veränderung an-
gegeben. Beispiele sind Indikatoren wie
Anteil der SuV an der Gesamtfläche, Ver-

änderungsrate der SuV, Bodenfläche
nach Nutzungsarten (enthält Höhe und
Anteil der SuV). Teilweise werden die In-
dikatoren auch auf die Einwohnerzahl
oder andere Bezugswerte bezogen und
bilden damit auch Nutzungseffizienz-
eigenschaften ab (s. Zielkategorie Nut-
zungseffizienzziele). Als Datengrundlage
fungiert zumeist die Flächenerhebung
nach Art der tatsächlichen Nutzung.

• Ziel: Reduzierung weiterer Versiege-
lung / des Versiegelungsgrades (RZ 2)

Indikatoren, die Angaben zur Versiege-
lung treffen, finden sich nur jeweils
einmal auf Bundes- und Landesebene,
zweimal auf regionaler und insgesamt
sechsmal auf kommunaler Ebene. Ein-
schränkend ist festzustellen, dass der In-
dikator in den Systemen nicht realisiert
wird, bzw. als Näherungswert wiederum
die SuV (z. T. abzüglich der Erholungs-
und Friedhofsflächen) herangezogen
wird. Dies verweist auf die schwierige
Datenlage. Perspektivisch ist darauf hin-
zuweisen, dass derzeit auf Bundes- und
Länderebene daran gearbeitet wird, den
UMK-Indikator Flächenverbrauch da-
hingehend fortzuentwickeln, dass künf-
tig auch Angaben zum Versiegelungs-
grad möglich sind.

Beispiele: Bodenversiegelung, Verände-
rung der Bodenversiegelung, Anteil ver-
siegelter Fläche an der SuV. Teilweise
werden die Indikatoren auf die Einwoh-
nerzahl bezogen und bilden damit auch
Nutzungseffizienzeigenschaften ab (sie-
he Zielkategorie Nutzungseffizienzziele).

• Ziel: Entsiegelung, Rückbau nicht mehr
benötigter Bauflächen (RZ 3)

Entsiegelungsindikatoren finden sich
lediglich einmal auf Bundesebene (Er-
probung der CSD-Nachhaltigkeitsindi-
katoren für Deutschland) und zweimal
auf Landesebene (Schleswig-Holstein,
NRW). De facto konnten sie bisher aber
nicht erhoben werden. Beispiele: Entsie-
gelte Fläche (pro Tag, auch relative in %
der versiegelten Fläche).

Indikatoren zu Erhaltungs- und
Schutzzielen

• Ziel: Schutz und Erhaltung von Boden
(und seiner Leistungsfähigkeit) (EZ 1)

Indikatoren, die direkt diesem Ziel zuzu-
ordnen sind, finden sich lediglich je
einmal auf Bundes- und regionaler, vier-

(15)
Kreise werden hier gesondert
dargestellt, da sie aufgrund ih-
rer Flächengröße eher der re-
gionalen, administrativ-recht-
lich jedoch der kommunalen
Ebene zuzuordnen sind.
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mal auf kommunaler Ebene. Beispiele:
Neuinanspruchnahme besonders schutz-
würdiger Böden für Siedlungs-, Ver-
kehrs- und Gewerbezwecke, Anteil von
Böden mit übermäßig hohen Stoffeinträ-
gen, Bodenverlust im Verhältnis zur
Neubildungsrate. Indirekt lassen sich
aus Indikatoren, die Aussagen über be-
stimmte Flächennutzungen (Wald, Land-
wirtschaft, Naturschutzflächen) treffen,
zumindest teilweise Rückschlüsse auf
dieses Ziel ziehen, da auf solchen Flä-
chen Boden überwiegend erhalten oder
zumindest kaum versiegelt ist (vgl.
hierzu die Ausführungen zu Ziel EZ 2).

• Ziel: Schutz und Erhaltung von
unbebauten Bereichen, Freiräumen,
Grünflächen und Landschaft (EZ 2)

Diesem, in sich sehr umfassenden und
heterogenen (jedoch kaum irgendwo ge-
nauer eingegrenztem) Ziel, lässt sich
eine ganze Reihe der in bestehenden In-
dikatorensystemen zu findenden Indika-
toren zuordnen. Sie finden sich auf allen
politisch-administrativen Ebenen
(Bund: 2x, Land: 3x, Region: 2x, Kommu-
ne: 23x). Darüber hinaus ließen sich dem
Ziel auch die Indikatoren des Ziels EZ 4
zuordnen, die aber gesondert ausgewie-
sen werden.

Am häufigsten Verwendung finden fol-
gende Indikatoren(gruppen):

a) Indikatoren zur Ausstattung mit Frei-
raum, Grünflächen, Erholungsflächen,
die den „Durchgrünungsgrad“ des Sied-
lungsbereichs thematisieren (insg. 19x).
Diese Indikatoren umfassen unter-
schiedliche Messzahlen, die z. T. auf die
Zahl der Einwohner bezogen sind. Bei-
spiele: Öffentliche Grünanlagen, Versor-
gungsgrad der EW mit wohnungsnahen,
begrünten Erholungsflächen in %; m² Er-
holungsfläche je Einwohner, Verhältnis
der Erholungsfläche zu bebauten Flä-
chen, Anteil der Bevölkerung, der in
15 Minuten zu Fuß öffentliche Grünflä-
chen erreichen kann.

b) Bodenfläche nach Nutzungsarten
bzw. Veränderung der Bodennutzung
(insg. 8x).

• Ziel: Erhaltung großflächig unzerschnit-
tener Landschaftsräume (EZ 3)

Hierzu finden sich Indikatoren, die An-
zahl oder Flächenanteil größerer unzer-
schnittener verkehrsarmer Räume
(UZVR) angeben. Sie finden sich nicht

auf kommunaler, sondern v. a. auf Bun-
des-, Landes- und Regionsebene. Auf
Bundes- und Landesebene liegen hier
zum Teil bereits entsprechende Berech-
nungen, mit z.T. unterschiedlichen Flä-
chengrößen, vor. Der Indikator ist Kern-
indikator der Umweltministerkonferenz
(LIKI-Indikator)

• Ziel: Sicherung und Entwicklung
naturschutzfachlich bedeutsamer
Flächen (EZ 4)

Indikatoren zu naturschutzfachlich be-
deutsamen Flächen finden sich häufig
und durchgängig über alle Ebenen hin-
weg (insg. 33x). In der Regel handelt es
sich um Flächen, die rechtlich entspre-
chend BNatSchG gesichert oder amtlich
erfasst (Biotopkartierung) sind. Auffällig
ist dabei, dass sich offensichtlich bisher
keine einheitlichen Konventionen da-
rüber entwickelt haben, welche Schutz-
gebietskategorien bzw. Flächen hier zu
berücksichtigen sind (z. B. Großschutz-
gebiete, Naturschutzgebiete, Land-
schaftsschutzgebiete, kartierte Biotope,
Naturdenkmale, FFH-Gebiete etc.). Ent-
sprechend finden sich diese in den ein-
zelnen Indikatoren in verschiedensten
Kombinationen wieder.

Indikatoren zu nutzungsstrukturellen
Zielen

• Ziel: Räumliche Konzentration der
Siedlungsentwicklung, Vermeidung von
Zersiedelung (SZ 1)

Über dieses Ziel geben auch die Indika-
toren zu den Zielen SZ 2 und SZ 3 Aus-
kunft, da diese beiden Ziele das sehr
breite Ziel SZ 1 in Teilbereichen konkre-
tisieren. Indikatoren, die darüber hin-
ausgehen und somit ausschließlich dem
Ziel SZ 1 zuzuordnen sind, finden sich
nur sehr vereinzelt (Bund 1x, Regionen
3x): Bevölkerungsanteil in städtischen
Gebieten, Zersiedelungstendenzen (Ent-
wicklung Bevölkerung und SuV in Ober-
und Mittelzentren), Anbindung ans
nächste Oberzentrum).

• Ziel: Nachverdichtung und Innenent-
wicklung (SZ 2)

Indikatoren zu diesem Ziel bilden neben
Struktur-/Lageeigenschaften auch Men-
gen- und Güteeigenschaften ab, da
durch Nachverdichtung die zusätzliche
Flächeninanspruchnahme für SuV mini-
miert wird und zumindest näherungs-
weise (Ausnahme bei Beanspruchung
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bedeutsamer innerörtlicher Grün- und
Erholungsflächen) davon ausgegangen
werden kann, dass ggf. in Anspruch ge-
nommene Flächen von geringerer Be-
deutung sind als solche auf der „Grünen
Wiese“.

Da das nachfolgende Ziel SZ 3 einen Teil-
bereich des Ziels SZ 2 konkretisiert, sind
auch die dort genannten Indikatoren für
dieses von Bedeutung. Es fällt jedoch
auf, dass sich darüber hinausgehende
Indikatoren, die ausschließlich dem Ziel
SZ 2 zuzuordnen sind, lediglich auf kom-
munaler Ebene finden (7 Indikatoren).
Den Schwerpunkt bilden Indikatoren zur
Innen- und Außenentwicklung (4x) so-
wie zur Baulandmobilisierung (2x). Die
Indikatoren unterscheiden nicht zwi-
schen verschiedenen Möglichkeiten der
Nachverdichtung, wie z. B. Brachenrevi-
talisierung, Gebäudeausbau, Schließung
von Baulücken.

Darauf hinzuweisen ist, dass Innenent-
wicklung und ausreichende innerörtli-
che Grünversorgung in Konflikt zu-
einander stehen (können) und sich die
jeweiligen Indikatoren hierzu ergänzen
und gemeinsam betrachtet werden müs-
sen.

• Ziel: Innerörtliches Flächenrecycling,
Wiedernutzung von Brachen (SZ 3)

Die Indikatoren stellen vornehmlich auf
die Zahl innerörtlicher Brachflächen und
deren Wiedernutzung ab, vereinzelt
auch auf Gebäuderecycling und sind re-
lativ homogen formuliert. Sie finden sich
insgesamt zehnmal durchgängig über
alle Ebenen. Ebenso wie bei Ziel SZ 2
werden auch hier Mengen-, Güte- und
Struktur-/Lageeigenschaften abgebildet,
darüber hinaus auch Effizienzeigen-
schaften, da in der Regel davon auszuge-
hen ist, dass bei Flächenrecycling auf
vorhandene Infrastruktursysteme zu-
rückgegriffen werden kann und solche
nicht neu zur Verfügung gestellt werden
müssen. Beispiele: Wiedernutzung von
Brachflächen als Anteil an der SuV, Ge-
samtanzahl Brachflächen, differenziert
nach Anteil/Art der Revitalisierung, Sied-
lungsflächen- und Gebäuderecycling.
Wegen der mangelhaften Datengrundla-
gen sind solche Indikatoren bisher
allerdings kaum realisiert, d. h. erhoben
worden.

• Ziel: Nutzungsmischung im Siedlungs-
bereich (SZ 4)

Versteht man, was in der Fachdiskussion
i. d. R. der Fall ist, unter Nutzungsmi-
schung eine Verzahnung der Funktionen
Wohnen, Arbeiten und Freizeit im Sied-
lungsbereich, finden sich hierzu keiner-
lei Indikatoren. Indirekt können Indika-
toren zur innerörtlichen Freiraumver-
fügbarkeit auch hierüber Auskunft geben
(vgl. Ziel E 2). Für die Erstellung des Indi-
katorensets für das Nachhaltigkeitsbaro-
meter wird dieses Ziel nicht weiter be-
trachtet, da es erstens vor allem für die
kommunale Ebene von Bedeutung ist
und zweitens auch dort schwer erhebbar
ist.

• Ziel: Anbindung neuer Baugebiete an
bestehende Infrastrukturen (SZ 5)

Die Indikatoren, die sich diesem Ziel zu-
ordnen lassen, finden sich lediglich auf
regionaler (2x) und kommunaler Ebene
(8x). Sie thematisieren in erster Linie die
Nähe bzw. Erreichbarkeit der nächsten
ÖPNV-Haltestelle für Wohngebiete oder
Einwohner. Beispiele sind der Bevölke-
rungsanteil im 45-Minuten-Individual-
verkehr-Einzugsbereich der Oberzen-
tren, Anteil wohnbaulich genutzter
Flächen im fußläufigen Einzugsbereich
von ÖPNV-Haltestellen oder der Anteil
ÖPNV-erschlossener Flächen des Stadt-
gebiets. Indikatoren zur leitungsgebun-
denen technischen Infrastruktur (Was-
ser, Abwasser, Energie) bzw. zur sozialen
Infrastruktur (Schulen, Kindergärten,
Gesundheitsversorgung) finden sich
nicht.

• Ziel: Räumliche Bündelung von Infra-
struktursystemen (SZ 6)

Über die räumliche Bündelung von In-
frastruktursystemen geben Indikatoren
indirekt Auskunft, die auf eine Abbildung
der Fragmentierung des offenen Land-
schaftsraumes, insbesondere der Land-
schaftszerschneidung zielen, wie etwa
die „effektive Maschenweite“ des außer-
örtlichen Verkehrsnetzes oder die Netz-
dichte von Straßen und Bahnstrecken.
Auf Bundes- und Landesebene liegen
zum Teil Berechnungen der effektiven
Maschenweite vor, der Indikator ist
zudem ein von der Umweltministerkon-
ferenz beschlossener Indikator („LIKI-
Indikator“).

Indikatoren zu Nutzungseffizienzzielen

In dieser Zielkategorie werden ausschließ-
lich Effizienzeigenschaften abgebildet, in
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die als Berechnungsgrundlage jedoch im-
mer flächenbezogene Mengeneigenschaf-
ten (Gesamtfläche, SuV, Wohnbaufläche
etc.) einfließen.

• Ziel: Intensivierung der Flächennutzung
(NZ 1)

Zu diesem Ziel finden sich 33 Indikato-
ren auf allen Ebenen. Die hohe Zahl er-
gibt sich daraus, dass Indikatoren, die
die SuV ins Verhältnis zur Einwohner-
zahl setzen (Siedlungsdichte) in einem
guten Dutzend Indikatorensystemen an-
zutreffen sind. Einen weiteren Schwer-
punkt bildet der Indikator Wohnfläche
pro Einwohner (8x). Darüber hinaus fin-
den sich Indikatoren wie Wohnbau-
grundstücksfläche/EW, Wohnsiedlungs-
fläche/EW, GFZ in Baugebieten,
Verhältnis Wohnfertigstellung im Ein-
und Mehrfamilienhausbau.

• Ziel: Höhere ökonomische Produktivität
der Flächennutzung/Flächeninan-
spruchnahme (NZ 2)

Über eine höhere ökonomische Produk-
tivität der Flächennutzung/Flächenin-
anspruchnahme (Flächenproduktivität)
im Sinne einer höheren Wertschöpfung
je Einheit eingesetzte Fläche geben nur
wenige Indikatoren (insg. 6) Auskunft,
die die Gesamtfläche, die SuV oder die
Wohnfläche SuV ins Verhältnis zur Zahl
der Arbeitsplätze, dem Bruttoinlands-
produkt oder den kommunalen Einkom-
menssteuereinnahmen setzen.

Sonstige Indikatoren

Flächenbezogene Indikatoren, die sich
nicht den identifizierten flächenpolitischen
Zielen zuordnen lassen, lassen sich in drei
größere thematisch einheitliche Blöcke und
einen Block „Sonstiges“ zuordnen. All diese
Indikatoren weisen zwar einen starken Flä-
chenbezug auf und thematisieren einzelne
Aspekte einer nachhaltigen Flächennut-
zung, sie sind jedoch aufgrund des inhaltli-
chen Fokus auf urbane Nutzungsansprüche
für die Konzeption des Nachhaltigkeitsba-
rometers nicht von Relevanz.

• Landwirtschaft

Relativ viele Indikatorensysteme und In-
dikatoren (insg. 16) auf allen Ebenen
thematisieren Fragen des ökologischen
Landbaus bzw. extensiver landwirt-
schaftlicher Bewirtschaftung und deren
Anteil an der gesamten landwirtschaftli-
chen Fläche.

• Forstwirtschaft

Gegenstand der drei hier anzutreffenden
Indikatoren ist der Anteil naturnah be-
wirtschafteter bzw. zertifizierter forst-
wirtschaftlicher Flächen an allen forst-
wirtschaftlich bewirtschafteten Flächen.
Ein Indikator erfasst die Größe der Wald-
fläche.

• Lärm

Auf Landes- und kommunaler Ebene
thematisieren 8 Indikatoren die Beein-
trächtigung der Bevölkerung durch Ver-
kehrslärm.

• Sonstiges

Hierunter fallen u. a. in jeweils sehr ge-
ringer Zahl Indikatoren zur Rekultivie-
rung von Bergbaulandschaften, zur ex-
tensiven Grünflächenpflege oder zum
ökologischen Fußabdruck.

Verwendung der Indikatoren auf
unterschiedlichen politischen
Ebenen

Bundesebene

Zentraler Indikator auf Bundesebene ist der
Indikator „Zunahme der Siedlungs- und
Verkehrsfläche“ (in ha/Tag), der in der Na-
tionalen Nachhaltigkeitsstrategie Anwen-
dung findet. Daneben liegen Indikatorener-
fahrungen bzw. -vorschläge aus der Erpro-
bung der CSD-Indikatoren sowie eines F+E-
Vorhabens des Umweltbundesamtes „Ent-
wicklung von Schlüsselindikatoren für eine
Nachhaltige Entwicklung“ vor. Ergänzend
wurden in der Auswertung die so genann-
ten „UMK-Indikatoren“ bzw. „LIKI-Indika-
toren“ berücksichtigt, die jedoch ins-
besondere für die Landesebene bedeutsam
sind (s. Näheres dort). Die Analyse des
„MONET-Monitoring Nachhaltiger Ent-
wicklung“ aus der Schweiz brachte keine
wesentlichen über die Auswertung der o. g.
Systeme hinausgehenden Erkenntnisse.

Drei thematische Schwerpunkte sind fest-
zustellen:

• Indikatoren zu Anteil bzw. Zunahme der
Siedlungs- und Verkehrsfläche, z. T. be-
zogen auf das Bruttoinlandsprodukt
oder die Anzahl der Arbeitsplätze, sodass
hierdurch auch Effizienzeigenschaften
gemessen werden,

• Indikatoren zu sonstigen Flächennut-
zungen, wobei hier in erster Linie natur-
schutzfachlich bedeutsame Flächen
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sowie der Anteil des ökologischen Land-
baus thematisiert werden und

• Indikatoren zu unzerschnittenen ver-
kehrsarmen Räumen.

Einzelne Indikatoren finden sich zur ge-
samten Flächennutzung, zu Wohnfläche,
zu Erholungs- und Siedlungsflächen, zu
Versiegelung, zu Brachflächenrevitalisie-
rung und zu Entsiegelung.

Landesebene

Von besonderer Bedeutung für Landesebe-
ne sind aufgrund ihrer länderübergreifen-
den Entwicklung und Abstimmung sowie
der Verabschiedung durch die Umweltmi-
nisterkonferenz die so genannten UMK-In-
dikatoren (LIKI 2005), die im Auftrag des
Bund-Länder-Arbeitskreises Nachhaltige
Entwicklung (BLAK-NE) durch die „Länder-
initiative für einen länderübergreifenden
Kernindikatorensatz“ (LIKI) entwickelt
wurden. Die UMK empfiehlt den Ländern
deren Einsatz. Aufgrund ihrer Bedeutung
sind sie hier im Einzelnen aufgeführt:

• Flächenverbrauch
(UMK-Indikator Nr. 06)16

a) Zunahme der Siedlungs- und Ver-
kehrsflächen (ha/d)
b) Anteil der Siedlungs- und Verkehrsflä-
che an der Landesfläche (%)

• Landschaftszerschneidung
(UMK-Indikator Nr. 10)
a) Anteil UZVR (unzerschnittene ver-
kehrsarme Räume) über 100 km² an der
Landesfläche

b) effektive Maschenweite m
eff

 in km²

• Erholungsflächen in Agglomerations-
und verstädterten Räumen
(UMK-Indikator Nr. 17)
Anteil der Erholungs- und Friedhofsflä-
che in % an den SuV in Agglomerations-
räumen und verstädterten Räumen

• Naturschutzflächen
(UMK-Indikator Nr. 22)
Anteil der bundeseinheitlich streng ge-
schützten Gebiete des Naturschutzes an
der Landesfläche (%)

Über die UMK-Indikatoren hinaus haben
die Länder Bayern, Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen (NRW), Saarland, Sachsen
und Schleswig-Holstein im Rahmen ihrer
Umwelt- bzw. Nachhaltigkeitsberichter-
stattung Indikatoren vorgeschlagen bzw. in
Anwendung. Die Indikatoren in NRW sind
am stärksten differenziert, allerdings han-

delt es sich hierbei bisher lediglich um Vor-
schläge von Arbeitsgruppen im Rahmen der
„Agenda 21 NRW“. Baden-Württemberg
hatte zwei indikatorenbasierte Statusbe-
richte zur nachhaltigen Entwicklung vorge-
legt (TA-Akademie 1997, 2000), die al-
lerdings nicht weiter verfolgt werden. In
Rheinland-Pfalz wird derzeit eine Nachhal-
tigkeitsstrategie erarbeitet, die Indikatoren
enthält. Veröffentlichte Zwischenergebnis-
se hierzu liegen nicht vor.

Der Indikatoreneinsatz auf Landesebene
weist einen hohen Übereinstimmungsgrad
mit den auf Bundesebene diskutierten Indi-
katoren auf. Dies betrifft die Nennung von
„Standardindikatoren“ wie den Anteil / die
Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsflä-
che sowie den Anteil von Naturschutzflä-
chen oder ökologisch bewirtschafteten Ag-
rarflächen.

Die Indikatorensysteme in NRW und
Schleswig-Holstein beinhalten jeweils Indi-
katoren zu Flächenver- bzw. -entsiegelung
und zur Brachenrevitalisierung. Jeweils
einmal finden sich Indikatoren zur Wohn-
baugrundstücksfläche, zu Nachverdich-
tung und zur Landschaftszerschneidung.

Regionale Ebene

Als regionale Ebene werden bei der Auswer-
tung der Indikatorensysteme räumlich-ad-
ministrative Einheiten zwischen der Ebene
der Landkreise und der Landesebene ver-
standen. Da regionale Flächenkontingen-
tierungen und ein regionales Flächencont-
rolling nur innerhalb von Regionen durch-
geführt werden können, in denen regionale
administrative Strukturen und politische
Entscheidungsträger vorhanden sind, wird
die regionale Ebene im Rahmen des Vorha-
bens in der Regel mit der Ebene der Regio-
nalplanung und/bzw. der Bezirksregierun-
gen identisch sein.

Auf dieser Ebene finden sich bis dato sehr
wenig Indikatorensysteme, die v. a. in der
Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft
und Praxis entstanden, bisher aber nicht
fortgeschrieben wurden (z. B. Brückner
et al. 2001, Finke et al. 2001, Ismaier 2000,
Majer 1996). Auch die Indikatoren des BBR
für eine nachhaltige Raumentwicklung
(BBR 2002) wurden hier berücksichtigt.

Wie auf Bundes- und Landesebene domi-
nieren auch auf der regionalen Ebene

• Indikatoren zu Anteil und Zunahme der
Siedlungs- und Verkehrsfläche,

(16)
Derzeit sind Bemühungen im
Gange, den Indikator so weiter
zu entwickeln, dass zusätzlich
die Netto-Versiegelung ange-
geben wird.
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• Indikatoren zu sonstigen Flächennut-
zungen, darunter auch hier Naturschutz-
flächen sowie Flächen für den ökologi-
schen Landbau.

In etwa gleicher Stärke finden sich aber
auch Indikatoren zu Nachverdichtung und
Brachen, sowie zu Zerschneidung. Darüber
hinaus werden vereinzelt die Themen
Wohnfläche, Bodenversiegelung, Frei-
raumversorgung, Bodenqualität und
ÖPNV-Erreichbarkeit erfasst.

Kreisebene

Die Kreisebene nimmt eine Zwitterstellung
zwischen regionaler und kommunaler Ebe-
ne ein. Bezogen auf die Flächenausdeh-
nung ist sie i. d. R. bereits der regionalen
Ebene zuzuordnen, administrativ-rechtlich
der kommunalen Ebene, da ihre adminis-
trativen Zuständigkeiten jenen der kreis-
freien Städte entsprechen. Die Kreisebene
wurde daher am Beispiel von zwei Indikato-
rensystemen gesondert analysiert. Abge-
deckt wird dabei ein Spektrum an Indikato-
ren, die den Zielen RZ 1 (Reduzierung der
Flächeninanspruchnahme), EZ 2 (Erhal-
tung von unbebauten Flächen und Freiräu-
men), EZ 4 (Erhaltung Naturschutzflä-
chen), SZ 3 (Wiedernutzung Brachflächen)
sowie NZ 1 (Intensivierung der Flächennut-
zung) zuzuordnen ist.

Kommunale Ebene

Für kreisfreie Städte und kreisangehörige
Gemeinden existiert mittlerweile eine Viel-
zahl an Umwelt- und vor allem Nachhaltig-
keitsindikatorensystemen, von denen die
meisten bereits in der Anwendung sind
(eine Übersicht bieten Heiland et al. 2003).
Entsprechend finden sich für die kommu-
nale Ebene zumindest vereinzelt Indikato-
ren zu allen oben genannten Indikatoren-
gruppen. Ausnahmen bilden lediglich die
Entsiegelung, die Bodenqualität sowie die
Zerschneidungswirkungen. Gerade Indika-
toren zur Zerschneidung großräumiger
bisher unzerschnittener Landschaftsräume
machen aber auf dieser Ebene – sieht man
ggf. von den Landkreisen ab – wenig Sinn.
Indikatoren zur Zerschneidung kleinflächi-
ger Freiräume am Siedlungsrand könnten
hier hingegen durchaus wichtige Aussagen
liefern.

Die thematischen Schwerpunkte auf kom-
munaler Ebene liegen auf

• Indikatoren zu Anteil bzw. Zunahme der
Siedlungs- und Verkehrsfläche

• Indikatoren zu sonstigen Flächennut-
zungen, darunter auch hier v. a. Natur-
schutzflächen sowie Flächen für ökologi-
schen Landbau.

Daneben kommen noch relativ häufig (aber
in deutlich weniger als der Hälfte der unter-
suchten Systeme) vor. Beispielhaft genannt
seien Indikatoren zur Flächennutzung –
Gesamt (z. B. Bodenfläche nach Nutzungs-
arten), Indikatoren zur Wohnfläche und In-
dikatoren zum Umfang der versiegelten
Fläche.

Gesamtbetrachtung

Als wesentliche Ergebnisse der Analyse von
Indikatorensystemen sind festzuhalten:

• Zu fast allen identifizierten flächenpoliti-
schen Zielen liegen Indikatoren vor. Aus-
nahmen bilden die Ziele SZ 4 (Nutzungs-
mischung im Siedlungsbereich) und SZ 6
(Räumliche Bündelung von Infrastruk-
tursystemen). Sehr unterschiedlich ist
zudem die Zahl der jeweiligen Indikato-
ren bzw. der Indikatorensysteme, in de-
nen diese verwendet werden. Über alle
räumlich-administrativen Ebenen hin-
weg zahlenmäßig gut durch Indikatoren
abgedeckt sind die Ziele RZ 1 (Reduzie-
rung der Flächeninanspruchnahme),
EZ 2 (Schutz und Erhaltung von unbe-
bauten Bereichen, Freiräumen, Grünflä-
chen und Landschaft), EZ 3 (Erhaltung
großflächig unzerschnittener Land-
schaftsräume), EZ 4 (Sicherung und Ent-
wicklung naturschutzfachlich bedeutsa-
mer Flächen), SZ 3 (Innerörtliches Flä-
chenrecycling, Wiedernutzung von Bra-
chen) sowie NZ 1 (Intensivierung der
Flächennutzung).

• Die Existenz von Indikatoren darf nicht
per se mit ihrer Anwendbarkeit bzw. Er-
hebbarkeit verwechselt werden. Dies gilt
für das Ziel SZ 3, das zwar durch Indika-
toren gut abgedeckt ist, deren Erhebung
aufgrund kaum vorhandener Daten-
grundlagen jedoch schwierig ist. Glei-
ches gilt für die Ziele RZ 2 (Reduzierung
der Versiegelung) und RZ 3 (Entsiege-
lung), die auch quantitativ nur schwach
mit Indikatoren untersetzt sind.

• Die überwiegende Zahl von Indikatoren
fokussiert auf quantitative Eigenschaften
der (Siedlungs-)Flächennutzung. Das
betrifft vor allem Angaben zum Anteil
der Siedlungs- und Verkehrsfläche an
der Gesamtfläche. Teilweise wird die
SuV-Fläche in Beziehung gesetzt zu an-
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deren Größen, wie der Einwohnerzahl,
dem Bruttoinlandsprodukt oder der An-
zahl der Arbeitsplätze, wodurch auch
Nutzungseffizienzeigenschaften abge-
bildet werden können. Die Konzentra-
tion auf quantitative Eigenschaften dürf-
te darin begründet liegen, dass sich
bisherige Indikatorensysteme stark an
der Verfügbarkeit statistischer Daten ori-
entieren, die weniger in der Lage sind,
andere Eigenschaften, insbesondere
nutzungsstruktureller Art abzubilden.

• Zum Teil können in den Indikatorensys-
temen auch Messgrößen angetroffen
werden, die sich auf qualitative Eigen-
schaften der Flächennutzung beziehen.
Dabei handelt es sich vor allem um (für
das Nachhaltigkeitsbarometer nur
teilweise relevante) Indikatoren zur
Quantität und Qualität landschaftlicher
Ressourcen (z. B. Waldversorgung, Na-
turschutzflächen, landwirtschaftliche
Flächen mit ökologischem Anbau).

• Schwach vertreten sind Indikatoren zu
nutzungsstrukturellen Zielen bzw. ent-
sprechenden Eigenschaften der Flächen-
nutzung. Indikatoren, die Formeigen-
schaften des Nutzungsmusters (Zer-
siedelung, Urban Sprawl) abbilden, sind
in den meisten Indikatorensystemen
bislang nicht enthalten. Ausnahmen be-
treffen die Landschaftszerschneidung
und die standörtliche Differenzierung
des Siedlungsflächenwachstums nach
Innen- und Außenentwicklung. Weitge-
hend offen bleibt, mit welchen Daten die
entsprechenden Messgrößen abgeleitet
werden können. Zu vermuten ist daher,
dass diesbezügliche Indikatoren in der
politischen und planerischen Praxis
bisher wenig Resonanz gefunden haben.

3.3 Indikatorenkonzept für das
Nachhaltigkeitsbarometer
Fläche

Einleitung

Vorgehensweise

In diesem Kapitel wird das entwickelte Indi-
katorenkonzept, gegliedert nach den in Ka-
pitel 2 identifizierten Kategorien flächen-
politischer Ziele, vorgestellt. Dieses orien-
tiert sich an grundsätzlichen konzeptionel-
len Erwägungen und fachlichen Erforder-
nissen, bezieht aber auch die Frage der
praktischen Anwendbarkeit der Indikato-

ren etwa hinsichtlich der Verfügbarkeit er-
forderlicher Basisdaten oder der Generier-
barkeit mit GIS-Operationen ein. Eine sys-
tematische Darstellung der Datengrundla-
gen und Messverfahren für jede hier als
Kern- oder Ergänzungsindikator kategori-
sierte Messgröße enthalten die nachfolgen-
den Ausführungen.

Zu jeder Indikatorengruppe erfolgt zu-
nächst eine ausführliche Diskussion des
wissenschaftlichen Hintergrunds. Zu fra-
gen ist hier nach dem Stand der Indikato-
rendiskussion und der Abbildungsleistung
bislang diskutierter Messgrößen. Dies er-
folgt durch eine breite Auswertung
deutsch- und englischsprachiger Literatur.
In einem zweiten Abschnitt werden gene-
relle Fragen der Erhebbarkeit angespro-
chen, bevor die vorgeschlagenen Kern- und
Ergänzungsindikatoren vorgestellt werden.
Hier erfolgen auch Ausführungen zu me-
thodischen Aspekten der Indikatorenerhe-
bung sowie zu den Ergebnissen der durch-
geführten empirischen Erhebungen.

In Kapitel 2 wurden die in Deutschland dis-
kutierten bzw. rechtlich und politisch-pro-
grammatisch festgelegten flächenpoliti-
schen Ziele zusammengefasst zu Reduk-
tionszielen, Erhaltungs- und Schutzzielen,
nutzungsstrukturellen Zielen und Nut-
zungseffizienzzielen. Da die Konzeption
des Nachhaltigkeitsbarometers eine Ent-
sprechung von Zielen und Indikatoren vor-
sieht, erfolgt die folgende Darstellung
ebenfalls anhand dieser Kategorisierung.

Indikatorenbegriff

Ein Indikator ist ein Hilfsmittel, der das Er-
reichen oder die Veränderung eines Zu-
standes anzeigt. Seine Verwendung ist
äußerst vielfältig und reicht hinsichtlich
seines Konkretheitsgrades von der Angabe
der Maßzahl bzw. einer „Messanleitung“
bis hin zu sehr offenen Benennungen von
„Themenfeldern“ wie bspw. „Flächennut-
zung“, die zudem noch normativ angerei-
chert sein können (z. B. „Nachhaltige Flä-
chennutzung“) (Heiland et al. 2003, S. 59 f.).

Kromrey (2000, S. 88) definiert Indikatoren
als „beobachtbare Hinweise, d. h. direkt er-
fahrbare Sachverhalte, auf ein in seiner All-
gemeinheit oder Abstraktheit nicht unmit-
telbar beobachtbares Phänomen“. Hinge-
gen versteht Born (1997, S. 25) einen Indi-
kator als „Messgröße, die Informationen
über ein bestimmtes Phänomen gibt, wobei
sie Informationen gezielt zusammenfassen



Nachhaltigkeitsbarometer Fläche Forschungen Heft 13048

kann, um eine bestimmte Bewertung zu er-
leichtern“. Der Unterschied zwischen bei-
den Definitionen besteht darin, dass Born
den Begriff Indikator als zu quantifizieren-
de Messgröße versteht, während Kromrey
lediglich von beobachtbaren Hinweisen
spricht, die auch qualitativer Art sein kön-
nen. Im „Leitfaden Indikatoren im Rahmen
einer Lokalen Agenda 21“ (FEST 2000) wer-
den Indikatoren als „Mess- oder Kenngrö-
ßen für die Bewertung und Trendbeschrei-
bung“ verstanden. Damit kommt zum Aus-
druck, dass Indikatoren sowohl deskriptiv
als auch normativ sein können.

Vor dem Problem einer eindeutigen Defini-
tion des Indikatorenbegriffs steht auch die
Entwicklung eines Indikatorensets für das
Nachhaltigkeitsbarometer Fläche. Im Rah-
men des Nachhaltigkeitsbarometers wer-
den Indikatoren als in sich wertfreie, des-
kriptive Messgrößen verstanden, die erst
unter Bezug auf die in Kapitel 2 identifizier-
ten flächenpolitischen Ziele eine bewerten-
de Aussage ermöglichen.

Dabei ist der Anforderung Rechnung zu tra-
gen, dass die Indikatoren sprachlich so ge-
fasst sein müssen, dass sie politisch „trans-
portierbar“, somit eingängig und verständ-
lich sind. Deshalb wird unterschieden zwi-
schen zwei Indikatorenbegriffen:

• Indikator – Kurzbezeichnung: Die Indi-
katorenbezeichnung vermittelt in Kurz-
form den Inhalt bzw. den Beschrei-
bungsgegenstand des Indikators. Bei-
spiele hierfür sind etwa a) „Flächeninan-
spruchnahme“ oder b) „Unzerschnitte-
ne Räume“.

• Indikator – Kennzahl: Hier wird (i. d. R)
eine quantitative, reproduzierbare und
objektive Größe benannt, mit deren Hilfe
der Indikator berechnet wird, z. B.
a) „Anteil der SuV-Fläche an der Gesamt-
fläche in %“ oder b) „Anteil unzerschnit-
tener Räume (UZVR) >100 km² an der
Gesamtfläche in %“.

Des Weiteren werden im Rahmen des
Nachhaltigkeitsbarometers Kernindikato-
ren und Ergänzungsindikatoren unter-
schieden, da sich das Nachhaltigkeitsbaro-
meter aus Praktikabilitäts- und Akzeptanz-
gründen auf möglichst wenige leicht ver-
ständliche Indikatoren beschränken sollte.
Andererseits muss das Nachhaltigkeitsba-
rometer fachlichen Notwendigkeiten ge-
recht werden und darf wesentliche Aspekte
der Flächenproblematik nicht außer Acht
lassen. Daher wurden aus der Vielzahl mög-

licher Indikatoren 18 Kernindikatoren aus-
gewählt, die erstens in die Bilanzierung des
Nachhaltigkeitsbarometers einfließen und
zweitens der politischen Vermittlung die-
nen. Zu berücksichtigen ist dabei auch die
Datenverfügbarkeit. Ergänzungsindikato-
ren liefern weitergehende Informationen.

Kriterien der Indikatorenauswahl

Die Indikatoren im Rahmen des Nachhal-
tigkeitsbarometers haben in erster Linie die
Funktion, Aufschluss über den Zustand und
die Veränderung des Flächennutzungsmus-
ters zu geben und zwar vor allem in Hin-
blick auf die in Kapitel 2 identifizierten flä-
chenpolitischen Ziele. Sie haben somit in
erster Linie Informationsfunktion. Darüber
hinaus soll das Nachhaltigkeitsbarometer
dazu beitragen, Bewusstsein für die Proble-
matik von Flächennutzung und Flächenin-
anspruchnahme zu schaffen. Um diesen
Funktionen gerecht zu werden, müssen In-
dikatoren verschiedene Voraussetzungen
erfüllen. Solche sind in der Literatur viel-
fach genannt, wenngleich meist unter-
schiedlich kategorisiert.

Wesentliche Anforderungen an Indikatoren
sind demzufolge (vgl. Heiland et al. 2003,
S. 179 f.):

• Wissenschaftlich korrekte Ableitung und
Darstellung der Indikatoren

(Repräsentanz, Aussagekraft, Verläss-
lichkeit etc.)

• Messbarkeit, Quantifizierbarkeit

• Zeitliche Sensitivität und Darstellbarkeit

• Nachvollziehbarkeit, Verständlichkeit,
Anschaulichkeit, einfache Interpretier-
barkeit

• Geringer Arbeitsaufwand und Praktika-
bilität

• Datenverfügbarkeit (durch Rückgriff auf
vorhandene Daten)

• Ziel-, Problem- und Handlungsbezug

Entsprechend müssen alle Indikatoren des
Nachhaltigkeitsbarometers folgende Krite-
rien erfüllen:

• Bezug zu den identifizierten flächenpoli-
tischen Zielen

• Wissenschaftlich korrekte Ableitung und
Darstellbarkeit (Repräsentanz, Aussage-
kraft, Verlässlichkeit etc.)

• Anwendbarkeit in Abhängigkeit von der
Maßstabsebene
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Für die Auswahl der Kernindikatoren kom-
men folgende Kriterien hinzu:

a) auf der Ebene des gesamten Indikatoren-
sets

• Begrenzte Anzahl (maximal 20)

• (gleichmäßige) Abdeckung der identifi-
zierten flächenpolitischen Ziele bzw.
Zielkategorien

• Ausgewogenes Verhältnis Nutzungs-
muster – Nutzungsänderung

b) auf der Ebene der Einzelindikatoren

• Relevanz für den jeweiligen Bezugsraum
(Region, Land, Bund)

• Datenverfügbarkeit und Realisierbarkeit

• Politische Handlungsrelevanz

• Kommunizierbarkeit, Allgemeinver-
ständlichkeit

Dabei müssen nicht alle Kriterien vollstän-
dig erfüllt sein.

Werthaltigkeit der Indikatorenauswahl

Wie bereits darauf hingewiesen wurde
(S. 47 f.), sind Indikatoren wertfreie Mess-
größen, die erst durch einen Bezug auf Ziele
eine Bewertung des Zielerreichungsgrades
ermöglichen. Diese Voraussetzung ist für
alle Indikatoren, die im Nachhaltigkeitsba-
rometer Fläche Anwendung finden, ge-
währleistet. Zugleich dienen Indikatoren
aber dazu, Komplexität zu reduzieren, d. h.
sie erfassen den jeweiligen Beschreibungs-
gegenstand nicht umfassend und in allen
Einzelheiten, sondern lediglich in einem
Punkt, der für den Beschreibungsgegen-
stand möglichst kennzeichnend sein sollte
(Kriterium Aussagekraft des Indikators).
Diese den Indikatoren inhärente Eigen-
schaft führt dazu, dass die Indikatorenaus-
wahl selbst zu einem wertenden Vorgang
wird. Je nachdem, welche Indikatoren man
verwendet, stellt man andere Aspekte des
zugrunde liegenden Ziels in den Vorder-
grund und bringt sie in die Bilanzierung ein.

Beispiel: Dem Ziel EZ 1 „Schutz und Erhal-
tung von Boden (und seiner Leistungsfähig-
keit)“ sind als Messgrößen die Indikatoren
„Flächeninanspruchnahme auf Böden mit
hoher natürlicher Ertragsfähigkeit“ und
„Dynamik der Flächeninanspruchnahme
auf Böden mit hoher natürlicher Ertragsfä-
higkeit“ zugeordnet. Damit geht aber
lediglich die Bedeutung von Böden für die
landwirtschaftliche Produktion in die Be-
wertung ein, jedoch nicht ihre Bedeutung

etwa für Wasserhaushalt und Hochwasser-
schutz, für den Naturschutz oder als kultur-
geschichtliches Zeugnis oder Denkmal.
Zudem ließe sich argumentieren, dass alle
funktionsfähigen Böden schützenswert
sind. Würde man nicht die landwirtschaftli-
che Bedeutung, sondern einen der anderen
Aspekte in den Indikator einfließen lassen,
so ergäbe sich möglicherweise ein völlig an-
deres Ergebnis. Diese Problematik, die am
Ziel EZ 1 am deutlichsten zum Ausdruck
kommt, lässt sich niemals völlig vermeiden,
insbesondere nicht innerhalb eines Indika-
torensets, das den Anspruch auf Übersicht-
lichkeit und politische Vermittelbarkeit er-
hebt. Sie wird im Fall des Zieles EZ 1 gemin-
dert dadurch, dass sich die nicht durch den
Indikator abgebildeten Aspekte zumindest
teilweise in Indikatoren zu anderen Zielen
wieder finden: die Schutzwürdigkeit aller
Böden in Indikatoren zur Reduzierung der
Flächeninanspruchnahme und Versiege-
lung, die naturschutzfachliche Bedeutung
von Böden in Indikatoren zum Ziel des
Schutzes naturschutzfachlich bedeutsamer
Flächen. Bei anderen Zielen tritt das Pro-
blem nicht in der hier geschilderten Schärfe
auf. Dennoch ist es wichtig, sich der Proble-
matik der Abhängigkeit des Ergebnisses des
Bilanzierungsverfahrens von der Indikato-
renauswahl bewusst zu sein und entspre-
chend zu argumentieren.

Dateneinsatz und Raumbezug

Überblick über die eingesetzten
Datenbestände

Der für die Realisierung des Indikatoren-
konzepts verwendete Datenbestand unter-
teilt sich in geocodierte Daten und georefe-
renzierte Daten mit einem mittel- oder un-
mittelbaren Bezug zur Flächennutzung. Bei
den geocodierten Daten handelt es sich um
gemeinde- und regionalstatistische Daten,
deren Raumbezug über einen Regional-
schlüssel hergestellt wird. Relevant sind
hier insbesondere Daten der Flächen- oder
Bautätigkeitsstatistik. Für Indikatoren zu
Nutzungseffizienzzielen sind darüber hin-
aus Daten zur Bevölkerung und Wirt-
schaftstätigkeit aufzubereiten. Georeferen-
zierte Daten (hier vor allem Geobasisdaten)
beschreiben die Flächennutzung mittels
geographischer Koordinaten räumlich
weitaus präziser als geocodierte Daten. Zu
nennen sind hier vor allem die Produkte der
digitalen Landestopographie (ATKIS) sowie
Daten des Automatisierten Liegenschafts-
katasters (ALK).
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Vorteil der geocodierten Daten ist ihre ein-
fache Fortschreibbarkeit. Für die meisten
der für das Nachhaltigkeitsbarometer rele-
vanten Daten können Zeitreihen seit Mitte
der 1990er Jahre aufgebaut werden. Anders
hingegen die Situation bei den georeferen-
zierten Daten: für die Geobasisdaten ALK
und ATKIS DLM25 liegen bislang keine his-
torischen Daten vor, mit denen statistisch
valide Längsschnittbetrachtungen erfolgen
können. In der Regel erfolgt eine Fortfüh-
rung der vorhandenen Daten innerhalb des
Datenbestandes. Lediglich zur Datensiche-
rung werden ältere Datenbestände gespei-
chert, die jedoch in der Regel nicht oder nur
sehr eingeschränkt verfügbar sind. Im Rah-
men der Datenakquisition für den Indikato-
rentest konnten weder von der kreisange-
hörigen Kommune, noch vom Landesver-
messungsamt oder vom Bundesamt für
Kartographie und Geodäsie (BKG) histori-
sche Datenbestände mit einem nachvoll-
ziehbaren Aktualitätsstand zur Verfügung
gestellt werden. Für die Daten des ATKIS

DLM 250 wurden die Datenbestände des
Jahres 2002 vom Bundesamt für Bauwesen
und Raumordnung (BBR) und die aktuellen
Daten (2005) vom BKG zur Verfügung ge-
stellt. Indikatoren, die auf Nutzungsände-
rungen bezogen sind, konnten daher nur
mit Daten aus Sondererhebungen wie z. B.
den Flächennutzungsdaten des Regional-
verbands Ruhr oder CORINE Land Cover
realisiert werden.

Die GIS-gestützte Ermittlung der Indikato-
ren basiert auf den in Tabelle 6 genannten
georeferenzierten Datenbeständen. Diese
lassen sich weiter in Geobasisdaten und
Planungsdaten klassifizieren. Geobasisda-
ten enthalten Vermessungs- und topogra-
phische Informationen und werden nach
einheitlichen Vorgaben von den Vermes-
sungsverwaltungen erhoben und gepflegt.
Planungsdaten stellen Grundlage oder Ziele
der Planung oder planerische Festsetzun-
gen dar17 und werden in der Regel nicht
nach landes- oder bundesweit abgestimm-
ten Vorgaben erfasst. Die Realisierung des

(17)
Diese Einteilung erfolgt analog
zu der Darstellung der Funktio-
nen von Karten als Grundla-
gen-, Beteiligung- und Festset-
zungskarten (vgl. Peter Moll
1991: In: Aufgabe und Gestal-
tung von Planungskarten, ARL
Forschungs- und Sitzungsbe-
richte 185, Hannover 1991,
S. 5 ff.)

Tabelle 6
Eingesetzte Daten für die Realisierung der Indikatoren

Quelle: Eigene Darstellung

Datenbestand Verfügbarkeit Zeitraum 

Flächenerhebung nach Art der tatsächlichen Nutzung bundesweit, Gemeinden 1996, 2000, 2004 

Bautätigkeitsstatistik, Errichtung neuer Gebäude nach Wohn- und Nutzfläche bundesweit, Länder 1981-2004, jährlich 

Bautätigkeitsstatistik, Errichtung neuer Gebäude nach Wohn- und Nutzfläche NRW, Sachsen, Bayern, Kreise 1996-2004, jährlich 

Bautätigkeitsstatistik, Wohngebäude und Wohnungsbestand bundesweit, Länder 1996-2004, jährlich 

Bevölkerungszahl bundesweit, Gemeinden 1995, 2000, 2004 
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VGR, Bruttoinlandsprodukt nominal bundesweit, Länder 1996, 2000, 2004 

ATKIS DLM 25 Sachsen, NRW: Kreis Wesel 2005 

ATKIS DLM 250 bundesweit 2002, 2005 

ALK Stadt Kamp-Lintfort aktuell 

CORINE Land Cover 2000 bundesweit (verfügbar auch für 
europäische Länder) 

1990, 2000 

Bestand schutzwürdiger Landschaften (BfN 2002) bundesweit 2002 

Bestand von Böden mit hoher natürlicher Ertragsfähigkeit  
(„Nitratstudie“, Wendland et al. 1993) 

bundesweit 1993 

Bodenkarte 1 : 50 000 sowie Karte der schutzwürdigen Böden des Geologischen 
Dienstes NRW 

Regierungsbezirk Düsseldorf 2004 

Ackerbauliches Ertragspotenzial (Bodenkonzeptkarte Sachsen) Sachsen 2004 

Standortdaten zu den Haltepunkten des Öffentlichen Personennahverkehrs  
(DDS Digital Data Services GmbH) 

bundesweit 2005 

Flächenhafte Darstellungen des Gebietsentwicklungsplans Düsseldorf sowie  
des Regionalplans Oberes Elbtal / Osterzgebirge 

jeweilige Planungsgebiete Februar 2005 

Landschafts-, Naturschutz- und Wasserschutzgebiete Kreis Wesel, Landkreis Meißen 2005 

Schutzwürdige Biotope und die Gebiete Natura 2000 sowie weitere Schutzgebiete 
(RAMSAR, IBA) 

NRW 2004 

Darstellungen des Flächennutzungsplanes; kommunale Satzungen Stadt Kamp-Lintfort  

Überschwemmungsgebiete Kreis Wesel, Landkreis Meißen 2004 
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Flächennutzungskartierung des Regionalverbandes Ruhr Stadt Kamp-Lintfort 1995, 1997, 2000 
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Nachhaltigkeitsbarometers basiert auf der
Nutzung vorhandener Daten, die für ande-
re Aufgaben erstellt wurden. Für die Beur-
teilung der Nutzbarkeit und der Aussage-
kraft der verwendeten Daten ist es sinnvoll,
die verwendeten Datengruppen im Folgen-
den kurz darzustellen.

Geobasisdaten

Die im Rahmen des Nachhaltigkeitsbaro-
meters verwendeten Geobasisdaten umfas-
sen zwei Landschaftsmodelle des Amtli-
chen Topographisch-Kartographischen In-
formationssystems – Digitales Landschafts-
modell (ATKIS); das DLM 250 sowie das Ba-
sis DLM, die Automatisierte Liegenschafts-
karte (ALK) für die Stadt Kamp-Lintfort so-
wie das CORINE Land Cover. Diese Daten-
bestände werden hinsichtlich Ihres Inhal-
tes, der Erfassungsart, des Maßstabes und
der Aktualität der Daten beschrieben.

ATKIS DLM (Amtliches Topographisch-
Kartographisches Informationssystem)

Das ATKIS Basis DLM dient dazu, einen di-
gitalen topographisch-kartographischen
Datenbestand aufzubauen, der sich an den
Inhalten der TK 25 orientiert. Die Land-
schaft wird dabei in Form von Objekten be-
schrieben, die einer Objektart zugeordnet
werden. Lagebezogen wird die Landschaft
zunächst durch lineare Elemente wie Ver-
kehrswege und Gewässer in Maschen auf-
geteilt, die durch flächenhafte Elemente,
wie Siedlungsflächen, Vegetationsflächen
und anderen – in  topographischen Karten
darzustellenden – Nutzungen aufgefüllt
werden (vgl. Abb. 5). Das ATKIS basiert so-
mit auf flächen-, linien- und punktförmigen
Elementen, die in Objekte eingeteilt wer-

den. Eine Differenzierung dieser Objekte
erfolgt durch die Angabe von Attributen
bzw. Attributwerten. Analog zu dem Basis
DLM wird das DLM 250 geführt, das aus
dem militärisch-topographischen Daten-
bestand im Maßstab 1 : 250 000 abgeleitet
ist.

Das Basis DLM wird auf der Grundlage von
Luftbildern und der vorliegenden DGK 5 so-
wie von Informationen anderer Stellen er-
fasst und hat eine Genauigkeit von ±3 Me-
tern. Es erfolgt eine regelmäßige Fortfüh-
rung in einem Turnus von 5 Jahren. Dieser
Datenbestand wird von den Landesvermes-
sungsämtern nach weitgehend einheitli-
chen Kriterien geführt und ist in der ersten
Erfassungsstufe (inhaltliche Auswahl der
insgesamt zu erfassenden Objektarten)
bundesweit verfügbar. Die zweite und drit-
te Erfassungsstufe, die eine weitere inhaltli-
che Ergänzung des Datenmodells durch
Aufnahme neuer Objekte und eine Ergän-
zung der Attributwerte vorhandener Objek-
te zum Gegenstand hat, wird derzeit in den
Ländern erfasst. Die Aktualität der im Rah-
men des Nachhaltigkeitsbarometers ver-
wendeten Daten wird für den in NRW ver-
wendeten Datensatz mit 2002 (Grundaktu-
alität) – 2004 (Spitzenaktualität18) und für
Sachsen mit 1997 (Grundaktualität) – 2005
(Spitzenaktualität) angegeben.

Das DLM 250 wird durch Digitalisierung
des vorliegenden militärischen Kartenwer-
kes sowie der Einarbeitung weiterer Infor-
mationen aus anderen internationalen19

und nationalen Quellen20 erfasst und hat
eine Genauigkeit von ±100 Metern. Der Da-
tenbestand wird jährlich fortgeführt und
weist für die Verkehrswege, einige Vegetati-
onsarten sowie wasserbauliche Anlagen als

(18)
Spitzenaktualität: Für einige
Bereiche des Basis DLM wer-
den Flächen in kürzerem Tur-
nus aktualisiert, sodass  es in-
nerhalb des Datenbestandes
zu unterschiedlichen Aktualitä-
ten kommen kann.

(19)
Daten aus dem Internationalen
militärischen Datensatz Vector
Map Level 1 der Nato sowie der
Erfassung der EuroRegio-
nalMap 250, die derzeit für
Deutschland und sechs weitere
europäische Länder (B, DK, F,
IR/IR-N, L)  erfasst wird. (Vgl.
Bericht über die Tätigkeit des
Bundesamtes für Kartographie
und Geodäsie:
webserver.bkg.bund.de/berich-
te/Bericht_2000/2.6.htm, abge-
rufen im Apr. 2006).

(20)
ATKIS Basis DLM.

Abbildung 5
Abbildung der Objekte auf der Basis von Maschen (Straßen) und „auffüllender“ Flächen (Wälder)

Quelle: Eigene Darstellung
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Aktualitäten das Jahr 2005 aus. Für die übri-
gen Elemente mit Ausnahme der Objektar-
ten Ortslage, Wald, Forst und den Höhenli-
nien wird als Aktualität die Jahre 2001-2004
angegeben. Die anderen Objektarten wei-
sen als Aktualität 1991-1995 aus.

ALK (Digitale Automatisierte
Liegenschaftskarte)

Die ALK stellt die in der bisherigen Kataster-
oder Liegenschaftskarte geführten Infor-
mationen in digitaler Form zu Verfügung.
Die digitale Liegenschaftskarte stellt die
Lage und Geometrie der Liegenschaften,
d. h. der Flurstücke und Gebäude dar und
ist eine amtliche Karte, die im Sinne der
Grundbuchordnung am öffentlichen Glau-
ben des Grundbuches teilnimmt. Ihre we-
sentliche Funktion ist die Dokumentation
der Liegenschaft. Ergänzt wird der Daten-
bestand um Nutzungsarten, charakteristi-
sche Topographie sowie öffentlich-rechtli-
che Festsetzungen. In besiedelten Berei-
chen stammen die Daten oftmals direkt aus
der Vermessung und sind somit lagegenau.
Im noch nicht in die ALK-Vermessung ein-
bezogenen Außenbereich stammen die Da-
ten oftmals aus der Digitalisierung der vor-
liegenden Inselkarten der Liegenschafts-
karte, die geometrisch aneinander ange-
passt wurden. Für diese Bereiche existieren
Abweichungen von 10-15 Metern (mündli-
che Auskunft Kreis Kleve). Aufgrund der
Einmessungspflicht sind die Informationen
der digitalen Liegenschaftskarte zumindest
für die Ebene der Liegenschaften aktuell.
Die Beschreibung der Nutzungsarten wird

in der Regel aus dem ALB übernommen.
Spezielle Nutzungsartengrenzen können
als besondere Linien erfasst werden. Wird
auf der Basis der ALK eine Stadtgrundkarte
hergestellt, so werden zur Erfassung der
Nutzungsarten weitere Informationen, wie
Luftbilder u. ä. herangezogen21. Die ALK
enthält bei den Geometrieobjekten keine
Historienverwaltung, obwohl Nutzungen in
dem ALB auch mit ihrer „Lebensdauer“ ge-
führt werden. Das ALK in Verbindung mit
dem automatisierten Liegenschaftsbuch
ALB wird in Zukunft von dem amtlichen
Liegenschaftskataster Informationssystem
(ALKIS) abgelöst.

ALKIS (Amtliches Liegenschaftskataster
Informationssystem)

Mit dem ALKIS (Amtliches Liegenschaftska-
taster Informationssystem) wird die Zu-
sammenführung der ALK und des ALB in
ein einheitliches Informationssystem reali-
siert. Darüber hinaus wird eine „formelle,
inhaltliche und semantische Harmonisie-
rung mit ATKIS vorgenommen“ (ADV 2004,
S. 6), sodass diese beiden Datenbestände
besser miteinander verarbeitet werden
können. Das ALKIS enthält alle relevanten
Sachverhalte und Rechtszustände (Flurstü-
cke, Gebäude, Eigentümer usw.) der Katas-
terverwaltung und ermöglicht zudem eine
Historienverwaltung, um zurückliegende
Situationen rekonstruieren zu können. Im
Rahmen des Nachhaltigkeitsbarometers
würde diese Historienverwaltung qualitati-
ve Auswertungen hinsichtlich der Nut-
zungsänderungen ermöglichen.

Mit dem ALKIS wird ein AFIS22-ALKIS-AT-
KIS Referenzmodell (AAA-Referenz) erstellt,
das eine einheitliche Datenmodellierung
und Datenschnittstelle (NAS) für alle Daten
des amtlichen Vermessungswesens vorgibt
und den internationalen Normen ent-
spricht. Es wird damit sichergestellt, dass
Objekte, die in den verschiedenen Informa-
tionssystemen geführt werden, nur einmal
erfasst werden. D. h. die in dem ALKIS er-
fassten Gebäudedaten bilden die Grundla-
ge für die Ableitung entsprechender Daten
im AKTIS23 (vgl. ADV 2004, S. 10). Derzeit
existieren in NRW nur Pilotprojekte für den
Aufbau des ALKIS. Die Datenschnittstelle
(NAS), die für den Austausch der Geobasis-
daten auf der Basis der Normen des Open
GIS Consortiums (OGC) konzipiert wurden,
stellt sicher, dass die Daten in verschiede-
nen GIS verwendet und über WEB-basierte
Dienste ausgetauscht werden können.

(21)
Vgl. Metainformationssystem
der Stadt Bochum, in der die
Karte ALK/Liegenschaftskarte
und ALK/Stadtgrundkarte als
zwei eigenständige Karten mit
unterschiedlichen Datenquel-
len geführt werden
(www.bochum.de/geometada-
ten/katalog.html, abgerufen
Apr. 2006).

(22)
AFIS ist das Amtliche Fest-
punktinformationssystem.

(23)
Arbeitsgemeinschaft der Ver-
messungsverwaltungen der
Länder der BRD (AdV) 2004:
Dokumentation zur Modellie-
rung der Geoinformationen des
amtlichen Vermessungswesen
(GeoInfoDok), Bonn 2004.

Abbildung 6
Darstellung der ALK (gestrichelte Linien stellen erfasste Nutzungsänderungen dar)

Quelle: Eigene Darstellung
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CLC (Coordinated Information on the
Environment, CORINE Land Cover)

Mit dem Programm CORINE Land Cover
werden europaweit einheitliche Daten zur
Bodenbedeckung im Maßstab 1 : 100 000
zur Verfügung gestellt. Für den Datensatz
der Bundesrepublik Deutschland werden
37 Nutzungsklassen unterschieden. Die Er-
fassung erfolgte für das Jahr 1990 und wur-
de für das Jahr 2000 aktualisiert, wobei die
Art der Änderung der Bodenbedeckungs-
klassen in dem Datensatz mit geführt wird.
Bei der Erfassung, die auf der Basis von Sa-
telittenbildern mit einem halb automati-
schen Verfahren vorgenommen wird, wer-
den Flächen ab einer Mindestgröße von
25 ha und Linien ab einer Breite von 100 m
erfasst. Arrondierungen an bestehende Flä-
chen werden ab einer Größe von 5 ha er-
fasst.

Planungsdaten

Die im Rahmen der Berechnung der Indika-
toren zur Verfügung stehenden Datenbe-
stände umfassen verschiedene Planungs-
daten, die entsprechend der Einteilung in
Grundlagen-, Ziel- und Festsetzungsdaten
kurz dargestellt werden. Die verwendeten
Daten werden im Folgenden kurz beschrie-
ben und die vorliegenden Informationen
zur Lagegenauigkeit und Aktualität wieder-
gegeben, um eine Einschätzung der Nutz-
barkeit dieser Daten zu ermöglichen.

Daten zu Grundlagen der Planung

Die Bodenkarte 1 : 50 000 des geologischen
Dienstes Nordrhein-Westfalen entspricht
der Bodenkarte 1 : 50 000, die auf der
Grundlage der bodenkundlichen Kartieran-
leitung erstellt wurde und für NRW flä-
chendeckend vorliegt. Der Datenbestand
enthält Bodeneinheiten, die anhand der
Bodentypen, dem Grundwasser- und Stau-
nässeeinfluss und weiteren Kriterien be-
schrieben werden. Jede Bodeneinheit ent-
hält klassifizierte Angaben zur Spanne der
Bodenwertzahlen. Angaben zur Genauig-
keit der Erfassung, die über die Maßstabs-
angaben hinausgehen sowie Informationen
zur Aktualität der Daten liegen nicht vor.

In Sachsen konnte auf Informationen der
Bodenkonzeptkarte (BK

konz
) zurückgegrif-

fen werden. Die BK
konz

-Karte führt Ergebnis-
se zweier ursprünglich getrennt verwalteter
Kartenwerke zusammen: der Waldboden-
karte 1 : 25 000 und der Mittelmaßstäbigen
Landwirtschaftlichen Standortkartierung

1 : 100 000. Die BK
konz

 stellt Bodenformen-
gesellschaften dar, die durch zahlreiche Pa-
rameter beschrieben werden. Für Zwecke
dieses Forschungsvorhabens wurde auf das
„ackerbauliche Ertragspotenzial“ zurück-
gegriffen, um landwirtschaftliche Ertrags-
leistungen des Bodens abzubilden.

Des Weiteren wurden Daten des vom BMBF
geförderten Forschungsvorhabens „Der Ni-
tratstrom in der Bundesrepublik Deutsch-
land“ eingesetzt, in dessen Rahmen auch
die Bodenzahl24 in Rasterform bundesweit
abgebildet wurde (Wendland et al. 1993).
Ziel war, die Nitrateinträge in Grundwasser
und Oberflächengewässer in Abhängigkeit
landwirtschaftlicher und pedologischer
Merkmale regional differenziert zu bilan-
zieren. Als Datengrundlagen dienten hy-
drologische, hydrogeologische und pedolo-
gische Übersichtskarten im Maßstabsbe-
reich von 1 : 500 000 bis 1 : 2 000 000. Die
Karteninhalte wurden in ein einheitliches
geographisches Bezugssystem – ein qua-
dratisches Gitternetz mit einer Kantenlänge
von drei Kilometern – transformiert. Die
Fläche der Bundesrepublik wurde dadurch
in etwa 40 000 Rasterelemente aufgeteilt.
Aufgrund seines vergleichsweise hohen Ag-
gregationsniveaus lässt sich dieser Daten-
bestand aber nur für überschlägige Bilan-
zen auf Bundes- und Landesebene einset-
zen.

Für die Flächen des Regionalverbandes
Ruhr konnten auch Realnutzungsdaten ver-
wendet werden, die für die Erhebung bzw.
Schätzung der Bodenversiegelung Relevanz
aufweisen. In der Flächennutzungskartie-
rung des Regionalverbandes Ruhr wird die
reale Nutzung der Flächen in ca. 150 Klas-
sen beschrieben. Diese Daten werden auf
der Grundlage einer Luftbildauswertung
auf der Basis der DGK 5 erfasst. Die Erfas-
sung wird in ungleichmäßigen Zeiträumen
wiederholt. Für die Stadt Kamp-Lintfort (im
Testgebiet Kreis Wesel) liegen Erfassungen
aus den Jahren 1995, 1997 und 2000 vor.

Um Aussagen zur verkehrlichen Erschlie-
ßung bestehender und neuer Siedlungsflä-
chen treffen zu können, wurden darüber hi-
naus Standortdaten zu den Haltepunkten
des schienengebundenen Personenver-
kehrs eingesetzt. Als Datengrundlage wurde
auf einen Datensatz der DDS Digital Data
Services GmbH zurückgegriffen, der sämtli-
che Haltepunkte mit Angaben zum Ver-
kehrsangebot (Bus, S-Bahn, Regionalbahn
etc.) für das Gebiet der Bundesrepublik aus-
weist. Der Datensatz liegt dem BBR vor und

(24)
Das Bewertungssystem der
Bodenzahlen wurde im Rah-
men der 1934 begonnenen
Reichsbodenschätzung entwi-
ckelt. Die Bodenzahl charakte-
risiert die Eignung und Produk-
tivität von Böden für die
landwirtschaftliche Produktion.
Es handelt sich um Verhältnis-
zahlen, ausgedrückt mit einer
ordinalen Skala von 7 bis 100.
Mit zunehmender Bodenzahl
wird eine steigende Ertragsfä-
higkeit des Bodens ausge-
drückt. Der ertragsfähigste Bo-
den wird mit der Wertzahl 100
klassifiziert (Näheres zum An-
satz der Bodenzahlen siehe in
den Durchführungsbestimmun-
gen zum Bodenschätzungsge-
setz v. 12. Februar 1935, i. d.
Fassung der Veröffentlichung
im BGBl. III 1963, Folge 77,
S. 88).
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wurde für Zwecke dieses Forschungsvorha-
bens von Thomas Pütz aufbereitet. Die Ein-
zugsbereiche wurden verkehrsträgerspezi-
fisch festgelegt – 900 Meter bei U- und Stra-
ßenbahnen und 1 200 Meter bei schienen-
gebundenen Regionalverkehrssystemen
(S-Bahn und DB-Regionalverkehr).

Daten zu Zielen der Planung

Für die Einschätzung der Belastungsinten-
sität der Flächeninanspruchnahme ist der
Grad der Schutzwürdigkeit oder Geschützt-
heit einer Landschaft bedeutsam. Als
„schutzwürdige Landschaften“ werden
vom Bundesamt für Naturschutz (BfN)
Landschaftsräume kategorisiert, die u. a.
das Vorkommen besonderer Biotoptypen
und gefährdeter Tier- und Pflanzenarten,
einen hohen Schutzgebietsanteil sowie ein
geringes verkehrliches Belastungsniveau
aufweisen (Gharandjedaghi et al. 2004,
S. 78). Das BfN unterscheidet „besonders
schutzwürdige Landschaften“, „schutzwür-
dige Landschaften“ sowie „schutzwürdige
Landschaften mit Defiziten“. Letztere sind
durch ein höheres Belastungsniveau sowie
durch einen geringeren Schutzgebietsanteil
geprägt. Die Daten standen den Bearbei-
tern dieses Forschungsvorhabens in digita-
ler Form (Shape-Datei) zur Verfügung.

Daten zur Geschütztheit der Landschaft
konnten auch dem Regionalplan (Gebiets-
entwicklungsplan) für den Regierungsbe-
zirk Düsseldorf entnommen werden. Dieser
enthält die regionalplanerischen Zielset-
zungen für den Siedlungs- und den Frei-
raum sowie die Infrastruktur, die das Test-
gebiet Wesel betreffen. Der Datenbestand
wurde auf der Grundlage des Planes im
Maßstab 1 : 50 000 erstellt und enthält die
Änderungen bis zum Februar 2005. Aus
dem Datenbestand des Regionalplans Obe-
res Elbtal / Osterzgebirge lagen die Daten
zu den Vorranggebieten für Natur und
Landschaft, Trinkwasser, Landwirtschaft
und oberflächennahe Rohstoffe vor. Diese
Datenbestände wurden auf Konzeptkarten
im Maßstab 1 : 100 000 erfasst und geben
den rechtskräftigen Stand des Regional-
plans von 2001 wieder.

Daten zu planerischen Festsetzungen

Die Schutzgebiete für das Testgebiet Wesel
wurden vom Kreis Wesel zur Verfügung ge-
stellt und enthalten die rechtskräftigen Na-
tur-, Landschaftsschutzgebiete sowie die
festgesetzten und einstweilig sichergestell-
ten Wasserschutzgebiete. Die Erfassung er-

folgte im Maßstab 1 : 5 000 bis 1 : 25 000.
Die letzten Aktualisierungen wurden im
dritten Quartal 2005 vorgenommen. Des
Weiteren lagen Daten zu den RAMSAR- und
den IBA-Gebieten ohne weitere Beschrei-
bungen vor. Ergänzt wurde dieser Datenbe-
stand durch Daten der biologischen Station
Wesel zur den FFH-Gebieten und dem Vo-
gelschutzgebiet „Unterer Niederrhein“.
Auch für diese Daten lagen keine Informa-
tionen über den Erfassungsmaßstab oder
die Aktualität vor.

Die Schutzgebiete für das Testgebiet Mei-
ßen wurden von dem sächsisches Landes-
amt für Umwelt und Geologie zur Verfü-
gung gestellt und enthalten die nachfol-
gend aufgelisteten Schutzgebiete. Die Er-
fassungsgrundlage wurde nicht dokumen-
tiert. Die Aktualität der Daten ist in Klam-
mern angegeben.

• Fauna-Flora-Habitat-Gebiete
(nur Meldungen) (23.09.2003)

• Naturparke (20.03.2002)

• Vogelschutzgebiete (19.07.2000)

• Nationalpark (12.01.2004)

• Biosphärenreservat (20.03.2002)

• Naturschutzgebiete (01.01.2004)

• Landschaftsschutzgebiete (01.01.2004)

• Überschwemmungsgebiete
(wurden nicht verwendet)

Für die Erhebung der Baulandreserven sind
Informationen zur Bauleitplanung erfor-
derlich. Dazu wurde auf Angaben des Flä-
chennutzungsplanes der Stadt Kamp-Lint-
fort zurückgegriffen. Die Geltungsbereiche
der kommunalen Satzungen der Stadt
Kamp-Lintfort wurden auf der Basis der
ALK parzellenscharf erfasst. Die Daten stel-
len den aktuellen Stand des Baurechts der
Stadt dar.

Raumbezug

Das Nachhaltigkeitsbarometer Fläche ist
prinzipiell offen für einen Einsatz in ver-
schiedenartigen Raumbezugssystemen.
Neben einer Implementation auf Ebene
von Bundesländern oder Kreisen ist auch
eine Anwendung für eine Rasterstruktur
oder eine naturräumlich definierte Gebiets-
struktur (z. B. Naturräume, Gewässerein-
zugsbereiche) möglich (Abb. 7). Einschrän-
kend wirkt allerdings zum einen die Daten-
verfügbarkeit, da zahlreiche Datenbestände
nur auf höheren administrativen Ebenen
erhoben bzw. publiziert werden (wie z. B.
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das Bruttoinlandsprodukt). Zum anderen
stellt sich bei Einsatz geocodierter Daten
das generelle Problem, dass sich nicht-ad-
ministrative mit administrativen (zonalen)
Gebietseinheiten räumlich überlagern.
Dies ist immer dann problematisch, wenn
Daten aus amtlichen Statistiken für nicht-
administrative Gebietseinheiten aufberei-
tet werden sollen (z. B. Ermittlung des SuV-
Anteils für einen Gewässereinzugsbereich).
Dieses Problem reduziert sich stetig, je
kleinteiliger die administrativen Daten vor-
liegen. So ist z. B. für größere Naturräume
die Bevölkerungsdichte oder die SuV-Flä-
che mit gemeindestatistischen Daten pro-
blemlos zu ermitteln, auch wenn einzelne
Gemeindeflächen von den Grenzen der Na-
turräume durchtrennt werden.

Indikatorenset – Übersicht

Tabelle 7 gibt einen Überblick über alle
(derzeitigen) Indikatoren des Nachhaltig-
keitsbarometers, die in den folgenden Ab-
schnitten ausführlich vorgestellt werden.

Indikatoren zu Reduktionszielen

Fachlicher Hintergrund

Reduktionsziele beziehen sich auf die
quantitative Reduzierung von Flächeninan-

spruchnahme und Versiegelungen bzw. de-
ren Zuwachsraten. Indikatoren zu Reduk-
tionszielen geben damit Auskunft über die
quantitative Ausprägung bestimmter Nut-
zungsartengruppen oder Flächennutzun-
gen oder über Verhältnismaße zwischen
bestimmten Nutzungsarten. Mit solchen
mengenbezogenen Messgrößen kann die
„Komposition“ eines Flächennutzungs-
musters beschrieben werden, also der An-
teil unterschiedlicher Nutzungsarten an der
Gesamtfläche eines Territoriums. Dabei
sind die Konfiguration der Flächennutzung,
also das räumliche Verteilungsmuster die-
ser Flächennutzungsarten, sowie qualitati-
ve Eigenschaften bestimmter Nutzungsfor-
men nicht von Relevanz.25

Indikatoren zu Reduktionszielen, wie der
Siedlungs- und Verkehrsflächenanteil, die
Flächeninanspruchnahme in Hektar pro
Tag (Dosch 2001; Umweltbundesamt Ös-
terreich 2001) bzw. Quadratmeter pro Se-
kunde (Bundesamt für Raumplanung 2000)
oder die Bodenversiegelung, dominieren
vor allem in jenen Ländern die siedlungspo-
litische Diskussion, in denen eine deutliche
Verknappung von Böden festgestellt oder
befürchtet wird. Indikatoren wie der Sied-
lungs- und Verkehrsflächenanteil oder die
Rate der Flächeninanspruchnahme pro
Zeiteinheit gelten aber über ihren unmittel-

Abbildung 7
Mögliche Raumbezugssysteme bei Anwendung des Nachhaltigkeitsbarometers

(25)
Zur Unterscheidung von „Kom-
position“ und „Konfiguration“
bei Beschreibung von Land-
schaftsstruktureigenschaften
siehe McGarigal/Marks (1994).

SuV-Anteil > 15 %SuV-Anteil 10 - 15 %SuV-Anteil < 10 %

Quelle: Eigene Darstellung

naturräumlich
(z. B. Gewässereinzugsbereiche)

administrativ
(zonal)

Raster
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Tabelle 7
Indikatoren des Nachhaltigkeitsbarometers Fläche

bar quantitativen Ausdruck der „Bodenver-
knappung“ auch als Schlüsselindikatoren
mit querschnittshaften inhaltlichen Bezü-
gen (Petz 2001; Dosch 2002; Dosch 2001;
Dosch 2001a). Neben dem unmittelbaren
Verlust an Böden zeigen der SuV-Flächen-
anteil und die SuV-Flächeninanspruchnah-
me nach diesem Verständnis auch Folge-
wirkungen an, wie etwa die mit der Boden-

versiegelung einhergehende Beeinträchti-
gung der ökologischen Leistungsfähigkeit
oder die Beeinträchtigung des Landschafts-
bildes. Arlt et al. (2001, S. 6; S. 36) bezeich-
nen die Bodenversiegelung als kommuna-
len Basisindikator, dessen Funktion in der
Anzeige von Niveaus der gesamtstädtischen
ökologischen Qualität gesehen wird. Petz
(2001, S. 16) betrachtet die Flächeninan-

Lfd. 
Nr. 

Indikator –  
Kurzbezeichnung 

Indikator –  
Kennzahl 

Ziel- 
bezug 

Nutzungs-
muster/ 

-änderung 

1.  Indikatoren zu Reduktionszielen 

R1 K Flächeninanspruch-
nahme  

Anteil der SuV-Fläche an der Gesamtfläche in % RZ 1 
(EZ 1) 

NM 

R2 K Dynamik Flächen-
inanspruchnahme

Zuwachs der SuV-Fläche an der Bestandsfläche in %  RZ 1 
(EZ 1) 

NÄ 

R3 E Intensität weiterer 
Flächeninanspruch-
nahme  

Zuwachs der SuV-Fläche in ha/km² Katasterfläche RZ 1 
(EZ 1) 

NÄ 

R4 K Bodenversiegelung Anteil versiegelter Flächen an der Gesamtfläche in % RZ 2 
(EZ 1) 

NM 

R5 E Dynamik Bodenver-
siegelung 

Veränderung des Bestands versiegelter Flächen in % RZ 2 
(EZ 1) 

NÄ 

R6 E Entsiegelung Umfang entsiegelter Flächen in % zum Umfang neu  
versiegelter Flächen in der gleichen Bilanzperiode 

RZ 3 
(EZ 1) 

NÄ 

2.  Indikatoren zu Erhaltungs- und Schutzzielen 

E1 K Flächeninanspruch-
nahme auf Böden mit 
hoher natürlicher 
Ertragsfähigkeit 

Anteil der SuV auf Böden mit hoher natürlicher  
Ertragsfähigkeit (Bodenzahl >60) in % 

EZ 1 NÄ 

E2 K Dynamik der Flächen-
inanspruchnahme auf 
Böden mit hoher 
natürlicher  
Ertragsfähigkeit 

Verhältnis des Anteils neuer SuV auf Böden mit  
hoher natürlicher Ertragsfähigkeit (durchschnittliche 
Bodenzahl >60) am gesamten SuV-Zuwachs einer 
Gebietseinheit zum Anteil der bestehenden SuV auf 
diese Böden an der gesamten SuV 

EZ 1 NÄ 

E3 K Durchgrünung des 
Siedlungsraums 

Anteil erholungsgeeigneter Flächen  
(Erholungs- und Friedhofsfläche) an der SuV in % 

EZ 2 NM 

E4 E Veränderung der 
Durchgrünung des 
Siedlungsraums 

Veränderung des Anteils der Erholungs- und  
Friedhofsflächen an der SuV in Prozentpunkten 

EZ 2 NÄ 

E5 E Waldversorgung Verfügbarkeit von Waldflächen im 20-km-Radius um 
den Wohnstandort in m² je Einwohner 

EZ 2 NM 

E6 E Unzerschnittene 
Räume 

Anteil der UZVR >100 km² an der Gesamtfläche in % EZ 3  
(EZ 1) 
(SZ 6) 

NM 

E7 K Flächeninanspruch-
nahme in Schutzge-
bieten 

Siedlungs- und Verkehrsflächenanteil in Schutz-
gebieten in % (TW-SG, LSG, NSG, Nationalpark, 
flächenhaftes Naturdenkmal) 

EZ 4 
(EZ 1) 

NÄ 

E8 E Flächeninanspruch-
nahme in schutzwür-
digen Landschaften 

Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche in  
schutzwürdigen Landschaften (gemäß BfN) an der 
Gesamtfläche schutzwürdiger Landschaften in % 

EZ 2  
EZ 3 
EZ 4 
(EZ 1) 

NM 

E9 K Dynamik der Flächen-
inanspruchnahme in 
schutzwürdigen 
Landschaften 

Verhältnis des Anteils neuer Siedlungsflächen in 
schutzwürdigen Landschaften am gesamten  
Siedlungsflächenzuwachs zum Anteil der Siedlungs-
flächen in schutzwürdigen Landschaften an der 
gesamten Siedlungsfläche 

EZ 2  
EZ 3  
EZ 4 
(EZ 1) 

NÄ 

E10 E Baulandpotenzial Fläche bzw. Flächenanteil des für Siedlungszwecke 
potenziell nutzbaren Freiraums („restriktionsarm“ und 
„städtebaulich geeignet“) in Relation zur bestehen-
den Siedlungs- und Verkehrsfläche in % 

EZ 1  
EZ 2  
EZ 3 
EZ 4 

NM 
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Quelle: Eigene Darstellung

Legende: K = Kernindikator (Kurzbezeichnung fett gedruckt); E = Ergänzungsindikator; NM = Nutzungsmuster;
NÄ = Nutzungsänderung

3.  Indikatoren zu nutzungsstrukturellen Zielen  

S1 K Siedlungs-
konzentration 

Anteil der SuV-Fläche in ober- und mittelzentralen 
Orten in % der gesamten SuV-Fläche 

SZ 1 NM 

S2 K Dispersionsdynamik Verhältnis des Anteils neuer SuV in zentralen Orten 
am gesamten SuV-Zuwachs zum Anteil der  
Siedlungs- und Verkehrsfläche in zentralen Orten  
an der gesamten SuV 

SZ 1 NÄ 

S3 K Standörtliche  
Integration neuer 
Siedlungsflächen 

Maß der Angrenzung des Gesamtumfangs einer 
neuen Siedlungsfläche an bereits existierende  
Siedlungsflächen „R“ 

SZ 1 NÄ 

S4 E Zerklüftungsgrad Verhältnis des Umfangs der Siedlungsflächen einer 
Gebietseinheit zum Umfang eines Kreises mit  
gleichem Flächeninhalt 

SZ 1 NM 

S5 E Baulandreserven Unbebaute, aber baulich nutzbare  Flächen innerhalb 
des Siedlungsbestandes (Baulücken, untergenutzte 
Flächen) in % der gesamten Gebäude- und  
Freifläche 

SZ 2 NM 

S6 E Brachflächen Bestand an baulich nutzbaren Brachflächen  
in Hektar 

SZ 3 
(SZ 2, 
SZ 5, 
NZ 2) 

NM 

S7 E Wiedernutzung  
Brachflächen 

Anteil der auf Brachen (und Baulücken) errichteten 
Wohnungen am Gesamtbestand neu gebauter  
Wohnungen in % 

SZ 3  
(SZ 2, 
SZ 5, 
NZ 2) 

NÄ 

S8 E Verkehrliche  
Erschließung  
bestehender  
Siedlungsflächen 

Anteil der Siedlungsfläche im Einzugsbereich  
schienengebundener ÖV-Systeme (U-Bahn,  
Straßenbahn 0,9 km; S-Bahn, Regionaler Schienen-
verkehr 1,2 km Radius ) in % 

SZ 5 NM 

S9 K Verkehrliche  
Erschließung neuer 
Siedlungsflächen 

Anteil neuer Siedlungsflächen im Einzugsbereich 
schienengebundener ÖV-Systeme (U-Bahn,  
Straßenbahn 0,9 km; S-Bahn, Regionaler Schienen-
verkehr 1,2 km Radius ) in % 

SZ 5 NÄ 

S10 K Landschafts-
zerschneidung 

Effektive Maschenweite des Freiraums in ha SZ 6 
(EZ 3)  

NM 

S11 E Dynamik der Land-
schaftszerschneidung 

Veränderung der effektiven Maschenweite in % SZ 6 
(EZ 3) 

NÄ 

S12 E Effektiver  
Freiflächenanteil 

siehe Berechnungsformel SZ 1 NM 

4.  Indikatoren zu Nutzungseffizienzzielen  

N1 K Siedlungsdichte Quotient aus Einwohnerzahl und km² SuV-Fläche NZ 1 NM 

N2 K Dynamik  
Siedlungsdichte 

Veränderung der Siedlungsdichte in Einwohner  
je ha SuV-Fläche bzw. in % 

NZ 1 NÄ 

N3 K Nutzungsintensität  
neuer Bebauung 

Verhältnis von Nettonutzfläche neuer Gebäude zu 
neuer Gebäude- und Freifläche in m² Nutzfläche  
je m² Gebäude- und Freifläche 

NZ 1 NÄ 

N4 K Infrastrukturaufwand  
Abwasser 

Quotient aus Leitungslänge Abwasserkanal und 
angeschlossener Einwohnerzahl (m je EW) 

NZ 1 NM 

N5 E Wohnflächen-
ausstattung 

Quotient aus Wohnfläche (inkl. Wohnungsleerstand) 
und Einwohnerzahl (m² je EW) 

NZ 1 NM 

N6 E Verdichtung im 
Wohnungsbau  

Verhältnis Baufertigstellungen EFH/DH zu MFH NZ 1 NM 

N7 E Verhältnis  
Neubau – Leerstand  

Verhältnis Neubau / Leerstand in Wohn- und  
Gewerbeimmobilien 

NZ 1 NM 

N8 E Dynamik  
Infrastrukturaufwand 
„Abwasser“ 

Veränderung der Leitungslänge Abwasserkanal  
je angeschlossener Einwohner (m je EW) 

NZ 1 NM 

N9 K Flächenproduktivität Quotient aus Bruttowertschöpfung und Siedlungs- 
und Verkehrsfläche (in TEuro je ha SuV-Fläche) 

NZ 2 NM 

N10 E Dynamik  
Flächenproduktivität 

Veränderung der Bruttowertschöpfung  
je ha SuV-Fläche in % 

NZ 2 NÄ 

N11 E Nutzungsdichte Einwohner und sozialversicherungspflichtig  
Beschäftigte je ha Gebäude- und Freifläche 

NZ 2 NM 
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spruchnahme – ausgedrückt mit der Maß-
zahl „Hektar pro Tag“ als universellen Indi-
kator für die „Beeinträchtigung von Natur
und Landschaft“. Hauger (2001, S. 59) gibt
in diesem Zusammenhang aber zu beden-
ken, dass zahlreiche der von Siedlungs- und
Verkehrsflächen ausgehenden Belastungen
wie etwa Lärm- oder Schadstoffemissionen
nicht flächen- sondern nutzungsproportio-
nal entstehen. Neben dem Bestand an Sied-
lungsflächen seien daher stets auch die je-
weiligen Nutzungsintensitäten mitzube-
trachten.

Wie der Siedlungs- und Verkehrsflächenan-
teil wird auch die Bodenversiegelung als
„ökologischer Querschnittsindikator“ mit
Zeigerfunktion für verschiedenartige sied-
lungsbedingte Belastungen angesehen.
Zahlreiche Untersuchungen konnten zei-
gen, dass die ökologische Leistungsfähig-
keit des Bodens mit zunehmendem Versie-
gelungsgrad abnimmt; es kommt zu teil-
weise erheblichen Modifikationen des
Meso- und Mikroklimas sowie des natürli-
chen Wasserhaushaltes (Arnold/Gibbons
1996; Schueler 1994; Arlt et al. 2001).26 Ar-
nold und Gibbons (1996, S. 245) betonen,
dass der Versiegelungsgrad nicht nur ein
sachlich aussagekräftiger Indikator für ur-
banisierungsbedingte Umweltbelastungen,
sondern auch eine messbare Größe sei. Mit
der Kenntnis der Versiegelung im Einzugs-
gebiet eines Gewässers könne beispiels-
weise dessen ökologischer Zustand nähe-
rungsweise eingeschätzt werden (z. B. das
Niveau stofflicher Einträge aus nicht-
punktförmigen Quellen). Primäre Messver-
fahren wären demgegenüber wesentlich
aufwändiger und für größere Gebietskulis-
sen häufig nicht einsetzbar.

Neben ihrer Funktion als hoch aggregierte
„Schlüsselindikatoren“ stellen Indikatoren
zu Reduktionszielen auch den Bezug zu
Analysen der Tragfähigkeit der Umwelt her
(Wackernagel 2005; Hille 1997; Siedentop
1997). In Konzepten wie dem „ökologischen
Fußabdruck“ werden anthropogene Kon-
sumtionsniveaus in einen Bedarf an biolo-
gisch produktiver Fläche umgerechnet.
Dabei wird von einer nachhaltigen Erbrin-
gung produktiver Leistungen der Umwelt-
systeme ausgegangen. Der errechnete (hy-
pothetische) Flächenbedarf kann dann
dem realen Bestand produktiver Flächen
(biocapacity) gegenübergestellt werden.
Mengenbezogene Indikatoren wie der Sied-
lungsflächenanteil oder der Anteil landwirt-
schaftlicher Nutzfläche können dabei als

grobe Kennzahlen für die biologische Kapa-
zität einer Raumeinheit genutzt werden.
Für das Nachhaltigkeitsbarometer Fläche
erscheinen derartige Ansätze aufgrund des
damit verbundenen hohen Aufwands nicht
geeignet.

Indikatoren zu Reduktionszielen sind
schließlich über ihre „eigene“ Zeigerfunk-
tion hinaus teilweise unerlässlich für die In-
dikatorenbildung in den anderen Zielkate-
gorien. So fungiert Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche beispielsweise als Bezugsgröße
von Nutzungseffizienzindikatoren wie der
Flächenproduktivität oder der Siedlungs-
dichte. Ein anderes Beispiel ist der Versie-
gelungsgrad, der, sofern er nicht auf die Ge-
samtfläche, sondern auf die Siedlungs- und
Verkehrsfläche bezogen wird, qualitative
Aussagen über Art und Intensität der Flä-
cheninanspruchnahme zulässt.

Erhebbarkeit und Validität von Daten zu
Reduktionszielen

Da die Flächenerhebung nach Art der tat-
sächlichen Nutzung vergleichsweise präzi-
se Auskunft gibt über quantitative Eigen-
schaften der Flächennutzung und Relatio-
nen bestimmter Flächennutzungsarten,
wirft die Erhebung diesbezüglicher Indika-
toren relativ wenig Probleme auf. Allerdings
wurde an der Aussagekraft und Qualität der
Daten in der Vergangenheit wiederholt Kri-
tik geübt (Portz 2004; Haack 2004; Deut-
scher Bundestag 2004; Bleicher 2004). So
wird behauptet, dass die Zahlen zur Flä-
cheninanspruchnahme auch ökologische
Ausgleichsflächen enthielten (z. B. Portz
2004, 89) und nur unzureichend über das
Ausmaß der Bodenversiegelung informie-
ren. Berechnungen des Bundesamtes für
Bauwesen und Raumordnung sowie des
Umweltbundesamts ergaben indes, dass
die quantitative Bedeutung von Ausgleichs-
maßnahmen in der Bilanzierung der Flä-
cheninanspruchnahme vernachlässigbar
ist (UBA 2003, S. 62). Als wesentlicher ist an-
zusehen, dass nachträgliche Korrekturen
von Katastereinträgen sowie Umschlüsse-
lungen bestimmter Nutzungsarten zu teil-
weise erheblichen statistischen Artefakten
bei Längsschnittanalysen führen (siehe
hierzu Anhang 1). Dies betrifft vor allem die
Flächenerhebungsdaten vor 1992 in West-
deutschland und vor 1996 in Ostdeutsch-
land. Aber auch die Flächenerhebung 2005
hat erhebliche Probleme bei Längsschnitt-
betrachtungen offenbart27. Zwar haben ein-
zelne Korrekturen älterer Datenbestände

(26)
Zur näheren Quantifizierung
versiegelungsbedingter Boden-
beeinträchtigungen wurden in
der Vergangenheit verschiede-
ne Maßzahlen entwickelt. Ne-
ben der „Bodenfunktionszahl“
(BFZ) sind es die „Versiege-
lungszahl“, der „Biotopflächen-
faktor“ (BFF), der „Klimatisch-
Ökologisch-Hygienische Wert“
(KÖH-Wert), der „Klimaökolo-
gisch-Pedologische Kennwert“
(KÖP-Wert) (siehe die Zusam-
menstellung bei Heber/Leh-
mann 1993), der „ökologische
Qualitätswert“ (ÖKO-Wert), der
„ökologische Flächenleistungs-
wert“ (ÖKO-Wert) und die
„Grünvolumenzahl“ (siehe He-
ber/Lehmann 1996 sowie Arlt
et al. 2001 und Arlt/Lehmann
2005). Der Vorteil solcher Maß-
zahlen liegt darin, dass sie die
binäre Logik konventioneller
Vers iege lungserhebungen
(„versiegelt“ vs. „nicht versie-
gelt“), die mit der Ermittlung
des Versiegelungsgrades er-
folgt, überwinden.

(27)
Siehe hierzu auch Beckmann,
G. (2006): Statistische Unge-
nauigkeiten bei der Flächener-
hebung (tatsächliche Nutzung).
Bonn: unveröffentlichtes Ar-
beitspapier.
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(z. B. in Bayern) dieses Problem mindern
können. Dennoch sind v. a. disaggregierte
Längsschnittanalysen über einen längeren
Zeitraum häufig mit Unplausibilitäten be-
haftet, sodass sie entsprechend vorsichtig
interpretiert werden müssen.

Schwierigkeiten ergeben sich auch in sol-
chen Fällen, in denen der quantitative Be-
stand an Flächen bestimmter Nutzungsar-
ten bzw. Bodenbedeckungseigenschaften
erfasst werden soll, die nicht standardmä-
ßig aus dem Liegenschaftskataster ableitbar
sind. Das betrifft vor allem die Bodenversie-
gelung als bioökologische und mikroklima-
tische Schlüsselgröße der Flächennutzung.
Bis heute kann der Versiegelungsgrad nur
über terrestrische Kartierungen oder auf-
wändige Fernerkundungsverfahren ermit-
telt werden. Terrestrische Erhebungen sind
flächengenaue Erfassungen von Bodenbe-
deckungsarten auf der Grundlage von Vor-
Ort-Begehungen. Sie eignen sich für teil-
städtische bzw. Repräsentantenuntersu-
chungen und sind in einem solchen Um-
fang in ihrem Aufwand vertretbar. Mit ih-
nen lassen sich Gebäude- und Straßenrück-
baumaßnahmen sowie Änderungen des
Oberflächenbelags quantifizieren. Häufig
kommt auch eine Kombination von Luft-
bildauswertung und terrestrischen Erhe-
bungen zum Einsatz.

Für eine meso- oder makromaßstäbliche
Anwendung eignen sich dagegen nur
Schätzverfahren, die mit strukturtypen-
bzw. flächennutzungsartenbasierten Hoch-
rechnungen operieren. Dabei werden für
bestimmte Stadtstrukturtypen bzw. Flä-
chennutzungsarten mittlere Versiegelungs-
grade auf der Grundlage von Repräsentan-

tenuntersuchungen bestimmt, sodass der
Versiegelungsgrad einer Raumeinheit bei
Kenntnis der strukturtypen- bzw. nut-
zungsartenbezogenen Gesamtzusammen-
setzung des betreffenden Raumes errech-
net werden kann (ILS 2005; Meinel/Hernig
2005; TLUG 2001; Dahlmann et al. 2001; Arlt
et al. 2001; Dosch 1996; Heber/Lehmann
1993, 1996; Singer 1995). Veränderungen
des Versiegelungsgrads lassen sich bei die-
ser Vorgehensweise aber nur bei Änderung
von Flächennutzungen abbilden. Im Zeit-
verlauf erfolgende Ver- und Entsiegelungs-
maßnahmen auf gleichartig genutzten Flä-
chen (z. B. Entsiegelung einer Betriebflä-
che, die nach Abschluss der Maßnahme
weiterhin als Betriebsfläche genutzt wird)
sind somit nicht fassbar.

Die Kombination von Luftbildauswertun-
gen mit terrestrischen Erhebungen ermög-
licht hochgenaue, flächendeckende Daten-
sätze, die bisher u. a. zur Kartierung ab-
flusswirksamer Flächen genutzt wurden
und aufgrund des noch relativ großen Auf-
wandes erst vereinzelt für Städte durchge-
führt wurden. Sollte sich diese Form der
Flächenerhebung bundesweit durchsetzen,
wären die Indikatoren Bodenversiegelung,
Entsiegelung, Versiegelungsdynamik und
Dynamik weiterer Flächeninanspruchnah-
me auf städtischer und regionaler Ebene
messbar und damit bewertbar.

Problematisch ist die Erhebung von Infor-
mationen zur Beschreibung des Siedlungs-
flächenbestandes nach Wohn-, Misch-, Ge-
werbe-/Industrie-, Handelsnutzungen so-
wie öffentlichen Siedlungsflächennutzun-
gen. Derartige Daten wären insbesondere
für die Erhebung von spezifischen Effizi-

Tabelle 8
Indikatoren zu Reduktionszielen (Kernindikatoren sind fett gedruckt)

Quelle: Eigene Darstellung

Lfd. 
Nr. 

Indikator –  
Kurzbezeichnung 

Indikator –  
Kennzahl 

Ziel-
bezug 

Nutzungs-
muster/ 

-änderung 

R1 K Flächeninanspruch-
nahme  

Anteil der SuV-Fläche an der Gesamtfläche in % RZ 1 NM 

R2 K Dynamik Flächen-
inanspruchnahme

Zuwachs der SuV-Fläche an der Bestandsfläche in %  RZ 1 NÄ 

R3 E Intensität weiterer 
Flächeninanspruch-
nahme  

Zuwachs der SuV-Fläche in ha/km² Katasterfläche RZ 1 NÄ 

R4 K Bodenversiegelung Anteil versiegelter Flächen an der Gesamtfläche in % RZ 2 NM 

R5 E Dynamik Bodenver-
siegelung 

Veränderung des Bestands versiegelter Flächen in % RZ 2 NÄ 

R6 E Entsiegelung Verhältnis des entsiegelten Flächenanteils zum  
Anteil neu versiegelter Flächen in der gleichen  
Bilanzperiode in % 

RZ 3 NÄ 
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enzindikatoren bedeutsam (z. B. Gewerbe-
/Industriefläche je Beschäftigter im sekun-
dären Sektor). Aber auch hier kann eine Rei-
he von Bundesländern bislang keine Daten
ausweisen.

Indikatoren – Auswahl, Anwendung und
Messergebnisse

Als Kernindikatoren fungieren der Indika-
tor „Flächeninanspruchnahme“, der den
Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche an
der Gesamtfläche des betrachteten Raums
ausdrückt, der Indikator „Dynamik Flä-
cheninanspruchnahme“, der die relative
Veränderung des Siedlungs- und Verkehrs-
flächenbestandes anzeigt sowie die „Bo-
denversiegelung“. Einen Überblick über die
ausgewählten Indikatoren zu Reduktions-
zielen gibt Tabelle 8, S. 59.

Indikator Flächeninanspruchnahme (R1)

Zielbezug:

RZ 1 – Reduzierung der Flächeninanspruchnah-
me
(EZ 1 – Schutz und Erhaltung von Böden und
ihrer Leistungsfähigkeit)

Berechnung:

[ ]%100
ächeKatasterfl

Fläche_SuV
R1 ×

∑

∑=

Die Flächeninanspruchnahme wird als An-
teil der Siedlungs- und Verkehrsfläche an

der Gesamtfläche einer Gebietseinheit be-
rechnet. Der Indikator bedarf als Standard-
größe der Raumbeobachtung an dieser
Stelle keiner weiteren methodischen Aus-
führungen. Die Messergebnisse für 2004
zeigen erhebliche Gefälle der Flächeninan-
spruchnahme zwischen den höher verdich-
teten Ländern und Ländern mit überwie-
gend ländlicher Siedlungsstruktur. Im Jahr
2004 lagen nur noch drei Bundesländer
(Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg
und Thüringen) unter einem Wert von
10 %. Im Jahr 1996 waren dies noch fünf
Länder. Die Werte für die Raumstrukturty-
pen des BBR verdeutlichen einen noch
immer vergleichsweise steilen Stadt-Land-
Gradienten der Verstädterung, der sich in
den vergangenen Jahren trotz einer starken
Siedlungstätigkeit in suburbanen und länd-
lichen Gebieten kaum verringert hat (Sie-
dentop/Kausch 2004).

Die für die beiden Testlandkreise Wesel
(Nordrhein-Westfalen) und Meißen (Sach-
sen) gemessenen Werte (2004) liegen mit
20,9 % bzw. 11,9 % im Mittel der jeweiligen
Länder.

Indikator Dynamik
Flächeninanspruchnahme (R2)

Zielbezug:

RZ 1 – Reduzierung der Flächeninanspruchnah-
me
(EZ 1 – Schutz und Erhaltung von Böden und
ihrer Leistungsfähigkeit)

Berechnung:

[ ]%100
1tSuV_Fläche

1tFläche_SuVtFläche_SuV
R2 ×

∑ −
−∑ ∑−

= ,

alternativ:

[ ]%100
1t.Freifl_Gebäude

1t.Freifl_Gebäudet.Freifl_Gebäude
2R ×

∑ −

−∑ ∑−
=

Neben der Flächeninanspruchnahme fun-
giert auch die Dynamik der Flächeninan-
spruchnahme als gemeindestatistische
Standardgröße. Tabelle 10 macht deutlich,
dass die Wachstumsdynamik der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche seit der Jahrtau-
sendwende leicht abgenommen hat. Die
Länderwerte zeigen indes große Spannbrei-
ten bei der Wachstumsdynamik in den ver-
gangenen Jahren. Stark überdurchschnitt-
liche Wachstumsraten zeigen Sachsen-An-
halt, Mecklenburg-Vorpommern und
Schleswig-Holstein. In diesen Ländern of-
fenbaren sich aber gravierende Qualitäts-

Tabelle 9
Indikator R1: Flächeninanspruchnahme
Länderergebnisse für 1992, 1996, 2000 und 2004 (jeweils 31.12.)

Quelle: Eigene Darstellung

Anteil SuV-Fläche an der Gesamtfläche in % 

Land 1992 1996 2000 2004 

Baden-Württemberg 12,3 12,7 13,2 13,6 

Bayern 9,3 9,8 10,4 10,8 

Brandenburg 7,4 7,7 8,2 8,6 

Hessen 14,2 14,5 14,9 15,1 

Mecklenburg-Vorpommern 5,9 6,2 6,7 7,2 

Niedersachsen 11,6 12,2 12,7 13,1 

Nordrhein-Westfalen 19,6 20,3 21,0 21,6 

Rheinland-Pfalz 12,6 13,0 13,4 13,8 

Saarland 19,0 19,3 19,7 20,1 

Sachsen 9,9 10,6 11,3 11,7 

Sachsen-Anhalt 8,0 8,7 9,4 10,3 

Schleswig-Holstein 10,5 10,8 11,2 11,9 

Thüringen 7,9 8,4 8,8 9,0 

Bund (mit Stadtstaaten) 11,3 11,8 12,3 12,8 

Zentralraum  29,2 30,2 31,1 

Zwischenraum  12,2 12,8 13,2 

Peripherieraum  8,5 8,9 9,3 



61Indikatoren zur Messung flächenpolitischer Ziele

probleme der Flächenstatistik, sodass eine
Interpretation der vorhandenen Daten vor-
sichtig erfolgen muss (siehe hierzu An-
hang 1). Deutlich unterdurchschnittliche
Wachstumsdynamiken lassen sich für Hes-
sen, das Saarland und Thüringen konstatie-
ren.

Die Messergebnisse für die BBR-Raum-
strukturtypen zeigen das erwartete Gefälle
in der Verstädterungsdynamik zwischen
den hoch verdichteten Kernbereichen und
den suburbanen und ländlichen Räumen.
Die beiden Testlandkreise Wesel und Mei-
ßen liegen mit jeweils etwa 3,5 % für den
Zeitraum 2000 bis 2004 leicht unterhalb des
Bundesmittels.

Die in der jüngeren Vergangenheit erhebli-
chen Validitätsprobleme der Messgröße
„Siedlungs- und Verkehrsfläche (siehe An-
hang 1), die vor allem auf Erhebungspro-
bleme in der Nutzungsartengruppe „Erho-
lungsflächen“ zurückgehen, können dazu
anhalten, die Dynamik der Siedlungsent-
wicklung alleine mit der Nutzungsarten-
gruppe „Gebäude- und Freifläche“ abzubil-
den. Es kann davon ausgegangen werden,
dass der Anteil unplausibler Datensätze –
insbesondere auf Ebene von Gemeinden –
in dieser Kategorie mit Mittel geringer aus-
fällt. Ob der Indikator in der oben beschrie-
benen Form oder in modifizierter Form
(unter Bezugnahme auf die Kategorie „Ge-
bäude- und Freifläche“) eingesetzt wird,
sollte im jeweiligen Anwendungskontext
des Barometers entschieden werden.

Indikator Intensität weiterer
Flächeninanspruchnahme (R3)

Zielbezug:

RZ 1 – Reduzierung der Flächeninanspruchnah-
me
(EZ 1 – Schutz und Erhaltung von Böden und
ihrer Leistungsfähigkeit)

Berechnung:
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1tFläche_VuStFläche_VuS
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Neben dem Indikator „Dynamik Flächenin-
anspruchnahme“ liefert der Indikator „In-
tensität weiterer Flächeninanspruchnah-
me“ Erkenntnisse zum Verstädterungspro-
zess, da er die „Aufsiedelung“ (Rach 1987)
von unbebauten Flächen bezogen auf die
gesamte betrachtete Raumeinheit abbildet.
Berechnet wird dieser Wert durch eine Sub-
traktion des SuV-Flächenanteils eines

Stichtages (Minuend) mit dem SuV-Flä-
chenanteil an einem zurückliegenden
Stichtag (Subtrahend). Die Intensität weite-
rer Flächeninanspruchnahme lässt sich als
Veränderung des SuV-Flächenanteils in
Prozentpunkten oder als Hektar SuV-Flä-
cheninanspruchnahme je km² Katasterflä-
che ausdrücken.

Während für ländliche Räume eine hohe re-
lative Dynamik der Flächeninanspruchnah-
me bei vergleichsweise geringem absoluten
Zuwachs der Flächeninanspruchnahme
charakteristisch ist, zeigen höher verdichte-
te Regionen eine meist unterdurchschnittli-
che relative Dynamik, aber eine hohe abso-
lute Intensität weiterer Flächeninanspruch-
nahme. Grund ist der in städtischen Zen-
tren und ländlichen Räumen stark unter-
schiedliche Ausgangsbestand der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche, sodass das rela-
tive Wachstum bei gleichem absoluten
Wachstum unterschiedlich ausfällt. Die den
absoluten Zuwachs (in ha oder km²) anzei-
gende „Intensität weiterer Flächeninan-
spruchnahme“ ist deshalb insbesondere
bei einer regionalisierten Betrachtung eine
wichtige Größe, da sie den Verknappungs-
prozess des unbebauten Raumes anzeigt.

In den meisten Fällen weisen Länder mit
überdurchschnittlicher Dynamik der Flä-
cheninanspruchnahme auch eine über-

Tabelle 10
Indikator R2: Dynamik Flächeninanspruchnahme
Länderergebnisse für 1992-1996, 1996-2000 und 2000-2004

Quelle: Eigene Darstellung

Zuwachs der SuV-Fläche des Bestands in % 

Land 1992-1996 1996-2000 2000-2004 

Baden-Württemberg 3,4 3,9 3,2 

Bayern 6,1 6,0 3,6 

Brandenburg 4,7 6,0 4,9 

Hessen 2,2 2,3 1,8 

Mecklenburg-Vorpommern 5,7 7,7 8,2 

Niedersachsen 4,4 4,2 3,5 

Nordrhein-Westfalen 3,5 3,5 3,1 

Rheinland-Pfalz 2,9 3,1 3,2 

Saarland 1,9 2,0 2,1 

Sachsen 7,0 6,2 3,6 

Sachsen-Anhalt 8,2 8,1 9,7 

Schleswig-Holstein 3,0 3,6 7,0 

Thüringen 7,0 3,9 2,2 

Bund 4,3 4,5 3,8 

Zentralraum  3,5 2,7* 

Zwischenraum  4,9 4,3* 

Peripherieraum  4,9 4,2* 

* ohne Berlin und Brandenburg 
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durchschnittliche Intensität weiterer Flä-
cheninanspruchnahme aus. Wie oben be-
reits erläutert finden sich jedoch Ausnah-
men: So war die Wachstumsdynamik der
SuV-Fläche in Nordrhein-Westfalen zwi-
schen 2000 und 2004 unterdurchschnittlich
(3,1 %), während der Intensitätsindikator
einen überdurchschnittlichen Wert aus-
weist (0,65 ha je km²). Eine überdurch-
schnittliche Freiraumverknappung zeigt
sich ansonsten in den Ländern mit sehr ho-
hem Flächenverbrauch (Mecklenburg-Vor-
pommern, Brandenburg und Schleswig-
Holstein). Auch hier sei noch einmal auf die
Plausibilitätsprobleme der Flächenerhe-
bung 2005 in diesen Ländern verwiesen.

Für die beiden Testlandkreise ergeben sich
Werte von 0,71 (Wesel) und 0,41 Hektar je
km² (Meißen). Der Landkreis Wesel dürfte
zu den Regionen Deutschlands mit dem
höchsten absoluten Flächenverbrauch zäh-
len.

Indikator Bodenversiegelung (R4)

Zielbezug:

RZ 2 – Reduzierung weiterer Versiegelung
(EZ 1 – Schutz und Erhaltung von Böden und
ihrer Leistungsfähigkeit)

Berechnung:

[ ]%100
ächeKatasterfl

Fläche_eversiegelt
4R ×

∑

∑=

Dritter Kernindikator ist die Bodenversie-
gelung, gemessen als Anteil versiegelter Flä-
chen an der Katasterfläche. Dieser Indika-
tor kann derzeit nur mit einem struktur-
bzw. nutzungstypenbasierten Schätzver-
fahren erhoben werden. Dabei werden auf
Basis einer Referenzerhebung für ein be-
grenztes Untersuchungsgebiet mittlere Ver-
siegelungsgrade für einzelne Strukturtypen
bzw. Nutzungsarten ermittelt, durch die
eine Hochrechnung der Bodenversiegelung
im gesamten Untersuchungsraum erfolgen
kann. Im Rahmen des Forschungsvorha-
bens konnte auf einen Fachdatenbestand
des Regionalverbandes Ruhr zurückgegrif-
fen werden. Grundlage ist eine differenzier-
te Realnutzungskartierung, für deren Nut-
zungstypen mittlere Versiegelungsgrade er-
mittelt wurden. Eine Realisierung dieses
Ansatzes war aus Gründen der Datenver-
fügbarkeit nur für eine Testgemeinde mög-
lich (Stadt Kamp-Lintfort, s. Tab. 12). Dazu
wurden die Daten zur Realnutzung und zu
den mittleren Versiegelungsgraden in der
Datenbank miteinander verknüpft. Die Ver-
teilung der Versiegelungsgrade wird für das
Testgebiet dargestellt.

Die Ergebnisse für die Stadt Kamp-Lintfort
basieren auf Daten einer regionalen Son-
derhebung, die für eine gesamtdeutsche
Anwendung selbstredend nicht genutzt
werden kann. Für eine überregionale Bilan-
zierung der Bodenversiegelung müsste auf
Daten zurückgegriffen werden, die für ein
gesamtes Bundesland oder gar bundesweit
verfügbar sind. Neben ATKIS betrifft dies
die Daten aus dem ALK. Da bei ATKIS die
Objektarten „Straßen“ nur als lineare Ob-
jekte enthalten sind und somit aus der Be-

Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 11
Indikator R3: Intensität weiterer Flächeninanspruchnahme
Länderergebnisse für 1992-1996, 1996-2000 und 2000-2004

Zuwachs der SuV-Fläche in ha/km² Katasterfläche 

Land 1992-1996 1996-2000 2000-2004 

Baden-Württemberg 0,42 0,49 0,42 

Bayern 0,57 0,59 0,37 

Brandenburg 0,34 0,46 0,40 

Hessen 0,31 0,34 0,27 

Mecklenburg-Vorpommern 0,33 0,48 0,55 

Niedersachsen 0,51 0,50 0,44 

Nordrhein-Westfalen 0,68 0,71 0,65 

Rheinland-Pfalz 0,37 0,40 0,42 

Saarland 0,36 0,39 0,41 

Sachsen 0,70 0,65 0,41 

Sachsen-Anhalt 0,66 0,70 0,91 

Schleswig-Holstein 0,31 0,38 0,78 

Thüringen 0,55 0,33 0,20 

Bund 0,49 0,53 0,47 

Zentralraum  1,00 0,87 

Zwischenraum  0,59 0,46 

Peripherieraum  0,41 0,46 

Tabelle 12
Indikator R4: Versiegelungsklassen,
Stadt Kamp-Lintfort (1995 und 2000)

Quelle: Eigene Darstellung

Gesamtfläche in % 
Versiegelungsklassen  
in % 1995 2000 

k. A. 1,63 1,65 

0-10 80,22 76,41 

10-20 0,07 0,07 

20-30 2,06 2,99 

30-40 1,03 1,18 

40-50 5,72 6,09 

50-60 1,22 1,28 

60-70 0,73 1,49 

70-80 1,04 0,88 

80-90 3,09 4,55 

90-100 3,19 3,43 
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trachtung der Versiegelung herausfallen,
wäre entweder ein Einsatz von ALK-Daten
zu erwägen oder die Möglichkeit einer Inte-
gration von Straßen in ATKIS zu prüfen.
Letzteres könnte vor allem durch die Zu-
weisung mittlerer Straßenbreiten erfolgen.

Insgesamt bestehen mit derartigen Schätz-
verfahren noch zu wenige Erfahrungen, als
dass im Rahmen dieser Studie bereits ein
bundesweit einsetzbares Konzept entwi-
ckelt werden konnte. Grundsätzlich er-
scheint aber eine auf bundesweit verfügba-
ren Daten basierende Versiegelungserhe-
bung möglich. So haben Meinel und Hernig
(2005) die Bodenversiegelung mithilfe von
ATKIS-Daten geschätzt. Grundlage war
eine Referenzkartierung für die Stadt Dres-
den, die im Rahmen der Einführung gesplit-
teter Abwassergebühren durch eine stereo-
metrische Luftbildkartierung erhoben wur-
de. Mit dieser Kartierung wurde eine Be-
stimmung der mittleren Bodenversiege-
lungsgrade für alle ATKIS-Objektarten (AT-
KIS-Basis-DLM/2) durchgeführt, der eine
Hochrechnung der Bodenversiegelung im
gesamten Untersuchungsraum folgte. Test-
rechnungen ergaben, dass mit diesem Ver-
fahren auf gesamtstädtischer und teilstädti-
scher Ebene eine sehr bzw. ausreichend ge-
naue Ermittlung der Bodenversiegelung
möglich ist. Für kleinräumigere Bilanzen –
so Meinel und Hernig (2005) – ist das
DLM/2 durch die teilweise große Spann-
weite der Bodenversiegelung in den vier
Objektarten „bauliche Prägung“ von ATKIS
(2111-2114) hingegen ungeeignet.

Darüber hinaus erscheint es problematisch,
die für ein Referenzgebiet erhobenen nut-
zungsspezifischen Versiegelungsgrade un-
kritisch auf andere Räume zu übertragen.
Untersuchungen zeigen, dass mit unter-
schiedlichen Verfahren der Versiegelungs-
schätzung für gleiche Untersuchungsräu-
me stark unterschiedliche Ergebnisse er-
zielt werden.28 Bei der Setzung von mittle-
ren Versiegelungsgraden erscheint eine Re-
gionalisierung daher unbedingt erforder-
lich. Dies gilt im Besonderen bei zuneh-
menden Aggregationsgrad von Nutzungs-
arten. Bislang gibt es aber nach Kenntnis
der Verfasser noch keine Studien, die eine
solche Regionalisierung fachlich stützen
können. Überlegungen in diese Richtung
werden aber derzeit von der Bund-Länder-
Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO)
angestrengt. Die Arbeitsgemeinschaft
schlägt eine Schätzung der Bodenversiege-
lung mit Daten der Flächenerhebung vor.

Dazu werden mittlere Versiegelungsgrade
der Hauptnutzungsartengruppen der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche (100er Positio-
nen) in Abhängigkeit der Bevölkerungs-
und Siedlungsdichte als unterer und oberer
Grenzwert gesetzt. Die für die Bundeslän-
der mit diesem Ansatz errechneten Anteile
versiegelter Fläche an der Gesamtfläche
werden von der Arbeitsgemeinschaft als
plausibel eingeschätzt.

Eine Berechnung der Bodenversiegelung
für Bundesländer und das gesamte Bundes-
gebiet war im Rahmen dieses Forschungs-
vorhabens aber aufgrund der oben geschil-
derten Probleme nicht möglich. Vorge-
schlagen wird vor diesem Hintergrund die
Durchführung eines Sondergutachtens, in
dem der methodische Weg einer bundes-
weiten Versiegelungsrechnung – aufbau-
end auf den Arbeiten des LABO – ausge-
leuchtet wird und eine Schätzung des ge-
samtdeutschen Versiegelungsgrades er-
folgt.29

Indikator Dynamik Bodenversiegelung
(R5)

Zielbezug:

RZ 2 – Reduzierung weiterer Versiegelung
(EZ 1 – Schutz und Erhaltung von Böden und
ihrer Leistungsfähigkeit)

Berechnung:

[ ]%100
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Die Dynamik der Bodenversiegelung (R5)
beschreibt den Zuwachs versiegelter Böden
in % des Ausgangsbestands. Aus den bei
Indikator R4 genannten Gründen konnte
auch dieser Indikator nur für die Stadt
Kamp-Lintfort realisiert werden. Ebenso
wie für die Veränderung der Flächeninan-
spruchnahme und der Ermittlung der Ver-
siegelung wurde für die Ermittlung der Ver-
siegelungsdynamik die Flächennutzungs-
kartierung des RVR verwendet. Dazu wird
die Veränderung der Versiegelungsklassen
berechnet. Da die Versieglungsgrade in ein-
heitliche Klassen (10%-Schritte) eingeteilt
wurden und innerhalb der Datenbank auf-
steigend durchnummeriert wurden, lässt
sich über diese Nummer die Veränderung
durch die Ermittlung der Differenz der bei-
den Jahre durch die Subtraktion der Klasse
des Vorjahres von der aktuellen Versie-
gungsklasse ermitteln.

In Karte R5 (siehe Anhang 2) ist die Diffe-
renz der Klassen für die Jahre 1995 und 2000

(28)
Siehe hierzu vor allem die Vor-
tragsmanuskripte des Fachge-
sprächs „Indikator Versiege-
lung“ am 13.10.05 in Hannover,
die allerdings nicht publiziert
sind (Ansprechpartner: Fabian
Dosch, BBR).

(29)
Inzwischen – Februar 2007 –
wurde der Abschlussbericht der
Fachgespräche „Indikator Ver-
siegelung“ der Bund-Länder-
Arbeitsgemeinschaft Boden-
schutz (LABO) vorgelegt.
Bei der Berechnung wird den
Nutzungsarten der Flächener-
hebung jeweils ein Versiege-
lungsanteil zugeordnet, der in
Abhängigkeit von der Verdich-
tung variieren kann. Bundes-
weit lässt sich somit der Versie-
gelungsanteil und dessen
Entwicklung auf Länderebene
kosteneffizient und transparent
abschätzen. Eine Veröffentli-
chung in der Zeitschrift „Boden-
schutz“ ist in Vorbereitung.
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angegeben. Diese Darstellung enthält die
Veränderung der Versiegelungsgrade zwi-
schen den Jahren 1995 und 2000 und be-
schreibt somit den potenziellen Grad der
Ver- und Entsiegelung. Wie aber bereits
mehrfach erwähnt, betrifft dies nur Ver-
und Entsiegelungsmaßnahmen auf Flä-
chen, deren Nutzung sich in dem betrach-
teten Zeitraum geändert hat.

Indikator Entsiegelung (R6)

Zielbezug:

RZ 3 – Entsiegelung; Rückbau nicht mehr
benötigter Bauflächen, Ausgleich für Neuversie-
gelung

Berechnung:

[ ]%100
Fläche_eversiegelt_neu

Fläche_eentsiegelt
6R ×
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Zum Umfang von Entsiegelungsmaßnah-
men innerhalb des Siedlungsraums gibt es
bislang keine gesicherten statistischen Er-
kenntnisse. Eine 2004 in einzelnen Bundes-
ländern vom Bundesverband Boden (2005)
durchgeführte Recherche, an der sich die
Länder Bayern, Baden-Württemberg, Ber-
lin, Brandenburg, Hamburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Sachsen-Anhalt und Thüringen
beteiligt haben, hat ergeben, dass es länder-
weite Übersichten über Flächen für Entsie-
gelungsmaßnahmen, wie z. B. Entsiege-
lungskataster, oder über bereits durchge-
führte Entsiegelungsmaßnahmen mit Aus-
nahme des Landes Brandenburg nicht gibt.
In Brandenburg wurde im Landesumwelt-
amt ein Datenfonds für Entsiegelungsflä-
chen eingerichtet.

Einzelne für verschiedene Städte vorliegen-
de Untersuchungen (Landeshauptstadt
München 1996; Weser 2005) stützen aber
die Vermutung, dass die Versiegelungsdy-
namik deutlich unterhalb der Dynamik der
Flächeninanspruchnahme bleibt. In ande-
ren Worten – der prozentuale Zuwachs ver-
siegelter Flächen ist in der Regel geringer
als der prozentuale Zugang der Siedlungs-
und Verkehrsfläche. Grund sind Entsiege-
lungsvorgänge im Bestand (z. B. Abriss von
Gebäuden ohne bauliche Nachnutzung,
Entsiegelung von Brachflächen), die bislang
aber nicht Gegenstand amtlicher Erhebun-
gen sind.

Ein denkbarer empirischer Zugang zur Er-
hebung der Entsiegelung liegt in den von
zahlreichen Ver- und Entsorgungsträgern
seit Mitte der 1990er Jahre durchgeführten

Versiegelungserhebungen im Rahmen der
gesplitteten Gebührenerhebung. Aufgrund
der grundstückscharfen Erfassung der Bo-
denversiegelung kann hier ein hoch aussa-
gekräftiger – weit über die Möglichkeiten
fernerkundlicher Verfahren hinausreichen-
der – Datensatz zur Bilanzierung von Ver-
siegelungsgraden sowie zur Beobachtung
der Ver- bzw. Entsiegelungsdynamik ver-
mutet werden.

Im Rahmen des Forschungsvorhabens war
ein unmittelbarer Zugriff auf derartige Da-
ten allerdings nicht möglich. Es erfolgte je-
doch eine telefonische Befragung von Mit-
arbeitern des für die Abwasserreinigung in
der Landeshauptstadt Dresden zuständi-
gen Unternehmens. Dieses führte im Jahr
2000 die Datenerfassung und Erstellung ei-
ner flurstücksgenauen Versiegelungskarte
durch und schreibt die Daten seitdem fort.
Gefragt wurde, wie die Bilanz von neuer
Versiegelung und Entsiegelung einge-
schätzt wird. Die befragten Mitarbeiter wie-
sen darauf hin, dass seit der Erarbeitung der
Datenbank Änderungsanträge der Grund-
stückseigentümer sowie neu bebaute
Grundstücke erfasst und sofort in die vor-
handenen Unterlagen eingearbeitet wer-
den. Nach ihrem Kenntnisstand sei bis zum
heutigen Tag der versiegelte Flächenanteil
konstant geblieben.30 Es sei festzustellen,
dass sich der Bestand der als gebühren-
pflichtig veranlagten Flächen im Dresdner
Entsorgungsgebiet in den vergangen 4 Jah-
ren kaum verändert hat. Flächenzugänge
im Sinne neuer Bebauung mit neu versie-
gelten Flächen würden ausgeglichen durch
Abriss, Entsiegelungsmaßnahmen im Be-
stand sowie die Errichtung von Versicke-
rungsanlagen auf den Grundstücken. Neu-
versiegelung und Entsiegelung seien somit
annähernd ausgeglichen. Ob dieses Ergeb-
nis auf andere Städte und Gemeinden über-
tragbar ist, kann an dieser Stelle nicht beur-
teilt werden.

Die Frage nach der Häufigkeit dieser Art der
Gebührenabrechnung in den Städten und
Gemeinden Deutschlands beantworteten
die befragten Mitarbeiter mit „sehr häufig“.
Insbesondere die Großstädte beschritten
diesen Weg, da sie aufgrund der Änderung
des Kommunalabgabengesetzes dazu ver-
pflichtet seien. In diesem Zusammenhang
wurde auf den Beschluss des Bundesver-
waltungsgerichts vom 15. März 1985 ver-
wiesen (Az: 8 B 11.84), in dem aus Gründen
der Gebührengerechtigkeit festgelegt wur-
de, dass eine getrennte Gebührenermitt-

(30)
Telefonische Befragung von
Herrn Jutzi und Frau Bartusch
von den Wasser-/Abwasserbe-
trieben Dresden am 14.03.06.
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lung immer dann erfolgen muss, wenn
mehr als 12 bis 18 % der Gesamtkosten der
Abwasserbeseitigung auf die Beseitigung
des Niederschlagswassers entfallen. Da die
Städte und Gemeinden generell aufgefor-
dert sind, Gebührengerechtigkeit zu schaf-
fen, kann davon ausgegangen werden, dass
sie in zunehmendem Maße Datenbanken
mit Angaben über überbaute, versiegelte,

teilversiegelte und unversiegelte Flächen
erstellen. Damit entsteht eine Erhebungs-
grundlage für die Ermittlung der Bodenver-
siegelung (z. B. Versiegelungsgrad), deren
Dynamik sowie der Entsiegelung. Beispiel-
haft zeigt die folgende Tabelle eine Zusam-
menstellung der Gebührenerhebung auf
Grundlage des Abwassersplittings ausge-
wählter Städte.

Tabelle 13
Inhaltliche Struktur von Erhebungsverfahren der Bodenversiegelung zur gesplitteten Gebührenerhebung

Quelle: Eigene Darstellung

Erfasste Flächen Quelle 

Dresden Bebaute Flächen 
1. Dachflächen ohne Regenwasserspeichereffekt 
2. Dachflächen mit Regenwasserspeichereffekt, begrünte 

Dachflächen, Tiefgaragen außerhalb von Gebäuden 

Befestigte Flächen 
1. Wasserundurchlässige Flächen 
2. Teildurchlässige Flächen 
3. Schwach ableitende Flächen 
4. Wasserdurchlässige Flächen ohne der mit unbedeutender 

Wasserableitung 

Stadtentwässerung Dresden, 
Technische Richtlinien;  
2. Grundstücksentwässerung; 
Abflusswirksame Flächen.  
Richtlinie Nr. 2.4. gültig ab 
14.04.1999 

Jena,  
Camburg 
sowie  
18 Umland-
gemeinden 

Grundfläche unter dem Dach 
a) Geneigte und Flachdächer  
b) Begrünte Dächer 
Befestigte Flächen 
a) Asphalt, Beton, verfugte Platten, verfugtes Pflaster o. ä 
b) Betonverbundsteine, unverfugte Platten, unverfugtes 

Pflaster. 
c) Rasengittersteine, Schotter, Kies, Asche, „Öko“- Pflaster 

Stadtwerke Jena-Pößneck GmbH.  
Abgerufen unter: 
www.stadtwerke-jena.de 
am 14.03.2006 

Gemeinde 
Sulzbach 
(Taunus) 

Dachflächen 
1. Flachdächer, geneigte Dächer 
2. Gründächer 
Befestigte Grundstücksfläche 
1. Vollversiegelte Fläche (Beton, Asphalt, Pflaster) 
2. Teilversiegelte Fläche (Schotterrasen, Kies-/Splittdecke, 

Rasengitter) 
Unbefestigte Grundstücksfläche 
1. Unversiegelte Fläche (Grünflächen, unbefestigte Flächen) 
2. Baumaßnahmen 
3. Gewässer 
4. Öffentliche Grünfläche 
Sonstige Flächen 

Abgerufen unter:  
www.verwaltung.de/ 
downloads/regenwasser.pdf 
am 14.03.2006 

Chemnitz Alle befestigten Flächen  
(Dächer, Parkplätze, Höfe, Wege …)  
Erfassungsbeginn: II. Quartal 2005 
(Erfassung über Luftbild, Fragebogen) 

Stadtwerke Chemnitz AG. 
Abgerufen unter:  
www.swc.de/ 
am 15.03.2006 

Halle  
(Saale) 

1. Überbaute Flächen (ohne Gründächer) 
2. Begrünte Dachflächen 
3. Beton / Asphalt 
4. Plattenbelag / Verbundpflaster Betonstein / Großpflaster / 

Kleinpflaster 
5. Rasengittersteine 
(Erfassung über Fragebogen) 

Hallesche Wasser und Abwasser 
GmbH. 
Abgerufen unter: 
www.stadtwerke-halle.de/ 
downLoads/niederschlag.pdf 
am 15.03.2006 

Königslutter  
am Elm 

Flächen, die an den Niederschlagswasserkanal  
angeschlossen sind: 
Gebäude, Hof, Einfahrt 
Flächen, die an den Niederschlagswasserkanal  
angeschlossen sind aber versickerungsfähig 
Versickerungsfähiges Pflaster 
Flächen, die an den Niederschlagswasserkanal  
angeschlossen sind, jedoch über Rückhaltung 
(Erfassung über Fragenbogen, Planzeichnung) 

Knof, M.; Ehlers, T. (2004) Vorer-
mittlungen für die Einführung 
einer Niederschlagswasserge-
bühr. Vortrag am 02./08.06.2004 
Abwasserbeseitigungsbetrieb 
Stadt Königslutter am Elm.  
Abgerufen unter: 
www.koenigslutter.de/pics/ 
medien/1_1088497577/ 
Niederschlagswasser-Gebuehr_ 
Internetversion.pdf 
am 15.03.2006 
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Indikatoren zu Erhaltungs- und
Schutzzielen

Fachlicher Hintergrund

Indikatoren zu Erhaltungs- und Schutzzie-
len beziehen sich in der Konzeption des
Nachhaltigkeitsbarometers auf Flächenei-
genschaften, die insbesondere für deren
Funktion im Naturhaushalt von Bedeutung
sind („Akzeptoreigenschaften“). Im Gegen-
satz zu den Indikatoren zu Reduktionszie-
len fokussieren Indikatoren zu Erhaltungs-
und Schutzzielen somit auf qualitative Ei-
genschaften der Flächennutzung, jenseits
einer globalen Unterscheidung von Sied-
lungsraum und Freiraum oder versiegelten
und nicht versiegelten Flächen. Bei den Ak-
zeptoreigenschaften ist zu unterscheiden
zwischen physisch-materiellen Eigenschaf-
ten der von einer Inanspruchnahme für
Siedlungszwecke betroffenen Bodenfläche
(wie z. B. Bodenart und -typ, Bodenwert-
zahl, Biotoptyp, Vegetationsbestand) und
planungsrechtlichen Zuweisungen an die
Fläche (z. B. Schutzkategorien nach Natur-
schutz- oder Wasserrecht oder raumord-
nungsrechtliche Vorrang- oder Vorbehalts-
gebiete).

Die Qualität der von Überbauung und Bo-
denversiegelung betroffenen Böden war
bislang kaum Gegenstand systematischer
Analysen. Aufmerksamkeit erregte allen-
falls die fortschreitende Überbauung und
Versiegelung ertragreicher und damit für
die Landwirtschaft bedeutsamer Böden.
Dabei wird darauf verweisen, dass sich
Siedlungsgebiete aus historischen Gründen
oft in landwirtschaftlich ertragreichen Ge-
bieten entwickelt haben (WBGU 1994,
S. 57). Die sich in Agglomerationsräumen
konzentrierende Flächeninanspruchnah-
me für Siedlungs- und Verkehrszwecke füh-
re daher zu einer beschleunigten Abnahme
dieses Ressourcenbestandes (Kaule 2002;
Küpfer 1992; Fritz 1978; Zillenbiller 1974).
Allerdings gibt es bis heute wenig quantifi-
zierte empirische Belege für diesen Prozess
– so z. B. für Baden-Württemberg und Thü-
ringen, wo nachgewiesen werden konnte,
dass die Versiegelungsgrade von über-
durchschnittlich ertragreichen Böden sig-
nifikant höher sind als der Landesdurch-
schnitt (Sachs et al. o. J., S. 26 ff.; TLUG
2001, S. 51). Die Untersuchung von Sachs et
al. (o. J., S. 18 ff.) bilanziert die Bodenversie-
gelung zudem nach Wassereinzugsgebieten
sowie nach der räumlich differenzierten Fil-
ter- und Pufferkapazität des Bodens.

Auch zur Bautätigkeit in Schutzgebieten
existieren nur wenig empirische Untersu-
chungen. Zwar mangelt es nicht an Mutma-
ßungen, dass der durch Landschaftsschutz-
gebiete gewährte Schutzanspruch häufig
bauliche Eingriffe nicht verhindern kann
(Heiland et al. 2005, Langer et al. 1993; Pohl
1992). Quantifizierte Bilanzen des Umfangs
von Flächeninanspruchnahmen für Sied-
lungs- und Verkehrsnutzungen in Schutz-
gebieten existieren aber nach Kenntnis der
Verfasser kaum (siehe z. B. Dietmann 1991).

Indikatoren zu Erhaltungs- und Schutzzie-
len lassen sich zum einen für eine ex-post
durchgeführte ökologische „Verlustrech-
nung“ der in einer Bilanzperiode für Sied-
lungs- und Verkehrszwecke in Anspruch ge-
nommenen Böden einsetzen („Wie war die
Wertigkeit der in Anspruch genommenen
Flächen?“). Zum anderen ermöglichen sie
eine prospektive Bewertung potenzieller
Siedlungs- und Verkehrsflächen, was im
Rahmen der Umweltprüfung für Pläne und
Programme zunehmend an Bedeutung ge-
winnen dürfte. Ein diesbezüglicher Indika-
tor ist beispielsweise das „Baulandpoten-
zial“ im Außenbereich. Unter Baulandpo-
tenzial wird der Bestand an jenen Außenbe-
reichsflächen verstanden, die nach heutiger
Kenntnis ohne gravierende ökologische Be-
einträchtigungen und unter Beachtung von
städtebaulichen Eignungskriterien für bau-
liche Zwecke potenziell nutzbar sind (Böhm
et al. 2002). Baulandpotenzialmodelle, die
auf die systematische Ausgrenzung solcher
Flächen mithilfe von Restriktions- und Eig-
nungskriterien abzielen, werden bislang
meist im Rahmen von Standortfindungs-
prozessen eingesetzt (siehe z. B. Dom-
hardt/Hilligardt 2000, vgl. Tab. 14). Denk-
bar ist aber, den methodischen Ansatz der
Baulandpotenzialanalyse auch für die Indi-
katorenbildung im Rahmen einer Nachhal-
tigkeitsbilanzierung zu verwenden.

Erhebbarkeit und Validität von Daten zu
Erhaltungs- und Schutzzielen

Die Messung von Indikatoren zu Erhal-
tungs- und Schutzzielen bereitet nicht un-
erhebliche Schwierigkeiten, weil aus den
Daten der amtlichen Flächenstatistik Aus-
sagen zu qualitativen Eigenschaften der
Siedlungs- und Verkehrsfläche nur sehr
eingeschränkt ableitbar sind und Eigen-
schaften der von Flächeninanspruchnah-
men betroffenen Böden gar nicht zu ent-
nehmen sind. Entsprechende Analysen set-
zen daher GIS-gestützte Erhebungen vor-



67Indikatoren zur Messung flächenpolitischer Ziele

aus, die zum Teil erheblichen personellen
Aufwand aufwerfen.

Die amtliche Raumbeobachtung kann
derzeit zur landschaftsökologischen Be-
deutung der in einer Beobachtungsperiode
für Siedlungs- und Verkehrszwecke bean-
spruchten Fläche keine belastbaren statisti-
schen Erkenntnisse liefern. Neben ihrem
Potenzial für den Natur- und Artenschutz
betrifft dies vor allem die natürliche Er-
tragsfähigkeit von Böden. Eine diesbezügli-
che Bilanzierung wird zum einen durch den
Mangel an länderübergreifend homogenen
Daten erschwert. Zum anderen mangelt es
an räumlich und zeitlich hoch auflösenden
Daten zur Flächennutzung. Die bundesweit
verfügbaren Daten aus den Flächenerhe-
bungen nach Art der tatsächlichen Nutzung
sind aufgrund ihres hohen Aggregationsni-
veaus nicht geeignet, Bodennutzungen in
ihrer topographischen Dimension abzubil-
den.

Mittlerweile liegen zwar umfangreiche
raumbezogene Datenbestände vor, die für
die GIS gestützte Berechnung der Indikato-
ren verwendet werden können. Für eine
bundesweit einheitliche Auswertung im

Rahmen des Nachhaltigkeitsbarometers er-
geben sich dennoch erhebliche Schwierig-
keiten. Die Geobasisdaten der Vermes-
sungsverwaltung enthalten derzeit keinen
Zeitbezug, sodass multitemporale Auswer-
tungen nur durch eigene GIS-Analysen
durchgeführt werden können (vgl. unzer-
schnittene Räume). Aufgrund der Länder-
anpassung des ATKIS DLM 25 sowie der un-
terschiedlichen Erfassungsstände in den
Ländern sind bundesweit einheitliche Aus-
wertungen und damit auch Länderverglei-
che nur mit Einschränkungen möglich. Auf-
grund des derzeitigen Aufbaus der Daten-
bestände und der damit verbundenen
schrittweisen inhaltlichen Verdichtung ste-
hen diese Daten auch für zeitbezogene Aus-
wertungen nur eingeschränkt zur Verfü-
gung. Für bundesweite Anwendungen bie-
tet sich daher mittelfristig nur der Datenbe-
stand des CORINE Land Cover 2000 an, mit
dem Veränderungen der Landnutzung zwi-
schen 1990 und 2000 klein- bis mittelmaß-
stäblich ermittelt werden können.

Auch die raumbezogenen Daten, die die Ak-
zeptoreigenschaften von Böden und Flä-
chen – insbesondere die planungsrechtli-

Tabelle 14
Beispiele für die Restriktionsanalyse im Rahmen von Baulandpotenzialanalysen

Quelle: Karlsruhe: Böhm et al. 2002; Saarland: Domhard/Hilligardt 2000

Karlsruhe Saarland 

Schutzgut Schutzkategorie 

Tabu / 
hoher 

Konflikt Konflikt 

Tabu /  
hoher 

Konflikt Konflikt 

Naturschutzgebiete     

Landschaftsschutzgebiete     

Flächenhafte Naturdenkmale / geschützte 
Landschaftsbestandteile 

    

Geschützte Biotope     

FFH-Gebiete     

Vogelschutzgebiete     

Naturparke     

Biotope nach Biotopkartierung     

Landschaftsbild (hohe Bedeutung)     

Geschützter Wald (Bannwald, Schonwald)     

Natur und  
Landschaft 

Sonstiger Wald     

Wasserschutzgebiete I     

Wasserschutzgebiete II     

Wasserschutzgebiete III     

Überschwemmungsgebiete (gesetzl. festgelegt)     

Wasser-
haushalt 

Sonstige Überschwemmungsgebiete     

Boden Empfindliche/Schutzwürdige Böden     

Klima Klimatisch bedeutsame Bereiche (z. B. Kaltlufbahnen)     

Rohstoff-
vorsorge 

Abbaugebiete / Vorranggebiete für Abbau     
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chen Zuweisungen – beschreiben, werden
in der Regel monotemporal vorgehalten.
Hierbei ist das Bestreben handlungsleitend,
möglichst aktuelle Datenbestände zur Ver-
fügung zu haben. Während dies bei Grund-
lagendaten wie beispielsweise den Boden-
daten nicht zu Einschränkungen bei der
Aussagekraft führt, sind Daten zu planeri-
schen Festsetzungen oder Zielaussagen nur
eingeschränkt verwendbar. Im Rahmen von
Zulassungsverfahren für die Siedlungsent-
wicklung werden die durch die Flächenin-
anspruchnahme auftretenden Konflikte
vorab gelöst und lassen sich nur aus der Ak-
tualisierung der Daten ablesen.

Für die Berechnung der Indikatoren zu Er-
haltungs- und Schutzzielen innerhalb der
beiden Testgebiete wurde aus dem ATKIS
DLM 25 ein Datenbestand der Siedlungs-
und Verkehrsfläche errechnet, der mit den
jeweiligen Daten der Akzeptoreigenschaf-
ten in Beziehung gesetzt wird. Dieser Da-
tenbestand wurde aus den flächenhaften
Informationen der Siedlungs- und Sied-
lungsfreiflächen, sowie den flächen- und li-
nienhaften Informationen der Verkehrsflä-
chen gebildet. Die linienhaften Informatio-
nen (Straßen und Eisenbahnlinien) wurden
abhängig von der Widmung, der Anzahl der
Spuren oder der angegebenen Breite der
Verkehrswege in eine Fläche überführt.
Dieser Datenbestand wird im Folgenden als
„Siedlungsgrundriss“ bezeichnet. In Abbil-
dung 8 ist der Siedlungsgrundriss als rote
Umrandung um die Siedlungs-, Siedlungs-
frei- und Verkehrsflächen dargestellt. Der

Siedlungsgrundriss fasst die bezeichneten
Flächen in einer flächenhaften Abgrenzung
zusammen.

Indikatoren – Auswahl, Anwendung und
Messergebnisse

Einen Überblick über die Indikatoren zu Er-
haltungs- und Schutzzielen gibt Tabelle 15.
Vorgeschlagen werden vier Kernindikato-
ren: Flächeninanspruchnahme auf Böden
mit hoher natürlicher Ertragsfähigkeit, die
Dynamik der Flächeninanspruchnahme
auf Böden mit hoher natürlicher Ertragsfä-
higkeit, die Durchgrünung des Siedlungs-
raumes und die Dynamik der Flächeninan-
spruchnahme in schutzwürdigen Land-
schaften.

Flächeninanspruchnahme auf Böden mit
hoher natürlicher Ertragsfähigkeit (E1)

Zielbezug:

EZ 1 – Schutz und Erhaltung von Boden (und
seiner Leistungsfähigkeit)

Berechnung:

[ ]%100
)gesamt(60Bodenzahl.mBöden

60Bodenzahl.mBödenauf.Fl_VuS
1E ×

∑ >
∑ >

=

Der Indikator „Flächeninanspruchnahme
auf Böden mit hoher natürlicher Ertragsfä-
higkeit“ quantifiziert den Verlust solcher
Böden in einer Gebietseinheit zu einem ge-
setzten Zeitpunkt. Voraussetzung für eine
Realisierung dieser Messgröße sind räum-
lich hoch auflösende Daten zur räumlichen
Verteilung von Siedlungs- und Verkehrs-
nutzungen sowie Daten zur natürlichen Er-
tragsfähigkeit der Böden.

Die hier vorgestellte Realisierung erfolgt auf
zwei Rechenwegen, einer einfachen Hoch-
rechnung mit vergleichsweise hoch aggre-
gierten Daten für die Bundes- und Landes-
ebene und einer räumlich präziseren Erfas-
sung unter Einsatz disaggregierter Flächen-
nutzungs- und Bodendaten für die Test-
landkreise. Das Hochrechnungsverfahren
nutzt Daten aus den Flächenerhebungen
nach Art der tatsächlichen Nutzung sowie
Daten des vom BMBF geförderten For-
schungsvorhabens „Der Nitratstrom in der
Bundesrepublik Deutschland“, in welchen
Rasterdaten mit Angaben zur natürlichen
Ertragsfähigkeit des Bodens enthalten sind.
Der zweite Ansatz basiert auf differenzierte-
ren Flächennutzungs- und Bodendaten;
zum Einsatz kommen dabei Daten aus dem
ATKIS und den Bodeninformationssyste-
men der Länder.

Abbildung 8
Beispielhafte Darstellung des „Siedlungsgrundrisses“ von Meißen (die rote Linie
umgrenzt alle flächenhaften Siedlungs- und Verkehrsnutzungen)

Quelle: Eigene Darstellung
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Für eine bundesweite Erhebung des Indika-
tors E1 wurde der Rasterdatenbestand zur
natürlichen Ertragsfähigkeit (Bodenzahlen)
mit gemeindebezogenen Daten der Flä-
chenerhebung nach Art der tatsächlichen
Nutzung mit einem einfachen Verfahren
gekoppelt. Zunächst erfolgte eine Ver-
schneidung der Rasterdaten mit den admi-
nistrativen Grenzen der Gemeinden und
eine anschließende Aggregation der Boden-
zahl für jede Gemeinde. Berechnet wird auf
diese Weise die durchschnittliche Boden-
zahl, abgeleitet aus dem arithmetischen
Mittel aller einer Gemeinde zugehörigen
Rasterzellen. Die Gemeinden können an-
schließend entsprechend ihrer durch-
schnittlichen Bodenzahl in Klassen zusam-
mengefasst werden („hohe Ertragsfähig-
keit“ bei Bodenzahl >60, „mittlere und ge-
ringe Ertragsfähigkeit“ bei Bodenzahlen
<60). Eine dann erfolgende Überlagerung
mit bereits erhobenen Indikatoren zu Re-
duktionszielen (z. B. Flächeninanspruch-
nahme, Dynamik der Flächeninanspruch-

nahme) vermittelt einen ersten Eindruck, in
welchem Umfang Böden mit hoher natürli-
cher Ertragsfähigkeit in Deutschland be-
reits durch die Flächeninanspruchnahme
für Siedlungs- und Verkehrszwecke in An-
spruch genommen wurden bzw. in wel-
chem Umfang sich die aktuelle Siedlungstä-
tigkeit auf solchen Böden vollzieht.

Der durchschnittliche SuV-Anteil in Kom-
munen mit hochwertigen Böden betrug im
Jahr 2000 in Deutschland fast 15 % und liegt
damit deutlich höher als der Siedlungs- und
Verkehrsflächenanteil insgesamt (12,3 %).
Die stärksten Ressourcenbestandsverluste
lassen sich für das Bundesland Nordrhein-
Westfalen mit etwa 28 % feststellen. Der ge-
ringste Wert (8,9 %) wurde für Thüringen
errechnet. In Zentralräumen (nach BBR)
sind bereits über ein Viertel des Bestandes
hochwertiger Böden für Siedlungs- und
Verkehrszwecke beansprucht – in periphe-
ren Räumen demgegenüber erst knapp
10 %.

Tabelle 15
Indikatoren zu Erhaltungs- und Schutzzielen

Quelle: Eigene Darstellung

Lfd. 
Nr. 

Indikator –
Kurzbezeichnung 

Indikator –  
Kennzahl 

Ziel-
bezug 

Nutzungs-
muster/ 

-änderung 

E1 K Flächeninanspruch-
nahme auf Böden mit 
hoher natürlicher 
Ertragsfähigkeit 

Anteil der SuV-Fläche auf Böden mit hoher natürlicher 
Ertragsfähigkeit (Bodenzahl >60) in % 

EZ 1 NÄ 

E2 K Dynamik der Flächen-
inanspruchnahme auf 
Böden mit hoher 
natürlicher Ertrags-
fähigkeit 

Verhältnis des Anteils neuer SuV-Fläche auf Böden 
mit hoher natürlicher Ertragsfähigkeit (durchschnittli-
che Bodenzahl >60) am gesamten SuV-Flächen-
zuwachs einer Gebietseinheit zum Anteil der  
bestehenden SuV-Fläche auf diese Böden an der 
gesamten SuV-Fläche 

EZ 1 NÄ 

E3 K Durchgrünung des 
Siedlungsraums 

Anteil erholungsgeeigneter Flächen (Erholungs- und 
Friedhofsfläche) an der SuV-Fläche in % 

EZ 2 NM 

E4 E Veränderung der 
Durchgrünung des 
Siedlungsraums 

Veränderung des Anteils der Erholungs- und  
Friedhofsflächen an der SuV-Fläche in  
Prozentpunkten 

EZ 2 NÄ 

E5 E Waldversorgung Verfügbarkeit von Waldflächen im 20-km-Radius um 
den Wohnstandort in m²/EW 

EZ 2 NM 

E6 E Unzerschnittene 
Räume 

Anteil der UZVR >100 km² an der Gesamtfläche in % EZ 3 
(SZ 6) 

NM 

E7 E Flächeninanspruch-
nahme in  
Schutzgebieten 

Siedlungs- und Verkehrsflächenanteil in Schutz-
gebieten (TW-SG, LSG, NSG, Nationalpark,  
flächenhaftes Naturdenkmal) in % 

EZ 4 NÄ 

E8 E Flächeninanspruch-
nahme in schutzwür-
digen Landschaften 

Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche in schutz-
würdigen Landschaften (gemäß BfN) an der Gesamt-
fläche schutzwürdiger Landschaften in % 

EZ 2 
EZ 3 
EZ 4 

NM 

E9 K Dynamik der Flächen-
inanspruchnahme in
schutzwürdigen 
Landschaften 

Verhältnis des Anteils neuer SuV-Flächen in schutz-
würdigen Landschaften am gesamten Siedlungsflä-
chenzuwachs zum Anteil der SuV-Flächen in schutz-
würdigen Landschaften an der gesamten SuV-Fläche 

EZ 2 
EZ 3 
EZ 4 

NÄ 

E10 E Baulandpotenzial Fläche des für Siedlungszwecke potenziell nutzbaren 
Freiraums („restriktionsarm“ und „städtebaulich 
geeignet“) in Relation zur bestehenden Siedlungs- 
und Verkehrsfläche in % 

EZ 1 
EZ 2 
EZ 3 
EZ 4 

NM 
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Im Rahmen des Forschungsvorhabens
konnte der Indikator jedoch lediglich mit
Daten der Flächenerhebungen 1997 und
2001 realisiert werden. Die den Auftragneh-
mern vorliegenden gemeindescharfen Da-
ten der Flächenerhebung 2005 waren auf-
grund der erheblichen Gebietsstandsände-
rungen in einigen ostdeutschen Bundeslän-
dern nicht für eine Fortschreibung einsetz-
bar.

Neben diesem einfachen Hochrechnungs-
verfahren wurde ein zweiter Erhebungsweg
entwickelt, der auf räumlich höher auflö-

senden Daten zur Flächennutzung und Bo-
denqualität beruht. Dazu werden Fachda-
ten der jeweiligen Ämter (die Bodenkarte
1 : 50 000 NRW des Geologischen Landes-
amtes Nordrhein-Westfalen sowie die Bo-
denkonzeptkarte des Sächsischen Landes-
amtes für Umwelt und Geologie) verwen-
det, die die natürliche Ertragsfähigkeit so-
wie die Einschätzung der Schutzwürdigkeit
der Böden31 abbilden. Diese Datenbestände
wurden mit dem aus ATKIS DLM 25/2 abge-
leiteten „Siedlungsgrundriss“ verschnitten.
Hierzu wurden zunächst aus den Boden-
fachdaten die Böden hoher Ertragsfähigkeit
ermittelt. Für den nordrhein-westfälischen
Datenbestand der geologischen Karte
1 : 50 000 wurden dazu die Flächen mit ei-
ner Bodenwertzahl $60 selektiert und an-
schließend mit dem Datenbestand des
Siedlungsgrundrisses verschnitten. Für den
sächsischen Datenbestand wurde analog
der Datenbestand der Bodenkonzeptkarte
verwendet. Da der Datenbestand der Bo-
denkonzeptkarte des Freistaates Sachsen
keine Bodenwertzahlen enthält, wurde als
„Ersatzgröße“ das „ackerbauliche Ertrags-
potenzial“ verwendet. Dieses gibt den po-
tenziellen Ertrag für Wintergerste in Dezi-
tonnen je Hektar und Jahr an. Als Böden ho-
her Ertragsfähigkeit wurden die Flächen be-
trachtet, die ein potenzielles Ertragspoten-
zial von mehr als 80 Dezitonnen je Hektar
aufweisen.

Mit diesem Verfahren errechnet sich für
den Kreis Wesel, dass bis heute etwa 17 %
der Böden mit hoher natürlicher Ertragsfä-
higkeit für SuV-Zwecke in Anspruch ge-
nommen wurden. Für den Landkreis Mei-
ßen wurde ein Anteil von knapp 11 % ermit-
telt. In beiden Kreisen ist der Überbauungs-
grad hochwertiger Böden somit – im Ge-
gensatz zum Bundesgebiet – leicht unter-
durchschnittlich (siehe hierzu den Indika-
tor „Flächeninanspruchnahme“.

(31)
Der geologische Dienst stellt
eine Karte der schutzwürdigen
Böden zur Verfügung, die als
Bodenschutzfachbeitrag für die
Regionalplanung gedacht ist.
In dieser Karte wird die Schutz-
würdigkeit von Böden anhand
der Kriterien „Archiv der Natur-
und Kulturgeschichte“, „Biotop-
entwicklungspotenzial“ und
„natürliche Bodenfruchtbarkeit“
in drei Stufen bewertet.

Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 17
Inanspruchnahme von Böden mit hoher natürlicher Ertragsfähigkeit in den Landkreisen Wesel und
Meißen und deren Inanspruchnahme für SuV-Nutzungen

Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 16
Indikator E1: Flächeninanspruchnahme auf Böden mit hoher natürlicher Ertrags-
fähigkeit (Anteil der SuV auf Böden mit hoher natürlicher Ertragsfähigkeit (Boden-
zahl >60) in %; hier: Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche in Kommunen mit
Böden mit hoher natürlicher Ertragsfähigkeit (durchschnittliche Bodenzahl >60)
in %) – Länderwerte für das Jahr 2000

Land 
Flächeninanspruchnahme 

in % (2000) 

nachr.: Flächenanteil der 
Kommunen mit hochwertigen 
Böden an der Gesamtfläche 

des Landes in % 

Baden-Württemberg 15,9 17,6 

Bayern 10,4 27,4 

Brandenburg –* 0,0 

Hessen 18,8 14,1 

Mecklenburg-Vorpommern –* 0,0 

Niedersachsen 13,9 15,2 

Nordrhein-Westfalen 28,3 29,3 

Rheinland-Pfalz 9,1 19,1 

Saarland –* 0,0 

Sachsen 10,0 7,7 

Sachsen-Anhalt 11,7 34,0 

Schleswig-Holstein 9,4 39,6 

Thüringen 8,9 12,6 

Bund (ohne Stadtstaaten) 14,8 18,0 

Zentralraum 28,6 30,4 

Zwischenraum 12,8 22,6 

Peripherieraum 9,7 14,3 

* das Land verfügt über keine Böden mit hoher natürlicher Ertragsfähigkeit 

Kreis Wesel Kreis Meißen 

Böden hoher Ertragsfähigkeit* insgesamt (ha) 8 075 29 217 

SuV-Fläche auf Böden hoher Ertragsfähigkeit (ha) 1 393 3 144 

Inanspruchnahme von Böden mit hoher natürlicher 
Ertragsfähigkeit in % 

17,3 10,8 

* für NRW: Böden mit einer Bodenwertzahl  $60;  
für Sachsen: Böden mit einer potenziellen Ertragsfähigkeit  $80 dt/ha 
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Dynamik der Flächeninanspruchnahme
auf Böden mit hoher natürlicher
Ertragsfähigkeit (E2)

Zielbezug:

EZ 1 – Schutz und Erhaltung von Boden (und
seiner Leistungsfähigkeit)

Berechnung

[ ]−

∑

∑ >
∑

∑ >

=

)gesamt(Fläche_SuV
)60Bodenzahl.mBödenauf.Fl_SuVbestehende

)gesamt(achsFlächenzuw_SuV
60Bodenzahl.mBödenauf.Fl_SuVneue

2E

Der Indikator R2  „Dynamik der Flächenin-
anspruchnahme auf Böden mit hoher na-
türlicher Ertragsfähigkeit“ ist das Verhältnis
des Anteiles von Siedlungs- und Verkehrs-
flächenzuwachs auf landwirtschaftlich
hochwertigen Böden am gesamten Sied-
lungs- und Verkehrsflächenzuwachs einer
Gebietseinheit zum Anteil der bestehenden
Siedlungs- und Verkehrsfläche auf diesen
Böden an der insgesamt bestehenden Sied-
lungs- und Verkehrsfläche der betreffenden
Gebietseinheit.

Zur Realisierung von Indikator R2 wurde
auf dieselben Datengrundlagen wie bei In-
dikator R1 zurückgegriffen. Berechnet wird
der Anteil des Siedlungs- und Verkehrsflä-
chenzuwachses in Gemeinden mit hoch-
wertigen Böden am gesamten Siedlungs-
und Verkehrsflächenzuwachs. Dieser Anteil
wird ins Verhältnis gesetzt zum Anteil der
bestehenden Siedlungs- und Verkehrsflä-
che in diesen Gemeinden an der insgesamt
bestehenden Siedlungs- und Verkehrsflä-
che. Ein Wert größer 1,0 bringt dabei zum
Ausdruck, dass die Siedlungstätigkeit in Ge-
bieten mit hochwertigen Böden überdurch-
schnittlich ausfällt, ein Wert kleiner 1,0 be-
sagt, dass die Siedlungstätigkeit dort von

Abbildung 9
Indikator E1: Flächeninanspruchnahme auf Böden mit hoher natürlicher Ertrags-
fähigkeit (Flächen mit Bodenzahlen >60 in Relation zum Siedlungs- und Verkehrs-
flächenanteil 2001 in %)

Quelle: Eigene Darstellung
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Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 18
Dynamik der Flächeninanspruchnahme auf Böden
mit hoher natürlicher Ertragsfähigkeit (hier:
Verhältnis des Anteils neuer SuV in Kommunen
mit Böden mit hoher natürlicher Ertragsfähigkeit
(Bodenzahl >60) am gesamten SuV-Zuwachs des
Landes zum Anteil der SuV dieser Kommunen an
der gesamten SuV des Landes) – Länderergeb-
nisse für 1996-2000

Land 

Dynamik der Flächen-
inanspruchnahme  

(1996-2000) 

Baden-Württemberg 1,06 

Bayern 1,04 

Brandenburg –* 

Hessen 0,97 

Mecklenburg-Vorpommern –* 

Niedersachsen 1,03 

Nordrhein-Westfalen 1,05 

Rheinland-Pfalz 1,09 

Saarland –* 

Sachsen 0,86 

Sachsen-Anhalt 1,33 

Schleswig-Holstein 0,88 

Thüringen 0,73 

Bund (ohne Stadtstaaten) 1,05 

Zentralraum –** 

Zwischenraum –** 

Peripherieraum –** 

* das Land verfügt über keine Böden mit hoher 
natürlicher Ertragsfähigkeit 

** nicht realisiert 
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Bundesweit wurde für den Zeitraum zwi-
schen 1996 und 2000 ein Wert von 1,05 er-
mittelt, der zum Ausdruck bringt, dass Bö-
den mit hoher natürlicher Bodenfruchtbar-
keit leicht überdurchschnittlich von der
Flächeninanspruchnahme in diesem Zeit-
raum betroffen waren. Werte größer 1,0 zei-
gen sich in Baden-Württemberg, Rhein-
land-Pfalz und Sachsen-Anhalt. Eine unter-
durchschnittliche Inanspruchnahme hoch-
wertiger Böden kann demgegenüber in
Sachsen, Schleswig-Holstein und Thürin-
gen festgestellt werden. Für die Testland-
kreise konnte dieser Indikator nicht umge-
setzt werden, weil historische Flächennut-
zungsdaten aus ATKIS nicht verfügbar wa-
ren.

Durchgrünung des Siedlungsraumes (E3)

Zielbezug:

EZ 2 – Schutz und Erhaltung von unbebauten
Bereichen, Freiräumen, Grünflächen und
Landschaft

Berechnung:

[ ]%100
Fläche_SuV

Fläche_eeigneteerholungsg
3E ×

∑

∑=

oder

⎥

⎦

⎤

⎢

⎣

⎡

∑

∑=
EW

²m

Einwohner

Fläche_eeigneteerholungsg
3E

Dritter Kernindikator ist die „Durchgrü-
nung des Siedlungsraumes“, welcher in
zweifacher Form erhoben wird: als Anteil
erholungsgeeigneter Flächen an der SuV-
Fläche und als erholungsgeeignete Fläche
je Einwohner. Für eine bundesweite Reali-
sierung dieses Indikators kann derzeit nur
der statistisch erfasste Anteil der Erho-
lungs- und Friedhofsflächen an der SuV-
Fläche als Näherungswert herangezogen
werden. Einschränkungen der Aussagefä-
higkeit dieser Messgröße bestehen darin,
dass nicht die gesamte innerörtliche Grün-
ausstattung, sondern lediglich die als Erho-
lungs- und Friedhofsflächen kategorisier-
ten Grünflächen erfasst werden. Unberück-
sichtigt bleiben etwa Straßenbegleitgrün,
Hausgärten oder das Grün auf Freiflächen,
die Gebäuden zugeordnet sind.

Bundesweit kann für 2004 ein Anteil von Er-
holungs- und Friedhofsflächen in Höhe von
7,6 % an der Siedlungs- und Verkehrsfläche
festgestellt werden. Jedem Einwohner ste-
hen somit durchschnittlich 44 m² Erho-
lungs- und Friedhofsfläche zur Verfügung.
In Ländern mit höherer Bevölkerungsdich-
te ist der Anteil erholungsgeeigneter Flä-

unterdurchschnittlicher Intensität ist. Hin-
tergrund dieser Indikatorformulierung ist
das Ziel, dass die Siedlungstätigkeit in Ge-
bieten mit landwirtschaftlich hochwertigen
Böden zumindest nicht höher sein soll, als
es dem aktuellen Anteil dieser Gebiete am
SuV-Bestand des jeweils betrachteten Rau-
mes entspricht. Würden also beispielsweise
Kommunen mit hochwertigen Böden (Bo-
denzahl >60) einen Anteil von 50 % am ge-
samten SuV-Zuwachs eines Bundeslandes
stellen, betrüge aber der aktuelle Anteil der
betreffenden Kommunen am Siedlungs-
und Verkehrsflächenbestand des Landes
nur 25 %, ergäbe sich so ein Indikatorwert
von 2,0.

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 10
Indikator E2: Dynamik der Flächeninanspruchnahme auf Böden mit hoher natürli-
cher Ertragsfähigkeit (hier: Flächen mit Bodenzahlen >60 in Relation zur Verände-
rung des Siedlungs- und Verkehrsflächenanteils 1996-2000 in Prozentpunkten)
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chen an der SuV-Fläche höher als in Län-
dern mit stärker ländlicher Prägung. Dies
wird auch durch die Berechnung des Indi-
kators für die Raumstrukturtypen bestätigt.
Im Zentralraum ist der Erholungs- und
Friedhofsflächenanteil mit knapp 11 % an
der gesamten SuV-Fläche fast doppelt so
hoch wie in peripheren Regionen.

Zwei Bundesländer fallen mit einem
besonders hohen (statistisch gemessenen)
Durchgrünungsgrad auf – Sachsen-Anhalt
und Rheinland-Pfalz (siehe hierzu auch
Abb. 11). Hier sollte geprüft werden, ob dies
möglicherweise auf einen im Vergleich zu
anderen Bundesländern abweichenden
Umgang der Vermessungsverwaltungen
mit der Kategorie Erholungsfläche zurück-
zuführen ist (siehe hierzu auch Anhang 1).
Für die Testlandkreise ergeben sich Werte
von 8,7 % (Kreis Wesel) und 6,5 % (Land-
kreis Meißen), jeweils für das Jahr 2004.

Die Ergebnisse zeigen die Schwäche des In-
dikators deutlich auf, die tatsächlich vor-
handene und für die Bewohner erleb- und
nutzbare Durchgrünung des Siedlungsrau-
mes zu erfassen, die in ländlichen Gebieten
mit Sicherheit höher ist als in stark städtisch
geprägten Räumen. Für den Indikator
Durchgrünungsgrad sollten daher zukünf-
tig Daten erhoben werden, die die tatsächli-
che Grünausstattung des Siedlungsraumes
differenzierter abbilden können. In sachli-
cher Analogie zur Erhebung der Versiege-
lung (R4) wurden in einem strukturtypen-
basierten Schätzverfahren für die kreisfrei-
en Städte Deutschlands die Grünflächenan-
teile in % sowie das spezifische Grünvolu-
men in m³/m² bestimmt. Danach werden
für Stadtstrukturtypen auf der Grundlage
von 52 Biotoptypen über Luftbildauswer-
tung mittlere Vegetationsausstattungen
empirisch ermittelt und eine anschließende
Hochrechnung der Durchgrünung vorge-
nommen (Arlt et al. 2002 und 2005). Eine
technisch elegantere Bestimmung der mitt-
leren Vegetationsausstattung könnte über
die Auswertung von Daten aus Laserscan-
befliegungen realisiert werden, wie sie von
Meinel und Hecht (2005) für das Gebiet der
Landeshauptstadt Dresden vorgenommen
wurde (Abb. 12). Der Vorteil von Scanner-
daten liegt in der Optimierung des techni-
schen Aufwandes, um die Durchgrünung
dreidimensional zu erfassen und struktur-
typische Mittelwerte des Grünvolumens
(siehe Tab. 20, S. 74) abzuleiten. Nachteil
solcher Vorgehensweise ist jedoch analog
zur Bestimmung der Bodenversiegelung,

dass Veränderungen der Durchgrünung
nur bei erfassten Nutzungsänderungen de-
tektiert werden können. Bestandsänderun-
gen von Vegetationsstrukturen auf Flächen,
deren Nutzung sich im zeitlichen Verlauf
nicht ändert, könnten nur durch eine er-
neute Befliegung erkannt werden.

Alternativ zu den beiden dargestellten Vor-
gehensweisen, wurde eine auf ATKIS
DLM 25 beruhende Vorgehensweise getes-
tet. Ausgehend von der Grundüberlegung,
dass die Durchgrünung weniger vom Grün-
flächenanteil am Siedlungsraum sondern
eher von der räumlichen Verteilung von
Grünflächen (auch im Sinne einer sied-
lungsstrukturellen Beurteilung) abhängig
ist, wird das Verhältnis der Kanten, an de-
nen Siedlungs- und Siedlungsfreiflächen
aneinander stoßen mit der restlichen

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 11
Indikator E3: Anteil der Erholungsflächen an der Siedlungs- und Verkehrsfläche im
Jahr 2004 in % 32
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(32)
Die Karte ist das Ergebnis einer
Interpolation von Gemeindeda-
ten des Jahres 2005. Dabei
wurde die Flächennutzung auf
ein 1-km-Raster projiziert; ein-
gesetzt wurde ein Fangradius
von 20 km um jede Rasterzelle.

Düsseldorf
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Spezifisches
Grünvolumen 

[m³/m²]

< 0,10

0,10   -  < 0,25

0,25   -  < 0,50

0,50   -  < 1,00

1,00   -  < 2,50

2,50   -  < 5,00

5,00   -  < 10,00

10,00 -  < 15,00

≥ 15,00

Tabelle 20
Strukturtypenspezifische Grünvolumenwerte
(beispielhafte Angaben), ermittelt für die Landes-
hauptstadt Dresden

Quelle: Meinel/Hecht 2005, S. 35

Strukturtyp 

Spezifisches 
Grünvolumen 

(m³/m²) 

Geschlossene Blockbebauung 0,40 

Offene Blockbebauung 1,20 

Zeilen-/Reihenhausbebauung 0,96 

Einzel-/Doppelhausbebauung 1,50 

Sport- und Freizeitanlagen 1,79 

Kleingärten 1,02 

Ackerflächen 1,2 

Waldflächen 7,9 

Tabelle 19
Indikator E3: Durchgrünung des Siedlungsraumes (Anteil erholungsgeeigneter
Flächen (Erholungs- und Friedhofsfläche) an der SuV-Fläche in % und Erholungs-
und Friedhofsfläche je Einwohner) – Länderergebnisse für 2004

Quelle: Eigene Darstellung; keine Angaben für Sachsen-Anhalt aufgrund statistischer
Umschlüsselungen (vgl. Anhang 1)

Außenkante der Siedlungsflächen des AT-
KIS in Beziehung gesetzt. Es ergibt sich ein
Maß für die Einbettung der Siedlungsfrei-
flächen in die Siedlungsfläche. Obwohl die
Außengrenze der Siedlungsfläche insge-
samt als Grenze zum Freiraum angesehen
werden kann, wurde der berechnungsrele-
vante Freiraum auf die Siedlungsfreiflächen
eingeschränkt. Somit wird eine positive Be-
urteilung der Durchgrünung im Falle einer
stark dispers geprägten, „zerklüfteten“
Siedlungsstruktur vermieden.

Die Berechnung wurde auf der Grundlage
eines aus dem ATKIS DLM 25 abgeleiteten
Datensatzes erstellt, der zusammenhän-
gende Siedlungsflächen sowie die Sied-
lungsfreiflächen enthält. Zunächst wurden
die Siedlungsflächen der Objektarten:

• Wohnbaufläche (2111),

• Industriefläche (2112),

• Fläche gemischter Nutzung (2113) und

• Fläche besonderer funktionaler Prägung
(2114)

zu einem Datensatz zusammengestellt, in
dem alle aneinander anstoßende Flächen
zu einer Gesamtfläche zusammengefasst
wurden. Hierzu wurden innen liegende
Grenzen zwischen den genannten Objekt-
arten entfernt und somit zusammenhän-
gende Siedlungsflächen berechnet. In die-
sen Datenbestand wurden die Siedlungs-
freiflächen integriert, wobei folgende Nut-
zungsarten berücksichtigt wurden:

• Sportanlage (2201)

• Freizeitanlage (2202)

• Freilichttheater (2211)

• Freilichtmuseum (2212)

• Friedhof (2213)

Abbildung 12
Bestimmung des spezifischen Grünvolumens (m³ Grünvolumen je m² Grundfläche)
auf Ebene von Baublöcken für das Gebiet der Landeshauptstadt Dresden

Quelle: Meinel/Hecht 2005

Spezifisches
Grünvolumen

(m³/m²)

Land 

Anteil erholungsgeeigneter 
Flächen an der SuV (%)  

im Jahr 2004 

Erholungs- und Friedhofs-
fläche je Einwohner (m² je 
Einwohner) im Jahr 2004 

Baden-Württemberg 6,2 28 

Bayern 4,7 29 

Brandenburg 5,5 55 

Hessen 6,6 35 

Mecklenburg-Vorpommern 9,9 96 

Niedersachsen 7,3 57 

Nordrhein-Westfalen 8,3 34 

Rheinland-Pfalz 12,0 81 

Saarland 5,9 29 

Sachsen 7,4 37 

Sachsen-Anhalt – – 

Schleswig-Holstein 7,5 50 

Thüringen 5,4 33 

Bund 7,6 42 

Zentralraum 10,8  

Zwischenraum 6,7  

Peripherieraum 6,4  



75Indikatoren zur Messung flächenpolitischer Ziele

• Zoo (2225)

• Freizeitpark, Safaripark, Wildgehege
(2226)

• Grünanlage (2227)

• Campingplatz (2228)

• Golfplatz (2230)

Es entsteht ein Datenbestand der Sied-
lungs- und Siedlungsfreiflächen, in dem
nur die Außengrenzen der Nutzungen so-
wie die Innengrenzen zwischen den Sied-
lungs- und den Siedlungsfreiflächen erhal-
ten bleiben. Es ist somit möglich, die Flä-
chenkanten zu identifizieren, die eine Ab-
grenzung zwischen den Siedlungsflächen
und den Siedlungsfreiflächen (vgl. Abb. 13)
bilden. Zur Ermittlung des Durchgrünungs-
grades wurde die Länge dieser Kante mit
dem gesamten Umfang oder – alternativ –
mit der gesamten Fläche des jeweiligen
Siedlungsbestandes in Beziehung gesetzt.

U

m

1j
Kj

Dgr

∑

=
=  oder      

F

m

1j
Kj

Dgr

∑

=
=

Dgr = Durchgrünungsgrad

U = Umfang der Siedlungsflächen

F = Gesamtfläche der Siedlung

Kj = Länge der Kante j

Die für die beiden Testkreise errechneten
Ergebnisse sind in Tabelle 21 gegenüberge-
stellt. Dabei zeigt sich, dass der Durchgrü-
nungsgrad im Kreis Wesel deutlich höher
ausfällt als im Landkreis Meißen. Eine In-
terpretation dieser Werte sollte aber vor-
sichtig ausfallen. Denn eine einfache Mo-
dellrechnung (Abb. 14) zeigt, dass mehrere
kleine Siedlungsfreiflächen unter sonst
gleichen Bedingungen einen numerisch hö-
heren Durchgrünungsgrad erzielen als eine
große Siedlungsfreifläche. Dabei ist zu be-
denken, dass kleine Freiflächen naturge-
mäß stärker von negativen Randeinflüssen
(z. B. Verlärmung) betroffen sind als größe-
re Siedlungsfreiflächen. Auch die kleinkli-
matische Ausgleichsfunktion dürfte bei
kleinen Freiflächen weniger stark ausge-

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 13
Ermittlung des Durchgrünungsgrades
(Siedlungsflächen sind grau, Freiflächen sind grün dargestellt; die Kanten zwischen
Siedlungs- und Freiflächen sind rot dargestellt)

Kreis Wesel Landkreis Meißen 

Siedlungsfläche (km²) 3 340 1 564 

Länge der Siedlungs-/Freiraumkante (km) 137 38 

Durchgrünungsgrad (km/km²) 0,04 0,02 

Tabelle 21
Ergebnisse einer alternativen Berechnung des Durchgrünungsgrades auf der Grundlage des Verhältnis-
ses der Siedlungs-/Freiraumkante zur Siedlungsfläche für die Landkreise Wesel und Meißen

Quelle: Eigene Darstellung

prägt sein als bei großen Flächen. Die Mo-
dellrechnung zeigt weiterhin, dass außen
liegende Siedlungsfreiflächen schlechter
abschneiden als innen liegende Freiflä-
chen. Dieser Effekt ist jedoch durchaus er-
wünscht, da innen liegende Freiflächen bei
gleicher Einwohnerverteilung und glei-
chem Mobilitätsaufwand von mehr Erho-
lungssuchenden erreichbar sind. Zu beden-
ken ist schließlich auch der Einfluss der
Form der Siedlungsfreiflächen – kompakte
Flächen weisen bei gleichem Flächeninhalt
kürzere Kanten aus als Flächen mit unregel-
mäßiger Struktur (z. B. Straßenbegleitgrün
mit stark linearer Ausprägung). Auch hier
ist zu überlegen, ob ein solcher Effekt die
Abbildung des Indikandums – die Durch-
grünung des Siedlungsraumes – nicht kon-
terkariert. Insgesamt wird hier aber die
Meinung vertreten, dass der Indikator die
Durchgrünung des Siedlungsraumes besser
abbildet als eine einfache statistische Inbe-
zugsetzung von Erholungs- und Friedhofs-
fläche und Siedlungs- und Verkehrsfläche.
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Veränderung der Durchgrünung des
Siedlungsraumes (E4)

Zielbezug:

EZ 2 – Schutz und Erhaltung von unbebauten
Bereichen, Freiräumen, Grünflächen und
Landschaft

Berechnung:

100
tFläche_SuV
t.Fl_.geeign.erh
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Die Veränderung der Durchgrünung kann
bei Vorliegen historischer Flächennut-
zungsdaten als Differenz des Erholungs-
und Friedhofsflächenanteils an der SuV-
Fläche (in Prozentpunkte) berechnet wer-
den. Positive Werte zeigen dabei eine zu-
nehmende Durchgrünung des Siedlungs-
raumes an. Die für die Bundesländer für die
Zeiträume 1996 bis 2000 und 2000 bis 2004
berechneten Werte zeigen, dass die SuV-
Fläche in der jüngeren Vergangenheit „grü-
ner“ geworden ist. Bundesweit hat der An-
teil der Erholungs- und Friedhofsflächen an
der SuV-Fläche um 0,4 Prozentpunkte
(1996-2000) bzw. 0,8 Prozentpunkte (2000-
2004) zugenommen. Heraus ragen dabei
die Länder Sachsen-Anhalt und Mecklen-
burg-Vorpommern, in denen die statistisch
ausgewiesene Veränderung der Durchgrü-

nung aber Zweifel an der Plausibilität der
Flächennutzungsdaten aus der Erhebung
2005 auslösen (siehe hierzu auch An-
hang 1).

Eine zunehmende Durchgrünung der Sied-
lungsfläche kann verschiedene Ursachen
aufweisen, die teilweise positiv, teilweise
aber auch negativ bewertet werden können.
Ein positiver Trend ist zweifelsohne die Be-
grünung von städtebaulichen Brachflächen
oder Rückbauflächen, die keiner baulichen
Nachnutzung zugeführt werden können
oder sollen. Insbesondere in dicht bebau-
ten Quartieren kann dies zum Abbau von
Freiflächendefiziten beitragen, verbunden
mit einer Steigerung der Wohn- und Le-
bensqualität der Bewohner. Auch die Aus-
dehnung von Nutzungen für spezifische
Freiraum- und Erholungsbedürfnisse (wie
z. B. Golfplätze) kann positiv gewertet wer-
den, auch wenn dies im Einzelfall mit er-
heblichen Umweltwirkungen einhergehen
kann. Dagegen ist die fortschreitende Per-
foration der Siedlungsfläche durch Sied-
lungsbrachen, was sich statistisch in stei-
genden Grünflächenanteilen äußern kann,
unter Umständen mit negativen Wirkungen
auf die Urbanität einer Stadt sowie die Effi-
zienz von Infrastrukturen verbunden. Die
Bewertung der in Tabelle 22 zusammenge-
stellten Daten sollte daher vorsichtig erfol-
gen und die verschiedenen sachlichen Hin-
tergründe von steigenden Grünflächenan-

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 14
Anwendung der alternativen Ansätze zur Bestimmung des Durchgrünungsgrades für drei idealtypische
Fälle mit gleicher Größe der Siedlungs- und Siedlungsfreifläche

25 m

5 m

Fall 1 Fall 2 Fall 3

0,128 m/m²0,064 m/m²0,032 m/m²Durchgrünungsgrad K/F

100100100Siedlungsfreiflächen (m²)

804020Kantenlänge K (m)

100100100Gesamtumgang U (m)

0,8 m/m0,4 m/m0,2 m/mDurchgrünungsgrad K/U

625625625Gesamtfläche F (m²)

25 m

5 m

Fall 1 Fall 2 Fall 3

0,128 m/m²0,064 m/m²0,032 m/m²Durchgrünungsgrad K/F

100100100Siedlungsfreiflächen (m²)

804020Kantenlänge K (m)

100100100Gesamtumgang U (m)

0,8 m/m0,4 m/m0,2 m/mDurchgrünungsgrad K/U

625625625Gesamtfläche F (m²)



77Indikatoren zur Messung flächenpolitischer Ziele

teilen hinterfragen. Derzeit ist auch noch zu
wenig über den Umgang der Vermessungs-
verwaltungen mit Rückbau- und Brachflä-
chen bekannt. Empirische Anhaltspunkte
sprechen dafür, dass derartige Nutzungen
häufig in der Kategorie Erholungsfläche
„geparkt“ werden, ehe im Falle einer spezi-
fischen Nutzungszuweisung eine andersar-
tige Einstufung im Nutzungsartenverzeich-
nis erfolgt.

Waldversorgung (E5)

Zielbezug:

EZ 2 – Schutz und Erhaltung von unbebauten
Bereichen, Freiräumen, Grünflächen und
Landschaft

Berechnung:

⎥

⎦

⎤

⎢

⎣

⎡

∑

∑ −
=

EW

²m

ahlEinwohnerz

Radiuskm20_nWaldfläche
5E

Anm.: Indikator E5 kann für alternative Gebietsbezüge
wie statistische Bezirke, Rasterzellen oder Gemeinden
berechnet werden; der Radius bezieht sich stets auf die
gewählte Gebietseinheit

Ein weiterer zur Charakterisierung der Frei-
raumversorgung der Bevölkerung dienen-
der Indikator ist die Waldversorgung. Die
Auswahl der Freiraumkategorie Wald be-
gründet sich aus der besonderen Bedeu-
tung von Wäldern für die landschaftliche
Erholung der Bevölkerung.

Die Freiraumversorgung der Bevölkerung
wird bislang meist mit einfachen statisti-
schen Kennwerten (wie z. B. die Freifläche
je Einwohner) für das gesamte Stadtgebiet
oder für statistische Bezirke abgebildet
(z. B. Senatsverwaltung für Stadtentwick-
lung und Umweltschutz 1993; Nohl/Zekom
1995). Ein entscheidender Nachteil dieser
auf administrativen Raumeinheiten basie-
renden Vorgehensweise besteht jedoch in
der weitgehenden Ausblendung von Nach-
barschafts- und Erreichbarkeitsrelationen.
Die räumliche Zuordnung der Wohngebiete
zu unbebauten Flächen kann nur äußerst
eingeschränkt berücksichtigt werden. Mit-
hilfe von Interpolationsverfahren ist es
demgegenüber möglich, auch die räumli-
che Erreichbarkeit des Freiraums über-
schlägig zu berücksichtigen. Für jeden
Standort im Siedlungsraum wird dabei der
in einer zu setzenden maximalen Distanz
lokalisierte Waldflächenbestand ermittelt.
Dies kann mit der in derselben Raumein-
heit lebenden Bevölkerung in Beziehung
gesetzt werden (siehe herzu Siedentop/
Gössel 1999).

Für den Indikator „Waldversorgung“ wurde
hier ein Entfernungswert von 20 Kilometern
gesetzt, sodass eher ein regionaler als ein
lokaler Versorgungsgrad abgebildet wird.
Die Waldversorgung berechnet sich als m²
Waldfläche je Einwohner, bezogen auf ein
1-km-Raster. Für jede Rasterzelle wird
dabei die Repräsentanz von Waldflächen
innerhalb eines 20-km-Radius über das in
ARC-GIS implementierte Interpolations-
verfahren Kernel Density ermittelt und mit
der im gleichen Raum lebenden Bevölke-
rung in Beziehung gesetzt. Der für das ge-
samte Bundesgebiet bestimmte durch-
schnittliche Ausstattungswert beträgt
2 800 m² Waldfläche je Einwohner – be-
rechnet mit Gemeindedaten der Flächener-
hebung 2000. Wie Abbildung 15 zeigt, exis-
tieren aber großflächig waldarme Gebiete
mit weniger als 500 m² Waldfläche je Ein-
wohner. Hierbei handelt es sich vor allem
um Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte,
in denen die Pro-Kopf-Ausstattung mit
Waldflächen naturgemäß geringere Werte
annimmt. Daneben resultieren unter-
durchschnittliche Versorgungswerte auch
aus eingeschränkten natürlichen Boden-
voraussetzungen für Waldbewuchs, wie
dies beispielsweise in den küstennahen
Marschgebieten im Westen Schleswig-
Holsteins der Fall ist. Die Länderwerte re-

Quelle: Eigene Darstellung; keine Angaben für Sachsen-Anhalt aufgrund statistischer
Umschlüsselungen (vgl. Anhang 1)

Tabelle 22
Veränderung der Durchgrünung des Siedlungsraumes (Veränderung des Anteils
erholungsgeeigneter Flächen (Erholungs- und Friedhofsfläche) an der SuV-Fläche
in Prozentpunkten) – Länderergebnisse für 1996-2000 und 2000-2004

Veränderung der Durchgrünung  
(in Prozentpunkten) 

Land 1996-2000 2000-2004 

Baden-Württemberg 0,26 0,27 

Bayern 0,39 0,21 

Brandenburg 0,41 0,69 

Hessen 0,22 0,24 

Mecklenburg-Vorpommern 1,89 3,45 

Niedersachsen 0,34 0,36 

Nordrhein-Westfalen 0,64 0,65 

Rheinland-Pfalz 0,03 -0,03 

Saarland 0,04 0,47 

Sachsen 0,66 0,58 

Sachsen-Anhalt – – 

Schleswig-Holstein -0,33 0,97 

Thüringen 0,05 0,04 

Bund 0,40 0,79 

Zentralraum  0,66 

Zwischenraum  0,65 

Peripherieraum  1,05 
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Dortmund

Magdeburg

Stuttgart
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Bielefeld

Düsseldorf

Saarbrücken

Frankfurt a.M.

stark unterdurchschnittlich (unter 500 m²)

unterdurchschnittlich (500 bis 1 000 m²)

durchschnittlich (1 000 bis 1 500 m²)

überdurchschnittlich (1 500 bis 2 000 m²)

stark überdurchschnittlich (über 2 000 m²)

präsentieren den Durchschnittswert der
einzelnen Rasterzellen (Tab. 23).

Die Entwicklung eines leistungsfähigeren
Indikators „Freiraumversorgung“ oder
„Waldversorgung“ wird durch die mangeln-
de Verfügbarkeit disaggregierter Bevölke-
rungsdaten unterhalb der Gemeindeebene
erschwert. Wie ein solcher Indikator me-
thodisch ausgestaltet sein könnte, zeigt der
oben bereits erwähnte Ansatz von Sieden-
top und Gössel (1999). Darin wird der Ver-
sorgungsgrad in m² Freiraum je Einwohner
basierend auf einer baublockscharfen Be-
völkerungsdatei am Beispiel der Landes-
hauptstadt Dresden bilanziert haben.

Bei fehlenden kleinteiligen Bevölkerungs-
daten kann ersatzweise eine auf den Sied-
lungsbestand bezogene Bilanzierung der in
einem definierten Einzugsradius verfügba-
ren Waldfläche durchgeführt werden. Diese
Berechnung erfolgte testweise für die Kreise
Meißen und Wesel mit Daten aus ATKIS
DLM 25. Ermittelt werden die Waldflächen
innerhalb eines definierten Radius um alle
Siedlungsflächen einer Gebietseinheit. Als
Siedlungsfläche wurden die Siedlungs- und
Siedlungsfreiflächen, die baulichen Anla-
gen sowie die flächenhaften Verkehrsanla-
gen (Plätze und Bahnhöfe) zusammenge-
fasst. Für beide Testgebiete wurde ein Ein-
zugsradius von 20 km gewählt. Der Indika-
tor wird als km² Waldfläche je km² Siedlung
ausgewiesen. Die Verfügbarkeit von Wald-
flächen kann aber auch auf die Einwohner-
zahl einer Gebietseinheit bezogen werden.

iSuV

m

1j
i,jW
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WV
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 = Waldversorgung im 20-km-Umkreis

W
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 = Waldfläche 
j
 innerhalb eines Radius von 20 km

um die Siedlungs- und Verkehrsfläche einer Gebiets-
einheit

i

SuV 
i
 = Siedlungs- und Verkehrsfläche der Gebietsein-

heit
i

Land 

Durchschnittliche  
Waldfläche in m²  

je Einwohner bezogen 
auf einen Einzugs- 

radius von 20 km (2000) 

Baden-Württemberg 2 241 

Bayern 2 953 

Brandenburg 6 746 

Hessen 2 552 

Mecklenburg-Vorpommern 4 437 

Niedersachsen 2 093 

Nordrhein-Westfalen 1 166 

Rheinland-Pfalz 3 219 

Saarland 1 215 

Sachsen 1 961 

Sachsen-Anhalt 3 174 

Schleswig-Holstein 749 

Thüringen 2 661 

Bund 2 812 

Zentralraum 460 

Zwischenraum 1 650 

Peripherieraum 3 875 

Tabelle 23
Waldversorgung (Waldflächen je Einwohner im
20-km-Umkreis in m²) – Länderergebnisse für
2000

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 15
Indikator E5: Waldversorgung (Waldflächen je Einwohner in m² im 20-km-Umkreis,
2000)

Quelle: Eigene Darstellung
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Aufgrund des Radius, der die Erreichbarkeit
der Waldflächen repräsentiert, werden ne-
ben Waldflächen innerhalb der Testgebiete
(Kreis Wesel oder Kreis Meißen) auch Wald-
bestände der benachbarten Kreise in die
Berechnung einbezogen. Bei der Anwen-
dung dieses Indikators auf verschiedenen
Aggregationsebenen ist zu beachten, dass
die berechnete Waldversorgung für räumli-
che Untereinheiten (z. B. Gemeinden) hö-
her ausfällt als die für eine höhere Raum-
einheit (z. B. Kreise) ermittelte Waldversor-
gung. So werden z. B. bei der Berechnung
der Waldversorgung für Kommunen einzel-
ne Waldflächen mehrfach in die Bewertung
einbezogen. Dies ist inhaltlich nachvoll-
ziehbar, da eine Waldfläche für verschiede-
ne Gemeinden als Erholungsraum zur Ver-
fügung steht. Eine Aggregation der Gemein-
dewerte auf höhere Verwaltungsebenen ist
aus diesem Grunde aber nicht möglich,
sondern setzt eine neue Berechnung vor-
aus.

Unzerschnittene Räume (E6)

Zielbezug:

EZ 3 – Erhaltung großflächig unzerschnittener
Landschaftsräume
(SZ 6 – Räumliche Bündelung von Infrastruktur-
systemen)

Berechnung:

[ ]%100
BezugsraumFläche

n

1
²)km100(.srLandschafttteneunzerschni.Fl

6E ×
∑

∑ >
=

n = Anzahl der Polygone der unzerschnittenen
Freiräume

Der Indikator „Unzerschnittene Räume“
dient als Ergänzungsindikator. Er gibt Aus-
kunft über den Anteil unzerschnittener ver-
kehrsarmer Räume (UZVR) an der Gesamt-
fläche eines Bezugsraumes. UZVR sind
Räume, die weder als Siedlungsfläche kate-
gorisiert sind noch von linearen techni-
schen Infrastrukturen zerschnitten sind. Zu
Letzteren zählen alle Straßen ab einer Ver-
kehrsstärke von 1 000 Kfz/24 h, zweigleisige
Bahnstrecken sowie eingleisige elektrifi-
zierte Bahnstrecken (nicht stillgelegt), Orts-
lagen, Flughäfen und Kanäle mit dem Sta-
tus einer Bundeswasserstraße der Katego-
rie IV oder größer. Bei Straßen und Bahnli-
nien werden Tunnels ab einer Länge von
1000 m als Unterbrechung berücksichtigt.
Wesentliche Bedeutung für die Vergleich-
barkeit des Indikators in unterschiedlichen
Bezugsräumen kommt einem einheitlichen
Verständnis darüber zu, welche Infrastruk-
turelemente als zerschneidend betrachtet
werden. So differenzieren etwa Roedenbeck
et al. (2005) bei einer Ausweisung von UZVR

Abbildung 16
Berechnung der Waldversorgung am Beispiel von zwei Gemeinden des Landkreises Meißen
(rot: Siedlungsfläche der Bezugsgemeinden, grau: sonstige Siedlungsfläche, grün: Waldfläche, rote Linie:
Grenzlinie des definierten Einzugsradius, schwarze Linie: Gemeindegrenze)

Quelle: Eigene Darstellung



Nachhaltigkeitsbarometer Fläche Forschungen Heft 13080

für Hessen nach UZVR, bei denen Gemein-
deverbindungsstraßen als trennende Ele-
mente berücksichtigt wurden und nach
UZVR, bei denen Gemeindeverbindungs-
straßen nicht berücksichtigt wurden. Die
Verkehrsstärke spielte hier keine Rolle.

Aufgrund ihrer Großflächigkeit sind UZVR
von erheblicher Bedeutung für den Arten-
und Biotopschutz (insbesondere für Tiere
mit großem Raumbedarf und hoher Stö-
rungsempfindlichkeit) sowie für die Erho-
lungseignung von Landschaften. Das BfN
weist UZVR ab einer Größe von 100 km²
aus. Auf Landes- oder regionaler Ebene
können auch andere Größen verwendet
werden. So differenziert Nordrhein-Westfa-
len UZVR in 5 Größenklassen. Der Indikator
ist Teil des Indikators „Landschaftszer-
schneidung“ der Umweltministerkonferenz
(„LIKI-Indikatoren“).

Tabelle 24 zeigt die vom Bundesamt für Na-
turschutz (BfN 2002) berechneten Länder-
werte. Für das gesamte Bundesgebiet sind
danach etwa 22 % der Fläche als unzer-
schnittener, verkehrsarmer Raum mit einer
Größe von mindestens 100 km² zu betrach-
ten. In den meisten westdeutschen Ländern
werden Werte von deutlich unter 20 % an-

getroffen. Die neuen Bundesländer, ins-
besondere Brandenburg und Mecklenburg-
Vorpommern, können hingegen auf einen
großen Bestand großflächiger zerschnei-
dungsarmer Räume verweisen.

Ausführungen zu diesem Indikator finden
sich auch in Zusammenhang mit dem Indi-
kator Landschaftszerschneidung (S 10). Für
das Bundesgebiet weist die Karte S 6 (An-
hang 2) das Ergebnis einer Berechnung un-
zerschnittener Räume in Größenklassen ab
50 km² für die Jahre 2002 und 2005 aus.

Die in Tabelle 25 für das gesamte Bundes-
gebiet dargestellte Anzahl unzerschnittener
Räume nach Größenklassen leitet sich aus
der Berechnung der effektiven Maschen-
weite für den Indikator S 10 (Landschafts-
zerschneidung) ab. Die unzerschnittenen
Räume wurden aus den Daten des ATKIS
DLM 250 ermittelt. Hierbei wurden zu-
nächst die nicht von Siedlungsflächen in
Anspruch genommenen Flächen erfasst.
Für diese Flächen wurde anschließend die
Segmentierung durch die Verkehrswege er-
mittelt. Ausgehend von den vorliegenden
Daten konnte dies für die Jahre 2002 und
2005 durchgeführt werden. Hierbei ist zu
beachten, dass aufgrund von Änderungen
im Datenmodell des DLM 250 nicht sicher-
gestellt werden kann, dass die Auswertung
methodisch identisch durchgeführt wurde.
Um den möglichen Fehler zu minimieren,
wurde die Auswertung auf der Basis der Ob-
jektarten durchgeführt. Änderungen der
Objektarten in dem Objektbereich Gewäs-
ser wurden durch die Anpassung der Aus-
wertungsvorschriften berücksichtigt. Eini-
ge Datenbestände wurden bei der Aktuali-
sierung des DLM 250 geometrisch verän-
dert, sodass Lageveränderungen bei den
Verkehrswegen und der Grenze des Staats-
gebietes auftreten, die sich in der Auswer-
tung der Flächengrößen widerspiegeln kön-
nen.

Die beiden Datenbestände wurden anhand
der Anzahl verschiedener Größenklassen
der Flächen ausgewertet (vgl. Tab. 25). Um
in den Datenbestand keine virtuellen Flä-
chenbegrenzungen einzufügen, wurden die
Verwaltungsgrenzen nicht in den Datenbe-
stand integriert. Eine länderbezogene Aus-
wertung ist aber analog zu der Berechnung
der effektiven Maschenweite (Indikator
S 10) möglich.

Anhand der Auswertung lassen sich deutli-
che Veränderungen der Unzerschnittenen
Räume ablesen. Insgesamt lässt sich aus

Tabelle 24
Indikator E6: Unzerschnittene Räume (Anteil
unzerschnittener Räume an der Gesamtfläche
in %) – Länderergebnisse für 2002 (BfN 2002)

Quelle: Eigene Darstellung

Land 

Anteil unzerschnittener 
verkehrsarmer Räume 

>100 km² an der 
Landesfläche in % 

(2002) 

Baden-Württemberg 10,7 

Bayern 19,6 

Brandenburg 53,0 

Hessen 12,5 

Mecklenburg-Vorpommern 53,8 

Niedersachsen 18,8 

Nordrhein-Westfalen 3,3 

Rheinland-Pfalz 15,8 

Saarland   –* 

Sachsen 23,8 

Sachsen-Anhalt 29,2 

Schleswig-Holstein 9,5 

Thüringen 41,0 

Bund 22,4 

Zentralraum   –** 

Zwischenraum   –** 

Peripherieraum   –** 

* aufgrund der geringen Flächengröße kein Wert  

** nicht realisiert 



81Indikatoren zur Messung flächenpolitischer Ziele

den Daten eine anhaltende Zerschneidung
von Flächen erkennen. Eine Interpretation
der Ergebnisse ist aber aufgrund der zuvor
dargestellten Veränderung innerhalb des
DLM 250 eingeschränkt.

Flächeninanspruchnahme in
Schutzgebieten (E7)

Zielbezug:

EZ 4 – Sicherung und Entwicklung naturschutz-
fachlich bedeutsamer Flächen

Berechnung:

[ ]%100
etsflächeSchutzgebi

*etenSchutzgebi_in_Fläche_SuV
7E ×

∑

∑=

*  TW-SG, LSG, NSG, Nationalpark, flächenhaftes
Naturdenkmal

n = Anzahl der Polygone mit Siedlungs- und Verkehrs-
nutzungen

Die als Ergänzungsindikator fungierende
„Flächeninanspruchnahme in Schutzge-
bieten“ misst den Flächenanteil von Sied-
lungs- und Verkehrsnutzungen in Schutz-
gebieten. Dies basiert auf der Annahme,
dass eine Siedlungstätigkeit in naturschutz-
oder wasserrechtlich geschützten Gebieten
mit besonders hohen Umweltbeeinträchti-
gungen einhergeht. Neben Belastungen
durch die Bodenversiegelung und stoffliche
Kontaminationen ist dabei auch an visuelle
oder akustische Beeinträchtigungen ge-
schützter Landschaftsteile zu denken.

Zur Berechnung des Indikators wurden für
die beiden Kreise Wesel und Meißen die in
Tabelle 26 aufgelisteten Schutzgebiete zu
einem Datenbestand vereinigt und an-
schließend mit dem Siedlungsgrundriss

vereinigt. In dem Ergebnisdatenbestand
wird die Schnittmenge der Schutzgebiets-
flächen mit dem Siedlungsgrundriss ermit-
telt. In der Schnittmenge sind alle die Flä-
chen enthalten, die Schutzgebietskatego-
rien aufweisen und als Siedlungs- und Ver-
kehrsflächen gekennzeichnet sind. Der In-
dikator wird als Anteil der durch Siedlungs-
und Verkehrsnutzungen in Anspruch ge-
nommenen Schutzgebietsflächen an der
gesamten Fläche der Schutzgebiete berech-
net. Für die Kreise Wesel und Meißen erge-
ben sich Siedlungs- und Verkehrsflächen-
anteile von 15,6 % bzw. 11,1 %.

Die Berechnung wurde mit den datentech-
nisch vorliegenden Schutzgebieten vorge-
nommen, die wie die oben stehende Auflis-
tung zeigt, für die beiden Kreise nur
teilweise dieselben Kategorien aufweisen.
Für die Berechnung des Indikators werden
diese Unterschiede hinsichtlich der Ver-
gleichbarkeit aber als vernachlässigbar ein-
geschätzt. Der Indikator misst die Inan-

Tabelle 25
Unzerschnittene Räume im Bundesgebiet (Anzahl und Gesamtgröße unzerschnittener Räume
2002 und 2005)

Quelle: Eigene Darstellung

Anzahl und Flächengröße unzerschnittener Freiräume 

2002 2005 
Größenklasse  
(km²) Anzahl 3 km² Anzahl 3 km² 

<25* 95 170 255 750 102 693 258 608 

25-50 1 013 34 210 971 32 732 

50-75 195 11 600 167 9 894 

75-100 43 3 728 49 4 219 

100-125 18 2 027 17 1 863 

125-150 6 817 3 404 

>150** 5 945 6 1 159 

* Flächen, die kleiner als 1 ha sind, wurden nicht in die Auswertung übernommen 

** Zunahme der Flächen lässt sich durch Ergänzungen des ATKIS DLM 250 erklären.  
Die zusätzliche Fläche ergibt sich aufgrund von Veränderungen an der Geometrie der Ostseeküste 

Tabelle 26
Berücksichtigte Schutzgebietstypen

Quelle: Eigene Darstellung

Wesel Meißen 

Naturschutzgebiete 
Landschaftsschutzgebiete 
Flora-Fauna-Habitat-Gebiete 
Europäische Vogelschutzgebiete 
Flächen der selektiven Biotopkartierung  
des Landes NRW 
Gebiete der RAMSAR-Konvention 
International Bird Area 
Wasserschutzgebiete 

Naturschutzgebiete 
Landschaftsschutzgebiete 
Fauna-Flora-Habitat-Gebiete  
Europäische Vogelschutzgebiete  
Nationalpark 
Biosphärenreservat 
Naturparke 
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spruchnahme der mit Schutzkategorien be-
legten Flächen. Die einzelnen Schutzkate-
gorien sind dabei weniger relevant als die
Voraussetzung, dass die Flächenermittlung
auf der Basis einer vollständigen Erfassung
der im Kreis bzw. Bundesland geschützten
Flächen durchgeführt wird.

Der Indikator „Flächeninanspruchnahme
in Schutzgebieten“ wirft indes in seiner
Umsetzung grundsätzliche Fragen auf. Pro-
blematisch ist weniger das Erhebungsver-
fahren als vielmehr die Interpretierbarkeit
des Indikators. Wird beispielsweise ermit-
telt, dass in den Schutzgebieten eines be-
trachteten Raumes keine Siedlungs- und
Verkehrsnutzungen neu entstanden sind,
so kann dies bedeuten, dass tatsächlich kei-
ne Flächen beanspruchenden Vorhaben
vorgenommen wurden. Andererseits ist
möglich, dass die Abgrenzung der Schutz-
gebiete mit der Zulassung einer Planung
verändert wurde (durch Befreiungsverfah-
ren) oder dass die Abgrenzung der Gebiete
von vornherein so vorgenommen wurde,
dass siedlungsräumliche Erweiterungen
benachbarter Gemeinden nicht behindert
werden. Durch die ergänzende Überprü-
fung der Veränderung der Schutzgebietsflä-
chen ließe sich dieses Interpretationspro-
blem möglicherweise mindern.33 Entspre-
chende Datenbestände existieren derzeit
aber nicht.

Flächeninanspruchnahme in
schutzwürdigen Landschaften (E8)

Zielbezug:

EZ 2 – Schutz und Erhaltung von unbebauten
Bereichen, Freiräumen, Grünflächen und
Landschaft
EZ 3 – Erhaltung großflächig unzerschnittener
Landschaftsräume
EZ 4 – Sicherung und Entwicklung naturschutz-
fachlich bedeutsamer Flächen

Berechnung:

[ ]%100
L.schutzw_Fläche

L.schutzw_in_Fläche_SuV
8E ×

∑

∑=

schutzw.L = schutzwürdige Landschaften gemäß der
Einstufung des Bundesamtes für Naturschutz

Die Berechnung der Indikatoren E8 „Flä-
cheninanspruchnahme in schutzwürdigen
Landschaften“ und E9 „Dynamik der Flä-
cheninanspruchnahme in schutzwürdigen
Landschaften“ erfolgt methodisch ähnlich
wie jene der Indikatoren E1 und E2. Es wird
zunächst eine Verschneidung von Sied-
lungsflächen mit den Polygonen der als
„schutzwürdig“ eingestuften Landschaften
(Gharandjedaghi et al. 2004) vorgenom-
men. Die Daten zu den Siedlungsflächen
wurden mit CORINE Land Cover 2000 er-
zeugt;34 denkbar wäre aber auch der Einsatz
von ATKIS DLM 250. Der Indikator E8 wird
dann als einfacher Siedlungs- und Ver-
kehrsflächenanteil in schutzwürdigen Land-
schaften errechnet.

Wie in Abschnitt „Dateneinsatz und Raum-
bezug“ ausgeführt, unterscheidet das BfN
„besonders schutzwürdige Landschaften“,
„schutzwürdige Landschaften“ sowie
„schutzwürdige Landschaften mit Defizi-
ten“. Für die Berechnung des Indikators
werden alle drei Kategorien schutzwürdiger
Landschaften zusammengefasst. Ermittelt
wird der Anteil der in diesen Landschafts-
räumen befindlichen Siedlungsflächen am
gesamten Siedlungsflächenbestand eines
Bezugsraumes.

(33)
Lediglich quantitative Angaben
reichen diesbezüglich aber
nicht aus, wie das Beispiel des
Vogelschutzgebietes „Unterer
Niederrhein“ zeigt. Im Abgleich
mit den der Meldung zugrunde
liegenden IBA-Flächen wurde
bei der endgültigen Abgren-
zung des Schutzgebietes zwar
die zuvor gemeldete Flächen-
größe eingehalten, die vorge-
sehene räumliche Abgrenzung
aber aufgrund von Nutzungsin-
teressen verändert.

(34)
Als „Siedlungsfläche“ wurden
die CLC-Kategorien < 200 aus-
gewählt, mit Ausnahme des
Typs 131 (Abbauflächen). Auf-
grund der hohen Untererfas-
sungsgrenze von Siedlungsflä-
chen in CLC (25 ha) fällt der mit
CORINE Land Cover berech-
nete Siedlungsflächenanteil
deutlich geringer aus als der
„amtliche“ Siedlungs- und Ver-
kehrsflächenanteil auf Basis
der Flächenerhebung. Hierbei
ist auch ist zu beachten, dass
außerörtliche Verkehrsflächen
in der Regel in CLC nicht er-
fasst sind. Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 27
Ergebnisse der Indikatorberechnung

Quelle: Eigene Darstellung

Land 

Flächeninanspruch-
nahme in  

schutzwürdigen  
Landschaften  

(2000) 

Baden-Württemberg 7,5 

Bayern 4,3 

Brandenburg 4,4 

Hessen 4,2 

Mecklenburg-Vorpommern 3,4 

Niedersachsen 4,3 

Nordrhein-Westfalen 7,0 

Rheinland-Pfalz 6,2 

Saarland 7,7 

Sachsen 5,2 

Sachsen-Anhalt 3,5 

Schleswig-Holstein 3,5 

Thüringen 3,7 

Bund (mit Stadtstaaten) 4,9 

Zentralraum 12,1 

Zwischenraum 6,6 

Peripherieraum 3,7 

Tabelle 28
Flächeninanspruchnahme in schutzwürdigen
Landschaften (Anteil der Siedlungsfläche in
schutzwürdigen Landschaften gemäß der Kate-
gorisierung des BfN in %) – Länderergebnisse für
2000, basierend auf Daten aus CORINE Land
Cover

Kreis Wesel Kreis Meißen 

Schutzgebietsfläche (ha) 71 791 18 796 

SuV-Fläche in Schutzgebieten (ha) 11 206 2 084 

Inanspruchnahme (%) 15,6 11,1 
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Im Bundesdurchschnitt sind knapp 5 % der
vom BfN als „schutzwürdig“ kategorisierten
Fläche als Siedlungsfläche einzustufen. Das
Saarland ist das einzige Bundesland mit ei-
nem Anteil von über 10 %. Stark unter-
durchschnittliche Anteile weisen Mecklen-
burg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt
mit unter 4 % aus. Für die Testlandkreise
wurden Werte von 8,7 % (Landkreis Mei-
ßen) und 6,0 % (Kreis Wesel) errechnet.

Dynamik der Flächeninanspruchnahme in
schutzwürdigen Landschaften (E9)

Zielbezug:

EZ 2 – Schutz und Erhaltung von unbebauten
Bereichen, Freiräumen, Grünflächen und
Landschaft
EZ 3 – Erhaltung großflächig unzerschnittener
Landschaftsräume
EZ 4 – Sicherung und Entwicklung naturschutz-
fachlich bedeutsamer Flächen

Berechnung:

[ ]−

∑

∑

∑

∑

=

gesamt_Fläche_SuV
L.schutzw_in_SuV

gesamt_Zuwachs_SuV
L.schutzw_in_Zuwachs_SuV

9E

schutzw.L = schutzwürdige Landschaften gemäß der
Einstufung des Bundesamtes für Naturschutz

Der Indikator E9 wird als Verhältnis des An-
teils neuer Siedlungsflächen in schutzwür-
digen Landschaften am gesamten Sied-
lungsflächenzuwachs zum Anteil der beste-
henden Siedlungsflächen in schutzwürdi-
gen Landschaften an der gesamten Sied-
lungsfläche eines Bezugsraumes bestimmt.
Wie beim Indikator „Dynamik der Flächen-
inanspruchnahme auf landwirtschaftlich
hochwertigen Böden“ zeigen Werte größer
als 1 eine überproportionale Siedlungstä-
tigkeit in dem betrachteten Landschafts-
ausschnitt an.

Für das Bundesgebiet ergibt sich ein Wert
von 1,1 bezogen auf den Zeitraum 1990 bis
2000. Damit wird deutlich, dass schutzwür-
dige Landschaften leicht überproportional
von der Siedlungstätigkeit betroffen sind.
Ein Drittel des in CORINE Land Cover aus-
gewiesenen Siedlungsflächenzuwachses
entfiel auf schutzwürdige Landschaften,
dies allerdings bei einem Anteil dieser Kate-
gorie von fast 50 % an der gesamten Bun-
desfläche. Auch sind schutzwürdige Land-
schaften derzeit noch weit unterdurch-
schnittlich von Siedlungs- und Verkehrs-
nutzungen betroffen. Der aktuelle Sied-
lungsflächenanteil in schutzwürdigen Land-
schaften beträgt bundesweit etwa 5 %. Er

liegt damit unter dem Siedlungsflächenan-
teil des Bundesgebiets in Höhe von 7,8 %.
Gemessen an ihrem aktuellen Siedlungs-
und Verkehrsflächenanteil war die Dynamik
der Siedlungstätigkeit in schutzwürdigen
Landschaften aber überdurchschnittlich.

Im Zentralraum sind schutzwürdige Land-
schaften in besonderem Maße von Sied-
lungstätigkeit gefährdet. Hier errechnet
sich ein Indikatorwert von 1,7. Im Zwi-
schenraum sowie im peripheren Raum sind
schutzwürdige Landschaften hingegen we-
niger stark von baulichen Eingriffen betrof-
fen, gemessen an ihrem derzeitigen Anteil
an der Siedlungsfläche der Bundesländer.
Für die Testlandkreise ergeben sich Indika-
torwerte von 0,3 (Landkreis Meißen) und
1,7 (Kreis Wesel). Während im Landkreis
Meißen eine relativ hohe Siedlungsbelas-
tung auf eine relativ geringe Neuinan-
spruchnahme von Siedlungsflächen in
schutzwürdigen Landschaftsteilen trifft, ist
dies im Kreis Wesel umgekehrt. Der Sied-
lungsflächenanteil in schutzwürdigen Land-
schaften ist deutlich geringer als im Land-
kreis Meißen, dagegen ist die Siedlungsdy-

Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 29
Dynamik der Flächeninanspruchnahme in
schutzwürdigen Landschaften (Verhältnis des
Anteils neuer Siedlungsflächen in schutzwürdigen
Landschaften am gesamten Siedlungsflächenzu-
wachs zum Anteil der Siedlungsflächen in schutz-
würdigen Landschaften an der gesamten Sied-
lungsfläche) – Länderergebnisse für 1990-2000
unter Einsatz von Daten aus CORINE Land Cover

Land 

Dynamik der Flächen-
inanspruchnahme in 

schutzwürdigen  
Landschaften  
(1990-2000) 

Baden-Württemberg 1,0 

Bayern 1,0 

Brandenburg 1,1 

Hessen 1,1 

Mecklenburg-Vorpommern 1,1 

Niedersachsen 1,1 

Nordrhein-Westfalen 1,4 

Rheinland-Pfalz 1,0 

Saarland 2,1 

Sachsen 0,9 

Sachsen-Anhalt 1,2 

Schleswig-Holstein 0,9 

Thüringen 1,1 

Bund (mit Stadtstaaten) 1,1 

Zentralraum 1,7 

Zwischenraum 1,0 

Peripherieraum 1,0 
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namik in den schutzwürdigen Landschaf-
ten des Kreises Wesel höher als in Meißen.

Aufgrund des vergleichsweise geringen Di-
gitalisiermaßstabes „schutzwürdiger Land-
schaften“ (1 : 200 000) erscheint eine Reali-
sierung der Indikatoren E8 und E9 mit Flä-
chennutzungsdaten höherer räumlicher
Auflösung (z. B. ATKIS DLM 25) nicht sach-
dienlich.

Baulandpotenzial (E10)

Zielbezug:

EZ 1 – Schutz und Erhaltung von Boden (und
seiner Leistungsfähigkeit)
EZ 2 – Schutz und Erhaltung von unbebauten
Bereichen, Freiräumen, Grünflächen und
Landschaft
EZ 4 – Sicherung und Entwicklung naturschutz-
fachlich bedeutsamer Flächen

Berechnung:

[ ]%100
gesamt_Fläche_SuV

*.Freiraumfl_nutzb_potenziell_.wSiedlungsz_.f
10E ×

∑

∑=

*  „restriktionsarm“ und „städtebaulich geeignet“

Der Ergänzungsindikator „Baulandpoten-
zial“ darf nicht mit dem Indikator „Bau-
landreserven“ (S5) verwechselt werden.
Während der Indikator Baulandreserven
den Anteil unbebauter Flächen innerhalb
des Siedlungsbestandes an der SuV-Fläche
misst, trifft das Baulandpotenzial Aussagen
über den Anteil baulich nutzbarer Flächen
außerhalb des Siedlungsraumes. Die Er-
mittlung des Baulandpotenzials entspricht
inhaltlich einer Restriktions- und Eig-
nungskartierung für die Ausweisung neuer
Baulandflächen, wie sie im Rahmen der Flä-
chennutzungsplanung verbreitet zum Ein-
satz kommt. Dazu werden Tabu- und Res-
triktionsflächen zusammengefasst und die-
jenigen Flächen ermittelt, die grundsätzlich
für eine weitere Siedlungsentwicklung zur
Verfügung stehen könnten. Um das Bau-
landpotenzial als Kennzahl verwenden zu
können, wird auf eine Unterscheidung in
Tabu- und Restriktionsbereiche verzichtet.

Für die Berechnung des Indikators sind drei
Flächenkategorien von Bedeutung:

1. „Restriktionsflächen“: Flächen, die auf-
grund ihres Schutzstatus oder ihrer fach-
lichen Wertschätzung für eine Bebauung
als ungeeignet zu betrachten sind

2. „Geeignete Flächen“: kommen aufgrund
ihrer Lage zum bestehenden Siedlungs-
gebiet für Siedlungsnutzungen in Be-
tracht

3. „Eignungsflächen“: Schnittmenge res-
triktionsfreier und geeigneter Flächen.

Die Ermittlung des Baulandpotenzials er-
folgt in vier Arbeitsschritten, in denen
zunächst die mit Restriktionen belegten
Flächen ermittelt werden. Dieser Datenbe-
stand wird mit dem Datenbestand des Sied-
lungsgrundrisses vereinigt. Anschließend
wird ein neuer Datenbestand der für Sied-
lungserweiterungen „geeigneten“ Flächen
durch die Pufferung der Siedlungsflächen
ermittelt. Um die Maßzahl für das Bauland-
potenzial zu ermitteln, werden diese beiden
Datenbestände wiederum miteinander ver-
einigt und die Flächen ermittelt, die inner-
halb des 250 Meter Puffers um die Siedlung
liegen und nicht mit Restriktionen belegt
sind. Die für die Ermittlung der Restrik-
tionsflächen verwendeten Kriterien sind

Tabelle 30
Zusammenstellung von Restriktionskriterien zur Berechnung des
„Baulandpotenzials“

Quelle: Eigene Darstellung

Restriktionskriterien 

Datenquelle Wesel Meißen 

Flächen für den Schutz der 
Natur 

Vorranggebiete für den 
Naturschutz 

Flächen für den Schutz der 
Landschaft 

 

Regionale Grünzüge  

Grundwasser und  
Gewässerschutz 

Vorranggebiete für die 
Trinkwassergewinnung 

Sicherung und Abbau  
oberflächennaher Rohstoffe 

Vorranggebiete für die 
Rohstoffgewinnung 

Waldflächen   

Halden  

Regionalplan  

 Vorranggebiete für die 
Landwirtschaft 

Ramsar-Gebiet  

International Bird Area (IBA)  

Fachministerien 

Natura 2000  
(Vogelschutzgebiete,  
Flora- Fauna-Habitat) 

Natura 2000  
(Vogelschutzgebiete, 
Flora-Fauna-Habitat) 

Naturschutzgebiete Naturschutzgebiete 

Landschaftsschutzgebiete Landschaftsschutzgebiete 

Kreis 

Wasserschutzgebiete  

Landesanstalt für  
Ökologie, Bodenschutz 
und Forsten 

Schutzwürdige Biotop  

vorhandene Siedlungs- und 
Verkehrsflächen  

vorhandene Siedlungs- 
und Verkehrsflächen  

DLM 25 

vorhandene Wälder  vorhandene Wälder  

Karte der schutzwürdigen 
Böden 1 : 50 000 (NRW) 
Bodenkonzeptkarte (SN) 

sehr und besonders  
schutzwürdige Böden 

Ertragspotenzial $80  
(vgl. Inanspruchnahme 
ertragreicher Böden) 
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abhängig von den für die beiden Kreise vor-
liegenden Datenbeständen. Die für die bei-
den Testgebiete verwendeten Kriterien sind
in Tabelle 30 aufgelistet.

Die Auswertung wurde anhand der für die
beiden Testlandkreise vorliegenden Daten
durchgeführt. Im Ergebnis zeigt sich, dass
die Verknappung konfliktfrei bzw. konflikt-
arm nutzbaren Baulands im Kreis Wesel si-
gnifikant weiter fortgeschritten ist als im
Landkreis Meißen. Bezogen auf den jeweili-
gen SuV-Bestand verfügt der Kreis Wesel
über ein Baulandpotenzial von 25 % (der
bestehenden SuV-Fläche), im Landkreis
Meißen sind dies dagegen fast 60 %. Dabei
ist aber zu beachten, dass bei Ermittlung
„geeigneter“ Flächen alle Siedlungsflächen
berücksichtigt wurden. Bei dispersen Sied-
lungsstrukturen werden durch die Puffe-
rung der Flächen relativ größere Eignungs-
bereiche ermittelt, als bei kompakter Sied-
lungsstruktur. Ein rechnerisch hohes Bau-
landpotenzial kann daher nicht nur Aus-
druck für ein geringes Restriktionsniveau
sondern auch für eine disperse Struktur der
Siedlungen sein. Dieses methodische Pro-
blem kann aber durch eine eingrenzende
Auswahl der Siedlungsflächen, die in die
Pufferung eingehen, vermieden werden. So
wäre es legitim, nur größere Siedlungsflä-
chen mit Anschluss an den Schienenperso-
nennahverkehr als solche Flächen zu be-
trachten, an die zukünftig Siedlungserwei-
terungen anschließen können. Entspre-
chend würde das Baulandpotenzial gerin-
ger ausfallen als wenn alle bestehenden
Siedlungsflächen berücksichtigt würden.

Indikatoren zu nutzungsstrukturellen
Zielen

Fachlicher Hintergrund

Als nutzungsstrukturelle Ziele werden Ziele
bezeichnet, die Aussagen über den räumli-
chen Zusammenhang von Flächennutzung
und Flächeninanspruchnahme treffen. In-
dikatoren zu nutzungsstrukturellen Zielen
beziehen sich auf die strukturelle Ausprä-
gung des Flächennutzungsmusters bzw. auf
die räumliche Lage bestimmter Nutzungs-
formen im Kontext des bestehenden Flä-
chennutzungsmusters. Anders als die Indi-
katoren zu Reduktionszielen beziehen sich
Indikatoren zu nutzungsstrukturellen Zie-
len nicht auf die „Komposition“, sondern
ins erster Linie auf die „Konfiguration“ ei-
nes Flächennutzungsmusters (siehe hierzu
auch McGarigal/Marks 1994, S. 10; Tor-

rens/Alberti 2003, S. 24). Wesentliche
Struktureigenschaften sind beispielsweise

• der Grad der räumlichen Konzentration
oder Dispersion von Siedlungsflächen,

• die Art der räumlichen Zuordnung von
urbanen Nutzungen innerhalb des Sied-
lungsraumes (z. B. Grad der Nutzungs-
mischung, Grad der Freiraumerreich-
barkeit) oder

• das Ausmaß der Landschaftszerschnei-
dung durch lineare Verkehrswege.

Derartige strukturelle Eigenschaften stehen
in engem Wechselverhältnis zu Kosten- und
Nutzeneffekten der Flächennutzung, so-
dass ihre statistische Messung von großer
Bedeutung für die Aussagekraft eines flä-
chennutzungsbezogenen Indikatorenkon-
zepts ist. So ist die Verkehrsintensität von
Siedlungsräumen wesentlich von ihrer
standörtlichen Struktur, d. h. der räumli-
chen Anordnung von Flächen bestimmter
Nutzung bzw. Nutzungsintensität abhängig
(siehe z. B. Gutsche 2003; Motzkus 2001;
Ewing/Cervero 2001; Banister 1999; Ewing
1997; Kagermeier 1997). Auch die Infra-
strukturkostenintensität korrespondiert
nachweislich mit siedlungsstrukturellen Ei-
genschaften (Braumann 1988; Doubek/Za-
netti 1999; Ecoplan 2000; Schiller/Sieden-
top 2005). Mit zunehmender Verdichtung,
Zentralität und Integration eines Siedlungs-
standortes – so die Synthese der bisherigen
Forschung – nimmt der verkehrliche Auf-
wand ab und die Wirtschaftlichkeit der In-
frastruktur zu. Schließlich ist die stadtöko-
logische Qualität von Siedlungsräumen –
wie z. B. die Freiraumerreichbarkeit der Be-
völkerung oder die stadtklimatische Situa-
tion – wesentlich von der räumlichen Ver-
teilung bebauter und unbebauter Flächen
abhängig.

Der Grad der Kompaktheit bzw. Dispersion
urbaner Flächennutzungen gilt als wesent-
licher Faktor der Funktionsfähigkeit und
funktionalen Integrität landschaftlicher
Ökosysteme (Forman 1998; Alberti 1999).
Die mit der Herausbildung disperser Sied-
lungsstrukturen entstehende fragmentierte
Freiraumstruktur wird als ein wesentlicher
Faktor des Artenrückgangs in Mitteleuropa
bezeichnet (Jaeger/Holderegger 2005; von
Haaren/Nardin 2003; Jaeger et al. 2001,
S. 305; Waterstraat et al. 1996, S. 9; Einig
2005). Landschaftsfragmentierung entsteht
zum einen aus der dispersen Ausdehnung
von Siedlungen, zum anderen aus der infra-
strukturellen Vernetzung einzelner Sied-
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lungsflächen durch lineare Verkehrswege
und andere Leitungsinfrastrukturen
(„Landschaftszerschneidung“) und führt
im Ergebnis zu einer Transformation eines
ursprünglich zusammenhängenden Land-
schafts- oder Habitatraumes in eine Sum-
me kleinerer Flächeneinheiten, die räum-
lich voneinander isoliert sind (Young/Jarvis
2001). Im Extremfall kann es dabei zu einer
völligen Auslöschung eines Habitatbe-
stands kommen (Jaeger 2000).

Zwar gewährleistet eine disperse Siedlungs-
struktur eine enge Verzahnung von Sied-
lungsraum und Freiraum und erleichtert
damit den räumlichen Zugang der Bevölke-
rung in den Freiraum (Humpert et al. 1996).
Ein großer Teil des Freiraumbestandes
rückt jedoch in die räumliche Nähe zu Sied-
lungs- und Verkehrsflächen und ist damit
potenziellen Störeinflüssen wie Lärm- und
Schadstoffeinträgen oder visuellen Beein-
trächtigungen ausgesetzt (Blum 2001; Sie-
dentop 1999; Theobald et al. 1997; Kloke
1987; Losch/Nake 1987). Das Freiraumsys-
tem verliert dadurch in erheblichem Maße
an ökologischer Funktionsfähigkeit aber
auch an Eignung für landschaftsgebunde-
ne, auf Ruhe angewiesene Erholungsfor-
men. Der Indikator Landschaftszerschnei-
dung (operationalisiert über die „effektive
Maschenweite“) gilt vor diesem Hinter-
grund als Querschnittsindikator mit einer
Ausdrucksfähigkeit sowohl für den Arten-
und Biotopschutz als auch für die Qualität
und Eignung der Landschaft für Erholungs-
zwecke und Naturerleben (Schupp 2005,
S. 104).

Negative Wirkungen fragmentierter Frei-
raumstrukturen werden auch aus ökonomi-
scher Perspektive gesehen. So wird darauf
hingewiesen, dass vor allem agrarische
Nutzungen durch die Zergliederung und
Zerstückelung der Landschaftsräume be-
hindert werden (Hauger 2001, S. 58). Bei-
spielsweise ist eine ökonomisch tragfähige
Landwirtschaft auf isolierten Kleinflächen
nicht oder nur eingeschränkt möglich.
Sachs et al. (o. J., S. 39 f.) zeigen für Baden-
Württemberg, dass zusammenhängende
landwirtschaftliche Flächen von mehr als
200 Hektar nur noch 50 % der gesamten
Landwirtschaftsfläche des Landes ausma-
chen. Ewing (1997, S. 116) vermutet negati-
ve Effekte von urbanen Gebieten auf den
angrenzenden Freiraum in einem Korridor
von bis zu drei Kilometern entlang der Sied-
lungsränder.

Im Zuge der internationalen Urban-Sprawl-
Debatte wurden in den vergangen Jahren
verstärkte Bemühungen unternommen,
Struktur- und Formeigenschaften des Sied-
lungsraumes zu messen. Urban Sprawl – im
Deutschen wird meist von Landschaftszer-
siedelung gesprochen – wird dabei als spe-
zifischer Formbildungsprozess verstanden,
welcher die ehemals monozentrisch-kom-
pakte räumliche Struktur der Städte in eine
räumlich ausgreifende, diskontinuierliche,
polyzentrisch-disperse Siedlungsstruktur
überführt (Siedentop 2005). Die bislang dis-
kutierten Indikatoren sind allerdings sehr
unterschiedlicher Art. Eine Gruppe von
Messgrößen richtet sich auf die Erfassung
von Lageeigenschaften von Siedlungsflä-
chen. Andere Messgrößen zielen dagegen
auf die Abbildung von Formeigenschaften
ab (siehe z. B. McGarigal/Marks 1994; Tor-
rens/Alberti 2000). Grundsätzlich können
nutzungsstrukturelle Eigenschaften für die
Beschreibung des urbanen Nutzungsmus-
ters sowie der freiraumbezogenen Nutzun-
gen eingesetzt werden.

Der von Lavalle et al. (2002, S. 369) vorge-
schlagene „Sprawl-Index“ thematisiert die
Distanz neuer Siedlungsflächen zu einen
gegebenen Regionszentrum. Dazu wird die
durchschnittliche Entfernung aller zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt existierenden
Siedlungsflächen zum Zentrum gemessen
und der durchschnittliche Entfernungswert
aller Siedlungsflächen berechnet. Die Auto-
ren unterscheiden dabei zwischen einem
„absoluten“ und einem „relativen“ Sprawl-
Index. Der absolute Index gibt die Verände-
rung des Entfernungswertes zwischen zwei
Zeitpunkten t

1
 und t

2
 an. Der relative

Sprawl-Index drückt dies in Prozent aus.
Der Index-Wert kann positiv – in diesem
Fall wird eine Entwicklung als Sprawl be-
zeichnet – wie auch negativ sein. Letzteres
wird als kompakte Form der Siedlungsent-
wicklung verstanden. Burchfield et al.
(2002) ermitteln die Lage der neu entstan-
denen Siedlungsflächen zum bestehenden
Siedlungsraum – Sprawl ist nach den Auto-
ren dabei durch einen relevanten Anteil
siedlungsferner Standortentwicklungen ge-
kennzeichnet („leapfrogging“).

Humpert et al. (1996) beschreiben die Sied-
lungsstruktur von Ballungsgebieten mit
drei verschiedenen Strukturmaßen: dem
Rand-Inhalt-Verhältnis der Siedlungsfläche
(dies wird auch als „Zersiedlungsgrad“ be-
zeichnet), der maximalen Distanz zum
Siedlungsrand und der Größenverteilung
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der Teilflächen. Ewing et al. (2002, S. 7) ent-
wickelten einen Sprawl-Index, welcher u. a.
das Maß funktionaler Mischung, die Zen-
tralität und Netzmerkmale der Straßener-
schließung mit insgesamt 22 Einzelindika-
toren zusammenfasst.

Ein ebenfalls sehr differenziertes Messkon-
zept wurde von Cutsinger et al. (2005; vgl.
Galster et al. 2000, Wolman et al. 2005) ent-
wickelt, mit welchem die Siedlungsstruktur
eines Verdichtungsraumes mit insgesamt
sieben Eigenschaftsformen beschrieben
wird. Die Siedlungsstruktur wird dabei zum
einen durch die Realnutzung, zum anderen
durch die Einwohner-, Wohnungs- und Ar-
beitsplatzzahl, jeweils projiziert auf ein Ein-
Meilen-Raster, repräsentiert. Die Anwen-
dung dieses Messkonzepts ist jedoch
schwierig, weil disaggregierte Daten zur
Projektion von Bevölkerungs- und Beschäf-
tigungsdaten auf ein kleinflächiges Raster
in Deutschland nicht verfügbar sind.35

In der jüngeren Vergangenheit wurden zu-
nehmend auch GIS-basierte Strukturmaße,
die ursprünglich für landschaftsökologi-
sche Zwecke entwickelt wurden, für die Ab-
bildung des Urban Sprawl eingesetzt (siehe
z. B. Torrens, Alberti 2000). Derartige Ansät-
ze zielen meist auf die Erfassung der Reprä-
sentanz und räumliche Verteilung von Ha-
bitatflächen ab. In diesem Zusammenhang
gebräuchliche Messgrößen sind beispiels-
weise (vgl. auch McGarigal/Marks 1994)

• die mittlere Größe der Flächen bestimm-
ter Nutzungs- oder Bodenbedeckungsar-
ten, wie z. B. Habitatflächen (patches)
(mean patch size),

• das Rand-Inhalt-Verhältnis der Flächen
einer Nutzungsart bzw. Bodenbede-
ckungsart (edge density), gemessen als
Meter Rand je Hektar Inhaltsfläche,

• der „Shape-Index“ als Verhältnis der
summierten Randlänge aller Flächen des
betrachteten Typs zur Wurzel aus der ge-
samten Inhaltsfläche, bezogen auf das
Rand-Inhalt-Verhältnis einer Kreis- oder
Quadratfläche,36

• der „Mean-Proximity-Index“, welcher
den Grad der räumlichen Isolation von
Flächen einer Nutzungsart ausdrückt; er
errechnet sich aus der Fläche eines Pat-
ches, geteilt durch die quadrierte Distanz
zum nächstgelegenen Patch gleicher
Nutzung; der Mean-Proximity-Index
wird als Mittelwert aller Einzelwerte aus-
gewiesen,37, 38

• der „Total Core Area Index“, welcher die
Summe der (mit einem Puffer-Wert zu
definierenden) Innenfläche (core area)
der betrachteten Nutzungsart mit der ge-
samten Fläche ins Verhältnis setzt.

Thinh (2002, 2004) schlägt weitere Indikato-
ren zur Untersuchung von Eigenschaften
von Flächennutzungsmustern vor, so z. B.
den „Zerklüftungsgrad“, die „fraktale Di-
mension“ sowie Gravitations-, Varianz-
und Entropiemaße. Der Zerklüftungsgrad
lehnt sich eng an den eben genannten „Sha-
pe-Index“ an, in dem er den Umfang einer
Siedlungsfläche zum Umfang eines Kreises
oder eines Quadrats mit gleichem Flächen-
inhalt ins Verhältnis setzt. Der Zerklüf-
tungsgrad nimmt den Wert „1“ an, wenn die
Fläche die Form eines Kreises oder Qua-
drats hat. Je zergliederter die untersuchte
Struktur ist, desto höhere Werte weist der
Indikator aus (Abb. 17).

Andere von Thinh eingesetzte Größen set-
zen die Definition eines Regionsmittel-
punkts voraus (z. B. bei der Berechnung von
Gravitationsmaßen), sodass sie für regions-
übergreifende Messungen von Flächennut-
zungseigenschaften (bei der eine Regions-
mitte nicht mehr sinnvoll angegeben wer-
den kann) nicht geeignet sind.

Bei der Anwendung von Landschaftsstruk-
turmaßen im Rahmen des hier zu entwi-
ckelnden Indikatorenkonzepts ist generell
zu beachten, dass die räumliche Auflösung
der eingesetzten Daten die Messwerte ex-
trem beeinflusst (siehe Abb. 18). Die Aus-
wahl der Flächennutzungsdaten und ihre
Aufbereitung (z. B. die Erzeugung von Ras-
terdaten aus Polygondaten) muss daher
sehr sorgfältig erfolgen und in Abhängigkeit
von den Untersuchungszielen stets auf ihre
sachliche Angemessenheit reflektiert wer-
den. Die Maßstabsabhängigkeit der Struk-

(35)
Cutsinger et al. (2005) verwen-
den Zensus-Daten auf Ebene
von Baublöcken oder Block-
gruppen. Solche Daten sind für
Deutschland aber nicht stan-
dardmäßig verfügbar.

(36)
Ein Messwert von 1 bedeutet
dabei, dass die Fläche (hier
Siedlungsfläche) die Form ei-
nes Kreises oder Quadrats an-
nimmt. Je höher der Wert des
Shape-Index ausfällt, desto un-
regelmäßiger ist die Fläche
(McGarigal/Marks 1994).

(37)
Dabei kann eine maximale
Suchdistanz angegeben wer-
den. Ein Wert von „0“ würde be-
deuten, dass eine einzelne Flä-
che keine Nachbarn gleicher
Nutzung aufweist. Der Wert
des Proximity-Index steigt,
wenn in Nachbarschaft ver-
mehrt Flächen gleicher Nut-
zung angetroffen werden, was
für stark zersiedelte Gebiete ty-
pisch ist (McGarigal/Marks
1994). Zu beachten ist, dass
der Wert dimensionslos ist, so-
dass er nur für Vergleiche un-
terschiedlicher Untersuchungs-
gebiete einsetzbar ist.

(38)
Ein ähnlicher Indikator wurde
von Wrbka et al. (2001, S. 86)
als „Vernetzungsgrad versie-
gelter Elemente“ vorgeschla-
gen. Dieser Indikator misst die
euklidische Distanz zwischen
versiegelten Flächen.

Abbildung 17
Beispiele für die Berechnung des Zerklüftungsgrads für unterschiedliche
Siedlungsstrukturen

Quelle: Thinh 2004

 ZG = 1,90         ZG = 4,35   ZG = 6,55
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turmaße wirft insbesondere bei der Erstel-
lung von Transformationsfunktionen Pro-
bleme auf (siehe hierzu Abschnitt 4.2). Die
Setzung solcher Funktionen ist nur dann
möglich, wenn die Art der Daten und deren
spezifischer Einsatz feststeht.

Auch in der Abbildung der Landschaftszer-
schneidung hat die Forschung in den ver-
gangenen Jahren deutliche Fortschritte ge-
macht (vgl. u. a. Roedenbeck et al. 2005;
Jaeger et al. 2001; Gawlak 2001; Bundesamt
für Naturschutz 2000; Stauch 2000; Jaeger
1999; Kappler 1997). Sowohl für das Bun-
desgebiet als auch für einzelne Bundeslän-
der existieren mittlerweile flächendecken-
de Erhebungen des Zerschneidungsgrades
durch lineare Verkehrswege (Roedenbeck
et al. 2005; Gawlak 2001; Jaeger et al. 2001;
Bundesamt für Naturschutz 2000; Schuh-
macher/Walz 2000; Schopp 1991; Lassen
1987). Neben der Anzahl großer unzer-
schnittener Räume konnte sich dabei der
von Jaeger (2000) eingeführte Indikator „Ef-
fektive Maschenweite“ zunehmend etablie-
ren.

Erhebbarkeit und Validität von Daten zu
nutzungsstrukturellen Zielen

Die Erhebung von raumstrukturellen Indi-
katoren bereitet in unterschiedlichem Ma-
ße Schwierigkeiten. Während Indikatoren,

die allein auf Geobasisdaten basieren (wie
z. B. die Landschaftszerschneidung), ver-
gleichsweise einfach zu erheben sind, stel-
len sich Messgrößen als problematisch dar,
die räumlich disaggregierte Daten zu Ein-
wohnern, Arbeitsplätzen, Wohnungen oder
Infrastruktureinrichtungen erfordern (z. B.
Nutzungsmischung). In Deutschland sind
sozioökonomische Daten unterhalb der Ge-
meindeebene allenfalls im Rahmen der
Entwicklung von lokalen und regionalen In-
dikatorenanwendungen, nicht hingegen für
regionsübergreifende Ansätze verfügbar.
Daher sind Indikatoren, die das kleinräum-
liche Gefüge von urbanen Nutzungen be-
schreiben (z. B. der Grad der Nutzungsmi-
schung oder die Freiraumversorgung der
Bevölkerung) nur eingeschränkt entwick-
lungsfähig.

Generell eingeschränkt ist auch eine zeitli-
che Längsschnittbetrachtung, da histori-
sche Flächennutzungsdaten in digitaler
Form nicht oder nur teilweise verfügbar
sind. Daher muss sich das Flächenbarome-
ter in seiner ersten Realisierungsstufe in
vielen Fällen auf die Messung des Zustands
der Flächennutzung beschränken.

In Bezug auf die Messung der Landschafts-
zerschneidung hängt der Aufwand vor al-
lem von der konkreten Ausgestaltung des
Messverfahrens ab. Straßendaten sind heu-

Abbildung 18
Anwendung von Landscape-Metrics für die Stadt Stade mit Daten aus CORINE Land Cover 2000 und
ATKIS DLM 25/1 und Anwendung des Patch-Analyst in Arc-View

Quelle: Eigene Darstellung
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te in hoher räumlicher Auflösung bundes-
weit verfügbar. Siedlungsflächen können
mit ATKIS DLM 200 oder 25/1 in das Daten-
modell integriert werden. Einige Messkon-
zepte der Zerschneidung wie die „Linea-
ment-Wirkzonen-Analyse“ (Baier 2000) set-
zen aber eine Attributierung der Straßenab-
schnitte mit Verkehrsmengendaten voraus.
Hier kann es zu Problemen kommen, da di-
gitale Verkehrsmengendaten nicht für alle
Bundesländer existieren und eine „Von-
Hand-Attributierung“ mit einem nicht ver-
tretbaren Arbeitsaufwand verbunden ist.

Indikatoren – Auswahl, Anwendung und
Messergebnisse

Einen Überblick über die ausgewählten In-
dikatoren zu Effizienzzielen gibt Tabelle 31.

Vorgeschlagen werden 5 Kernindikatoren:
Siedlungskonzentration, Dispersionsdyna-
mik, standörtliche Integration neuer Sied-
lungsflächen in den Siedlungsbestand, ver-
kehrliche Erschließung neuer Siedlungsflä-
chen sowie Landschaftszerschneidung.

Siedlungskonzentration (S1)

Zielbezug:

SZ 1 – Räumliche Konzentration der Siedlungs-
entwicklung, Vermeidung von Zersiedelung

Berechnung:

[ ]%100
gesamt_Fläche_SuV

OZ/MZ_in_Fläche_SuV
1S ×

∑

∑=

MZ = Mittelzentrum

OZ = Oberzentrum

Tabelle 31
Indikatoren zu nutzungsstrukturellen Zielen

Quelle: Eigene Darstellung

Lfd. 
Nr. 

Indikator – 
Kurzbezeichnung 

Indikator –  
Kennzahl 

Ziel-
bezug 

Nutzungs-
muster/ 

-änderung

S1 K Siedlungskonzen-
tration 

Anteil der SuV-Fläche in ober- und mittelzentralen 
Orten an der gesamten SuV-Fläche in % 

SZ 1 NM 

S2 K Dispersionsdynamik Verhältnis des Anteils neuer SuV-Fläche in zentralen 
Orten am gesamten SuV-Flächenzuwachs zum 
Anteil der SuV-Fläche in zentralen Orten an der 
gesamten SuV-Fläche 

SZ 1 NÄ 

S3 K Standörtliche  
Integration neuer 
Siedlungsflächen 

Maß der Angrenzung des Gesamtumfangs einer 
neuen Siedlungsfläche an bereits existierende 
Siedlungsflächen  

SZ 1 NÄ 

S4 E Zerklüftungsgrad Verhältnis des Umfangs der Siedlungsflächen einer 
Gebietseinheit zum Umfang eines Kreises mit  
gleichem Flächeninhalt 

SZ 1 NM 

S5 E Baulandreserven Unbebaute, aber baulich nutzbare Flächen  
innerhalb des Siedlungsbestandes  
(Baulücken, untergenutzte Flächen) an der  
gesamten Gebäude- und Freifläche in % 

SZ 2 
SZ 5 
NZ 2 

NM 

S6 E Brachflächen Bestand an baulich nutzbaren Brachflächen in ha SZ 2 
SZ 3 
SZ 5 
NZ 2 

NM 

S7 E Wiedernutzung  
Brachflächen 

Anteil der auf Brachen (und Baulücken) errichteten 
Wohnungen am Gesamtbestand neu gebauter 
Wohnungen in % 

SZ 2 
SZ 3 
SZ 5 
NZ 2 

NÄ 

S8 E Verkehrliche Erschlie-
ßung bestehender 
Siedlungsflächen 

Anteil der Siedlungsfläche im Einzugsbereich  
schienengebundener ÖV-Systeme  
(U-Bahn, Straßenbahn 0,9 km; S-Bahn, Regionaler 
Schienenverkehr 1,2 km Radius) in % 

SZ 5 NM 

S9 K Verkehrliche Erschlie-
ßung neuer Siedlungs-
flächen 

Anteil neuer Siedlungsflächen im Einzugsbereich 
schienengebundener ÖV-Systeme  
(U-Bahn, Straßenbahn 0,9 km; S-Bahn, Regionaler 
Schienenverkehr 1,2 km Radius) in % 

SZ 5 NÄ 

S10 K Landschaftszerschnei-
dung 

Effektive Maschenweite des Freiraums in ha SZ 6 
(EZ 3)  

NM 

S11 E Dynamik der Land-
schaftszerschneidung 

Veränderung der effektiven Maschenweite in % SZ 6 
(EZ 3) 

NÄ 

S12 E Effektiver Freiflächen-
anteil 

siehe Berechnungsformel SZ 1 NM 
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Mit den gegebenen statistischen Möglich-
keiten der Flächenerhebung ist die Flä-
chennutzungsstruktur in siedlungsmor-
phologischer Hinsicht kaum zu erfassen.
Dies liegt vor allem am Aggregationsniveau
der Flächenerhebung, in der Flächennut-
zungsdaten als gemeindestatistische Aggre-
gate ausgewiesen werden. Gleichwohl las-
sen sich aus Flächenerhebungsdaten
durchaus Indikatoren ableiten, die die Sied-
lungs- und Flächennutzungsstruktur groß-
räumig beschreiben. Hier werden die Indi-
katoren Siedlungskonzentration (S1) und
Dispersionsdynamik (S2) vorgeschlagen.
Bei beiden Messgrößen wird angenommen,
dass die Siedlungstätigkeit in unterzentra-
len Gemeinden mit höheren sozialen Kos-
ten verbunden ist, z. B. aufgrund höherer
Erschließungsaufwendungen oder höherer
Verkehrsaufwendungen, gemessen am
durchschnittlichen Kostenniveau zentraler
Orte mit ihrer meist kompakteren Sied-
lungsform.

Die Siedlungskonzentration wird als Anteil
der SuV-Fläche in ober- und mittelzentra-
len Orten (in % der gesamten SuV-Fläche)
berechnet.39 Eine GIS-technische Realisie-
rung ist nicht erforderlich.

Tabelle 32
Indikator S1: Siedlungskonzentration (Anteil der SuV-Fläche in ober- und mittel-
zentralen Gemeinden an der gesamten SuV-Fläche in %) – Länderergebnisse für
1996 und 2000

Quelle: Eigene Darstellung

Bundesweit wurde ein Anteil der zentralen
Orte von knapp 42 % am Gesamtbestand
der Siedlungs- und Verkehrsfläche ermit-
telt. Eine vergleichsweise geringe Sied-
lungskonzentration zeigt sich in Mecklen-
burg-Vorpommern, Schleswig-Holstein,
Sachsen-Anhalt und Rheinland-Pfalz mit
Werten von unter 30 %. Eine überdurch-
schnittliche Konzentration findet sich hin-
gegen in Nordrhein-Westfalen, Hessen und
dem Saarland. Erwartungsgemäß nimmt
die Siedlungskonzentration im System der
Raumstrukturtypen des BBR mit abneh-
mender Verdichtung und Erreichbarkeit ab.

Bei Anwendung dieses und des Indikators
Dispersionsdynamik (S2) ist zu beachten,
dass die erzielten Ergebnisse die unter-
schiedliche Ausprägung der Zentrale-Orte-
Systeme in den einzelnen Bundesländern
widerspiegeln. Die Ausstattungskataloge
mit zentralörtlichen Einrichtungen, die der
Einstufung einer Gemeinde als zentraler
Ort zugrunde liegen, sind von Land zu Land
unterschiedlich. Noch wesentlicher ist,
dass das Zentrale-Orte-System stets auch
Ausdruck des siedlungsstrukturellen Kon-
textes des jeweiligen Bundeslandes ist. Bei
gleicher Einwohnerzahl und Ausstattung
können Gemeinden je nach ihrer Lage in
dünn besiedelten Regionen oder in hoch
verdichteten Agglomerationsräumen un-
terschiedlichen Zentrale-Orte-Kategorien
zugeordnet sein. Schließlich ist zu beden-
ken, dass die Zentrale-Orte-Einstufung
immer Ergebnis eines politischen Aushand-
lungsprozesses ist und damit zumindest
teilweise unabhängig von der tatsächlichen
infrastrukturellen Ausstattung der Kommu-
nen bzw. ihrer regionalen oder teilregiona-
len Versorgungszentralität ist.

Dispersionsdynamik (S2)

Zielbezug:

SZ 1 – Räumliche Konzentration der Siedlungs-
entwicklung, Vermeidung von Zersiedelung

Berechnung:

[ ]−

∑

∑

∑

∑

=

gesamt_Fläche_SuV
NZ/UZ_Fläche_SuV

gesamt_Zuwachs_SuV
NZ/UZ_Zuwachs_SuV

2S

UZ = nicht-zentraler Ort

ZU = unterzentraler Ort

Der Indikator Dispersionsdynamik errech-
net sich aus dem Verhältnis zweier prozen-
tualer Anteile: Dabei wird der Anteil der neu
entstandenen Siedlungs- und Verkehrsflä-

Anteil der SuV-Fläche in ober- und mittelzentralen  
Gemeinden an der gesamten SuV-Fläche in % 

Land 1996 2000 2004 

Baden-Württemberg 37,8 37,5 –* 

Bayern 32,2 31,9 –* 

Brandenburg 36,9 37,2 –* 

Hessen 48,8 48,8 –* 

Mecklenburg-Vorpommern 20,1 20,9 –* 

Niedersachsen 34,4 34,3 –* 

Nordrhein-Westfalen 76,4 76,0 –* 

Rheinland-Pfalz 30,0 29,7 –* 

Saarland 46,9 46,6 –* 

Sachsen 39,6 40,3 –* 

Sachsen-Anhalt 29,7 29,8 –* 

Schleswig-Holstein 26,1 25,8 –* 

Thüringen 30,5 30,6 –* 

Bund (ohne Stadtstaaten) 41,9 41,7 –* 

Zentralraum 78,7 78,4 –* 

Zwischenraum 33,5 33,3 –* 

Peripherieraum 26,6 26,7 –* 

* nicht berechenbar, da für 2004 keine gebietsstandsbereinigte Zentrale-Orte-Typologie 
vorlag 

(39)
Als „zentrale Orte“ wurden alle
Gemeinden mit einem Code
von <50 in der Zentrentypolo-
gie des BBR ausgewählt.
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che in den unter- und nicht-zentralen Or-
ten an der gesamten Neuinanspruchnahme
von Siedlungs- und Verkehrsflächen im je-
weiligen Bezugsraum ins Verhältnis gesetzt
zum Anteil der bestehenden Siedlungs- und
Verkehrsfläche in unter- und nicht-zentra-
len Orten an der bestehenden SuV-Fläche
des Bezugsraums.40 Ein Wert von über 1,0
bringt eine überproportionale Siedlungstä-
tigkeit in unter- und nicht-zentralen Orten
zum Ausdruck, wie es raumordnerisch
nicht intendiert ist. Werte von weniger als
1,0 lassen sich hingegen als Anzeichen einer
Konzentration der Siedlungsflächen in grö-
ßeren Gemeinden werten.

Im Bundesdurchschnitt errechnet sich eine
Verhältniszahl von 1,08. Dem Anteil unter-
oder nicht-zentraler Orte am gesamten
SuV-Flächenzuwachs der Jahre 1997 bis
2000 in Höhe von 63 % steht ein Anteil die-
ser Gemeinden von 58 % am gesamten
Siedlungs- und Verkehrsflächenbestand im
Jahr 2001 gegenüber. Neue Siedlungs- und
Verkehrsflächen entstehen in der Mehrzahl
der Bundesländer überproportional in
nicht-zentralen Orten. Davon abweichend
findet in den ostdeutschen Bundesländern
eine auf die zentralen Orte konzentrierte
Siedlungstätigkeit statt. Am deutlichsten ist

dies in Mecklenburg-Vorpommern (0,87)
und Sachsen (0,80). Eine überdurchschnitt-
liche Dispersionsintensität lässt sich für
Schleswig-Holstein, das Saarland und
Rheinland-Pfalz feststellen (siehe Tab. 33).
Für die Testlandkreise wurden Werte von
1,54 (Meißen) und 0,30 (Wesel) errechnet.

Überraschenderweise zeigen die Daten
(Tab. 33), dass die Dispersionsintensität im
hoch verdichteten Zentralraum sowie im
Zwischenraum deutlich höher ist als im pe-
ripheren Raum. Dies könnte auf eine höhe-
re Wirksamkeit der landesplanerischen
Zentrale-Orte-Systeme in ländlichen Räu-
men hinweisen. Eine andere Interpretation
könnte lauten, dass in dünn besiedelten Re-
gionen bauliche Investitionen (z. B. im Rah-
men neuer Wohn- und Gewerbegebietser-
schließungen) in zentralen Orten mit gerin-
geren Risiken behaftet sind und daher für
privatwirtschaftlich agierende Akteure at-
traktiver sind.

Standörtliche Integration neuer
Siedlungsflächen (S3)

Zielbezug:

SZ 1 – Räumliche Konzentration der Siedlungs-
entwicklung, Vermeidung von Zersiedelung

Berechnung:

[ ]−

∑

∑

=
Fläche_SuV

n

1
neuerUmfang

n

1
.Fl_SuVrbestehende.uneuerRandlänge.gemeins

3S

n = Anzahl der in einer Bilanzperiode ermittelten
neuen Siedlungspolygone

Ein weiterer Kernindikator bildet die stand-
örtliche Integration neuer Siedlungsflächen
in den Siedlungsbestand ab. Im Idealfall
können Siedlungserweiterungen als Auffül-
lung bislang nicht baulich genutzter und
nicht schützenswerter Inselflächen im
Siedlungsraum oder als Arrondierung gut
erschlossener Randflächen erfolgen. Häufig
werden neue Siedlungsflächen aus Grün-
den des Immissionsschutzes, eines direk-
ten Anschlusses an Hauptverkehrslinien
oder der Bodenverfügbarkeit aber auch
ohne standörtliche Anbindung an den Sied-
lungsbestand realisiert. In derartigen Fällen
können negative landschaftsstrukturelle
Wirkungen sowie hohe Erschließungs- und
Mobilitätsaufwendungen entstehen, die
ökologisch und ökonomisch negativ zu
werten sind. Zur Messung wird der Indika-
tor „standörtliche Integration“ eingesetzt
(Siedentop/Meinel 2004; Meinel/Winkler

Tabelle 33
Indikator S2: Dispersionsdynamik (Verhältnis des
Anteils neuer SuV in unter- und nicht-zentralen
Orten am gesamten SuV-Zuwachs zum Anteil der
Siedlungs- und Verkehrsfläche in unter- und nicht-
zentralen Orten an der gesamten SuV) – Länder-
ergebnisse für 1996-2000

Quelle: Eigene Darstellung

Land 
Dispersionsdynamik 

1996-2000 

Baden-Württemberg 1,12 

Bayern 1,07 

Brandenburg 0,91 

Hessen 1,02 

Mecklenburg-Vorpommern 0,87 

Niedersachsen 1,04 

Nordrhein-Westfalen 1,38 

Rheinland-Pfalz 1,11 

Saarland 1,28 

Sachsen 0,80 

Sachsen-Anhalt 0,97 

Schleswig-Holstein 1,10 

Thüringen 0,94 

Bund (ohne Stadtstaaten) 1,08 

Zentralraum 0,98 

Zwischenraum 1,04 

Peripherieraum 1,37 

(40)
Als „unter- oder nicht-zentrale
Orte“ wurden – in Analogie zu
Indikator S1 – alle Gemeinden
mit einem Code von >=50 in
der Zentrentypologie des BBR
ausgewählt.
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2003; Meinel/Neumann 2003). Als mess-
technische Grundlage fungiert dabei eine
Berechnung des Randverhältnisses neuer
Siedlungsflächen zum bestehenden Sied-
lungsraum und zum Freiraum. Dieses Ver-
hältnis kann zwischen 0 und 1 betragen. Im
Fall eines Wertes „0“ liegt die betreffende
Fläche vollständig im landschaftlichen
Freiraum, im Fall „1“ vollständig innerhalb
des zusammenhängend überbauten Sied-
lungsraumes. Abbildung 19 beinhaltet eine
Unterscheidung von insgesamt vier Typen –
neben den beiden o. g. Extrema werden
weitere zwei Typen anhand ihres Randver-
hältnisses unterschieden.

Wird der Indikator für Bundesländer oder
andere Gebietseinheiten errechnet, wird
zunächst die Randlänge aller neuen Sied-
lungsgebiete zum benachbarten Siedlungs-
raum (gemeinsame Grenze) addiert. Dieser
Wert wird anschließend durch die gesamte
Randlänge neuer Siedlungspolygone divi-
diert.

Für eine bundesweite Realisierung dieses
Indikators kann derzeit nur auf Daten von
CORINE Land Cover 2000 zurückgegriffen
werden. Wie bei anderen Indikatoren muss
auch bei der Bewertung der standörtlichen
Integration das hohe Aggregationsniveau
dieser Datenbasis beachtet werden – CLC
weist eine Untererfassungsgrenze bei Sied-
lungsflächen im Bestand von 25 Hektar auf.
Kleinere Siedlungsflächen werden den um-
gebenden land- und forstwirtschaftlichen
Bodenbedeckungsarten zugewiesen und
damit nicht dargestellt. Im Zeitraum zwi-
schen 1990 und 2000 erfolgte Siedlungser-
weiterungen werden in CLC ab einer Größe
von fünf Hektar erfasst. Dadurch ist es mög-
lich, dass Siedlungserweiterungen als

„nicht-integriert“ bewertet werden, die in
der Realität an kleinere (in CLC nicht erfass-
te) Siedlungseinheiten anschließen. Auch
ist CLC nicht in der Lage, kleinteilige Bau-
maßnahmen innerhalb zusammenhängen-

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 19
Unterscheidung von Integrationstypen neuer Siedlungsflächen in den Siedlungsbestand

Typ voll integriert (1) gut integriert (2) wenig integriert (3) nicht integriert (4) 

Beispiel 

 Siedlungsfläche (Bestand) 

 Siedlungserweiterung 

Verhältnis des Randes neuer 
Siedlungsflächen zum beste-
henden Siedlungsraum (R) 

2/3 < R < 1 1/3 < R < 2/3 0 < R < 1/3 0 

Tabelle 34
Indikator S3: Standörtliche Integration neuer
Siedlungsflächen (Maß der Angrenzung des
Gesamtumfangs einer neuen Siedlungsfläche an
bereits existierende Siedlungsflächen „R“) –
Länderergebnisse für 1990-2000 (auf Basis von
CORINE Land Cover 2000)

Quelle: Eigene Darstellung

Land 

Standörtliche  
Integration neuer 
Siedlungsflächen 

1990-2000 

Baden-Württemberg 0,29 

Bayern 0,27 

Brandenburg 0,22 

Hessen 0,29 

Mecklenburg-Vorpommern 0,23 

Niedersachsen 0,32 

Nordrhein-Westfalen 0,34 

Rheinland-Pfalz 0,23 

Saarland 0,28 

Sachsen 0,25 

Sachsen-Anhalt 0,25 

Schleswig-Holstein 0,30 

Thüringen 0,19 

Bund 0,27 

Zentralraum 0,41* 

Zwischenraum 0,32* 

Peripherieraum 0,30* 

Bundesgebiet 0,33* 

* Bei den Werten für die Raumstrukturtypen handelt 
es sich um die Mittelwerte der Einzelflächen. Da 
diese nicht – wie bei den Länderwerten nach der 
Flächengröße gewichtet sind, fallen diese höher 
aus als die Länderwerte. 
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der Siedlungsräume abzubilden, sodass der
so ermittelte Anteil standörtlich nicht inte-
grierter Siedlungserweiterungen wahr-
scheinlich zu hoch ausfällt. Vor diesem
Hintergrund bedarf der Indikator einer
Weiterentwicklung mit höher auflösenden
Daten aus ATKIS-DLM 25. Eine Realisie-
rung ist aber derzeit nicht möglich, da in
ATKIS noch keine historischen Nutzungs-
daten generierbar sind. Dies ließe sich aber
durch eine stichtagsbezogene Regelung der
Datenarchivierung lösen, die mit der Reali-
sierung des Nachhaltigkeitsbarometers ein-
geführt werden könnte. Diese Stichtagsre-
gelung würde es ermöglichen, den jeweili-
gen Führungsstand des DLM zum 31.12.
einzufrieren und auf diese Weise multitem-
porale Analysen der Flächennutzung unter-
stützen.

Im Ergebnis der für alle zwischen 1990 und
2000 in CLC erfassten Siedlungserweiterun-
gen durchgeführten Berechnung wurde ein
mittlerer Integrationsgrad von 0,27 festge-
stellt. Das bedeutet, dass die Grenzen eines
durchschnittlichen neuen Siedlungsgebie-
tes nur zu einem knappen Viertel an den
Siedlungsbestand angrenzen. Dabei ma-
chen Siedlungserweiterungen, die über-
haupt keine Grenze zu bestehenden Sied-
lungsflächen aufweisen, immerhin einen
Anteil von 26 % aus. In einzelnen Bundes-
ländern weist der Integrationsgrad be-
sonders niedrige Werte auf. Dies betrifft vor
allem Thüringen, aber auch Rheinland-
Pfalz, Brandenburg und Mecklenburg-Vor-
pommern. Hier hat die Siedlungstätigkeit
überdurchschnittlich zur Landschaftszer-
siedelung beigetragen, weil viele Siedlungs-
gebiete in räumlicher Distanz zum beste-
henden Siedlungsraum entwickelt wurden.

Länder mit überdurchschnittlicher Integra-
tion neuer Siedlungsflächen in den Bestand
sind Nordhrein-Westfalen, Niedersachsen
und Schleswig-Holstein. Abbildung 20
macht zudem deutlich, dass die standörtli-
che Integration neuer Siedlungsflächen in
den Siedlungsbestand in den Agglomera-
tionsräumen besser gelingt als in agglome-
rationsfernen ländlichen Räumen. Aktuelle
Modellrechnungen des Bundesamtes für
Bauwesen und Raumordnung bestätigen
dies (Einig 2006).

Zerklüftungsgrad (S4)

Zielbezug:

SZ 1 – Räumliche Konzentration der Siedlungs-
entwicklung, Vermeidung von Zersiedelung

Berechnung:

∑ =π

∑ ===
n

1i ai2

n
1i pi

minP

P
4S

P = Gesamtumfang aller Siedlungspolygone

p
i
 = Umfang eines Siedlungspolygons

a
i
 = Fläche eines Siedlungspolygons

Der Zerklüftungsgrad (Thinh 2004; Thinh
2002) wurde oben bereits eingeführt; er
misst den Umfang einer Siedlungsfläche
(bzw. der Summe der Siedlungsflächen ei-
ner Gebietseinheit) und setzt diesen zum
Umfang eines Kreises oder eines Quadrats
mit gleichem Flächeninhalt ins Verhältnis.

Abbildung 20
Indikator S3: Standörtliche Integration neuer Siedlungsflächen (Anteil neuer
Siedlungsflächen nach Grad der Integration in den Siedlungsbestand – Maß der
Angrenzung des Gesamtumfangs einer neuen Siedlungsfläche an bereits existie-
rende Siedlungsflächen) 1990-2000 (auf Basis von CORINE Land Cover 2000)

Quelle: Eigene Darstellung
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Der mit der gleichen mathematischen For-
mel wie der sog. Shape-Index berechnete
Zerklüftungsgrad nimmt den Wert „1“ an,
wenn die Fläche die Form eines Kreises
oder Quadrats hat. Je zergliederter die Nut-
zungsstruktur ist, desto höhere Werte weist
der Indikator aus. Der Indikator ist ein aus-
sagekräftiger „Zeiger“ für die Zersiedelung
eines Gebietes, da er kompakte Besied-
lungsformen deutlich von zergliederten,
zerfransten Siedlungsmustern unterschei-
den kann.

In der oben dargestellten mathematischen
Form ist der Zerklüftungsgrad aber größen-
abhängig – der Indikatorwert steigt mit der
Größe des Untersuchungsgebietes bzw. der
Menge an Siedlungspolygonen an, sodass
Vergleiche zwischen unterschiedlich gro-
ßen Räumen problematisch sind. Abhilfe
verschafft hier der Mean-Shape-Index, wel-

cher als Durchschnittswert der für jedes Po-
lygon errechneten Shape-Indizes bzw. Zer-
klüftungsgrade berechnet wird (McGarigal/
Marks 1994, C18).

ni

n
1j aij2

pij

MSI

∑ =
⎟
⎟

⎟

⎠

⎞

⎜
⎜

⎜

⎝

⎛

π
=

o

MSI = Mean Shape Index

mit:

p
ij
 = Umfang des Polygons ij

a
ij
 = Fläche des Polygons ij

n
i
 = Gesamtzahl der Polygone

Abbildung 21 zeigt die Rechenergebnisse
für das Bundesgebiet in einer Rasterauflö-
sung mit einer Kantenlänge von 20 Kilome-
tern – aufgrund der Tatsache, dass hier alle
Bezugsräume gleich dimensioniert sind,
kann die oben dargestellte Berechnungsfor-
mel des Zerklüftungsgrades ohne Bedenken
eingesetzt werden. Grundlage der Berech-
nung sind Daten aus CORINE Land Cover.
Alle als Siedlungsflächen (CLC-Code <200,
ohne Abbauflächen) kategorisierten Poly-
gone wurden dabei mit der Arc-GIS Routine
Dissolve zu einem zusammenhängenden
Siedlungskörper aggregiert. Durch eine
Verschneidung dieses Datenbestandes mit
dem Gitternetz kann der Zerklüftungsgrad
für jede Rasterzelle berechnet werden.

Abbildung 21
Indikator S4: Zerklüftungsgrad (Verhältnis des Umfangs der Siedlungsflächen einer
Gebietseinheit zum Umfang eines Kreises mit demselben Flächeninhalt) –
Ergebnisse für das Bundesgebiet im Jahr 2000, Kantenlänge des Rasters: 20 km)

Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 35
Indikator S4: Zerklüftungsgrad (mittleres Verhält-
nis des Umfangs jeder Siedlungsfläche einer
Gebietseinheit zum Umfang eines Kreises mit
demselben Flächeninhalt) – Länderergebnisse für
das Jahr 2000 (auf Basis von CORINE Land
Cover 2000)

Quelle: Eigene Darstellung

Land 
Zerklüftungsgrad  

2000 

Baden-Württemberg 1,75 

Bayern 1,77 

Brandenburg 1,73 

Hessen 1,77 

Mecklenburg-Vorpommern 1,68 

Niedersachsen 1,92 

Nordrhein-Westfalen 1,99 

Rheinland-Pfalz 1,79 

Saarland 2,10 

Sachsen 2,10 

Sachsen-Anhalt 1,62 

Schleswig-Holstein 1,97 

Thüringen 1,73 

Bund 1,82 

Zentralraum 1,89 

Zwischenraum 1,81 

Peripherieraum 1,81 
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Für die Berechnung des Zersiedelungsgra-
des der Bundesländer wurde aus den o. g.
Gründen auf den Mean-Shape-Index zu-
rückgegriffen. Zwischen den Bundeslän-
dern zeigen sich relevante Unterschiede –
Länder mit einer weniger irregulären Um-
rissform ihrer Siedlungsflächen, bzw. mit
einer weniger zerklüfteten Siedlungsstruk-
tur sind mit Ausnahme Sachsens alle neuen
Bundesländer. Ein überdurchschnittlicher
Zersiedlungs- bzw. Zerklüftungsgrad wird
in Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,
Sachsen, Schleswig-Holstein und im Saar-
land angetroffen. Abbildung 21 zeigt dar-
über hinaus, dass stärker zersiedelte Gebie-
te zum einen in den suburbanen Randzo-
nen um die Verdichtungskerne anzutreffen
sind. Zum anderen finden wir solche Gebie-
te in ländlichen Räumen mit spezifischen
Siedlungsstrukturen. Genannt seien hier
vor allem die bandartigen Siedlungsformen
im Erzgebirge (Waldhufendörfer) sowie in
Teilen Ostfrieslands.

Baulandreserven (S5)

Zielbezug:

SZ 2 – Nachverdichtung und Innenentwicklung
SZ 5 – Anbindung neuer Baugebiete an beste-
hende Infrastrukturen
NZ 2 – Höhere ökonomische Produktivität der
Flächeninanspruchnahme

Berechnung:

[ ]%100
Freifläche_u_Gebäude

aumSiedlungsr_.i_.Fl_.nutzb_baul
5S ×

∑

∑=

Der Indikator „Baulandreserven“ gibt Aus-
kunft über den Anteil unbebauter Flächen
innerhalb des Siedlungsbestandes, worun-
ter Baulücken und sonstige untergenutzte
Flächen verstanden werden. Dies können,
müssen aber keine Brachflächen sein (siehe
hierzu Indikator S6). Berechnet wird der In-
dikator als Bestand der Baulandreserven im
Verhältnis zur gesamten Gebäude- und
Freifläche.

Die Realisierung dieser Messgröße stützt
sich auf Daten des Automatisierten Liegen-
schaftskatasters (ALK). Dazu erfolgt eine
Verschneidung des aus dem ALK ermittel-
ten Bestands an untergenutzten Flächen
mit baurechtlichen Datenbeständen (Sat-
zungen, Art der baulichen Nutzung des Flä-
chennutzungsplans). Dabei sollen nur die-
jenigen Flächen innerhalb des Siedlungsbe-
stands als Baulandreserven identifiziert
werden, die planungsrechtlich als Bauland
verfügbar sind.

Durch die Überlagerung des Datensatzes
der Gebäude mit dem Datensatz der im ALK
ebenfalls nachgewiesenen Nutzungsarten
der Grundstücksflächen werden zunächst
die Flächenbestände ermittelt, auf denen
keine Gebäude stehen. Hierbei ist zu be-
rücksichtigen, dass Flurstücke durch Nut-
zungsarten unterteilt werden können. Da-
her ist es für die Bestimmung des Indikator-
wertes notwendig, den Grad der baulichen
Nutzung nicht bezogen auf das gesamte
Flurstück sondern bezogen auf die Teilflä-
che des Flurstückes zu berechnen, dem die
Nutzungsart Gebäude- und Freifläche zu-
geordnet ist. In einem ersten Bearbeitungs-
schritt sind daher durch eine Verschnei-
dung der Datensätze der Flurstücke und der
Nutzungsarten die Flurstücke bzw. Flur-
stücksanteile zu ermitteln, die eine der
nachfolgend genannten Nutzungsarten
aufweisen:

• Gebäude- und Freifläche für öffentliche
Zwecke

• Gebäude- und Freifläche Wohnen

• Gebäude- und Freifläche Handel und
Dienstleitungen

• Gebäude- und Freifläche Gewerbe und
Industrie

• Gebäude- und Freifläche Mischnutzung
mit Wohnen

• Gebäude- und Freifläche Land- und
Forstwirtschaft

• Gebäude- und Freifläche zu Versor-
gungsanlagen

In einer weiteren Verschneidung des im
ersten Arbeitsschritt erzeugten Datenbe-
standes mit den Gebäuden wird die Auf-
standsfläche der Gebäude auf den Teilflä-
chen der Flurstücke ermittelt, die den oben
genannten Nutzungsarten zugeordnet sind
(siehe hierzu auch Abb. 22a). Als Ergebnis
dieser Verschneidung erhält man eine Ta-
belle, in der für jedes Gebäude eine eindeu-
tige Nummer des Flurstücks angegeben ist.
Über eine statistische Auswertung, in der
die Flächen mehrerer Gebäudeteile auf ein
Flurstück addiert werden, lässt sich die ge-
samte Gebäudeaufstandsfläche für jedes
Flurstück bzw. Teilflurstück ermitteln.
Nach einer Verknüpfung dieser Tabelle mit
den Daten der Flurstücke kann die Berech-
nung des Nutzungsgrades der Flurstücke
durchgeführt werden.

Der Nutzungsgrad ist der prozentuale An-
teil der Grundstücksfläche, der die Nut-
zungsart Gebäude- und Freifläche aufweist,
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und mit einem Gebäude überstanden ist.
Die Berechnung erfolgt nach folgender For-
mel:

Gfl*
Fstfl

100
NG =

NG Nutzungsgrad des Flurstücks

Fstfl Fläche des Flurstücks, mit der Nutzungsart
Gebäude- und Freifläche

G
fl
 Aufstandsfläche des Gebäudes

Aus dem berechneten Ergebnisdatenbe-
stand werden in einem nächsten Schritt die

Flurstücke selektiert, die zu weniger als
10 % überbaut sind und deren Nutzungsart
als Gebäude und Freifläche kategorisiert
wurde. Da mit dieser Vorgehensweise auch
solche Flächen identifiziert werden, die
aufgrund ihrer Form nicht für eine künftige
bauliche Nutzung zur Verfügung stehen,
wurde ein Formparameter eingesetzt, der
eine Beurteilung des Zuschnitts der Fläche
erlaubt. Bei Formparameter geht man in
der Regel von dem Verhältnis von Fläche (A)
zu Umfang (U) aus. Das hierbei berechnete
Verhältnis ist abhängig von der Größe der
Fläche, d. h. eine große, gut zugeschnittene
Fläche kann ein ähnliches Verhältnis auf-
weisen, wie eine kleine, schlecht zuge-
schnittene Fläche. Eine Selektion über die
Dimension dieser Verhältniszahl ist daher
nur eingeschränkt möglich. Ausgehend von
der Grundannahme, dass ein Kreis das
günstigste Verhältnis zwischen Fläche und
Umfang aufweist, kann ein Formparameter
berechnet werden, der das Verhältnis des
aus der Fläche abzuleitenden Radius und
des aus dem Umfang abzuleitenden Radius
ausdrückt. Dies hat den Vorteil, dass eine
Maßzahl berechnet wird, die folgende Be-
dingung erfüllt:

0 < x # 1; 1 entspricht dabei einer kreisför-
migen Fläche.

Der Formparameter wird nach folgender
Formel berechnet:

ΠΠ
=

2
UA

Fp

mit:

A = Fläche

U = Umfang

Die Anwendung des Formparameters ist
von der Größe des Grundstückes abhängig
zu machen. Mit zunehmender Grund-
stücksgröße erhält man trotz eines geringe-
ren Formparameters einen bebaubaren
Grundstückszuschnitt, z. B. eine ausrei-
chende Grundstücksbreite an der Straßen-
front. Nichtsdestotrotz verdeutlicht der
Formparameter den Zuschnitt der Fläche
und erlaubt eine Angabe über die Nutzbar-
keit bzw. die Intensität der Bebaubarkeit
des Grundstücks.

Die Erprobung des Indikators wurde an-
hand der Stadt Kamp-Lintfort durchgeführt
(vgl. Tab. 36 und Karte S5 in Anhang 2).
Dabei zeigt sich, dass Baulandreserven in
einem Umfang von knapp 10 % der beste-
henden Gebäude- und Freifläche vorhan-
den sind. Die Mobilisierung dieses Flächen-

Abbildung 22a
Selektion der Grundstücksanteile, die als Gebäude- und Freifläche kategorisiert
sind (weiße Flächen) – für das hier dargestellte Beispiel ergibt sich ein Nutzungs-
grad des Grundstücks von ca. 23 %

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 22b
Ergebnis der Ermittlung untergenutzter Flächen – die Gebäude und Freifläche
(weiß) sind mit einer Schraffur (rot) überlagert, die die Einschätzung aufgrund der
Anwendung des Formparameters wiedergibt; je enger die Schraffur desto günsti-
ger ist der Formparameter der Fläche

Quelle: Eigene Darstellung
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potenzials würde es erlauben, den Grund-
satz „Innen- vor Außenentwicklung“ zu ver-
folgen, ohne damit das Ziel einer „qualitati-
ven Innenentwicklung“, d. h. einer ausrei-
chenden Versorgung der Einwohner mit
Grünflächen, zu gefährden.

Das auf diese Weise als „Baulandreserve“
identifizierte Flächenpotenzial wird
schließlich nach dem planungsrechtlichen
Status differenziert:

• „sofort nutzbar“: Flächenreserven inner-
halb des Geltungsbereiches verbindli-
cher Bauleitpläne

• „nutzbar“: Flächenreserven innerhalb
einer im Flächennutzungsplan darge-
stellten Baufläche, aber außerhalb des
Geltungsbereiches verbindlicher Bau-
leitpläne

Optional können auch Flächenreserven in-
nerhalb der in Regionalplänen (in Nord-
rhein-Westfalen Gebietsentwicklungsplä-
ne) dargestellten Vorranggebiete für die
Siedlungsentwicklung berücksichtigt wer-
den, wenn die entsprechenden Plandarstel-
lungen digital verfügbar sind.

Brachflächen (S6)

Zielbezug:

SZ 2 – Nachverdichtung und Innenentwicklung
SZ 3 – Innerörtliches Flächenrecycling, Wieder-
nutzung von Brachen
SZ 5 – Anbindung neuer Baugebiete an beste-
hende Infrastrukturen
NZ 2 – Höhere ökonomische Produktivität der
Flächeninanspruchnahme

Berechnung:

[ ]ha
n

1
enBrachflächnutzbarebaulich6S ∑=

n = Anzahl der identifizierten Brachflächen

Neben unbebauten oder geringfügig be-
bauten Flächen im Siedlungsbestand sind
städtische Brachflächen der zweite wesent-
liche Ansatzpunkt für städtebauliche In-
nenentwicklungsstrategien. Brachflächen

weisen in der Regel eine Anbindung an be-
stehende Infrastrukturen auf und nicht
zuletzt trägt ihre Wiedernutzung zu einer
reduzierten Flächenneuinanspruchnahme
und damit zu einer Erhöhung der ökonomi-
schen Produktivität der Siedlungsfläche
bei.

Bislang konnte der Brachflächenbestand
nur mithilfe von Modellrechnungen ge-
schätzt werden. Teilweise stützen sich diese
Rechnungen auf Daten der amtlichen Flä-
chenerhebungen (UBA 2003), teilweise auf
Daten aus Sondererhebungen. Erst wenige
Kommunen verfügen über Brachflächenka-
taster, in denen der Bestand systematisch
erfasst und fortgeschrieben wird. Für Dres-
den wurde im Rahmen einer Diplomarbeit
ein Brachflächenbestand in Höhe von etwa
15 % der im FNP dargestellten Bauflächen
erhoben (Weser 2005, S. 43).

Das Hauptproblem in der Bestandserfas-
sung liegt in der Tatsache, dass Brachflä-
chen nicht über einfache Identifikations-
prozedere, wie sie beim Indikator S5 Bau-
landreserven zum Einsatz kommen, ermit-
telt werden können. Brachflächen sind häu-
fig durch bauliche Nutzungen geprägt, de-
ren funktionaler Status weder durch Katas-
terdaten noch durch fernerkundliche Daten
erfasst werden kann. Im Rahmen des Nach-
haltigkeitsbarometers ist daher eine Be-
rücksichtigung dieses Indikators nicht
möglich.

Die hohe politische Bedeutung, die der
Wiedereingliederung von Brachflächen in
den urbanen Nutzungskreislauf zukommt,
gebietet es aber, zukünftig nach Möglich-
keiten zu suchen, auf welche Weise eine
„Brachflächenstatistik“ geführt werden
kann. In erster Annäherung bieten sich zwei
Möglichkeiten:

• In Rücksprache mit den Landesvermes-
sungsverwaltungen sollte zunächst eine
Qualifizierung der Vergabepraxis der
Nutzungsart „Gebäude- und Freifläche
ungenutzt“ geprüft werden (Nutzungs-

Tabelle 36
Bestand untergenutzter Flächen in der Stadt Kamp-Lintfort

Quelle: Eigene Darstellung

Gebäude- und  
Freiflächen 

Untergenutzte  
Flächen 

Anzahl untergenutzter  
Flächen 

Anteil der untergenutzten Flächen 
an der Gebäude- und Freifläche* 

879,2 ha 79,2 ha 465 9 % 

* Bei der Berechnung der Flächen wurde festgestellt, dass umfangreiche Flächen der Ebene Nutzungsarten fehlerhaft 
attributiert waren. Mit Blockbebauung bebaute Flächen wurden die Nutzungsarten Straße (einbahnig) zugeordnet. 
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artengruppe 290). Zu hinterfragen ist die
derzeitige Abbildungsleistung des tat-
sächlichen Brachflächenbestands durch
diese Kategorie, was eine Prüfung der ak-
tuellen Vergabepraxis der kommunalen
Vermessungsverwaltungen einschließt.
Im Ergebnis einer solchen Prüfung soll-
ten konkrete Maßnahmen benannt wer-
den, wie die diesbezügliche Qualität der
Flächenerhebung zu verbessern ist.
Gegebenenfalls sollte in Analogie zur
Siedlungs- und Verkehrsfläche ein jährli-
cher Erhebungszyklus der „ungenutz-
ten“ Gebäude- und Freifläche erwogen
werden.

• Eine zweite Möglichkeit besteht in der
Einführung eines obligatorischen kom-
munalen Meldeverfahrens zu den loka-
len Brachflächenbeständen. Danach
würden die Gemeinden verpflichtet, den
Bestand an baulichen Brachflächen
stichtagsbezogen zu erheben und den
statistischen Landesämtern zu melden.
Sinnvoll erscheint ein zweijähriger oder
vierjähriger Erhebungsturnus, angelehnt
an die Flächenerhebungen nach Art der
tatsächlichen Nutzung. Gegenstand des
Meldeverfahrens könnten auch geplante
(oder bereits realisierte) Nachnutzungen
mitsamt Angaben zu erzielten Woh-
nungs- und Gewerbebauleistungen sein.
In Niedersachsen konnten mit einer –
allerdings freiwilligen – Baulandumfrage
sehr gute Ergebnisse erzielt werden. Hier
beteiligten sich nahezu alle Gemeinden
des Landes, sodass heute ein fast flä-
chendeckender, alle zwei Jahre aktuali-
sierter, Datenbestand zu Umfang und
Struktur kommunaler Baulandreserven
zur Verfügung steht.

Für das zweite Verfahren spricht die höhere
statistische Leistungsfähigkeit, denn im Ge-
gensatz zu den Daten der Flächenerhebun-
gen ließe sich im Rahmen eines Meldever-
fahrens ein breiterer Katalog von Daten ab-
fragen. Gegen die Einführung eines ver-
pflichtenden Meldeverfahrens steht aber
das aktuelle politische Klima, in welchem
die Einführung zusätzlicher kommunaler
Statistiken eher skeptisch bewertet wird.
Auch erscheint es wenig wahrscheinlich,
dass alle Bundesländer eine entsprechende
Initiative unterstützen würden. Anderer-
seits ist der Umgang mit Brachflächen als
die siedlungspoltische Herausforderung in
der näheren Zukunft anzusehen. Hier er-
griffene politische Maßnahmen bedürfen
eines qualifizierten Datenbestands für eine

systematische Erfolgskontrolle, sodass
auch ein vergleichsweise hoher Aufwand
für die Datenerhebung gerechtfertigt er-
scheint.

Wiedernutzung Brachflächen (S7)

Zielbezug:

SZ 2 – Nachverdichtung und Innenentwicklung
SZ 3 – Innerörtliches Flächenrecycling, Wieder-
nutzung von Brachen
SZ 5 – Anbindung neuer Baugebiete an beste-
hende Infrastrukturen
NZ 2 – Höhere ökonomische Produktivität der
Flächeninanspruchnahme

Berechnung:

[ ]

[ ]
[ ]%100

n

1
Anzahl)insgesamt(Wohnungengebauteneu

n

1
AnzahlWohnungengebauteneuBrachenauf

7S ×

∑

∑

=

n = Anzahl der identifizierten Brachflächen bzw.
wiedergenutzten Brachflächen

Aufgrund der unter dem Indikator S6
Brachflächen geschilderten Probleme ist
auch dieser Indikator, der den Anteil der auf
Brachflächen und sonstigen Innenbe-
reichsflächen (vor allem Baulücken) errich-
teten Wohnungen am Gesamtbestand neu
gebauter Wohnungen wiedergibt, für grö-
ßere Gebiete nicht erhebbar. Auch hier lässt
sich lediglich die hohe fachliche Relevanz
des Indikators betonen, die aus vereinzelt
vorliegend kommunalen Daten gefolgert
werden kann. So ermittelte Weser (2005,
S. 46) für die Stadt Dresden, dass im Zeit-
raum zwischen 1993 und 2003/2004 auf
über 1 300 Hektar Brachflächen Nutzungs-
änderungen stattgefunden haben. Den
größten Anteil haben dabei bauliche Nach-
nutzungen, aber auch Entsiegelungsmaß-
nahmen sind zu größeren Anteilen vertre-
ten. Der Umfang der auf Brachflächen loka-
lisierten Wohn- und Gewerbebautätigkeit
in Wohneinheiten oder Flächeneinheiten
ließ sich allerdings nicht quantifizieren.
Auch sind Daten zu Brachflächen weder flä-
chendeckend noch in einer Form vorhan-
den, die es erlauben würden, sie im Sinne
der hier vorgeschlagenen Indikatorformu-
lierung aufzubereiten.

An dieser Stelle sei auch auf die internatio-
nale Anschlussfähigkeit dieses Indikators
hingewiesen. In der britischen Stadtpla-
nung fungiert der Indikator S7 als zentrale
politische Vorgaben der Zentralregierung
an die lokalen Gebietskörperschaften. Im
Jahr 2000 wurde das Ziel ausgegeben, bis
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2008 60 % der nationalen Wohnungsbau-
leistung auf Brachflächen zu errichten (Of-
fice of the Deputy Prime Minister 2000).
Diese Ziel wurde in sehr kurzer Zeit überer-
füllt – im Jahr 2005 konnten in England 75 %
aller neu gebauten Wohnungen auf Brach-
flächen (brownfield land) lokalisiert werden
(Earl 2006, S. 19). Für Deutschland liegen –
wie oben ausgeführt – keine diesbezügli-
chen statistischen Erkenntnisse vor. Ge-
schätzt werden kann allerdings, dass eine
Innenentwicklungsquote von 30 % im Woh-
nungsbaubereich nicht überschritten wird.

Verkehrliche Erschließung bestehender
Siedlungsflächen (S8)

Zielbezug:

SZ 5 – Anbindung neuer Baugebiete an beste-
hende Infrastrukturen

Berechnung:

[ ]%100
gesamt_Fläche_SuV

eichEinzugsber_SPNV_.i_Fl_SuV
8S ×

∑

∑=

Einzugsbereich schienengebundener OV-Systeme
(SPNV):

–  U-Bahn, Straßenbahn 0,9 km Radius

–  S-Bahn, Regionaler Schienenverkehr 1,2 km Radius

Der Indikator „Verkehrliche Erschließung
bestehender Siedlungsflächen“ misst den
Anteil der im Einzugsbereich von Haltestel-
len des öffentlichen Verkehrs befindlichen
Siedlungsfläche. Die Relevanz dieses Indi-
kators begründet sich aus der hohen Be-
deutung eines fußläufigen Zugangs zu den
Haltestellen des öffentlichen Personennah-
verkehrs. Verkehrswissenschaftliche Studi-
en zeigen, dass die Nutzungsintensität des
öffentlichen Verkehrs mit zunehmender
Entfernung des Wohnstandortes zum Hal-
tepunkt abnimmt (siehe z. B. ILS 1999).

Der Indikator S8 konnte bundesweit nur
mit CORINE Land Cover realisiert werden.
Somit gelten die im Zusammenhang mit In-
dikator S3 genannten Vorbehalte zur Inter-
pretation der Ergebnisse auch hier. Indika-
tor S8 quantifiziert den Anteil der im Ein-
zugsbereich von Haltestellen des schienen-
gebundenen öffentlichen Verkehrs befind-
lichen Siedlungsfläche.41 Als Datengrundla-
ge für die Infrastruktur des öffentlichen
Nahverkehrs wurde auf einen Datensatz der
DDS Digital Data Services GmbH zurückge-
griffen. Die Einzugsbereiche wurden ver-
kehrsträgerspezifisch festgelegt – 900 Meter
bei U- und Straßenbahnen und 1 200 Meter
bei schienengebundenen Regionalverkehrs-

systemen (S-Bahn und DB-Regionalver-
kehr).

Die für das Jahr 2000 errechneten Ergebnis-
se (Tab. 37) verdeutlichen, dass in ländlich
geprägten Bundesländern wie Mecklen-
burg-Vorpommern oder Niedersachsen ein
deutlich geringerer Erschließungsgrad vor-
handen ist als in stärker verstädterten Län-
dern wie Baden-Württemberg oder Hessen
mit einem hier dichten Netz schienenge-
bundener Verkehrsangebote. Der in Hessen
und Baden-Württemberg deutlich über-
durchschnittliche Anteil erschlossener
Siedlungsgebiete lässt sich aber auch als In-
diz für den Steuerungserfolg der Raumord-
nung interpretieren, die in beiden Ländern
traditionell eine punkt-axiale Konzentra-
tion der Siedlungstätigkeit verfolgt. Dies
wird durch den Indikator S9 bestätigt (siehe
dort).

Bundesweit ist etwa ein Drittel der Sied-
lungsflächen gut an den schienengebunde-
nen öffentlichen Nahverkehr angeschlos-
sen. Tabelle 37 verdeutlicht ein starkes
raumstrukturelles Gefälle des Erschlie-
ßungsgrades von den Kernbereichen der
Agglomerationen in die ländlich geprägten

(41)
Als Siedlungsflächen wurden
dabei die CORINE-Typen <200
mit Ausnahme der Abbauflä-
chen (131) ausgewählt.

Tabelle 37
Indikator S8: Verkehrliche Erschließung bestehen-
der Siedlungsflächen (Anteil der Siedlungsfläche
im Einzugsbereich schienengebundener ÖV-
Systeme in %) – Länderergebnisse für das Jahr
2000 (auf Basis von Daten aus CORINE Land
Cover 2000 und DDS Digital Data Services
GmbH; Datenprozessierung: Thomas Pütz, BBR)

Quelle: Eigene Darstellung

Land 

Verkehrliche Erschlie-
ßung bestehender 

Siedlungsflächen 2000 

Baden-Württemberg 41,7 

Bayern 36,6 

Brandenburg 27,5 

Hessen 41,7 

Mecklenburg-Vorpommern 27,8 

Niedersachsen 22,3 

Nordrhein-Westfalen 32,8 

Rheinland-Pfalz 35,7 

Saarland 36,6 

Sachsen 37,2 

Sachsen-Anhalt 35,0 

Schleswig-Holstein 25,3 

Thüringen 34,3 

Bund (ohne Stadtstaaten) 33,5 

Zentralraum 42,2 

Zwischenraum 32,8 

Peripherieraum 27,2 
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Kiel

Bonn

Köln

Essen

Erfurt

Berlin

Kassel

Bremen

Rostock

Dresden

Leipzig

München

Hamburg

Chemnitz

Nürnberg
Mannheim

Hannover
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Magdeburg

Stuttgart

Karlsruhe

Bielefeld

Düsseldorf

Saarbrücken

Frankfurt a.M.
bis unter 20

20 bis unter 30

30 bis unter 40

40 und mehr

Räume. Dies zeigen auch die Ergebnisse für
Zentral-, Zwischen- und Peripherieraum.
Mit zunehmender räumlicher Distanz zu
den Agglomerationskernen sinkt somit die
Wahrscheinlichkeit, im fußläufigen Umfeld
des Wohnstandorts einen Zugangspunkt zu
schienengebundenen Verkehrsangeboten
vorzufinden.

Da Angaben zu Haltestellen des schienen-
gebundenen Nahverkehrs auch in ATKIS
DLM 25/2 implementiert sind, konnte der
Indikator auch für die Testlandkreise um-
gesetzt werden. Für den Landkreis Meißen
wurde errechnet, dass etwa 37 % der Sied-
lungsflächen im Einzugsbereich von Halte-
stellen des schienengebundenen Nahver-
kehrs lokalisiert sind. Im Kreis Wesel be-
trägt dieser Anteil nur knapp 18 %. Die Be-
rechnung der Indikatorwerte erfolgte für
beide Testgebiete über die im ATKIS Basis
DLM erhaltenen Informationen zu Bahn-
hofsanlagen (Objektart 3501) in Verbin-
dung mit dem Attribut „Bahnkategorie“,
das zu den Bahnstrecken geführt wird. Aus
der Kombination der Lage des Haltepunk-
tes und der Angabe der Bahnkategorie der
Bahnstrecke lässt sich die Funktion und der
Einzugsbereich des Haltepunktes ermit-
teln. Dieser Einzugsbereich wird mit den
Siedlungsflächen durch eine Überlagerung
in Beziehung gesetzt und somit der Sied-
lungsflächenanteil ermittelt, der Gegen-
stand dieses Indikators ist.

Verkehrliche Erschließung neuer
Siedlungsflächen (S9)

Zielbezug:

SZ 5 – Anbindung neuer Baugebiete an beste-
hende Infrastrukturen

Berechnung:

[ ]%100
gesamt_Zuwachs_SuV

eichEinzugsber_SPNP_.i_Zuwachs_SuV
9S ×

∑

∑=

Einzugsbereich schienengebundener OV-Systeme
(siehe oben)

Dieser Indikator basiert auf denselben Da-
tenquellen wie Indikator S8. Berechnet
wird der Anteil der in einer Bilanzperiode
neu in Anspruch genommenen Siedlungs-
fläche im Einzugsbereich schienengebun-
dener ÖV-Angebote am gesamten Sied-
lungsflächenzuwachs. Mit CLC-Daten er-
rechnet sich bundesweit ein Anteil von
knapp 20 %. In einzelnen Regionen – insbe-
sondere in den süddeutschen Agglomerati-
onsräumen – werden zum Teil deutlich hö-
here Werte angetroffen (Abb. 25). Werte

Tabelle 38
Attributwerte des Attributes Bahnkategorie in den
Bundesländern Sachsen und Nordrhein-Westfalen
mit Angabe der verwendeten Einzugsbereiche

Quelle: Eigene Darstellung

Attribut 
BKT 

Bahn-
kategorie Sachsen 

Nordrhein-
Westfalen 

1100 Eisenbahn X (1 200 m) X (1 200 m) 

1107 im OK nicht 
bezeichnet; 
nach der 
Systematik 
Regionalver-
kehr 

 X (1 200 m) 

1200 Stadtbahn  X (900 m) 

1201 Straßenbahn X (900 m) X (900 m) 

Abbildung 23
Indikator S8: Verkehrliche Erschließung bestehender Siedlungsflächen (Anteil der
Siedlungsfläche im Einzugsbereich schienengebundener ÖV-Angebote in %)
Ergebnisse für das Bundesgebiet, 2000 (eigene Darstellung auf Basis von Daten
aus CORINE Land Cover 2000 und DDS Digital Data Services GmbH;
Datenprozessierung: Thomas Pütz, BBR)

Quelle: Eigene Darstellung
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von über 40 % sind aber auch in den Agglo-
merationsräumen die Ausnahme.

Zwischen den einzelnen Bundesländern
zeigen sich zum Teil überraschende Unter-
schiede, die nicht allein aus der Verdich-
tungssituation zu erklären sind. So variiert
der Indikatorwert zwischen Hessen (27,5 %)
und Nordrhein-Westfalen (17,2 %) um be-
achtliche 10 Prozentpunkte. Eine Erklärung
könnte – wie im vorangegangenen Ab-
schnitt bereits angedeutet – in der besonde-
ren Wertschätzung einer am Öffentlichen
Nahverkehr orientierten Siedlungsentwick-
lung durch die Landes- und Regionalpla-
nung im Bundesland Hessen liegen. Denk-
bar ist aber auch, dass die Siedlungspoten-
ziale im Einzugsbereich des öffentlichen
Nahverkehrs in den nordrhein-westfäli-
schen Agglomerationen bereits weitgehend
aufgezehrt sind. Schließlich kann auch die
starke Siedlungsdynamik in den agglome-
rationsfernen – weniger gut durch den
schienengebundenen Nahverkehr er-
schlossenen – Regionen Nordrhein-Westfa-
lens wie dem Münsterland als Erklärung für
den vergleichsweise geringen Erschlie-
ßungsgrad neuer Siedlungsflächen in die-
sem Bundesland herangezogen werden.

Der verkehrliche Erschließungsgrad neuer
Siedlungsgebiete variiert zwischen den

Abbildung 24
Schematische Darstellung der Einzugsbereiche unterschiedlicher regionaler Schienenverkehrsangebote
im Landkreis Meißen (rot schraffiert: S-Bahn und DB-Nahverkehr, blau schraffiert: Straßenbahn)

Quelle: Eigene Darstellung

Land 

Verkehrliche Erschlie-
ßung neuer Siedlungs-

flächen 2000 

Baden-Württemberg 25,4 

Bayern 18,9 

Brandenburg 15,6 

Hessen 27,5 

Mecklenburg-Vorpommern 19,0 

Niedersachsen 15,3 

Nordrhein-Westfalen 17,2 

Rheinland-Pfalz 19,3 

Saarland 20,8 

Sachsen 22,5 

Sachsen-Anhalt 21,5 

Schleswig-Holstein 14,9 

Thüringen 21,5 

Bund (ohne Stadtstaaten) 19,5 

Zentralraum 22,9 

Zwischenraum 21,1 

Peripherieraum 16,4 

Tabelle 39
Verkehrliche Erschließung neuer Siedlungsflä-
chen (Anteil neuer Siedlungsflächen im Einzugs-
bereich schienengebundener ÖV-Angebote in %)
– Länderergebnisse für den Zeitraum 1990-2000
(auf Basis von CORINE Land Cover 2000 und
DDS Digital Data Services GmbH;
Datenprozessierung: Thomas Pütz, BBR)

Quelle: Eigene Darstellung
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Raumstrukturtypen in deutlich geringerem
Maße als die verkehrliche Erschließung be-
stehender Siedlungsflächen. Während im
Zentralraum 23 % aller neuen – in CLC
nachgewiesenen – Siedlungsflächen inner-
halb des Einzugsradius schienengebunde-
ner Verkehrsmittel lokalisiert sind, sind dies
im peripheren Raum nur 16 %. Der ver-
gleichsweise geringe Unterschied dürfte vor
allem in der relativen Erschöpfung halte-
punktnaher Bauflächen in den höher ver-
dichteten Regionen begründet sein. Mög-
licherweise motiviert aber auch der höhere
Bodenpreis solcher Flächen Investoren, auf
weniger gut erschlossene Standorte auszu-
weichen. Da im Rahmen dieses For-
schungsvorhabens nicht auf historische
ATKIS-Daten zurückgegriffen werden
konnte, wurde der Indikator S9 nicht für die
Testlandkreise berechnet.

Landschaftszerschneidung (S10)

Zielbezug:

SZ 6 – Räumliche Bündelung von Infrastruktur-
systemen
EZ 3 – Erhaltung großflächig unzerschnittener
Landschaftsräume

Berechnung:

∑

=
= n ²Fi

1Fgi

1
7S

n= Zahl der verbleibenden Flächen

F
i
 = Flächeninhalt von Fläche i

Fg = Gesamtfläche der betrachteten Raumeinheit,
welche in n Flächen zerteilt wurde

Als Indikator für die Landschaftszerschnei-
dung wird die „effektive Maschenweite“
eingesetzt. Die effektive Maschenweite ist
„ein Maß für die Größe der verbliebenen
Flächen, der Maschen des Verkehrsnetzes“
(Jaeger/Holderegger 2005, S. 115). Die Defi-
nition der effektiven Maschenweite m

eff

stützt sich auf die Wahrscheinlichkeit dafür,
dass zwei beliebig ausgewählte Punkte, die
in einem Gebiet liegen, nach der Zerschnei-
dung des Gebietes noch gemeinsam in der-
selben Fläche liegen. Diese Wahrschein-
lichkeit wird in die Größe einer Fläche, die
effektive Maschenweite, umgerechnet und
in km² oder Hektar angegeben. Der Indika-
tor lässt flächendeckende Aussagen über
die Landschaftszerschneidung unter Be-
rücksichtigung aller verbleibenden Flächen
zu. Er kann für jede beliebige Gebietsab-
grenzung berechnet werden. Das Ergebnis
ist abhängig von den SuV-Flächen bzw.
sonstigen technischen Elementen, die als
zerschneidungswirksam betrachtet wer-
den. Im Rahmen des Kernindikatorensatzes
gemäß 62. UMK (BLAK-NE, LIKI) werden
berücksichtigt: alle Straßen ab einer Ver-
kehrsstärke von 1 000 Kfz/24 h, zweigleisige
Bahnstrecken und eingleisige elektrifizier-
te, (nicht stillgelegt), Ortslagen, Flughäfen,
Kanäle mit dem Status einer Bundeswasser-
straße der Kategorie IV oder größer. Bei
Straßen und Bahnlinien werden Tunnels ab
einer Länge von 1 000 m als Unterbrechung
berücksichtigt. Eine bundesweite Berech-
nung – auch für die Länder – durch das BfN
sollte bis Ende 2005 vorliegen (LIKI 2005)
und durch die Länder nachgenutzt werden
können. Einzelne Länder (z. B. Baden-
Württemberg, Bayern) haben entsprechen-
de Berechnungen bereits fertiggestellt, in
NRW wurde eine modellhafte Berechnung
für den Bezirk Münster durchgeführt, für
andere Länder liegen z. T. Berechnungen

Abbildung 25
Indikator S9: Verkehrliche Erschließung neuer Siedlungsflächen (Anteil neuer
Siedlungsflächen im Einzugsbereich schienengebundener ÖV-Angebote in %) –
Ergebnisse für das Bundesgebiet im Zeitraum 1990-2000 (eigene Darstellung auf
Basis von Daten aus CORINE Land Cover 2000 und DDS Digital Data Services
GmbH; Datenprozessierung: Thomas Pütz, BBR)

Quelle: Eigene Darstellung
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für andere Zerschneidungsgeometrien oder
lediglich die Rohdaten vor (LIKI 2005).

Die effektive Maschenweite (m
eff

) kann für
den jeweiligen gesamten Untersuchungs-
raum wie auch für Teilräume (z. B. Verwal-
tungseinheiten oder naturräumliche Ein-
heiten) berechnet werden. Zur Auswertung
für räumliche Subeinheiten werden zwei
Methoden vorgeschlagen (vgl. Esswein,
Schwarz-v. Raumer 2004), die sicherstellen,
dass keine Teilfläche in die Berechnung der
Maschenwerte zweier Teilgebiete eingeht.
Dies kann entweder durch eine räumliche
Selektion der Flächen der Zerschneidungs-
geometrie, deren Mittelpunkt in einem
Teilraum liegt (Mittelpunktverfahren), ver-
mieden werden oder durch eine Verschnei-
dung mit den Teilräumen (Ausschneidever-
fahren), wodurch Geometrien entstehen,
für die die effektive Maschenweite berech-
net wird.

Die Berechnung der effektiven Maschen-
weite wurde auf der Grundlage der zur Ver-
fügung stehenden Datensätze des ATKIS
DLM 250 durchgeführt. Diese enthalten das
vollständige Straßen- und Schienennetz42

und bilden die Siedlungsfläche über die Ob-
jektart „Ortslage“ ab, sodass die Zerschnei-
dung der Landschaft sinnvoll über das DLM
modelliert werden konnte. Zudem kann
diese Vorgehensweise auf die Objektarten
des Basis DLM übertragen werden und so
eine differenziertere Auswertung vorge-
nommen werden.

In einem ersten Arbeitsschritt wurden aus
dem DLM diejenigen Objektarten selek-
tiert, die für die Berechnung der effektiven
Maschenweite relevant sind (Tab. 40). Dies
sind zum einen die flächenhaften Informa-
tionen, die Aussagen zur Zugehörigkeit
bzw. Nichtzugehörigkeit zu einem Frei-
raum erlauben. Hierbei wurden die Flächen
ermittelt, die nicht zu einem terrestrischen
Freiraum gehören. Zum anderen wurden
die linearen Elemente wie Straßen und
Schienenwege ermittelt, von denen eine
Zerschneidungswirkung für den verblei-
benden Freiraum ausgeht. Aus diesen Da-
ten wurde durch Verschneidung ein Daten-
satz der Maschen innerhalb des Freiraumes
erzeugt. Das Straßen- und Schienennetz
bildet eine Struktur, in dem die Maschen
Polygone bilden. Aus diesem Datenbestand
wurden die Polygone herausgeschnitten,
die keinen Freiraum bilden.

Für die Berechnung standen die beiden Da-
tensätze des DLM 250 für die Jahre 2002

und 2005 zu Verfügung. Für eine multitem-
porale Analyse der Landschaftszerschnei-
dung sind die Datensätze wegen des gerin-
gen zeitlichen Abstandes, aber auch auf-
grund inhaltlicher Unterschiede in der Da-
tenstruktur nicht geeignet.

Für die Bundesrepublik Deutschland wurde
für das Jahr 2002 eine effektive Maschen-
weite von 15,9 und für 2005 ein Wert von
15,3 ermittelt. Für die länderbezogene Aus-
wertung ist zunächst eine Auswahl der Ma-
schen der Länder notwenig. Auf eine Ver-
schneidung mit den Landesgrenzen wurde
verzichtet um keine „virtuellen Grenzen“ in
die Berechnung einzubeziehen und somit
kleinere Maschen zu erzeugen. Für die Be-
rechnung der landesweiten effektiven Ma-
schenweite wurden zwei Berechnungswei-
sen angewendet.

• Für die Berechnung der effektiven Ma-
schenweite des jeweiligen Bundeslandes
wurden die Maschen herangezogen, de-
ren Mittelpunkte in dem Land liegen.
Hierbei ist sichergestellt, dass jede Ma-
sche nur einmal in die Auswertung ein-
bezogen wird. Je nach Zuschnitt der Flä-
che kann die Zuordnung dieser zu einem

(42)
Vollständig heißt hier vollstän-
dig im Sinne des in der militär-
topogaphischen Karte
1 : 250 000 ausgewiesenen
Straßen und Schienennetzes.

Tabelle 40
Berücksichtigung von ATKIS-Objektarten für die Berechnung der Landschafts-
zerschneidung

Quelle: Eigene Darstellung

Verwendete Objektarten in 
dem Datenbestand von (Jahr) 

2002 2005 Bedeutung 

2101 2101 Ortslagen 

2121 2121 Bergbaubetrieb (soweit vorhanden) 

3301 3301 Flughafen 

3302 3302 Flugplatz, Landeplatz 

5101  Wasserlauf* 

 5102 Kanal 

 5106 Wasserlauf  

5111 5111 Meer 

5112 5112 Binnensee 

5121  Watt** 
Fl

äc
he

n 

5201  Sandbank** 

3101 3101 Straßen (Bundesautobahnen, Bundesstraßen, 
Landes- und Staatsstraßen sowie  
Kreisstraßen) 

3201 3201 Schienenbahnen 

Li
ni

en
 

5102-5106 5102-5106 Kanal und Wasserläufe, deren Schifffahrts-
katagorie (SFK) mit Binnen- oder Seewasser-
straße angegeben ist 

*  Die Objektart 5101 wurde vermutlich durch die Objektarten 5102-5106 ersetzt. Die 
Objektart 5101 wird in der aktuellen Beschreibung des DLM 250 nicht mehr genannt. 

**  Aufgrund von Änderungen an dem Datenbestand wurden diese Flächen aus der 
Auswertung ausgenommen. 
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Bundesland nicht nachvollziehbar sein,
wenn beispielsweise der Mittelpunkt in
dem Bundesland mit der geringsten Ge-
samtfläche der Masche liegt.43

• Für die Berechnung der effektiven Ma-
schenweite werden alle Maschen ver-
wendet, die das jeweilige Bundesland
überschneiden. Bei dieser Methode wer-
den die Maschen, die auf den Länder-
grenzen liegen mehrfach bewertet. Für
jedes Bundesland werden somit alle rele-
vanten Maschen in die Berechnung ein-
bezogen.

Die Ergebnisse der beiden Berechnungs-
methoden sowie die Veränderungen der
Werte für die einzelnen Bundesländer wer-
den in den beiden nachfolgenden Tabel-
len 41 und 42 ausgewiesen.

(43)
Die Berechnung der Mittel-
punkte ist auch abhängig von
der verwendeten GIS-Softwa-
re. So verwendet ArcView 3.x
und ArcInfo unterschiedliche
Verfahren zur Mittelpunktbe-
rechnung, sodass die Ergeb-
nisse nicht vergleichbar sind.

Dynamik der Landschaftszerschneidung
(S11)

Zielbezug:

SZ 6 – Räumliche Bündelung von Infrastruktur-
systemen
EZ 3 – Erhaltung großflächig unzerschnittener
Landschaftsräume

Berechnung:

[ ]%100
mefft

1mefftmefft
11S ×−−=

Dieser Indikator errechnet sich als Verän-
derung der effektiven Maschenweite in Pro-
zent. Eine Realisierung war im Rahmen des
Vorhabens allerdings nicht möglich, da
nicht auf historische Landnutzungsdaten
zurückgegriffen werden konnte.

Effektiver Freiraumanteil (S12)

Zielbezug:

SZ 6 – Räumliche Bündelung von Infrastruktur-
systemen
EZ 3 – Erhaltung großflächig unzerschnittener
Landschaftsräume

Berechnung: siehe unten

Der „effektive Freiraumanteil“ wurde von
Schweppe-Kraft (2006) zur Messung der
Landschaftszersiedelung vorgeschlagen.
Der Indikator beruht auf der Grundüberle-
gung, dass ein großer unbesiedelter Frei-
raum für die Funktionen der Landschaft
positiver zu bewerten ist als zwei kleinere,
in der Summe aber gleich große Räume.
Das Maß der siedlungsräumlichen „Durch-
dringung“ kann nun durch (gedachte) Lini-
en durch den Freiraum abgebildet werden,
die durch Siedlungsräume unterbrochen
werden. Ein stark zersiedelter Raum wird
dabei eine höhere Zahl von Unterbrechun-
gen aufweisen als ein Raum mit nur weni-
gen eingestreuten Siedlungsflächen. Auch
werden die Unterbrechungen im ersten Fall
länger sein als im zweiten Fall, weil größere
zusammenhängende Siedlungsflächen den
Freiraumverbund unterbrechen.

Für die Berechnung dieses Indikators wer-
den „Analyselinien“ über die zu untersu-
chende Fläche gelegt und das Verhältnis
der Linienlängen, die außerhalb von Sied-
lungsflächen liegen zu der Gesamtlänge der
Linien gebildet (siehe die nachstehende
Formel). Durch eine Transformationsfunk-
tion werden die im Freiraum liegenden Li-
nien anhand ihrer Länge bewertet. Die wohl
einfachste Form einer solchen Funktion ist
die Quadrierung der Verhältniszahlen. Da-

Tabelle 41
Ergebnisse der Berechnung der Effektiven Maschenweite für die Flächenländer der
Bundesrepublik Deutschland nach der Mittelpunktmethode

Quelle: Eigene Darstellung

Effektive Maschenweite  

2002 2005 

Baden-Württemberg 12,04 12,08 

Bayern 11,57 11,35 

Brandenburg 22,76 19,94 

Hessen 11,75 10,95 

Mecklenburg-Vorpommern 19,64 26,37 

Niedersachsen 21,74 19,09 

Nordrhein-Westfalen 15,09 15,19 

Rheinland-Pfalz 9,69 9,53 

Saarland 9,40 9,43 

Sachsen 11,30 11,45 

Sachsen-Anhalt 18,29 17,95 

Schleswig-Holstein 22,85 23,50 

Thüringen 13,08 11,86 

Tabelle 42
Ergebnisse der Berechnung der Effektiven Maschenweite für die Flächenländer der
Bundesrepublik Deutschland nach der Flächenmethode

Quelle: Eigene Darstellung

Effektive Maschenweite  

2002 2005 

Baden-Württemberg 12,38 11,54 

Bayern 11,53 11,87 

Brandenburg 34,89 32,12 

Hessen 10,87 11,33 

Mecklenburg-Vorpommern 38,13 35,42 

Niedersachsen 14,18 13,83 

Nordrhein-Westfalen 7,90 7,76 

Rheinland-Pfalz 10,42 10,47 

Saarland 7,68 7,83 

Sachsen 12,44 11,92 

Sachsen-Anhalt 26,94 24,62 

Schleswig-Holstein 13,47 12,70 

Thüringen 19,45 19,00 
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durch werden längere Distanzen höher ge-
wichtet als geringe Distanzen. In der Sum-
me bleiben die gewichteten Distanzen da-
mit natürlich immer unter der Summe der
tatsächlichen Freiraumdistanzen (siehe
Abb. 26). Das Verhältnis zwischen den in ei-
nem Raum gemessenen und gewichteten
Freiraumdistanzen und den Gesamtdistan-
zen wird als „effektiver Freiflächenanteil“
bezeichnet. Er liegt rechnerisch immer un-
ter dem normal gemessenen Freiflächenan-
teil. Die Differenz zwischen tatsächlichem
und „effektivem“ Freiflächenanteil ist bei
gleichem Freiflächenanteil umso größer, je
kürzer die gemessenen ungestörten Distan-
zen im Durchschnitt sind, das heißt: je stär-
ker der Freiraum – bei gleichem Freiflä-
chenanteil – durch die räumliche Struktur
der Siedlungs- und Verkehrsflächen fraktio-
niert wird (Schweppe-Kraft 2006).

2
k
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i,j

 und dfs
i,j

 = Länge der einzelnen Teilstücke, die
außerhalb von Siedlungsflächen liegen (in West-Ost-
oder Nord-Süd-Richtung)

dw
i
 und ds

i
 = Gesamtlänge der Untersuchungslinie

n = Anzahl der Untersuchungslinien in West-Ost-
Richtung

k = Anzahl der Untersuchungslinien in Nord-Süd-
Richtung

mi = Anzahl der Teilstücke auf einer Analyselinie

Die bundesweite Realisierung des Indika-
tors erfolgte mit Daten aus CORINE Land
Cover bezogen auf ein Gitternetz mit einer
Kantenlänge von 20 Kilometern (Abb. 27).
Dabei wurde ein Abstand der Analyselinien
von einem Kilometer sowohl in Nord-Süd-
als auch West-Ost-Richtung gewählt.

Das Problem bei einer Quadrierung der
Verhältniszahlen (Verhältnis des im Frei-
raum lokalisierten Linienstücks zur Ge-
samtlänge der Analyselinie) besteht in der
Maßstabsabhängigkeit des Indikators ins-
gesamt. Dabei sinken die Indikatorwerte
mit zunehmender Größe der Untersu-
chungsräume. Bei Anwendung eines Gitter-
netzes als Referenzgeometrie besteht dieses
Problem naturgemäß nicht. Um eine Ver-

Abbildung 26
Veranschaulichung der Vorgehensweise bei der Berechnung des „effektiven Freiraumanteils“ (nach
Schweppe-Kraft) mit einer Quadrierung der abschnittsbezogenen Verhältniszahlen – dargestellt ist der
Einfluss unterschiedlich verteilter Siedlungsgebiete (schwarz) auf den Indikatorwert
(die Zahlen repräsentieren die quadrierten Längen der im Freiraum liegenden Teilstücke)

Quelle: Eigene Darstellung
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gleichbarkeit zwischen unterschiedlich
großen Analyseräumen herzustellen, sollte
aber auf jeden Fall eine nicht-lineare Trans-
formationsfunktion eingesetzt werden (sie-
he hierzu die nachfolgenden Ausführun-
gen).

Für die Berechnung in den Landkreisen
Meißen und Wesel, welche auf höher auflö-
sende Daten aus ATKIS zurückgegriffen hat,
wurde in Analogie zum oben skizzierten
Verfahren zunächst ein Datenbestand mit
Analyselinien in West-Ost- sowie Nord-
Süd-Erstreckung berechnet. Dieser wurde
mit dem Datenbestand der Siedlungsflä-
chen verschnitten, sodass für jede Teillinie
die „Länge in der Siedlungsfläche“ sowie
die „Länge im Freiraum“ ermittelt werden
konnte. Die Abbildung 28 zeigt den Analy-
sedatenbestand für den Kreis Meißen – die
grünen Linienabschnitte zeigen die Lage im
Freiraum an, die roten Linien die Lage in
Siedlungsflächen an.

Die Berechnung des „effektiven Freiflä-
chenanteils“ (Variante nicht-lineare Trans-
formationsfunktion) erfolgt nach folgender
vorgegebener Formel:

∑

=
∑

=

∑

==
m

1j
j,di

n

1i

n

1i
)di(t

12S

i = Anzahl der durch den Freiraum verlaufenden
Linien

j = Anzahl der durch die Siedlungsfläche verlaufenden
Linien

di = Länge der Linie i (innerhalb des Freiraumes)

dj = Länge der Linie j (innerhalb der Siedlungsfläche)

Die Transformationsfunktion t, die auf die
durch den Freiraum verlaufenden Linien
angewendet wird, berechnet sich nach fol-
gender Formel:

c

a
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a
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a = Parameter der Transformationsfunktion
(nach Vorgabe der Berechnungsvorschrift 5 km)

c = Parameter der Transformationsfunktion
(nach Vorgabe der Berechnungsvorschrift 1)

Durch die Anwendung der Transformati-
onsfunktion auf der Basis der für die Be-
rechnung verwendeten Parameter werden
die Linienstücke verkürzt. Je kürzer die
durch den Freiraum verlaufenden Linien
sind, desto stärker werden diese im Verhält-
nis verkürzt. Dieser Zusammenhang ist in

Abbildung 27
„Effektiver Freiraumanteil“ nach Schweppe-Kraft (Variante: quadratische Transfor-
mation) im Bundesgebiet (basierend auf Daten aus CORINE Land Cover 2000,
bezogen auf ein Gitternetz mit einer Kantenlänge von 20 km)

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 28
Analyselinien für die Berechnung des effektiven Freiflächenanteils – die kräftigen
Linien stellen das Analyseraster im Abstand von 500 Metern (rot Siedlung: grün
Freiraum) dar; die blassen Linien stellen ein Analyseraster mit der Auflösung
100 Meter dar (nur Freiraum)

Quelle: Eigene Darstellung
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dem Diagramm (Abb. 29) verdeutlicht. Die
blaue Linie zeigt die Ergebnisse der Trans-
formationsfunktion für Linien der Längen
von 0-10 km. Die rote Linie stellt die Diffe-
renz zwischen der tatsächlichen und der
transformierten Länge dar. Die gelbe Linie
zeigt das Verhältnis der transformierten zur
tatsächlichen Linien. Es ist deutlich zu er-
kennen, das mit der Zunahme der Linien-
länge die Wirkung der Transformations-
funktion abnimmt. Zur Darstellung der
Wirkungen unterschiedlicher Parameter
der Transformationsfunktion wurde die
Wirkung der Parameter in dem Diagramm
(Abb. 29) dargestellt.

Für die Landkreise Meißen und Wesel erge-
ben sich die in Tabelle 43 genannten „effek-
tiven Freiflächenanteile“. Danach ist der
Zersiedelungsgrad im Kreis Meißen höher
als im Kreis Wesel. Die Berechnung erfolgte
mit einer Rasterweite von 100 Metern. Es
wurden die von Schweppe-Kraft (2006)
empfohlenen Parameter von a = 5 km und
c = 1 verwendet.

systems (Einig/Siedentop 1999). Empiri-
sche Belege hierfür lassen sich vor allem in
ingenieurwissenschaftlichen Studien fin-
den. Allerdings kann von einem Sättigungs-
punkt ausgegangen werden, oberhalb des-
sen keine weiteren Einsparungen an Res-
sourcen (z. B. Baustoffe, Energie, Kosten)
pro Einheit Nutzfläche oder Haushalt mehr
erzielt werden können. Auch tritt eine zu-
nehmende Verdichtung in Konflikt mit
nutzerbezogenen Präferenzen, etwa jener
einer quantitativ hohen und qualitativ
hochwertigen Ausstattung der Siedlungs-
bereiche mit Grünflächen.

Der unbestritten bedeutendste Nutzungs-
effizienzindikator ist die Siedlungsdichte
als das Verhältnis von Bevölkerung zu Sied-
lungs- und Verkehrsfläche. In der Mobili-
tätsforschung fungiert die Siedlungsdichte
als eines von mehreren Schlüsselmerkma-
len bei der Erklärung individueller Ver-
kehrsverhaltensmuster (siehe z. B. Naess
1995; Apel 1998; Owens 1992; Ewing 1997).
Dabei wird darauf verwiesen, dass mit zu-
nehmender Dichte die durchschnittlichen
Entfernungen zwischen den Gelegenheiten
zur Ausübung ortsgebundener Aktivitäten
sinken, wodurch die potenzielle Erreich-
barkeit von Verkehrszielen mit nicht-moto-
risierten Verkehrsmitteln steige. Hohe
Dichten seien auch Voraussetzung für die
Vorhaltung leistungsfähiger öffentlicher
Verkehrsangebote. Als plausibel gilt daher

Abbildung 29
Veranschaulichung der mathematischen Wirkung der Transformationsfunktion bei
Berechnung des effektiven Freiraumanteils

Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 43
„Effektiver Freiflächenanteil“ in den
Testlandkreisen

Quelle: Eigene Darstellung

Meißen Wesel 

Effektiver  
Freiflächenanteil 

0,12 0,18 

Länge der Analyselinie (d)

Länge der transformierten Linie t(d)
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Indikatoren zu Nutzungseffizienzzielen

Fachlicher Hintergrund

Eine effiziente Flächennutzung ist durch
eine Maximierung des ökonomischen und
sozialen Nutzens bei Minimierung des Fak-
tor- bzw. Flächeneinsatzes gekennzeichnet.
Im Nachhaltigkeitsbarometer beziehen
sich Nutzungseffizienzziele und -indikato-
ren damit auf den gesellschaftlichen Nut-
zen, der durch Art und Intensität (Quanti-
tät) von Flächennutzung und Flächeninan-
spruchnahme erreicht wird.

In erster Annäherung ist davon auszuge-
hen, dass die Effizienz der Siedlungsstruk-
tur mit zunehmender Verdichtung der Be-
bauung ansteigt. Je höher die Verdichtung
von Einwohnern und Arbeitsplätzen, desto
kostengünstiger lassen sich soziale und
technische Infrastrukturen betreiben, desto
geringer ist die Material- und Energie- so-
wie die Verkehrsintensität eines Siedlungs-

a = 5; c = 2

a = 5; c = 1
a = 10; c = 1

d-t(d)

t(d) / d
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die Annahme, dass mit zunehmender Dich-
te

• der Anteil nicht-motorisierter Fortbewe-
gung steigt,

• die Länge der im Verkehr zurückgelegten
Wege sinkt und

• die Nutzung des öffentlichen Personen-
nahverkehrs steigt, die Abhängigkeit vom
privaten Automobil hingegen sinkt.

In zahlreichen Studien konnte ferner nach-
gewiesen werden, dass mit zunehmender
baulicher Dichte der physische und damit
auch der finanzielle Aufwand der Vorhal-
tung wohngebietsbezogener Infrastruktu-
ren abnimmt (Carruthers/Ulfarsson 2003;
Ecoplan 2000; Doubek/Zanetti 1999; Natu-
ral Resources Defense Council 1998; Hezel
et al. 1984; Real Estate Research Corpora-
tion 1974). Ecoplan (2000) schätzt die
durchschnittlichen Jahreskosten der tech-
nischen Infrastruktur einer verdichteten in-
nerstädtischen Siedlung auf lediglich 50 %
derjenigen eines randstädtischen Einfami-
lienhausgebietes. Andere Studien kommen
teilweise zu geringeren, teilweise aber auch
zu höheren Kostenunterschieden, je nach-
dem welche Siedlungsstruktur- und Infra-
strukturtypen miteinander verglichen wer-
den, welche Kosten berücksichtigt und wie
sie ermittelt werden. Der umgekehrt pro-
portionale Zusammenhang zwischen Sied-
lungsdichte und spezifischen Infrastruktur-
kosten wird ausschließlich für stark länd-
lich geprägte Gebiete sowie für hoch ver-
dichtete Großstädte in Zweifel gezogen
(Ewing 1997). In ländlichen Gebieten liegt
dies möglicherweise an geringeren Ausstat-
tungserfordernissen der Infrastruktur, in
Großstädten an dichteverursachten Zusatz-
aufwendungen. Den generell kostensen-
kenden Einfluss der Siedlungsdichte auf die
Infrastrukturkosten stellen derartige Ein-
wände aber nicht infrage.

Die Siedlungsdichte wird von einigen Stadt-
forschern auch als positive Einflussgröße
für die ökonomische Leistung und Innova-
tionsfähigkeit angesehen. Im form- und ge-
staltlosen suburbanen Raum könnten sich
kreative Milieus weniger gut entwickeln.
Bauliche und mit ihr soziale Dichte seien
Schlüsselindikatoren für Produktivität und
ökonomische Wettbewerbsfähigkeit (Cer-
vero 2001; siehe auch Harris/Ioannides
2000).

Demgegenüber werden der Forderung
nach einer verdichteten Siedlungsstruktur

mögliche Nachteile höherer Dichten ent-
gegen gehalten. Verwiesen wird auf das hö-
here Maß an lokalen Umweltbelastungen
oder höhere Wohnkosten in stärker ver-
dichteten Siedlungsgebieten (Breheny
1992). Geringer verdichtete suburbane
Siedlungsgebiete böten einer breiten Bevöl-
kerungsgruppe die Möglichkeit preiswerten
Wohnens mit hoher Wohnqualität (Gla-
eser/Kahn 2003). In diesem Zusammen-
hang wird auch auf die Wohnpräferenzen
der Bevölkerung verwiesen – die Wohnprä-
ferenz- und Wanderungsmotivforschung
zeige eine dominante Präferenz der Bevöl-
kerung für ein geringer verdichtetes Woh-
nen mit privater Verfügbarkeit von Freiflä-
chen in sozial homogenen Nachbarschaf-
ten und hochwertiger Infrastrukturausstat-
tung (Senior et al. 2004; Downs 1999; Bölt-
ken et al. 1999). Allerdings sehen verschie-
dene Autoren aktuelle Anzeichen für einen
Wandel der Wohnpräferenzen hin zu einer
Nachfrage nach städtischen Standorten
(siehe z. B. Brühl et al. 2005; Müller/Sieden-
top 2004).

Erhebbarkeit und Validität von Daten zu
Nutzungseffizienzzielen

Nutzungseffizienzindikatoren sind ver-
gleichsweise einfach erhebbar, da sie mit
Mengengrößen der Flächennutzung, die
bei den Indikatoren zu Reduktionszielen
zum Einsatz kommen, sowie mit Standard-
variablen der amtlichen Statistik berechnet
werden können. Aufgrund ihres durchge-
hend administrativen Raumbezugs können
Effizienzindikatoren allerdings lediglich auf
Länder-, Landkreis- oder Gemeindeebene,
eingeschränkt dagegen für nicht-adminis-
trative Raumbezüge erhoben werden. Auch
können sich Probleme bei räumlich höher
auflösenden Gebietsbezügen einstellen. So
ist beispielsweise die Flächenproduktivität
nur über Schätzwerte des BIP auf der Ebene
von Landkreisen bzw. kreisfreien Städten
abbildbar. Für Gemeinden kann die Flä-
chenproduktivität hingegen nicht ermittelt
werden.

Indikatoren – Auswahl, Anwendung und
Messergebnisse

Einen Überblick über die ausgewählten In-
dikatoren zu Effizienzzielen gibt Tabelle 44.
Vorgeschlagen werden fünf Kernindikato-
ren – Siedlungsdichte, Dynamik der Sied-
lungsdichte, Nutzungsintensität neuer Be-
bauung, Infrastrukturaufwand „Abwasser“
sowie Flächenproduktivität.
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Siedlungsdichte (N1)

Zielbezug:

NZ 1 – Intensivierung der Flächennutzung

Berechnung:

⎥

⎦

⎤

⎢

⎣

⎡

∑

∑=
²km

EW

Fläche_SuV

ahlEinwohnerz
1N

Als zentraler Effizienzindikator fungiert die
Siedlungsdichte, die als Verhältnis der Ein-
wohnerzahl zur Siedlungs- und Verkehrs-
fläche berechnet wird (Einwohner je km²
SuV-Fläche). Die Siedlungsdichte drückt
streng genommen nicht die bauliche Dich-
te, sondern allein die Einwohnerdichte in-
nerhalb des Siedlungsraumes aus. Gleich-
wohl kann die Siedlungsdichte durchaus als
Näherungswert der baulichen Dichte her-
angezogen werden. In Regionen mit star-
kem Bevölkerungsrückgang kann die ge-
messene Siedlungsdichte aber zu Fehl-
schlüssen hinsichtlich der Dichte der
Wohn- und Gewerbebebauung führen. Ein
ähnliches Problem stellt sich für Regionen
mit flächenintensivem Industrie- und Ge-
werbebesatz – auch hier kann es zu einer
verzerrten Wahrnehmung der baulichen
Dichte kommen. Das Problem kann aber

durch eine Modifikation der Dichteberech-
nung vermieden werden. Danach wird die
siedlungsräumliche Dichte als Einwohner-
und Beschäftigtenzahl je Hektar Gebäude-
und Freifläche berechnet (Indikator Nut-
zungsdichte, N12), der als Ergänzungsindi-
kator Eingang in das Nachhaltigkeitsbaro-
meter findet.

Die Siedlungsdichte weist zwischen den
Bundesländern und Raumtypen erwar-
tungsgemäß erhebliche Unterschiede auf
(Tab. 45). Das Flächenland mit der höchs-
ten Siedlungsdichte ist Nordrhein-Westfa-
len mit etwa 2 450 Einwohnern je km² SuV-
Fläche. Am unteren Ende steht Branden-
burg mit nur wenig mehr als 1 000 Einwoh-
nern je km². Bemerkenswert ist das Dichte-
gefälle zwischen den drei Hauptraumtypen
des BBR – der Zentralraum weist eine dop-
pelt so hohe Siedlungsdichte wie der Zwi-
schenraum auf (3 253 bzw. 1 604 E/km²).
Der Peripherieraum liegt mit 1 201 Einwoh-
nern je km² SuV-Fläche nochmals ein Drit-
tel unter dem Dichtewert des Zwischenrau-
mes. Die Testlandkreise weisen Siedlungs-
dichten von knapp 2 200 Einwohnern
je km² SuV-Fläche (Wesel) und etwa
2 000 Einwohnern je km² (Meißen) auf.

Tabelle 44
Indikatoren zu Nutzungseffizienzzielen

Quelle: Eigene Darstellung

Lfd. 
Nr. 

Indikator –  
Kurzbezeichnung 

Indikator –  
Kennzahl 

Ziel- 
bezug 

Nutzungs-
muster/ 

-änderung 

N1 K Siedlungsdichte Einwohner pro km² SuV-Fläche in EW/km²  
SuV-Fläche 

NZ 1 NM 

N2 K Dynamik  
Siedlungsdichte 

Veränderung der Siedlungsdichte in EW/ha  
SuV-Fläche bzw. in % 

NZ 1 NÄ 

N3 K Nutzungsintensität  
neuer Bebauung 

Verhältnis von Nettonutzfläche neuer Gebäude zu 
neuer Gebäude- und Freifläche in m² Nutzfläche  
je m² Gebäude- und Freifläche 

NZ 1 NÄ 

N4 K Infrastrukturaufwand  
„Abwasser“ 

Leitungslänge Abwasserkanal pro angeschlossene 
Einwohner in m/EW 

NZ 1 NM 

N5 E Wohnflächen- 
ausstattung 

Wohnfläche (inkl. Wohnungsleerstand)  
pro Einwohner in m²/EW 

NZ 1 NM 

N6 E Verdichtung im 
Wohnungsbau 

Verhältnis Baufertigstellungen EFH/DH zu MFH NZ 1 NÄ 

N7 E Verhältnis  
Wohnungsneubau zu 
Leerstand  

Verhältnis Neubau/Leerstand in Wohn- und  
Gewerbeimmobilien 

NZ 1 NM 

N8 E Dynamik  
Infrastrukturaufwand 
Abwasser 

Veränderung der Leitungslänge Abwasserkanal  
je angeschlossener Einwohner in m/EW 

NZ 1 NM 

N9 K Flächenproduktivität Bruttowertschöpfung pro Siedlungs- und Verkehrsflä-
che in TEuro/ha SuV-Fläche 

NZ 2 NM 

N10 E Dynamik  
Flächenproduktivität 

Veränderung der Bruttowertschöpfung je ha  
SuV-Fläche in % 

NZ 2 NÄ 

N11 E Nutzungsdichte Einwohner und sozialversicherungspflichtig  
Beschäftigte je ha Gebäude- und Freifläche  

NZ 2 NM 
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Dynamik Siedlungsdichte (N2)

Zielbezug:

NZ 1 – Intensivierung der Flächennutzung

Berechnung:
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Während die Siedlungsdichte Effizienz-
eigenschaften des Nutzungsmusters abbil-
det, lässt der Indikator Dynamik Siedlungs-
dichte Aussagen zu, ob die in einer Bilanz-
periode stattgefundenen Nutzungsände-
rungen die Effizienz der Flächennutzung
erhöhen oder reduzieren. Diese Messgröße
wird als Veränderung der Einwohnerzahl je
km² SuV-Fläche in % berechnet.

Abbildung 30
Indikator N2: Dynamik Siedlungsdichte – Intensität der Entdichtung: Veränderung der Bevölkerungszahl je km² Siedlungs- und Verkehrs-
fläche (linke Darstellung) und in % (rechte Darstellung), jeweils 2000-2004

Quelle: Eigene Darstellung
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Siedlungsdichte (Einwohner/km² SuV-Fläche) 

Land 1996 2000 2004 

Baden-Württemberg 2 289 2 247 2 201 

Bayern 1 741 1 679 1 636 

Brandenburg 1 129 1 073 1 013 

Hessen 1 966 1 936 1 908 

Mecklenburg-Vorpommern 1 255 1 135 1 024 

Niedersachsen 1 357 1 321 1 284 

Nordrhein-Westfalen 2 602 2 526 2 453 

Rheinland-Pfalz 1 559 1 524 1 482 

Saarland 2 179 2 107 2 044 

Sachsen 2 316 2 115 2 000 

Sachsen-Anhalt 1 526 1 348 1 187 

Schleswig-Holstein 1 622 1 593 1 502 

Thüringen 1 815 1 701 1 625 

Bund (mit Stadtstaaten) 1 951 1 876 1 808 

Zentralraum 3 357 3 237 3 253* 

Zwischenraum 1 643 1 596 1 604* 

Peripherieraum 1 241 1 179 1 201* 

*  ohne Brandenburg 

Tabelle 45
Indikator N1: Siedlungsdichte (Einwohner je km² SuV-Fläche, N1) –
Länderergebnisse für 1996, 2000 und 2004

Quelle: Eigene Darstellung

Düsseldorf Düsseldorf
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Wie aus Tabelle 46 ersichtlich ist, sinkt die
Siedlungsdichte in allen Bundesländern –
dies allerdings mit sehr unterschiedlicher
Dynamik. Im Bundesmittel sank die Dichte
zwischen 2000 und 2004 um 3,6 %. Auf-
grund der hohen Bevölkerungsverluste ver-
zeichnen vor allem die neuen Bundeslän-
der hohe Dichterückgänge, allen voran
Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vor-
pommern.44 Unterdurchschnittliche Dich-
terückgänge können vor allem für Hessen
und Baden-Württemberg festgestellt wer-
den.

Der Vergleich der Bilanzperioden 1996 bis
2000 und 2000 bis 2004 macht deutlich,
dass die Dynamik der Entdichtung in einer
Reihe von Bundesländern zurückgegangen
ist. Demgegenüber stehen Länder, in denen
sich die Entdichtung durch den einsetzen-
den demographischen Wandel beschleu-
nigt hat (z. B. in Schleswig-Holstein und
Rheinland-Pfalz). Im Bundesdurchschnitt
hat sich der Rückgang der Dichte indes
leicht reduziert.45

Bemerkenswert sind die Verschiebungen
der Entdichtungsintensität zwischen den
Raumstrukturtypen des BBR. War noch in
der Bilanzperiode 1996 bis 2000 der Rück-
gang der Siedlungsdichte im suburbanen
Raum am geringsten (Zwischenraum), so
weist in der aktuellen Bilanzperiode (2000
bis 2004) der Zentralraum den geringsten
Dichterückgang aus, wozu sowohl eine ge-
ringere Dynamik der Flächeninanspruch-
nahme (siehe Indikator R1) als auch eine
positive Bevölkerungsentwicklung (0,85 %)
beigetragen haben. In beiden betrachteten
Zeiträumen musste der Peripherieraum die
intensivste Entdichtung hinnehmen. In den
Jahren 2000 bis 2004 macht sich zusätzlich
zur hohen Flächeninanspruchnahme auch
der negative Bevölkerungssaldo dieses
Raumstrukturtyps (-1,5 %) bemerkbar. An
diesem Bild – ein gedämpfter Entdich-
tungsprozess in den Zentren bei sich gleich-
zeitig beschleunigendem Dichterückgang
des Peripherieraumes – wird sich in den
kommenden Jahren sehr wahrscheinlich
wenig ändern.

Für die Testlandkreise Wesel und Meißen
wurden für den Zeitraum 2000 bis 2004
Werte von -2,8 % (Wesel) und -5,3 % (Mei-
ßen) festgestellt. Wie schon bei anderen In-
dikatoren entsprechen auch hier die Ergeb-
nisse der gewählten Kreise in etwa dem
Durchschnitt der Länder Nordrhein-West-
falen und Sachsen.

(44)
Diese Feststellung steht aller-
dings unter dem Vorbehalt der
Aussagefähigkeit der Flächen-
erhebungsdaten für den Zeit-
raum 2000 und 2004 (siehe
hierzu auch Anhang 1).

(45)
Für das Land Brandenburg
konnte die Dynamik Siedlungs-
dichte nicht berechnet werden,
da keine gebietsstandsberei-
nigten Daten vorlagen.

Dynamik Siedlungsdichte 

Land 1992-1996 1996-2000 2000-2004 

Baden-Württemberg -0,9 -1,8 -2,1 

Bayern -3,4 -3,6 -2,6 

Brandenburg -3,3 -4,9 -5,6 

Hessen -0,3 -1,5 -1,5 

Mecklenburg-Vorpommern -8,3 -9,6 -9,7 

Niedersachsen -0,8 -2,6 -2,8 

Nordrhein-Westfalen -1,7 -3,0 -2,9 

Rheinland-Pfalz 0,5 -2,2 -2,8 

Saarland -2,1 -3,3 -3,0 

Sachsen -9,0 -8,7 -5,4 

Sachsen-Anhalt -10,7 -11,7 -11,9 

Schleswig-Holstein -0,1 -1,8 -5,7 

Thüringen -9,1 -6,3 -4,5 

Bund (mit Stadtstaaten) 0,3 -3,9 -3,6 

Zentralraum  -3,6 -1,7* 

Zwischenraum  -2,8 -3,4* 

Peripherieraum  -5,1 -5,4* 

*  ohne Berlin und Brandenburg 

Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 46
Indikator N2: Dynamik Siedlungsdichte (Veränderung der Siedlungsdichte in %)
Länderergebnisse für 1992-1996, 1996-2000 und 2000-2004

Nutzungsintensität neuer Bebauung (N3)

Zielbezug:

NZ 1 – Intensivierung der Flächennutzung

Berechnung:

[ ]
[ ] [ ]−

∑

∑=
²mFreifläche_u_Gebäude_Zuwachs

²mGebäuden_nerrichteteneu_in_.lNettonutzf
3N

Ein weiterer Kernindikator wird als Nut-
zungsintensität neuer Bebauung bezeich-
net. Dieser Indikator errechnet sich aus Da-
ten der Flächenerhebung und der Bautätig-
keitsstatistik. Gegenübergestellt werden
der in einer Bilanzperiode ausgewiesene
Zuwachs der Gebäude- und Freifläche
(Nettobauland) und der in der gleichen Zeit
realisierte Neubau an Nutzfläche im Woh-
nungs- und Nichtwohnungsbau. Letzteres
lässt sich aus den Angaben zu den Baufer-
tigstellungen von Wohn- und Nichtwohn-
gebäuden (Errichtung neuer Gebäude) der
Bautätigkeitsstatistik ableiten. Der Neubau
der Nutzfläche entspricht der Summe aus
der (neu gebauten) Wohnfläche in Wohnge-
bäuden, der Wohnfläche in Nichtwohnge-
bäuden sowie der Nutzfläche der Nicht-
wohngebäude. Der Indikator ist der Quoti-
ent aus der (gebauten) Nettonutzfläche und
der (neu ausgewiesenen) Gebäude- und
Freifläche.
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Für das Bundesgebiet errechnete sich in der
Bilanzperiode 2001 bis 2004 ein Wert von
0,21. Somit wurden für 100 Hektar
(1 000 000 m²) neu in Anspruch genomme-
ner Gebäude- und Freifläche etwas mehr
als 200 000 m² Nutzfläche in neu errichte-
ten Wohn- und Gewerbebauten realisiert.
Zwischen den einzelnen Bundesländern
zeigen sich aber erhebliche Unterschiede.
Überdurchschnittliche Werte (z. B. in Hes-
sen, Nordrhein-Westfalen, Baden-Würt-
temberg und Thüringen) zeigen an, dass die
Dichten im Neubau höher als in anderen
Ländern ausfielen und/oder dass ein größe-
rer Teil der neuen Gebäude auf bestehen-
den Siedlungsflächen errichtet wurde. Ge-
ringe Werte (z. B. in Brandenburg und
Schleswig-Holstein) repräsentieren demge-
genüber geringe Dichten im Neubau und/
oder eine geringe quantitative Bedeutung
der Innenentwicklung. Eine analytische
Trennung beider potenzieller Erklärungs-
ansätze („Dichte“ und „Innenentwick-
lung“) lässt der Indikator leider nicht zu.
Somit ist es auch nicht zulässig, aus den In-
dikatorwerten auf die Dichte der Neube-
bauung (als eine Art Geschossflächenzahl)
zu schließen. Dies wäre nur dann möglich,
wenn angenommen werden könnte, dass
der gesamte Neubau auf neu ausgewiese-
nen Flächen vonstatten geht. Eine solche

Annahme erscheint aber selbst in ländli-
chen Räumen realitätsfern.

Eine Interpretation der Entwicklung der
Nutzungsintensität neuer Bebauung seit
Beginn der 1990er Jahre ist nicht eindeutig
möglich. Für das Bundesgebiet lässt sich
nach Werten um 0,3 in den 1990er Jahren
ein Rückgang auf einen Wert von 0,21 in
den Jahren 2001 bis 2004 feststellen. Ein ge-
nauerer Blick auf die Länderdaten zeigt je-
doch, dass dies durch wenige Bundesländer
verursacht wird, die sehr hohe Zuwächse an
Gebäude- und Freiflächen aufweisen (vor
allem Sachsen-Anhalt und Schleswig-
Holstein). In den großen westdeutschen
Flächenländern hat die Nutzungsintensität
hingegen deutlich zugenommen.

Die Landkreise Wesel und Meißen liegen
mit Werten von jeweils 0,32 über dem Bun-
deswert von 0,21 (2001-2004), was im We-
sentlichen durch ihre kernstadtnahe Lage
zu erklären sein dürfte. Aufgrund der hier
vergleichsweise hohen Bodenpreise wer-
den im Neubau höhere Dichten erreicht als
in stärker ländlich geprägten Regionen.

Der Indikator wurde über die Auswertung
der Länderstatistik hinaus auch dahinge-
hend geprüft, ob eine Regionalisierung mit
Daten unterhalb der Landesebene zu inter-
pretierbaren Ergebnissen führt. Dazu wur-
den für drei Bundesländer – Bayern, Nord-
rhein-Westfalen und Sachsen – Kreisdaten
der Bautätigkeitsstatistik für die Jahre 1993
bis 2004 herangezogen.46, 47 Die dabei erziel-
ten Ergebnisse lassen sich wie folgt inter-
pretieren (siehe auch Abb. 31):

• In allen drei Bundesländern zeigt sich
ein Trend zu einer kompakteren Sied-
lungsentwicklung, der angesichts der
Dominanz des Ein- und Zweifamilien-
hausbaus (siehe Indikator N6 Verdich-
tung der Wohnbebauung) vor allem auf
eine höhere Innenentwicklungsquote
zurückzuführen sein dürfte. Daneben
kann vermutet werden, dass zumindest
in den höher verdichteten Regionen in
der letzten Bilanzperiode (2001-2004)
auch ein geringerer Nettwohnbauland-
einsatz im Ein- und Zweifamilienhaus-
bau zu verzeichnen ist. Wie oben ausge-
führt, lässt der Indikator spezifische
Aussagen hierzu nicht zu.

• In den Kernstädten werden in allen Bi-
lanzperioden verbreitet Werte von 1,0
überschritten und auch in suburbanen
Räumen lassen sich zum Teil überdurch-
schnittliche Nutzungsintensitäten fest-

Nutzungsintensität neuer Bebauung  
(m² Nutzfläche je m² Gebäude- und Freifläche) 

Land 1993-1996 1997-2000 2001-2004 

Baden-Württemberg 0,52 0,39 0,43 

Bayern 0,26 0,24 0,34 

Brandenburg 0,21 0,20 0,17 

Hessen 0,49 0,46 0,58 

Mecklenburg-Vorpommern 0,16 0,25 0,27 

Niedersachsen 0,24 0,25 0,23 

Nordrhein-Westfalen 0,32 0,42 0,47 

Rheinland-Pfalz 0,36 0,35 0,31 

Saarland 0,50 0,46 0,30 

Sachsen 0,21 0,35 0,36 

Sachsen-Anhalt 0,12 0,20 0,11 

Schleswig-Holstein 0,27 0,15 0,09 

Thüringen 0,20 0,51 0,42 

Bund 0,29 0,31 0,21 

Zentralraum  –*  

Zwischenraum  –*  

Peripherieraum  –*  

*  nicht berechenbar, da die Bautätigkeitsdaten nicht gemeindescharf vorlagen 

Tabelle 47
Indikator N3: Nutzungsintensität neuer Bebauung
(Verhältnis von Nettonutzfläche neuer Gebäude zu neuer Gebäude- und Freiflä-
che) – Länderergebnisse für die Zeiträume 1993-1996, 1997-2000 und 2001-2004

Quelle: Eigene Darstellung

(46)
Die für die drei Länder erzielten
Ergebnisse (siehe Tab. 48)
weichen geringfügig von den in
Tabelle 47 ausgewiesenen
Werten ab. Dies liegt daran,
dass für die Landkreise die
Nutzfläche in Wohngebäuden
nicht vorlag, während dies für
die Länder der Fall war. Dem-
entsprechend fallen die Län-
derwerte, die mit Kreisdaten er-
rechnet wurden, etwas
niedriger aus als die Länder-
werte, die aus Länderdaten ge-
neriert wurden.

(47)
Für Sachsen lagen Daten seit
1996 vor.
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stellen. In ländlichen Räumen liegt der
Indikatorwert hingegen oftmals unter
0,2. Hieraus lässt sich zum einen schluss-
folgern, dass es größeren Städten eher
gelingt, neue Bauvorhaben auf beste-
henden Siedlungsflächen zu realisieren.
Zum anderen wirkt der Bodenpreis in
den stärker verdichteten Regionen bzw.
Regionsteilen in Richtung einer höheren
Dichte im Neubau von Wohn- und Ge-
werbebauten.

In Einzelfällen erreichen Städte sehr hohe
Werte (z. B. München 43,6, Wuppertal 12,6
oder Oberhausen 7,1), deren Plausibilität
jeweils geprüft werden müsste. Es erscheint
allerdings nicht gerechtfertigt, hier pau-
schal von Fehlern der Flächen- oder Bautä-
tigkeitsstatistik auszugehen. Denn prinzi-
piell vorstellbar ist, dass eine Stadt ihre
Neubautätigkeit allein im Innenbereich
konzentriert, wenngleich dies bislang nur
in Einzelfällen vorkommen dürfte.

In diesem Zusammenhang stellt sich die
Frage, in welchem Maß der aus der Bautä-
tigkeitsstatistik abzuleitende Zubau von
Nutzflächen in neu errichteten Wohn- und
Gewerbebauten eine Schätz- oder Ersatz-
größe für den Zuwachs der Siedlungsfläche
sein kann, wenn aus der Flächenstatistik
noch keine Daten verfügbar sind oder un-
plausible Daten ausgewiesen werden. Ge-

nerell lässt sich feststellen, dass mit steigen-
dem Nutzflächenzuwachs sich auch der Ge-
bäude- und Freiflächenzuwachs erhöht.
Allerdings ist die statistische Abhängigkeit
beider Variablen relativ schwach. Für die
Bilanzperiode 2001 bis 2004 wurde für
Sachsen ein Korrelationskoeffizient von
0,66, für Bayern und Nordrhein-Westfalen
von 0,70 bzw. 0,39 errechnet (siehe auch
Abb. 32). Aus diesem Grund kann die ge-
baute Nutzfläche in neu errichteten Gebäu-
den allenfalls ein Näherungswert für die
Flächeninanspruchnahme im gleichen
Zeitraum sein. Hauptgrund ist die man-
gelnde Differenzierung neuer Gebäude
nach ihrem Standort im Innen- oder
Außenbereich, sodass die Flächeninan-
spruchnahme bei hoher Bautätigkeit im
Innenbereich überschätzt würde.

Tabelle 48
Indikator N3: Nutzungsintensität neuer Bebauung
(Verhältnis von Nettonutzfläche neu gebauter Gebäude zu neuer Gebäude- und
Freifläche) – Werte ausgewählter Bundesländer seit 1993

Quelle: Eigene Darstellung

Nutzungsintensität neuer Bebauung  
(m² Nutzfläche je m² Gebäude- und Freifläche) 

Land 1993-1996 1997-2000 2001-2004 

Bayern 0,24 0,22 0,31 

Nordrhein-Westfalen 0,28 0,38 0,43 

Sachsen – 0,30 0,33 

(48)
Als „unplausibel“ wurden sol-
che Fälle interpretiert, in denen
der Gebäude- und Freiflächen-
zuwachs negativ ausfällt.Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 31
Indikator N3: Nutzungsintensität neuer Bebauung
(Verhältnis von Nettonutzfläche neuer Gebäude zu neuer Gebäude- und Freifläche) im Zeitraum 2001 bis
2004 (m² Nutzfläche je m² Gebäude- und Freifläche)48
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Infrastrukturaufwand Abwasser (N4)

Zielbezug:

NZ 1 – Intensivierung der Flächennutzung

Berechnung:
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Vierter Kernindikator ist der „Infrastruktur-
aufwand Abwasser“, der auf Daten der Um-
weltstatistik beruht (Öffentliche Abwasser-
beseitigung).49 Berechnet wird der Indika-
tor als Länge der öffentlichen Kanalisation
in Meter je angeschlossener Einwohner.
Dabei wird pauschal davon ausgegangen,
dass die Effizienz der Infrastruktur – hier
gemessen am physischen Aufwand für die
Vorhaltung und den Betrieb der öffentli-
chen Kanalisation – mit abnehmendem In-
dikatorwert zunimmt. Zwar kann davon
ausgegangen werden, dass in ländlichen
Räumen geringere Leitungsquerschnitte
anzutreffen sind. Dennoch erscheint es be-
rechtigt, mit zunehmender Leitungslänge
pro Einwohner eine abnehmende ökono-
mische Effizienz zu vermuten, was sich
auch in höheren Pro-Kopf-Kosten abbildet.
Aktuelle empirische Untersuchungen be-
stätigten dies (siehe u. a. Siedentop et al.
2006). Hinzuweisen ist darauf, dass vom In-
frastrukturaufwand für Abwasser auch auf
den Infrastrukturaufwand der Wasserver-
sorgung geschlossen werden kann, da die
Netzlängen beider Infrastrukturen eng mit-
einander korrelieren.

Tabelle 49 zeigt, dass der Infrastrukturauf-
wand in Ländern mit geringer Siedlungs-
dichte signifikant erhöht ist. Das betrifft

Land 

Infrastrukturaufwand 
„Abwasser“ 2001 
(m Kanallänge/ 

angeschlossene EW) 

Baden-Württemberg 6,20 

Bayern 6,92 

Brandenburg 7,36 

Hessen 5,89 

Mecklenburg-Vorpommern 7,49 

Niedersachsen 5,36 

Nordrhein-Westfalen 5,00 

Rheinland-Pfalz 7,13 

Saarland 6,96 

Sachsen 5,81 

Sachsen-Anhalt 6,95 

Schleswig-Holstein 8,50 

Thüringen 5,68 

Bund 6,24 

Zentralraum –* 

Zwischenraum –* 

Peripherieraum –* 

*  nicht berechenbar, da Angaben zur 
Kanalnetzlänge nur kreisscharf vorlagen 

Tabelle 49
Indikator N4: Infrastrukturaufwand Abwasser
(Meter Kanal je angeschlossener Einwohner) –
Länderergebnisse für 2001

Quelle: Eigene Darstellung

(49)
http://www.statistik-portal.de/
S ta t i s t i k -Po r t a l / de_ jb10_
jahrtabu3.asp (letzter Zugriff
am 31.03.2006)

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 32
Indikator N3: Nutzungsintensität neuer Bebauung (Verhältnis von Nettonutzfläche
neuer Gebäude zu neuer Gebäude- und Freifläche) – Werte für die Bundesländer
Bayern, Nordrhein-Westfalen, Sachsen (1997-2000 und 2001-2004)
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(50)
Der Wert für den Kreis Wesel
musste geschätzt werden, da
hier zwar die Kanallänge, nicht
aber die Zahl der angeschlos-
senen Einwohner bekannt war.
Für den Kreis wurde ein An-
schlussgrad von 90 % ange-
nommen (der Durchschnitts-
wert des Landes Nordrhein-
Westfalen liegt bei 95 %).

insbesondere Mecklenburg-Vorpommern,
Brandenburg, Rheinland-Pfalz und Schles-
wig-Holstein mit über 7 Metern je Einwoh-
ner bei einem Bundesmittel von 6,2 Metern
je Einwohner. Länder mit stärker verdichte-
ter Siedlungsstruktur wie Hessen oder
Nordrhein-Westfalen liegen deutlich unter
6 Metern. Der vergleichsweise geringe Wert
für Niedersachsen lässt vermuten, dass hier
ländliche Siedlungsgebiete mit geringer
Siedlungsdichte nicht an zentrale Abwas-
serbehandlungsanlagen angeschlossen
sind. In eingeschränkter Form gilt dies auch
für die ostdeutschen Bundesländer, in de-
nen der Ausbau der Kanalisation in ländli-
chen Gebieten noch nicht abgeschlossen
ist. Die Landkreise Wesel und Meißen wei-
sen Werte von 5,1 Metern (Wesel) und
6,2 Metern je angeschlossener Einwohner
(Meißen) auf.50

Wohnflächenausstattung (N5)

Zielbezug:

NZ 1 – Intensivierung der Flächennutzung

Berechnung:
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* Wohnfläche in Wohnungen inklusive leer stehenden
Wohnungen

Der Ergänzungsindikator Wohnflächenaus-
stattung kann die Intensität der Flächen-
nutzung nur sektoral abbilden, weil er le-
diglich die Nutzungseffizienz des Woh-
nungsbestandes ausdrückt. Mit zunehmen-
der Wohnfläche pro Kopf – so die hier ge-
troffene Annahme – nimmt dabei die Inten-
sität der Flächennutzung ab. Zu beachten
ist, dass niedrige Indikatorwerte nicht nur
positiv als zunehmend intensivere Flächen-
nutzung, sondern in negativer Weise auch
Anzeichen für eine Mangelausstattung an
Wohnraum sein können.

Ermittelt wird der Indikator durch eine Di-
vision der Wohnfläche in Wohngebäuden
durch die Einwohnerzahl (m² Wohnfläche
je Einwohner). Da die amtlich ausgewiese-
ne Wohnfläche in Wohngebäuden auch leer
stehenden Wohnraum einschließt, nimmt
der Indikator höhere Werte an als bei der in
der Literatur häufig zitierten Pro-Kopf-
Wohnfläche, die sich nur auf die tatsächlich
bewohnten Wohneinheiten bezieht.

Im Bundesmittel entfallen auf jeden Ein-
wohner 39,7 m² Wohnfläche. Zwischen den
Ländern zeigen sich überraschend hohe

Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 50
Indikator N5: Wohnflächenausstattung (Wohn-
fläche je Einwohner, inkl. Wohnungsleerstand in
m² je Einwohner) – Länderergebnisse für 2003

Unterschiede – ein Einwohner des Saarlan-
des verfügt mit 45 m² über beachtliche
10 m² Wohnfläche mehr als ein Einwohner
Mecklenburg-Vorpommerns. Dies verdeut-
licht, dass der Indikator Wohnflächenaus-
stattung eher ein Wohlstandsanzeiger denn
ein Indikator für die Intensität der Flächen-
nutzung ist, denn die Verdichtung der
Wohnnutzung ist im Saarland wesentlich
höher als in Mecklenburg-Vorpommern.

Die Testlandkreise Wesel und Meißen lie-
gen mit Werten von 35,0 m² (Meißen) und
36,2 m² je Einwohner (Wesel) etwas unter-
halb des Bundesmittels, aber auch unter-
halb der Durchschnittswerte der jeweiligen
Länder.

Verdichtung im Wohnungsbau (N6)

Zielbezug:

NZ 1 – Intensivierung der Flächennutzung

Berechnung:
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6N

EFH = Ein- und Zweifamilienhäuser
MFH = Mehrfamilienhäuser

Die Intensität der Inanspruchnahme neuer
Siedlungsflächen kann neben dem Indika-

Land 

Wohnflächen-
ausstattung 2003  
(m² Wohnfläche  
(inkl. Wohnungs-
leerstand)/EW) 

Baden-Württemberg 40,0 

Bayern 41,6 

Brandenburg 36,8 

Hessen 40,8 

Mecklenburg-Vorpommern 35,5 

Niedersachsen 42,4 

Nordrhein-Westfalen 38,0 

Rheinland-Pfalz 44,0 

Saarland 45,0 

Sachsen 36,5 

Sachsen-Anhalt 37,7 

Schleswig-Holstein 40,5 

Thüringen 36,6 

Bund 39,7 

Zentralraum –* 

Zwischenraum –* 

Peripherieraum –* 

*  nicht berechenbar, da die Bautätigkeitsdaten 
nicht gemeindescharf vorlagen 
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tor N3 überschlägig auch mit der Verdich-
tung im Wohnungsbau abgebildet werden.
Diese setzt die in einer Bilanzperiode fertig-
gestellten Wohneinheiten in Ein- und Zwei-
familienhäusern in Beziehung zu den in der
gleichen Zeit im Geschosswohnungsbau er-
richteten Wohnungen. Ein Wert von 1,0
würde anzeigen, dass in der betreffenden
Gebietseinheit die gleiche Zahl an Woh-
nungen in Ein- und Zweifamilienhausbau-
weise und im Geschosswohnungsbau ge-
baut wurde. Allerdings berücksichtigt der
Indikator nicht den Standort der Bebauung.
Auch Ein- und Zweifamilienhäuser werden
– wenngleich vermutlich zu sehr geringen
Anteilen – in Baulücken und auf Brachflä-
chen errichtet, sodass die Verdichtung im
Wohnungsbau die potenzielle Verdichtung
neu erschlossener Wohngebiete nicht exakt
quantifizieren kann. Dennoch bildet der In-
dikator in Näherung die Verdichtung im
Wohnungsneubau ab.

Die für den Zeitraum von 2001 bis 2003 er-
rechneten Länderwerte offenbaren extreme
Unterschiede – in den ostdeutschen Bun-
desländern zeigen Werte von teilweise über

5 an, dass der Geschosswohnungsbau hier
quasi zum Erliegen gekommen ist. In den
westlichen Bundesländern mit höherer Be-
völkerungs- und Siedlungsdichte rangieren
die Werte hingegen zwischen 1 und 2. Be-
merkenswert ist der geringe Wert für Hes-
sen (1,3), der Rückschlüsse auf die Hinter-
gründe der festgestellten stark unterdurch-
schnittlichen Dynamik der Flächeninan-
spruchnahme in diesem Bundesland seit
Mitte der 1990er Jahre zulässt. Offensicht-
lich ist es vor allem die vergleichsweise
hohe Verdichtung der Bebauung, die die
günstige Entwicklung in Hessen erklärt.
Dafür spricht auch der vergleichsweise
hohe Wert der Intensität neuer Bebauung
in diesem Bundesland (N3).

Bundesweit entfielen im genannten Zeit-
raum zwei fertiggestellte Wohnungen in
Ein- und Zweifamilienhäusern auf eine
Wohnung im Geschosswohnungsbau. Die
hier nicht dargestellten Jahreswerte zeigen,
dass die Verdichtung im Wohnungsbau seit
2001 deutlich abgenommen hat (von 1,8 im
Jahr 2001 auf 2,3 im Jahr 2003). Für die
Landkreise Wesel und Meißen ergeben sich
Werte von 1,6 und 3,6.

Verhältnis Wohnungsneubau zu Leerstand
(N7)

Zielbezug:

NZ 1 – Intensivierung der Flächennutzung

Berechnung:
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Hinweise auf die Effizienz der Siedlungstä-
tigkeit lassen sich möglicherweise auch aus
der Gegenüberstellung von neu gebauten
und leer stehenden Wohnungen ableiten. Je
höher der Neubau von Wohneinheiten pro
Mengeneinheit leer stehender Wohnungen
ist, desto geringer – so die Annahme – ist die
Effizienz der Wohnbautätigkeit. Berechnet
wird der Indikator als die Anzahl neu ge-
bauter Wohnungen je 100 leer stehender
Wohnungen.

Der Indikator konnte aufgrund des Fehlens
bundesweiter Leerstandsdaten nur für das
Land Brandenburg realisiert werden. Hier
liegt eine kreisscharfe Leerstandserhebung
für das Jahr 2002 vor. Die in Tabelle 52 für
alle brandenburgischen kreisfreien Städte
und Landkreise ausgewiesenen Werte be-
ziehen sich auf den Wohnungsneubau der
Jahre 2000 bis 2003 und setzen dies in Rela-
tion zum Wohnungsleerstand des Jahres

Tabelle 51
Indikator N6: Verdichtung im Wohnungsbau
(Verhältnis der fertiggestellten Wohnungen in Ein-
und Zweifamilienhäusern zu Wohnungen in
Mehrfamilienhäusern) – Länderergebnisse für
2001-2003

Quelle: Eigene Darstellung

Land 

Verhältnis der fertig-
gestellten Wohnungen 
in Ein- und Zweifami-
lienhäusern zu Woh-
nungen in Mehrfami- 

lienhäusern 2001-2003 

Baden-Württemberg 1,6 

Bayern 1,9 

Brandenburg 5,1 

Hessen 1,3 

Mecklenburg-Vorpommern 2,1 

Niedersachsen 4,7 

Nordrhein-Westfalen 1,6 

Rheinland-Pfalz 2,8 

Saarland 2,8 

Sachsen 3,1 

Sachsen-Anhalt 5,8 

Schleswig-Holstein 2,6 

Thüringen 3,4 

Bund 2,1 

Zentralraum –* 

Zwischenraum –* 

Peripherieraum –* 

*  nicht berechenbar, da die Bautätigkeitsdaten 
nicht gemeindescharf vorlagen 
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Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 52
Indikator N7: Verhältnis Wohnungsneubau zu Leerstand (Anzahl neu gebauter
Wohnungen 2000-2003 je 100 im Jahr 2002 leer stehender Wohnungen; eigene
Berechnungen nach Daten des Landesbetriebes für Datenverarbeitung und
Statistik Brandenburg)

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 33
Verhältnis des Wohnungsneubaus (fertiggestellte Wohnungen) zur Entwicklung
des Wohnungsbestandes 2000-2003 auf Ebene von Landkreisen und kreisfreien
Städten (eigene Berechnungen nach Daten aus Statistik Regional 2005)

2002. Im ganzen Land Brandenburg wur-
den 22 Wohnungen je 100 leer stehender
Wohnungen gebaut. In den an Berlin an-
grenzenden Kreisen wie Potsdam-Mittel-
mark und Havelland werden Werte von
40 Wohneinheiten und mehr erreicht. Peri-
phere Regionen sowie die kreisfreien Städte
weisen dagegen geringere Werte aus.

Die Interpretation der mit dieser Messgrö-
ße erzielten Ergebnisse ist jedoch nicht ein-
fach. So kann nicht unterschieden werden
zwischen neu gebauten Wohnungen auf
neu erschlossenen Siedlungsflächen und
Wohnungen, die im Bestand errichtet wur-
den. Im Stadtumbauprozess kann es zu
Neubauvorhaben auf Standorten kommen,
auf denen zuvor Geschosswohnungsbauten
abgerissen wurden. Mit Blick auf die Wohn-
präferenzen der Bevölkerung und den er-
heblichen Leerstand im Geschosswoh-
nungsbau kann dies kaum als ineffizient
bezeichnet werden. Mit dem Indikator N7
können solche Differenzierungen aber
nicht vorgenommen werden.

In diesem Zusammenhang ist auch das Ver-
hältnis von Wohnungsneubau (fertigge-
stellte Wohnungen) und Wohnungsbe-
standsentwicklung von Relevanz. Im Nor-
malfall nimmt dieses Verhältnis den Wert 1
an – mit 100 neu gebauten Wohnungen er-
höht sich der Wohnungsbestand um etwa
100 Wohnungen. Der reale Wert liegt etwas
unter 1, weil auch unter stabilen woh-
nungswirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen Wohnungen durch Zusammenlegun-
gen, Umnutzung oder Abriss vom Markt ge-
hen. In den ostdeutschen Regionen mit ho-
hen Leestandszahlen und begonnenem
Stadtumbau reduziert sich hingegen trotz
Neubau von Wohnungen der Wohnungsbe-
stand insgesamt (Abb. 33). Am deutlichsten
kann dies in der Stadt Chemnitz beobachtet
werden – einem Wohnungsneubau von et-
wa 1 600 Wohneinheiten steht eine Reduk-
tion des Wohnungsbestandes um knapp
5 800 Wohneinheiten gegenüber. Mit den
oben formulierten Einschränkungen kann
auch diese statistische Beobachtung als In-
diz für Ineffizienzen der Flächennutzung
angesehen werden, denn einer sich ausdeh-
nenden Gebäude- und Freifläche steht eine
abnehmende Wohnungsdichte (Wohnun-
gen je Hektar Gebäude- und Freifläche) ge-
genüber. 0
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Anzahl neu gebauter Wohnungen 
2000-2003 je 100 im Jahr 2002  

leer stehender Wohnungen 

Brandenburg an der Havel, krsfr. Stadt 11 

Cottbus, krsfr. Stadt 8 

Frankfurt (Oder), krsfr. Stadt 7 

Potsdam, krsfr. Stadt 20 

Barnim, Landkreis 33 

Dahme-Spreewald, Landkreis 38 

Elbe-Elster, Landkreis 10 

Havelland, Landkreis 43 

Märkisch-Oderland, Landkreis 34 

Oberhavel, Landkreis 45 

Oberspreewald-Lausitz, Landkreis 7 

Oder-Spree, Landkreis 26 

Ostprignitz-Ruppin, Landkreis 14 

Potsdam-Mittelmark, Landkreis 54 

Prignitz, Landkreis 6 

Spree-Neiße, Landkreis 19 

Teltow-Fläming, Landkreis 24 

Uckermark, Landkreis 12 



Nachhaltigkeitsbarometer Fläche Forschungen Heft 130118

Einwohnerzahl im gesamten Entsorgungs-
gebiet als Folge des generellen Entdich-
tungsprozesses verringert. Wie beim Indi-
kator N4 (Infrastrukturaufwand Abwasser)
entstammen die hier erforderlichen Daten
aus der amtlichen Umweltstatistik.

Die für den Zeitraum zwischen 1998 und
2001 errechneten Länderwerte zeigen die
erwartet hohe Streuung – in Ländern mit
geringer Entdichtung und bereits hoher An-
schlussquote (auch ländlicher Siedlungsge-
biete) wie Hessen und Nordrhein-Westfa-
len werden Werte von unter 0,3 Metern je
Einwohner Mehraufwand gemessen. In
Ländern mit dynamischer Entdichtung und
noch zu leistendem Ausbau der Kanalisa-
tion in ländlichen Gebieten sehr geringer
Siedlungsdichte lassen sich Werte von
deutlich über einem Meter antreffen (vor
allem Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern und Sachsen-Anhalt). In Sach-
sen-Anhalt wurden im besagten Zeitraum
fast 4 500 Kilometer neue Abwasserkanäle
verlegt, was einem Zuwachs der Netzlänge
um über 40 % entspricht. Gleichzeitig
konnte die Anzahl angeschlossener Ein-
wohner nur um etwa 3 % erhöht werden,
was die drohende Unwirtschaftlichkeit die-
ser Infrastruktur deutlich zum Ausdruck
bringt.

Für die Testlandkreise lagen zum Zeitpunkt
der Berichtslegung keine Daten für 1998
vor, sodass die Berechnung dieses Indika-
tors nicht möglich war.

Flächenproduktivität (N9)

Zielbezug:

NZ 2 – Höhere ökonomische Produktivität der
Flächeninanspruchnahme

Berechnung:

⎥

⎦

⎤

⎢

⎣
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∑=
ha

EUR.Tsd

Fläche_SuV

BWS
9N

Die Flächenproduktivität besagt, wie viel
SuV-Fläche eingesetzt werden muss, um ei-
nen bestimmten (finanziellen) Wert an Gü-
tern und Dienstleistungen zu produzieren
(Jakubowski/Zahrt 2003, S. 188). Eine effizi-
ente Flächennutzung liegt dann vor, wenn
eine möglichst hohe Wertschöpfung mit ei-
nem möglichst geringen Einsatz des Fak-
tors Fläche erzielt wird. Berechnet wird die
Flächenproduktivität, indem das für eine
Gebietseinheit gemessene Bruttoinlands-
produkt (in Mio. Euro) mit dem Bestand der
SuV-Fläche in Beziehung gesetzt wird (Tau-
send Euro je Hektar SuV-Fläche).

Dynamik Infrastrukturaufwand
„Abwasser“ (N8)

Zielbezug:

NZ 1 – Intensivierung der Flächennutzung

Berechnung:

−
∑

∑

=
tEinwohner_.angeschl
tkanal_Abw_.Leitungsl

4N

⎥

⎦

⎤

⎢

⎣

⎡

∑ −
−∑

EW

m

1tEinwohner_.angeschl
1tkanal_Abw_.Leitungsl

Neben der aktuellen Kanalnetzlänge je Ein-
wohner (N4) liefert deren Veränderung Auf-
schlüsse über die Effizienz des Siedlungs-
systems und seiner technischen Infrastruk-
tur. Der Indikator „Dynamik Infrastruktur-
aufwand Abwasser“ berechnet sich als Ver-
änderung der Leitungslänge von Abwasser-
kanälen je angeschlossener Einwohner
(Meter je Einwohner) zwischen zwei Zeit-
punkten. Hohe Werte dieses Indikators zei-
gen an, dass viele neue Abwasserkanäle ge-
baut wurden (vornehmlich in ländlichen
Gebieten mit geringer Siedlungsdichte, wo
nur wenige Einwohner je Meter Kanal er-
schlossen werden), und/oder dass sich die

Tabelle 53
Indikator N8: Dynamik Infrastrukturaufwand
Abwasser (Veränderung der Leitungslänge
Abwasserkanal je angeschlossener Einwohner –
Länderergebnisse für 1998-2001

Quelle: Eigene Darstellung

Land 

Leitungslänge  
Abwasserkanal je EW 

1998-2001 

Baden-Württemberg 0,3 

Bayern 0,3 

Brandenburg 1,4 

Hessen 0,2 

Mecklenburg-Vorpommern 1,7 

Niedersachsen  -3,3** 

Nordrhein-Westfalen 0,1 

Rheinland-Pfalz 0,4 

Saarland 1,2 

Sachsen 0,7 

Sachsen-Anhalt 1,9 

Schleswig-Holstein 0,5 

Thüringen 0,7 

Bund 0,4 

Zentralraum –* 

Zwischenraum –* 

Peripherieraum –* 

*  nicht berechenbar, da Angaben zur Kanal-
netzlänge nur länder- bzw. kreisscharf vorlagen 

**  in Niedersachen weist die Statistik eine wenig 
plausible Reduzierung der Netzlänge um etwa  
22 000 Kilometer aus 
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Im Vergleich zur Siedlungsdichte weist die
Flächenproduktivität noch stärkere Unter-
schiede zwischen den Bundesländern auf,
was vor allem mit der schwachen ökonomi-
schen Situation in den neuen Bundeslän-
dern erklärt werden kann. Die höchste Flä-
chenproduktivität erreichen die Länder
Nordrhein-Westfalen, Hessen und Baden-
Württemberg. Besonders geringe Flächen-
produktivitäten weisen Brandenburg,
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-
Anhalt aus. Die Landkreise Wesel und Mei-
ßen liegen mit Werten von etwa 380 Tsd.
Euro (Wesel) bzw. 340 Tsd. Euro (Meißen)
je Hektar SuV-Fläche unterhalb des Bun-
desdurchschnitts, was für suburbane Sied-
lungsgebiete typisch sein dürfte.

Dynamik Flächenproduktivität (N10)

Zielbezug:

NZ 2 – Höhere ökonomische Produktivität der
Flächeninanspruchnahme

Berechnung:
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Der Ergänzungsindikator Dynamik Flächen-
produktivität gibt Auskunft über die Verän-
derung der Flächenproduktivität im zeitli-
chen Verlauf (Dosch/Jakubowski 2006). Ta-
belle 55 macht auch deutlich, dass die Flä-
chenproduktivität stark von konjunkturel-
len Entwicklungen abhängig ist. So hat sich
die Wertschöpfung je Flächeneinheit zwi-
schen 1996 und 2000 in den westlichen
Bundesländern zum Teil deutlich erhöht,
um anschließend zu stagnieren oder zu-
rückzugehen. Dieser Trend kann kaum mit
Entwicklungen der Flächennutzung erklärt
werden. Offensichtlich ist die Bruttowert-
schöpfung die weitaus elastischere Größe als
der Siedlungs- und Verkehrsflächenbestand.

Nutzungsdichte (N11)

Zielbezug:

NZ 2 – Höhere ökonomische Produktivität der
Flächeninanspruchnahme

Berechnung:
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Tabelle 54
Indikator N9: Flächenproduktivität – Länderergebnisse für 1996, 2000 und 2004
(Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1995)

Quelle: Eigene Darstellung

Bruttowertschöpfung in TEuro je ha SuV-Fläche 

Land 1996 2000 2004 

Baden-Württemberg 565 601 600 

Bayern 435 466 470 

Brandenburg 167 176 165 

Hessen 532 578 575 

Mecklenburg-Vorpommern 186 180 165 

Niedersachsen 272 282 274 

Nordrhein-Westfalen 592 608 605 

Rheinland-Pfalz 313 329 324 

Saarland 448 470 471 

Sachsen 353 340 344 

Sachsen-Anhalt 217 213 201 

Schleswig-Holstein 340 349 332 

Thüringen 256 269 268 

Bund 432 448 442 

Zentralraum –* –* –* 

Zwischenraum –* –* –* 

Peripherieraum –* –* –* 

*  nicht berechenbar, da das Bruttoinlandsprodukt nicht gemeindescharf ausgewiesen 
wird 

Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 55
Indikator N10: Dynamik Flächenproduktivität (Veränderung der Flächen-
produktivität) – Länderergebnisse für 1996-2000 und 2000-2004
(Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1995)

Veränderung der Bruttowertschöpfung  
je ha SuV-Fläche in % 

Land 1996-2000 2000-2004 

Baden-Württemberg 6,28 -0,06 

Bayern 7,17 0,82 

Brandenburg 5,61 -6,74 

Hessen 8,50 -0,43 

Mecklenburg-Vorpommern -3,25 -8,79 

Niedersachsen 3,83 -3,16 

Nordrhein-Westfalen 2,75 -0,53 

Rheinland-Pfalz 4,92 -1,34 

Saarland 4,79 0,25 

Sachsen -3,82 1,36 

Sachsen-Anhalt -1,93 -5,44 

Schleswig-Holstein 2,41 -4,80 

Thüringen 5,13 -0,62 

Bund 3,85 -1,41 

Zentralraum –* –* 

Zwischenraum –* –* 

Peripherieraum –* –* 

*  nicht berechenbar, da das Bruttoinlandsprodukt nicht gemeindescharf ausgewiesen 
wird 
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Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 56
Nutzungsdichte (Einwohner und sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigte je Hektar
Gebäude- und Freifläche sowie Betriebsfläche) –
Länderergebnisse für 2003/2004

Land 

EW und sozial-
versicherungspflichtig 

Beschäftigte je ha 
Gebäude- und  

Freifläche 2003/2004 

Baden-Württemberg 55 

Bayern 42 

Brandenburg 24 

Hessen 52 

Mecklenburg-Vorpommern 26 

Niedersachsen 30 

Nordrhein-Westfalen 54 

Rheinland-Pfalz 44 

Saarland 43 

Sachsen 45 

Sachsen-Anhalt 31 

Schleswig-Holstein 33 

Thüringen 43 

Bund 44 

Zentralraum –* 

Zwischenraum –* 

Peripherieraum –* 

*  nicht berechenbar 

Wie für Indikator N1 Siedlungsdichte aus-
geführt, kann die Nutzungsdichte, die die
Anzahl der Einwohner und sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten einer Gebiets-
einheit mit der dazugehörigen Gebäude-
und Freifläche in Beziehung setzt (Einwoh-
ner und sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigte je Hektar Gebäude- und Freiflä-
che sowie Betriebsfläche), präziser über die
reale Nutzungsintensität der urbanen Flä-
chennutzung informieren, weil sie nicht
nur die Bevölkerungszahl, sondern auch die
Beschäftigtenzahl berücksichtigt. Auch
handelt es sich bei der Nutzungsdichte um
eine „Nettodichte“, da die Gebäude- und
Freifläche die für das Wohnen und Arbeiten
genutzte Nettogrundfläche (abzüglich von
Infrastrukturflächen und sonstigen Sied-
lungsnutzungen) quantifiziert.

Die Länderwerte zeigen, wie die Siedlungs-
dichte, eine große Spannbreite. Die Länder
mit der intensivsten Flächennutzung sind
Baden-Württemberg und Nordrhein-West-
falen mit etwa 55 Einwohnern und Beschäf-
tigten je Hektar Gebäude- und Freifläche.
Am unteren Ende der Dichteskala rangieren
erwartungsgemäß Brandenburg und Meck-
lenburg-Vorpommern mit etwa 25 Einwoh-
nern und Beschäftigten je Hektar Gebäude-
und Freifläche. Die Landkreise Wesel und
Meißen liegen mit 47 bzw. 45 Einwohnern
und Beschäftigten je Hektar Gebäude- und
Freifläche fast gleichauf.



121

4.1 Aufgabenstellung und Ziel

Die flächenpolitischen Akteure müssen sich
in der Anwendung des Nachhaltigkeitsba-
rometers mehrere Ausgangsfragen stellen:

• Erstens ist festzulegen, ob und in welcher
Form den jeweiligen Indikatorausprä-
gungen Wertungen zugesprochen wer-
den sollen. Als Referenz können bei-
spielsweise politische oder wissen-
schaftlich begründete Ziele (z. B. Um-
weltqualitätsziele) eingesetzt werden,
deren Erreichungsgrad kardinal berech-
net oder ordinalen Wertstufen zugeord-
net werden kann. Eine andere Möglich-
keit besteht darin, sich auf relative
Bewertungen wie räumliche oder zeitli-
che Indexbildungen zu beschränken. Zu
klären ist demnach zunächst die Mög-
lichkeit einer durchgängigen Zielorien-
tierung bei der Entwicklung eines Index-
Verfahrens.

• Zweitens ist festzulegen, auf welche Art
und Weise die Werte der Einzelindikato-
ren zu einem Index aggregiert werden
sollen. Dabei ist zu überlegen, ob eine
gewichtete Aggregation zum Einsatz
kommt, in die die einzelnen Indikatoren
mit unterschiedlichen Gewichten einge-
hen. Ferner ist zu prüfen, ob statische
und dynamische Indikatoren (Indikato-
ren zu Nutzungsmuster und Nutzungs-
änderungen) zu einem Index zusam-
mengefasst werden oder ob zwei von-
einander unabhängige Indizes gebildet
werden sollen.

Das Nachhaltigkeitsbarometer Fläche un-
terstützt sowohl eine deskriptiv-analytische
wie auch normativ-politische Auseinander-
setzung mit der Flächennutzung und ihrer
Veränderung, indem indikatorspezifische
Bewertungsansätze wie auch Verfahren der
Indexbildung bereitgestellt werden.

4.2 Ausgestaltung des
Bilanzierungsverfahrens

Verfahren der Indexbildung

Prinzipiell bieten sich vier unterschiedliche
Verfahren für die Bildung eines „Nachhal-
tigkeitsindex“ an:

1. Kardinale Bewertung der relativen Ziel-
erreichung, orientiert an politisch ge-
setzten Zielen (z. B. UBA 2005; Schmidt-
hals et al. 2004; KGSt 2005).

4 Bilanzierungsverfahren
2. Setzung von wissenschaftlich und/oder

politisch begründeten Transformations-
funktionen: Hierbei werden die gemes-
senen Indikatorenwerte ordinal oder
metrisch skalierten Wertstufen zugeord-
net. Dies können zweistufige (z. B. „posi-
tiv“ versus „negativ“ oder „vorhanden“
versus „nicht vorhanden“) oder mehr-
stufige (z. B. Werte von 1 bis 5 oder „ge-
ring, mittel, hoch“) sein (z. B. Ministe-
rium für Stadtentwicklung, Wohnen und
Verkehr 2004).

3. Indizierung anhand des Durchschnitts-
werts einer höheren räumlichen Ebene
(z. B. Bundesdurchschnitt) oder des
Durchschnittswerts aller Beobachtungs-
objekte (z. B. Ewing et al. 2002; Galster
et al. 2001), die als Referenzwerte bspw.
gleich 100 gesetzt werden können.

4. Indizierung anhand eines Referenzzeit-
punkts (z. B. 1990 = 100) (z. B. Kompe-
tenzzentrum für Nachhaltige Entwick-
lung des Kantons Bern 2004).

Zu 1) Auf politisch gesetzte Ziele (wie einen
maximalen Siedlungs- und Verkehrsflä-
chenanteil oder eine Mindestsiedlungs-
dichte) kann im hier relevanten Handlungs-
feld nur in seltenen Einzelfällen zurückge-
griffen werden, sodass diese Form der Be-
wertung für die Entwicklung des Nachhal-
tigkeitsbarometers entfällt.

Zu 2) Schwierigkeiten ergeben sich auch bei
der Setzung von Nutzen- bzw. Transforma-
tionsfunktionen, weil sich aus der Fachlite-
ratur Maßstäbe zur Bewertung der Flächen-
inanspruchnahme nicht unmittelbar ablei-
ten lassen. Die Schwierigkeit besteht darin,
empirisch beobachtete Wirkungsphäno-
mene (wie gesundheitliche Beeinträchti-
gungen oder Verlust von Tier- und Pflan-
zenarten) mit Eigenschaften der Flächen-
nutzung wie dem Grad der Verstädterung
der Landschaft zu erklären, auch wenn ge-
nerelle Wirkungszusammenhänge unstrit-
tig sind. Es fehlen empirisch erhärtete Do-
sis-Wirkungs-Beziehungen, wie sie im stoff-
lichen Umweltschutz fachliche Grundlage
der Setzung von gesetzlichen oder unterge-
setzlichen Grenzwerten sind. Die Gründe
hierfür sind vielfältig. Erstens nehmen ver-
schiedenartige Eigenschaften der Sied-
lungsstruktur Einfluss auf die Umweltquali-
tät, die in ihrer potenziellen „Alleinwirk-
samkeit“ schwer zu beurteilen sind. Zu nen-
nen ist neben der absoluten Flächeninan-
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spruchnahme in einer Raumeinheit vor al-
lem die räumliche Anordnung von Sied-
lungsflächen. Zweitens sind Flächennut-
zung und Siedlungsstruktur Wirkungsgrö-
ßen innerhalb eines komplexen Zusam-
menwirkens verschiedener Faktoren an-
thropogener und natürlicher Herkunft (Al-
berti 1999), deren Wirksamkeit ebenfalls
nicht isoliert werden kann. Drittens zeigen
sich bei vielen Schutzgütern keine eindeuti-
gen „Schwellen-Reaktionen“ auf eine an-
steigende urbane Überprägung des Land-
schaftsraumes (Jaeger/Holderegger 2005,
S. 117; Reid 1998, S. 122). Während im stoff-
lichen Umweltschutz wirkungsorientierte
Standards gebräuchlich sind (kritische
Konzentrationen, kritische Eintragsraten),
deren Unterschreitung keine nachweisba-
ren Veränderungen der Böden in Struktur
und Funktion erwarten lässt, existieren für
nicht-stoffliche Belastungsphänomene
meist keine derartigen Normen (zur Land-
schaftszerschneidung siehe hierzu Jaeger/
Holderegger 2005).51 Dies liegt auch an De-
fiziten der empirischen Wirkungsforschung
selbst. Denn bislang können Messkonzep-
te, die zur Erfassung der Wirkungen von
Flächennutzungsänderungen entwickelt
wurden, nur die Belastungen (wie z. B. die
Änderung von Flächennutzungen in Art
und Intensität) befriedigend abbilden.
Schwierig ist dagegen die Messung von
Schutzgutreaktionen auf die ermittelten
Belastungen (Sperry 2004, S. 2), sodass die
Ableitung empirisch gesicherter Ursache-

Wirkung-Zusammenhänge kaum möglich
ist.

Zu 3 und 4) Weitaus einfacher sind dem-
gegenüber räumliche oder zeitliche Index-
bildungen. Zeitliche Indizierungen setzen
allerdings die Verfügbarkeit von Zeitreihen-
Daten voraus, was nicht bei allen der in Ka-
pitel 3 vorgestellten Indikatoren vorausge-
setzt werden kann.

Vor diesem Hintergrund bietet das Nach-
haltigkeitsbarometer drei alternative Indi-
zierungsverfahren an:

• eine Indexbildung orientiert am Durch-
schnitt der gemessenen Merkmalsaus-
prägung einer übergeordneten Raum-
einheit,

• eine Trendeinschätzung, bezogen auf
ein festzulegendes Referenzjahr (z. B.
das Jahr 1990 oder 199652) sowie

• der Einsatz von Transformationsfunktio-
nen mit anschließender Aggregation der
Einzelwerte.

Bei allen drei Verfahren gehen die vier un-
terschiedenen Indikatorengruppen (zu Re-
duktionszielen, Erhaltungs- und Schutzzie-
len, nutzungsstrukturellen Zielen, Nut-
zungseffizienzzielen) gleichgewichtet in die
Indexberechung ein. Damit soll verhindert
werden, dass einzelne Indikatorengruppen
das Gesamtergebnis übermäßig beeinflus-
sen. Würden beispielsweise zwei Indikato-
ren zu Nutzungseffizienzzielen (z. B. Sied-
lungsdichte und Flächenproduktivität),
aber nur ein Indikator zu Reduktionszielen
(z. B. Siedlungs- und Verkehrsflächenan-
teil) gleichgewichtet einfließen, so wäre zu
vermuten, dass ländliche Räume stets ne-
gativere Werte erzielten als urbane Räume
mit höherer Dichte. Dies wird vermieden,
indem jede der vier Indikatorengruppen
mit dem gleichen Faktor in die Berechnung
des Gesamtindex eingeht. Innerhalb der In-
dikatorengruppen werden Teilgewichte in
Abhängigkeit von der Anzahl der eingesetz-
ten Indikatoren vergeben. Auf eine inhalt-
lich begründete unterschiedliche Gewich-
tung der Einzelindikatoren wird somit ver-
zichtet (vgl. Abb. 34).

Die Verwendung dreier unterschiedlicher
Verfahren dient dazu, ggf. unterschiedlich
ausfallende Ergebnisse bzw. Gesamtbewer-
tungen sichtbar zu machen und hinsicht-
lich ihrer Aussagekraft zu bewerten. Zudem
soll die Diskussion über das geeignetste
Verfahren hierdurch angeregt und mit Da-
ten untersetzt werden. Die Entscheidung,

Abbildung 34
Gewichtung der Indikatorengruppen und Indikatoren bei Berechnung des
Nachhaltigkeitsindex (beispielhaft)

Quelle: Eigene Darstellung
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(51)
Auch die von Penn-Bressel
(2005, S. 132) benannten
Handlungsziele zur Begren-
zung des Niveaus der Land-
schaftszerschneidung sind
nicht geeignet, das Zerschnei-
dungsniveau in verschiedenen
Räumen hinsichtlich seiner Ak-
zeptabilität zu bewerten.

(52)
Die Auswahl beider Referenz-
zeitpunkte begründet sich aus
der Verfügbarkeit von Daten
aus CORINE Land Cover 2000,
mit welchen Veränderungen
der Bodenbedeckung zwischen
etwa 1990 und 2000 analysiert
werden können. Das Jahr 1996
erscheint als zweiter Referenz-
zeitpunkt geeignet, weil seit
diesem Jahr auch für Ost-
deutschland valide Daten aus
der Flächenerhebung vorlie-
gen.



123Bilanzierungsverfahren

welches Verfahren künftig für das Nachhal-
tigkeitsbarometer eingesetzt wird, bleibt
letztlich den flächenpolitischen Anwendern
des Nachhaltigkeitsbarometers vorbehal-
ten.

Räumliche und zeitliche
Indexbildung

Ein vergleichsweise einfaches Verfahren ist
die am Durchschnitt einer höherstufigen
Raumeinheit oder einem Referenzzeit-
punkt vorgenommene Indexbildung. Dem
Indikatorwert der gewählten Referenz-
raumeinheit wird dabei ein Referenzwert
zugewiesen (z. B. 100). Gleiches erfolgt bei
einer zeitlichen Indizierung für einen Refe-
renzzeitpunkt. Die für die Beobachtungs-
objekte erzielten Messwerte lassen sich
dann durch Bezug auf den Referenzwert in-
dizieren.

Als Referenzraum für die räumliche Index-
bildung bietet sich vor allem das Bundesge-
biet (bei einem bundesweiten Einsatz des
Barometers) oder das Gebiet eines Bundes-
landes (im Falle einer landespolitischen
Implementation) an. Den für diesen Raum
gemessenen Indikatorwerten wird ein Wert
von 100 zugewiesen. Alle Messwerte wer-
den dann auf diesen Referenzwert bezogen.
Die Normierung erfolgt dabei so, dass In-
dexwerte >100 als positiv gewertete Abwei-
chungen vom Bundes- bzw. Landesdurch-
schnitt interpretiert werden, Werte <100
entsprechend negativ bewertete Merkmals-
ausprägungen markieren. Um eine mögli-
che Dominanz einzelner Indikatoren zu
vermeiden, werden die Indexwerte auf eine
Spannweite von 0 bis 200 begrenzt. Ermit-
telte Indexwerte <0 werden als Wert „0“ so-
wie >200 als Wert „200“ definiert. In der Re-
gel wird der Indexwert wie folgt ermittelt:
Messwert multipliziert mit 100, dividiert
durch den Referenzwert. Bei Indikatoren,
deren numerisch ansteigende Messwerte
negativ zu bewerten sind, gilt: Maximalwert
200 minus errechneter Indexwert.

Anhand einiger Beispiele für die räumliche
Indexbildung soll dieses Vorgehen verdeut-
licht werden: Die Siedlungsdichte lag im
Jahr 2001 im Bundesgebiet bei 1 876 Ein-
wohnern je km² Siedlungs- und Verkehrs-
fläche. Abweichungen vom Bundesdurch-
schnitt nach oben werden positiv, nach
unten negativ gewertet. Für das Land Meck-
lenburg-Vorpommern errechnet sich somit
bei einer Dichte von 1 135 Einwohnern je
km² Siedlungs- und Verkehrsfläche ein In-
dexwert von 60. Dem Saarland wird bei ei-

ner Dichte von 2 107 Einwohnern je km²
Siedlungs- und Verkehrsfläche ein Wert von
112 zugeordnet. Ein weiteres Beispiel: Im
Jahr 2001 lag der Siedlungs- und Verkehrs-
flächenanteil im Bundesgebiet bei 12,3 %.
Für das Land Mecklenburg-Vorpommern
würde sich – bei einem SuV-Anteil von
6,7 % – ein Wert von 146 (200 minus 54) er-
rechnen. Dem Saarland wird ein Wert von
40 (200 minus 160) zugewiesen, bei einem
SuV-Anteil von 19,7 %. Tabelle 57 zeigt dies
beispielhaft für den Indikator R1 „Flächen-
inanspruchnahme“.

Indexbildung mit indikatorspezifischen
Transformationsfunktionen

Der dritte oben angesprochene Ansatz der
Indexbildung operiert mit indikatorspezifi-
schen Transformationsfunktionen, wie sie
beispielsweise in der Nutzwertanalyse ge-
bräuchlich sind. Einer gemessenen Indika-
torausprägung (Messwert) wird dabei eine
Wertstufe auf einer definierten Skala zuge-
ordnet. Die verwendeten Skalen können
unterschiedlich ausgestaltet werden –
denkbar ist eine einfache nominale Skala
(„nachhaltig“ vs. „nicht nachhaltig“), denk-
bar ist aber auch eine mehrstufige ordinale
Skala. Bei der Setzung von Transformati-
onsfunktionen können in Abhängigkeit von
der wissenschaftlichen oder politischen Be-
wertung der Indikatorausprägungen unter-
schiedliche Funktionsformen adäquat sein.
Denkbar ist eine lineare Funktion, bei der
ein proportionaler Zusammenhang von In-
dikatorausprägung und Bewertung unter-
stellt wird. Denkbar sind aber auch logisti-

Tabelle 57
Indexbildung am Beispiel des Indikators R1 „Flächeninanspruchnahme“

Quelle: Eigene Darstellung

Land 
Messwert 

(SuV-Anteil (2001) Zwischenwert 
Index 

(=200-Zwischenwert) 

Baden-Württemberg 13,2 107 93 

Bayern 10,4 85 115 

Brandenburg 8,20 67 133 

Hessen 14,9 121 79 

Mecklenburg-Vorpommern 6,7 54 146 

Niedersachsen 12,7 103 97 

Nordrhein-Westfalen 21,0 170 30 

Rheinland-Pfalz 13,4 109 91 

Saarland 19,7 160 40 

Sachsen 11,3 91 109 

Sachsen-Anhalt 9,4 76 124 

Schleswig-Holstein 11,2 91 109 

Thüringen 8,8 71 129 

Bund 12,3 100 100
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sche, exponentielle oder U-förmige Trans-
formationsfunktionen (Abb. 35).

Das Fehlen fachlich anerkannter Bewer-
tungsmaßstäbe im nicht-stofflichen Bo-
den- bzw. Flächenschutz erschwert auch
die Setzung von Transformationsfunktio-
nen. Ausgangspunkt der folgenden Überle-
gungen ist daher die Richtung, in die sich
Indikatoren entwickeln müssen, um dies als
positiv oder negativ zu bewerten. So kann
beispielsweise davon ausgegangen werden,
dass ein zunehmender Siedlungs- und Ver-
kehrsflächenanteil negativ, eine zuneh-
mende Siedlungsdichte positiv und ein zu-
nehmender Dispersionsgrad von Einwoh-
nern und Arbeitsplätzen negativ zu werten
ist. Die Wahl einer der in Abbildung 35 dar-
gestellten Funktionen ist aber bereits mit
Werturteilen verbunden, die nur einge-
schränkt wissenschaftlich gesichert sind.

Im einfachsten Fall kann die Zuordnung
von Messwerten zu Wertstufen anhand ei-
ner linearen Funktion mit dem Steigungs-
maß 1 erfolgen. Dies wäre dann gerechtfer-

tigt, wenn ein numerisch ansteigender
Messwert mit proportional zu- oder abneh-
menden Wirkungen auf ein Bewertungsob-
jekt (z. B. ein Schutzgut des Naturschutz-
rechts) einhergeht. Zu fragen ist demnach
beispielsweise,

• ob ein ansteigender Siedlungs- und Ver-
kehrsflächenanteil mit stetig zunehmen-
den Belastungen bzw. Einschränkungen
naturräumlicher Funktionen einhergeht
oder

• ob eine zunehmende Siedlungsdichte zu
einer stetig zunehmenden Effizienz von
technischen Infrastrukturen führt.

Das für das Nachhaltigkeitsbarometer ent-
wickelte Bewertungsverfahren sieht eine
zehnstufige Skala vor (1 bis 10), wobei hohe
Wertstufen eine positivere Bewertung an-
zeigen als geringe Wertstufen. Für jeden
Kernindikator wird eine individuelle Funk-
tion vorgeschlagen, mit der die Messwerte
in Wertstufen überführt werden. Abbil-
dung 36 verdeutlicht dies am Beispiel des
Indikators R1 „Flächeninanspruchnahme“.

Abbildung 35
Beispielhafte Transformationsfunktionen

Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 36
Beispiel für die Setzung von Transformationsfunktionen am Beispiel des Indikators R1 „Flächen-
inanspruchnahme“ (Werte für 2004)

Quelle: Eigene Darstellung
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Die Aggregation der für jeden Indikator ge-
setzten Wertstufen erfolgt anhand einer Ad-
dition der Einzelwerte, berücksichtigt dabei
aber die vorgegebenen Gewichtungen der
vier Indikatorengruppen.

Es sei an dieser Stelle ausdrücklich darauf
hingewiesen, dass die in den nachfolgen-
den Abschnitten vorgeschlagenen Trans-
formationsfunktionen für alle als Kernindi-
katoren kategorisierten Messgrößen nicht
als abschließende gutachterliche Einschät-
zungen der Autoren dieses Berichts zu ver-
stehen sind. Das Bewertungsinstrument
„Transformationsfunktion“ ist vielmehr of-
fen für politische Wertsetzungen, die im je-
weiligen Anwendungsfall des Nachhaltig-
keitsbarometers zu treffen sind. Die Set-
zung von Transformationsfunktionen bie-
tet auf diese Weise die Möglichkeit, flächen-
politische Zielsetzungen und Präferenzen
in transparenter Weise in der Beschreibung
und Bewertung der Flächennutzung deut-
lich zu machen.

Transformationsfunktionen für
Indikatoren zu Reduktionszielen

Wie oben ausgeführt, existieren bislang kei-
ne politisch gesetzten Richt- oder Orientie-
rungswerte für Mengenindikatoren wie den
Siedlungs- und Verkehrsflächenanteil oder
den Versiegelungsgrad und auch wissen-
schaftlich fundierte Richtwerte sind kaum
verfügbar. Die Komplexität naturhaushäl-
terischer und sozialer Zusammenhänge ist
zu hoch, als dass einfache Schwellenwerte
identifizierbar wären, bei deren Unter-
schreitung nicht mit negativen Auswirkun-
gen auf die Schutzgüter zu rechnen ist.
Auch das 30-Hektar-Ziel der Nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie kann nicht als wis-
senschaftlich basierter Safe-Mininum-
Standard angesehen werden. Es ist viel-
mehr eine politisch gesetzte Zielmarke, die
sich eher an politischer Erreichbarkeit ori-
entiert, denn an wissenschaftlich fundier-
ten Dosis-Wirkungs-Beziehungen.

In erster Annäherung kann daher nur davon
ausgegangen werden, dass mit zunehmen-
dem SuV-Anteil oder Versiegelungsgrad ne-
gative Veränderungen (der Schutzgüter)
einhergehen. Fraglich ist aber, welche
Funktionseigenschaften dieser Zusammen-
hang aufweist. Denkbar ist ein linear-pro-
portionaler Zusammenhang, bei dem
davon ausgegangen wird, dass jeder Zu-
wachs an SuV oder Bodenversiegelung mit
gleichen Veränderungsraten auf der Belas-
tungs- oder Schädigungsskala einhergeht.

Möglich sind aber auch – wie oben ausge-
führt – exponentielle oder logistische Funk-
tionsverläufe.

Für Gewässerökosysteme nennen Arnold
und Gibbons (1996, S. 256) Schwellenwerte
der Bodenversiegelung, die sie aus einer
breiten Analyse limnologischer Untersu-
chungen abgeleitet haben (Abb. 37). Da-
nach gilt ein Gewässer als nicht oder gering
belastet, wenn der Versiegelungsgrad im
Einzugssystem unterhalb von 10 % bleibt.
Dies gilt freilich nur für bodenversiege-
lungsrelevante Belastungen wie diffuse
Stoffeinträge von versiegelten Flächen
(„non-point-sources“). Oberhalb eines Ver-
siegelungsgrades von 30 % muss von erheb-
lichen potenziellen ökologischen Beein-
trächtigungen der Gewässerqualität ausge-
gangen werden („degraded“). Einen ähnli-
chen Schwellenwert nennt Schueler (1994),
nach dem ab etwa 25 % Bodenversiegelung
starke Schädigungen zu erwarten sind.

Auch mit Blick auf stadtklimatische Belas-
tungen scheint ein linear-proportionaler
Bewertungsansatz angemessen. So geht
Hoffmann davon aus, dass mit jeweils 10 %
versiegelter Fläche an der Gesamtfläche der
Stadt sich die städtische Übertemperatur
um 0,2 Grad erhöht (Hoffmann 1999, S. 19).
Auch wird ein stabiler Zusammenhang zwi-
schen der zunehmenden Siedlungsbelas-
tung der Landschaft auf der einen Seite und
dem dramatischen Artenrückgang auf der
anderen Seite vermutet (Waterstraat et al.
1996, S. 9).

Indes gibt es auch Anhaltspunkte für nicht-
lineare Wirkungsbeziehungen. So zeigen
Analysen zum Zusammenhang des Ausma-
ßes der Flächeninanspruchnahme und des

Abbildung 37
Schwellenwerte der Bodenversiegelung für die gewässerökologische Bewertung

Quelle: Arnold/Gibbons 1996, S. 246
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landschaftlichen Störungsgrades (Sieden-
top et al. 2003, S. 166 ff.; BBR 2005, S. 219),
dass beide Größen in einem nicht-linearen
Zusammenhang stehen. Mit fortschreiten-
dem Anteil der Siedlungs- und Verkehrsflä-
chen nimmt der Anteil größerer störungsar-
mer Freiräume exponentiell ab. Siedentop
et al. (2003, S. 166) berechneten auf Ebene

von kreisfreien Städten und Landkreisen,
dass der mittlere Anteil großer störungsar-
mer Freiräume in Gebietseinheiten mit
Siedlungs- und Verkehrsflächenanteilen
kleiner 10 % bei größer 30 bis 40 % des ge-
samten Freiraumbestandes liegt. Demge-
genüber verfügen Kreise und kreisfreie
Städte mit einem SuV-Anteil größer 30 %
lediglich noch über einen Bestand von we-
niger als 10 % störungsarmer Freiräume
(Abb. 38). Als „störungsarm“ wurden hier
zusammenhängende unzerschnittene Frei-
räume mit einer Größe von mehr als 10 km²
außerhalb der Verlärmungszonen53 von
Straßen angesehen. Zu ähnlichen Ergebnis-
sen kommen Analysen des Bundesamtes
für Bauwesen und Raumordnung (BBR
2005, S. 219; siehe auch Einig 2005). Dieser
Zusammenhang lässt eine Zuordnung ge-
messener SuV-Anteile zu Wertstufen mit ei-
nem Proportionalitätsfaktor 1 nicht sach-
dienlich erscheinen. Stattdessen erscheint
eine umgekehrt S-förmige Transformati-
onsfunktion besser geeignet.

Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen
werden für die hier vorgeschlagenen Kern-
indikatoren die in Abbildung 39 dargestell-
ten Transformationsfunktionen empfoh-
len. Für die Indikatoren Flächeninan-

(53)
Als „Verlärmungszonen“ wur-
den dabei Pufferzonen entlang
der Straßentrassen bezeich-
net, deren Tiefe straßentypab-
hängig gebildet wurde.

Abbildung 39
Transformationsfunktionen für drei Kernindikatoren zu Reduktionszielen

Quelle: Eigene Darstellung
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Abbildung 38
Beziehung zwischen dem Anteil bebauter Flächen und dem Anteil
unzerschnittener, störungsarmer Freiräume >10 km² an der Gesamtfläche der
Kreise und kreisfreien Städte

Quelle: (Siedentop et al. 2003, S. 168)
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spruchnahme und Bodenversiegelung wird
eine logistische Funktion gesetzt. Für den
Indikator Dynamik der Flächeninan-
spruchnahme wird eine lineare Funktion
vorgeschlagen.

Transformationsfunktionen für
Indikatoren zu Erhaltungs- und
Schutzzielen

Die Indikatoren zu Erhaltungs- und Schutz-
zielen werfen besondere Probleme bei der
Setzung von Transformationsfunktionen
auf, da die Ausprägung der vorgeschlage-
nen Indikatoren nicht allein von Eigen-
schaften der Flächennutzung selbst, son-

dern auch von der räumlichen Verteilung
schutzwürdiger Bestandteile des Natur-
haushalts abhängt. Wurden beispielsweise
in einem Bundesland neue Siedlungsnut-
zungen nur zu geringen Teilen auf Böden
mit hoher natürlicher Ertragsfähigkeit loka-
lisiert, so kann dies auf eine hohe Schutzin-
tensität (z. B. durch raumordnerischen Flä-
chenschutz) zurückzuführen sein. Denkbar
ist aber auch, dass das betreffende Bundes-
land aufgrund der natürlichen Verteilung
solcher Böden nur über einen sehr geringen
Ressourcenbestand verfügt.

Für die 5 Kernindikatoren werden die in Ab-
bildung 40 dargestellten Transformations-

Abbildung 40
Transformationsfunktionen für fünf Kernindikatoren zu den Erhaltungs- und Schutzzielen

Quelle: Eigene Darstellung
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funktionen vorgeschlagen. Bei den Indika-
toren „Flächeninanspruchnahme auf hoch-
wertigen Böden“, „Dynamik der Flächenin-
anspruchnahme auf hochwertigen Böden“
sowie „Dynamik der Flächeninanspruch-
nahme in schutzwürdigen Landschaften“
wurden einfache lineare Funktionen ge-
setzt, orientiert am Bundeswert der jeweili-
gen Indikatoren. Beim Indikator „Durch-
grünungsgrad“ wird demgegenüber der
Einsatz einer komplexeren Funktion als
sinnvoll erachtet, ausgehend von der An-
nahme, dass bei zunehmender Durchgrü-
nung des Siedlungsraumes ein Sättigungs-
punkt erreicht wird, bei dessen Überschrei-
tung keine zusätzlichen positiven Wirkun-
gen mehr zu erwarten sind. Im Gegenteil,
ein sehr hoher Grünflächenanteil kann mit
Einbußen der Urbanität städtischer Sied-
lungsräume einhergehen – hier wird ein
Schwellenwert 50 m² je Einwohner ange-
setzt, bei dessen Überschreitung eine gerin-
gere Wertstufe vergeben wird.

Transformationsfunktionen für
Indikatoren zu Standort- und
Strukturzielen

Die Diskussion von Struktur- und Formei-
genschaften im Rahmen der Bewertung von
Eigenschaften der Flächennutzung wird
erst seit wenigen Jahren intensiver geführt.
Bislang ging es vor allem darum, geeignete
Messverfahren zu entwickeln, mit denen
relevante strukturelle Eigenschaften wie die
Dispersion von Siedlungsflächen im Raum
oder die Form von Siedlungsnutzungen
überhaupt beschrieben werden können.
Die Bewertung der dabei erzielten Messer-
gebnisse war demgegenüber bislang kaum
Gegenstand intensiver Forschung. Auch in
der US-amerikanischen Sprawl-Debatte
dominiert noch eine deskriptiv-analytische
Perspektive. Wenn Wertungen vorgenom-
men werden, dann allenfalls als einfache
„Richtungsnormen“ („je disperser, desto
schlechter“, „je fraktaler, desto ungünsti-
ger“).

Abbildung 41
Transformationsfunktionen für vier Kernindikatoren zu Standort- und Strukturzielen

Quelle: Eigene Darstellung
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Vor diesem Hintergrund orientieren sich
die unten dargestellten Tansformations-
funktionen in der Regel an den Durch-
schnittswerten von Bund und Ländern, mit
denen Abweichungen nach unten oder
oben negativ oder positiv gewertet werden
(Abb. 41).

Transformationsfunktionen für
Indikatoren zu Nutzungseffizienzzielen

Wie für die anderen Indikatorengruppen
gilt auch für die Indikatoren zu Effizienzzie-
len, dass politisch gesetzte oder wissen-
schaftlich abgesicherte Ziel- oder Schwel-
lenwerte kaum verfügbar sind. Nach Kennt-
nis der Autoren hat sich bisher nur die

Schweiz auf ein Dichteziel verständigt –
danach soll die Siedlungsdichte der
Schweiz bei 400 m² Siedlungsfläche pro
Einwohner stabilisiert werden (Schweizeri-
scher Bundesrat 2002). In Deutschland
existiert ein solches Ziel dagegen nicht.
Auch aus der ingenieurwissenschaftlichen
Literatur lassen sich nur sehr eingeschränkt
Normen ableiten, mit denen die wirtschaft-
liche Tragfähigkeit oder Funktionsfähigkeit
technischer Systeme (z. B. ÖPNV oder Ab-
wasserentsorgung) in Abhängigkeit von Ei-
genschaften der Siedlungsstruktur zu be-
werten wäre. Die meisten diesbezüglich re-
levanten Studien wurden vonseiten der
Verkehrswissenschaft vorgelegt. Aus den
verfügbaren Arbeiten können indes keine

Abbildung 42
Transformationsfunktionen für fünf Kernindikatoren zu Nutzungseffizienzzielen

Quelle: Eigene Darstellung
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einfachen Ableitungen von Mindest- oder
Maximaldichten vorgenommen werden,
bei deren Unter- bzw. Überschreitung mit
negativ bewerteten Veränderungen des
Verkehrsaufwandes oder der Verkehrs-
struktur zu rechnen ist.54 In jedem Fall dürf-
te aber eine lineare Funktion unangemes-
sen sein, da bei Überschreitung einer be-
stimmten Dichte mit negativen Wirkungen
wie Einbußen der städtischen Lebensquali-
tät zu rechnen ist. Vor diesem Hintergrund
erscheint beim Indikator „Siedlungsdichte“
eine umgekehrt U-förmige Funktion zutref-
fend. Dabei wird davon ausgegangen, dass
unterhalb einer Siedlungsdichte von
1 500 Einwohnern je km² SuV die wirt-
schaftliche Tragfähigkeit technischer Infra-
strukturleistungen deutlich abnimmt und
auch mit einer erhöhten Verkehrsintensität
des Siedlungssystems zu rechnen ist. Ober-
halb eines Dichtewertes von 4 000 Einwoh-
nern je km² werden demgegenüber dichte-
bedingte Einschränkungen der Lebensqua-
lität wie Freiraumdefizite vermutet. Mit
Ausnahme der Dynamik Siedlungsdichte
(N2) werden für die anderen Indikatoren zu
Nutzungseffizienzeigenschaften demge-
genüber einfache lineare Funktionen vor-
geschlagen (Abb. 42).

4.3 Test des
Bilanzierungsverfahrens

Die in Abschnitt 4.2 vorgestellten Verfahren
der Indizierung von Einzelindikatoren so-
wie der Teil- und Gesamtbilanzierung wer-
den nun beispielhaft auf unterschiedlichen
politisch-administrativen Ebenen ange-
wandt. Es erfolgt

• ein Test auf Ebene der Bundesländer mit
einer räumlichen Indizierung, bei der
der Bundesdurchschnitt als Referenz-
wert dient,

• eine zeitliche Indizierung auf Bundes-
ebene, in die Daten aus mehreren Zeit-
räumen eingehen sowie

• ein Test der Transformationsfunktionen
in den beiden Testlandkreisen Wesel
und Meißen.

Nach einem Exkurs zum Vergleich der Flä-
chennutzung in Deutschland und Großbri-
tannien, in den einige der in Kapitel 3 vor-
geschlagenen Indikatoren eingingen, wer-
den schließlich – ebenfalls in diesem Ab-
schnitt – wesentliche Ergebnisse der Kapi-
tel 3 und 4 im Hinblick auf einzelne flächen-
politische Ziele zusammengefasst.

Tabelle 58 gibt einen Überblick über den
Realisierungsstand des Indikatorensys-
tems. Die Testläufe beziehen nicht alle rea-
lisierten Indikatoren ein; berücksichtigt
werden nach Möglichkeit alle Kernindika-
toren sowie jene Ergänzungsindikatoren,
für die Daten vorlagen.

Test der räumlichen Indizierung und
Bilanzierung (Bundesländer)

Die Indizes der Indikatoren auf Landesebe-
ne werden mit dem jeweiligen Bundes-
durchschnitt in Beziehung gesetzt. Ins-
gesamt bezieht der Testlauf 23 Indikatoren
ein, drei zu Reduktionszielen, sieben zu Er-
haltungs- und Schutzzielen, sechs zu nut-
zungsstrukturellen Zielen und sieben zu
Nutzungseffizienzzielen. Bis auf wenige
Ausnahmen konnten alle Kernindikatoren
einbezogen werden, daneben auch einige
Ergänzungsindikatoren (vgl. Tab. 59).

(54)
Newman/Kenworthy (1989,
S. 29) identifizierten basierend
auf einem internationalen Städ-
tesample einen Dichtewert von
30 bis 40 Einwohner je Hektar
Siedlungsfläche, bei dessen
Unterschreitung der Verkehrs-
energieverbrauch stark an-
steigt. Newman (1992, S. 292)
nennt eine Schwelle von 20 bis
30 Einwohnern je Hektar, un-
terhalb der die Pkw-Nutzung
deutlich zunimmt und die Nut-
zung öffentlicher Verkehrsmit-
tel stark zurückgeht. Auch der
Anteil von Fuß- und Radwegen
sinke unterhalb eines Dichte-
bereiches von 20 bis 30 Ein-
wohnern je Hektar Siedlungs-
fläche (ebd.). Für britische
Städte kommt Banister (1999,
S. 316) zu einem Dichtewert
von 15 Einwohnern je Hektar.
Unterhalb dieses Wertes steige
die Wegelänge um bis zu 35 %.
Campoli und McLean (2004)
nennen verkehrssystemspezifi-
sche Dichteschwellen für einen
ökonomisch tragfähigen Be-
trieb öffentlicher Verkehrsan-
gebote. Danach setzt ein mini-
maler Busbetrieb (ein Bus pro
Stunde) eine Dichte von 10 bis
15 Wohneinheiten je Hektar
Bruttowohnbauland voraus.
Schienenverkehrsangebote mit
höherer Taktfrequenz erfordern
hingegen Mindestdichten von
25 bis 40 Wohnungen je Hektar
(siehe auch Holtzclaw 1994 mit
zahlreichen weiteren Nachwei-
sen). Bertaud und Richardson
(2004) sehen – basierend auf
Untersuchungen in den USA
und Westeuropa – eine Min-
destdichte von 30 Personen je
Hektar für eine ökonomisch
tragfähige und attraktive ÖV-
Bedienung. Frank et al. (1994)
stellen im Gegensatz zu ande-
ren Forschungsarbeiten auf die
Bevölkerungsdichte ab und
nennen eine Mindestdichte von
80 bis 100 Einwohner je km² für
einen effizienten ÖPNV. Auch
für technische Infrastrukturen
lassen sich in der Literatur An-
gaben zu Mindestdichten ablei-
ten. Bei Unterschreitung einer
Geschossflächenzahl von etwa
0,5 bzw. einer Wohnungsdichte
von 40 Wohnungen je Hektar
Nettobauland steigen die Infra-
strukturaufwendungen je
Wohneinheit stark an (Schiller/
Siedentop 2005; Schiller 2002;
Gassner et al. 1986). Bei der
Fernwärmeversorgung wird
von einer Mindestdichte in
Höhe von 25 bis 30 MW je km²
(Wärmebedarfsdichte) ausge-
gangen, was einer GFZ von
etwa 0,8 entsprechen dürfte
(Siedentop et al. 2006, S. 97). Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 59
Test Räumliche Indizierung und Bilanzierung:
Verwendete Indikatoren

Indikatoren zu Reduktionszielen  

• Flächeninanspruchnahme (R1) 

• Dynamik Flächeninanspruchnahme (R2)  

• Intensität weiterer Flächeninanspruchnahme (R3) 

Indikatoren zu Erhaltungs- und Schutzzielen  

• Flächeninanspruchnahme auf landwirtschaftlich 
hochwertigen Böden (E1) 

• Dynamik der Flächeninanspruchnahme auf 
landwirtschaftlich hochwertigen Böden (E2)  

• Durchgrünung des Siedlungsraumes (E3) 

• Unzerschnittene Räume (E6) 

• Flächeninanspruchnahme in schutzwürdigen 
Landschaften (E8) 

• Dynamik der Flächeninanspruchnahme in 
schutzwürdigen Landschaften (E9) 

Indikatoren zu nutzungsstrukturellen Zielen  

• Siedlungskonzentration (S1) 

• Dispersionsdynamik (S2) 

• Standörtliche Integration neuer Siedlungsflächen 
(S3) 

• Zerklüftungsgrad (S4) 

• Verkehrliche Erschließung bestehender 
Siedlungsflächen (S8) 

• Verkehrliche Erschließung neuer Siedlungsflächen 
(S9)  

Indikatoren zu Nutzungseffizienzzielen 

• Siedlungsdichte (N1) 

• Dynamik Siedlungsdichte (N2) 

• Nutzungsintensität neuer Bebauung (N3) 

• Infrastrukturaufwand Abwasser (N7) 

• Flächenproduktivität (N9)  

• Dynamik der Flächenproduktivität (N10)  

• Nutzungsdichte (N11) 
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Die auf die einzelnen Indikatoren bezoge-
nen Indizes werden zu zwei Gesamtbilan-
zierungindizes für Nutzungsmuster (NM –
statische Perspektive) und Nutzungsände-

rung (NÄ – dynamische Perspektive) zu-
sammengefasst. Diese beiden Indizes wur-
den nicht zu einem Index aggregiert. Inner-
halb der beiden „Gruppen“ (Nutzungsmus-

Tabelle 58
Umsetzung der Indikatoren in den Testläufen des Nachhaltigkeitsbarometers (realisierte Indikatoren sind
dunkelgrau untersetzt)

Quelle: Eigene Darstellung

Testlauf (Raum) 

Indikator K/E Typ 
Bund/ 
Land 

Raum-
struktur-

typen 
Test- 

gebiete 

R1 Flächeninanspruchnahme K NM    

R2 Dynamik Flächeninanspruchnahme K NÄ    

R3 Intensität weiterer Flächeninanspruchnahme E NÄ    

R4 Bodenversiegelung K NM – –  

R5 Dynamik Bodenversiegelung E NÄ – – – 

R6 Entsiegelung E NÄ – – – 

E1 Flächeninanspruchnahme auf landw. hochw. Böden K NÄ    

E2 Dynamik der Flächeninanspruchnahme auf 
landwirtschaftlich hochwertigen Böden 

K 
NÄ   – 

E3 Durchgrünung des Siedlungsraums K NM    

E4 Veränderung der Durchgrünung des Siedlungsraums E NÄ    

E5 Waldversorgung    (x) (x) 

E6 Unzerschnittene Räume E NM  – – 

E7 Flächeninanspruchnahme in Schutzgebieten K NÄ – –  

E8 Flächeninanspruchnahme in schutzw. Landschaften E NM    

E9 Dynamik der Flächeninanspruchnahme in 
schutzwürdigen Landschaften 

K 
NÄ    

E10 Baulandpotenzial E NM – –  

S1 Siedlungskonzentration K NM    

S2 Dispersionsdynamik K NÄ    

S3 Standörtliche Integration neuer Siedlungsflächen K NÄ   – 

S4 Zerklüftungsgrad E NM  (x) (x) 

S5 Baulandreserven E NM – –  

S6 Brachflächen E NM – – – 

S7 Wiedernutzung Brachflächen E NÄ – – – 

S8 Verkehrliche Erschließung bestehender 
Siedlungsflächen 

E NM 
  

 

S9 Verkehrliche Erschließung neuer Siedlungsflächen K NÄ    

S10 Landschaftszerschneidung K NM  (x) (x) 

S11 Dynamik der Landschaftszerschneidung E NÄ – – – 

N1 Siedlungsdichte K NM    

N2 Dynamik Siedlungsdichte K NÄ    

N3 Nutzungsintensität neuer Bebauung K NÄ  –  

N4 Wohnflächenausstattung E NM  –  

N5 Bebauungsintensität E NÄ  (x)  

N6 Verhältnis Wohnungsneubau zu Leerstand E NÄ (x) (x) (x) 

N7 Infrastrukturaufwand Abwasser E NÄ  –  

N8 Dynamik Infrastrukturaufwand Abwasser E NÄ  –  

N9 Flächenproduktivität K NM  –  

N10 Dynamik Flächenproduktivität E NÄ  –  

N11 Nutzungsdichte E NM  (x)  

–  =  Realisierung derzeit nicht möglich              (x)  =  Realisierung möglich, aber im Projekt nicht geleistet 
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ter, Nutzungsänderung) werden Teilbilan-
zierungsindizes für jede der vier Indikato-
renkategorien (Reduktion, Erhaltung und
Schutz, Nutzungsstruktur, Nutzungseffizi-
enz) gebildet, in den die Indexwerte der In-
dikatoren mit identischem Gewicht einge-
hen. Gleiches gilt für die Aggregation der In-
dizes der vier Kategorien zum Gesamtindex.
Für die Indizierung der Einzelindikatoren
und der Gesamtbilanz wurde der Bundes-
durchschnitt gleich 100 gesetzt. Da die vier
Indikatorenkategorien mit gleichem Anteil,
d. h. jeweils zu 25 %, in die Gesamtbilanz

eingehen, wurde für die Indexbildung der
Kategorien der Bundesdurchschnitt gleich
25 gesetzt. Ein Wert >25 zeigt eine positive
Abweichung vom Bundesdurchschnitt an,
Werte <25 eine entsprechend negativ zu in-
terpretierende Abweichung. Entsprechend
verhält es sich bei den Indikatoren und In-
dizes, bei denen der Bundesdurchschnitt
gleich 100 gesetzt wurde.

Die nachfolgenden Tabellen stellen alle in-
dikatorbezogenen Einzelindizes und die
gruppenbezogenen Indizes zusammen
(Tab. 60-67, Quelle: Eigene Darstellung).

Tabelle 60
Indikatoren zu Reduktionszielen – Nutzungsmuster: Messergebnisse und Indizes

Tabelle 61
Indikatoren zu Reduktionszielen – Nutzungsänderung: Messergebnisse und Indizes

R1: Flächeninanspruchnahme (SuV-Anteil in %, 2004)

R1 

Land Messwert Index Index R-NM 

Baden-Württemberg 13,60 93 23,25 

Bayern 10,80 115 28,75 

Brandenburg 8,60 133 33,25 

Hessen 15,10 79 19,75 

Mecklenburg-Vorpommern 7,20 146 36,50 

Niedersachsen 13,10 97 24,25 

Nordrhein-Westfalen 21,60 30 7,50 

Rheinland-Pfalz 13,80 91 22,75 

Saarland 20,10 40 10,00 

Sachsen 11,70 109 27,25 

Sachsen-Anhalt 10,30 124 31,00 

Schleswig-Holstein 12,00 109 27,25 

Thüringen 9,00 129 32,25 

Bund 12,80 100 25,00 

R2: Dynamik der Flächeninanspruchnahme (SuV-Zuwachs in %, 2001-2004)

R3: Intensität weiterer Flächeninanspruchnahme (Zuwachs der SuV-Fläche in ha/km² Katasterfläche, 2001-2004)

R2 R3

Land Messwert Index Messwert Index Index R-NÄ 

Baden-Württemberg 3,21 116 0,42 111 28,35 

Bayern 3,58 107 0,37 121 28,48 

Brandenburg 4,94 71 0,40 115 23,24 

Hessen 1,83 152 0,27 143 36,85 

Mecklenburg-Vorpommern 8,23 0 0,55 83 10,37 

Niedersachsen 3,49 109 0,44 106 26,91 

Nordrhein-Westfalen 3,11 119 0,65 62 22,56 

Rheinland-Pfalz 3,17 117 0,42 111 28,48 

Saarland 2,09 145 0,41 113 32,27 

Sachsen 3,63 105 0,41 113 27,25 

Sachsen-Anhalt 9,76 0 0,91 6 0,80 

Schleswig-Holstein 7,00 17 0,78 34 6,41 

Thüringen 2,24 142 0,20 157 37,37 

Bund 3,83 100 0,47 100 25,00 
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E1: Flächeninanspruchnahme auf Böden mit hoher natürlicher Ertragsfähigkeit (Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche in Kommunen
mit Böden mit hoher natürlicher Ertragsfähigkeit (Bodenzahl >60) in %, 2001)

E3: Durchgrünung des Siedlungsraumes (Erholungs- und Friedhofsfläche in m² je Einwohner, 2004)

E6: Unzerschnittene Freiräume (Anteil unzerschnittener, verkehrsarmer Freiräume >100 km² an der Gesamtfläche, 2002) (BfN 2002)

E8: Flächeninanspruchnahme in schutzwürdigen Landschaften (Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche in schutzwürdigen Landschaften, 2000)

Tabelle 62
Indikatoren zu Erhaltungs- und Schutzzielen – Nutzungsmuster: Messergebnisse und Indizes

E1 E3 E6 E8 

Land Messwert Index Messwert Index Messwert Index Messwert Index Index E-NM 

Baden-Württemberg 15,94 92 28 67 10,7 48 7,47 48 15,89 

Bayern 10,39 130 29 69 19,6 88 4,32 112 24,88 

Brandenburg –* – 55 131 53,0 200 4,40 110 36,76 

Hessen 18,82 73 35 83 12,5 56 4,22 114 20,36 

Mecklenburg-Vorpommern –* – 96 200 53,8 200 3,40 131 44,22 

Niedersachsen 13,93 106 57 136 18,8 84 4,30 112 27,35 

Nordrhein-Westfalen 28,29 9 34 81 3,3 15 6,95 58 10,15 

Rheinland-Pfalz 18,41 75 81 193 15,8 71 6,16 74 25,82 

Saarland –* – 29 69 –** – 7,65 44 14,11 

Sachsen 9,99 132 37 88 23,8 106 5,15 95 26,35 

Sachsen-Anhalt 11,66 121 114 200 29,2 130 3,50 129 36,25 

Schleswig-Holstein 9,43 136 50 119 9,5 42 3,53 128 26,60 

Thüringen 8,86 140 33 79 41,0 183 3,66 125 32,93 

Bund 14,78 100 42 100 22,4 100 4,90 100 25,00 

*  keine Böden mit hoher landwirtschaftlicher Ertragsfähigkeit                      **   kein Wert aufgrund geringer Flächengröße des Landes 

E2: Dynamik der Flächeninanspruchnahme auf landwirtschaftlich hochwertigen Böden (Verhältnis des Anteils neuer
SuV in Kommunen mit Böden hoher natürlicher Ertragsfähigkeit (Bodenzahl >60) am gesamten SuV-Zuwachs zum
Anteil der SuV dieser Kommunen an der gesamten SuV, 1997-2001)

E9: Dynamik der Flächeninanspruchnahme in schutzwürdigen Landschaften (Verhältnis des Anteils neuer Siedlungs-
flächen in schutzwürdigen Landschaften am gesamten Siedlungsflächenzuwachs zum Anteil der Siedlungsflächen
in schutzwürdigen Landschaften an der gesamten Siedlungsfläche, 1990-2000)

Tabelle 63
Indikatoren zu Erhaltungs- und Schutzzielen – Nutzungsänderung: Messergebnisse und Indizes

E2 E9 

Land Messwert Index Messwert Index Index E-NÄ 

Baden-Württemberg 1,06 99 1,01 110 26,08 

Bayern 1,04 101 1,00 111 26,49 

Brandenburg –* – 1,07 105 26,32 

Hessen 0,97 107 1,10 102 26,24 

Mecklenburg-Vorpommern –* – 1,06 105 26,37 

Niedersachsen 1,03 102 1,11 101 25,45 

Nordrhein-Westfalen 1,05 100 1,45 71 21,41 

Rheinland-Pfalz 1,09 97 1,03 109 25,64 

Saarland –* – 2,12 12 2,99 

Sachsen 0,86 118 0,92 119 29,60 

Sachsen-Anhalt 1,33 74 1,17 96 21,22 

Schleswig-Holstein 0,88 117 0,87 123 29,90 

Thüringen 0,73 130 1,05 107 29,57 

Bund 1,05 100 1,12 100 25,00 

*  keine Böden mit hoher landwirtschaftlicher Ertragsfähigkeit 
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S1: Siedlungskonzentration (Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche in ober- und mittelzentralen Orten am Gesamtbestand der Siedlungs- und Verkehrs-
fläche in %, 2001)

S8: Verkehrliche Erschließung bestehender Siedlungsflächen (Anteil neuer Siedlungsflächen im Einzugsbereich schienengebundener ÖV-Angebote
(U-Bahn, Straßenbahn 0,9 km; S-Bahn, Regionaler Schienenverkehr 1,2 km Radius ) in %, 2000)

S4 Zerklüftungsgrad (Verhältnis des Umfangs der Siedlungsflächen einer Gebietseinheit zum Umfang eines Kreises mit gleichem Flächeninhalt, 2000)

Tabelle 64
Indikatoren zu nutzungsstrukturellen Zielen – Nutzungsmuster: Messergebnisse und Indizes

S2: Dispersionsdynamik (Verhältnis des Anteils neuer SuV in unter- und nicht-zentralen Orten am gesamten SuV-Zuwachs zum Anteil der Siedlungs- und
Verkehrsfläche in nicht- und unterzentralen Orten an der gesamten SuV, 1997-2001)

S3: Standörtliche Integration neuer Siedlungsflächen (Maß der Angrenzung des Gesamtumfangs einer neuen Siedlungsfläche an bereits existierende
Siedlungsflächen in %, 1990-2000)

S9: Verkehrliche Erschließung neuer Siedlungsflächen (Anteil neuer Siedlungsflächen im Einzugsbereich schienengebundener ÖV-Systeme in %,
1990-2000)

Tabelle 65
Indikatoren zu nutzungsstrukturellen Zielen – Nutzungsänderung: Messergebnisse und Indizes

S2 S3 S9 

Land Messwert Index Messwert Index Messwert Index Index S-NÄ 

Baden-Württemberg 1,12 97 0,29 107 25,44 131 28,47 

Bayern 1,07 101 0,27 100 18,94 97 24,68 

Brandenburg 0,91 116 0,22 81 15,65 80 20,53 

Hessen 1,02 105 0,29 107 27,54 142 28,65 

Mecklenburg-Vorpommern 0,87 120 0,23 85 18,95 97 21,90 

Niedersachsen 1,04 104 0,32 119 15,33 79 24,44 

Nordrhein-Westfalen 1,38 72 0,34 126 17,23 89 28,53 

Rheinland-Pfalz 1,11 97 0,23 85 19,35 99 23,93 

Saarland 1,28 81 0,28 104 20,84 107 27,47 

Sachsen 0,80 126 0,25 93 22,50 116 23,52 

Sachsen-Anhalt 0,97 110 0,25 93 21,55 111 24,42 

Schleswig-Holstein 1,10 98 0,30 111 14,85 76 24,09 

Thüringen 0,94 113 0,19 70 21,46 110 22,30 

Bund 1,08 100 0,27 100 19,45 100 25,00 

S1 S8 S4 

Land Messwert Index Messwert Index Messwert Index Index S-NM 

Baden-Württemberg 37,50 86 41,7 123 3,98 104 25,41 

Bayern 31,90 74 36,6 108 3,39 89 24,37 

Brandenburg 37,20 86 27,5 81 3,58 94 22,74 

Hessen 48,80 112 41,7 123 4,04 106 27,45 

Mecklenburg-Vorpommern 21,10 49 27,8 82 3,27 86 20,40 

Niedersachsen 34,40 79 22,3 66 3,84 101 20,35 

Nordrhein-Westfalen 76,00 175 32,8 97 4,33 114 29,85 

Rheinland-Pfalz 24,00 55 35,7 105 3,93 103 21,45 

Saarland 46,60 107 36,6 108 5,49 144 22,60 

Sachsen 40,30 93 37,2 110 4,82 127 23,01 

Sachsen-Anhalt 29,80 69 35,0 103 3,59 94 23,14 

Schleswig-Holstein 25,80 59 25,3 75 3,75 98 19,64 

Thüringen 30,60 71 34,3 101 3,84 101 22,57 

Bund 43,40 100 33,9 100 3,81 100 25,00 
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N1: Siedlungsdichte (Einwohner je km² Siedlungs- und Verkehrsfläche, 2004)

N7: Infrastrukturaufwand Abwasser (Leitungslänge Abwasserkanal je angeschlossener Einwohner in Meter je Einwohner, 2001)

N9: Flächenproduktivität (Bruttowertschöpfung je Hektar SuV-Fläche in Tsd. Euro je Hektar, 2004)

N11: Nutzungsdichte (Einwohner und sozialversicherungspflichtig Beschäftigte je Hektar Siedlungs- und Verkehrsfläche, 2003/2004)

Tabelle 66
Indikatoren zu Nutzungseffizienzzielen – Nutzungsmuster: Messergebnisse und Indizes

N1 N7 N9 N11

Land Messwert Index Messwert Index Messwert Index Messwert Index Index N-NM 

Baden-Württemberg 2 201 122 6,20 101 600 136 57,04 120 29,86 

Bayern 1 636 90 6,92 89 470 106 45,38 95 23,81 

Brandenburg 1 013 56 7,36 82 165 37 27,98 59 14,62 

Hessen 1 908 106 5,89 106 575 130 53,57 112 28,35 

Mecklenburg-Vorpommern 1 024 57 7,49 80 165 37 29,36 62 14,71 

Niedersachsen 1 284 71 5,36 114 274 62 32,94 69 19,75 

Nordrhein-Westfalen 2 453 136 5,00 120 605 137 57,18 120 32,01 

Rheinland-Pfalz 1 482 82 7,13 86 324 73 49,51 104 21,55 

Saarland 2 044 113 6,96 88 471 107 46,16 97 25,30 

Sachsen 2 000 111 5,81 107 344 78 49,96 105 25,00 

Sachsen-Anhalt 1 187 66 6,95 89 201 46 35,71 75 17,16 

Schleswig-Holstein 1 502 83 8,50 64 332 75 38,10 80 18,85 

Thüringen 1 625 90 5,68 109 268 61 48,54 102 22,57 

Bund 1 808 100 6,24 100 442 100 47,70 100 25,00 

N2: Dynamik Siedlungsdichte (Veränderung der Einwohnerzahl je km² SuV-Fläche 2001 bis 2004 in %)

N3: Nutzungsintensität neuer Bebauung (Verhältnis von Nettonutzfläche neu gebauter Gebäude zu neuer Gebäude- und Freifläche, 2001-2004, m² je m²)

N10: Dynamik Flächenproduktivität (Veränderung der Bruttowertschöpfung je ha SuV-Fläche in %, 2001-2004)

Tabelle 67
Indikatoren zu Nutzungseffizienzzielen – Nutzungsänderung: Messergebnisse und Indizes

N2 N3 N10

Land Messwert Index Messwert Index Messwert Index Index N-NÄ 

Baden-Württemberg -2,1 142 0,43 200 -0,06 196 44,79 

Bayern -2,6 128 0,34 162 0,82 200 40,81 

Brandenburg -5,6 44 0,17 81 -6,74 0 10,45 

Hessen -1,5 158 0,58 200 -0,43 170 44,01 

Mecklenburg-Vorpommern -9,7 0 0,27 129 -8,79 0 10,71 

Niedersachsen -2,8 122 0,23 110 -3,16 0 19,31 

Nordrhein-Westfalen -2,9 119 0,47 200 -0,53 162 40,13 

Rheinland-Pfalz -2,8 122 0,31 148 -1,34 105 31,24 

Saarland -3,0 117 0,30 143 0,25 200 38,29 

Sachsen -5,4 50 0,36 171 1,36 200 35,12 

Sachsen-Anhalt -11,9 0 0,11 52 -5,44 0 4,37 

Schleswig-Holstein -5,7 42 0,09 43 -4,80 0 7,04 

Thüringen -4,5 75 0,42 200 -0,62 156 35,95 

Bund -3,6 100 0,21 100 -1,41 100 25,00 
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Die beiden folgenden Tabellen stellen die in
den vorangegangenen Tabellen ausgewie-
senen Teilbilanzierungsindizes zusammen
(Tab. 68) und aggregieren deren Werte zu je
einem Gesamtbilanzierungsindex für Flä-
chennutzungsmuster (R-NM) und Flächen-
nutzungsänderungen (R-NÄ) (Tab. 69).

Tabelle 68
Indizes für die vier Indikatorengruppen, getrennt nach Indikatoren zu Nutzungsmuster und Nutzungs-
änderungen
(in oranger Unterlegung negative, in grüner Unterlegung positive Abweichungen vom Bundesmittel)

Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 69
Gesamtbilanzierung der Indizes, getrennt nach Flächennutzungsmuster und Flächennutzungs-
änderungen
(in oranger Unterlegung negative, in grüner Unterlegung positive Abweichungen vom Bundesmittel)

Bundesland
Gesamtbilanzierungsindex  

Nutzungsmuster
Gesamtbilanzierungsindex  

Nutzungsänderungen 

Baden-Württemberg 95 128 

Bayern 101 120 

Brandenburg 107 81 

Hessen 97 136 

Mecklenburg-Vorpommern 115 69 

Niedersachsen 91 96 

Nordrhein-Westfalen 80 113 

Rheinland-Pfalz 92 109 

Saarland 74 101 

Sachsen 103 115 

Sachsen-Anhalt 108 51 

Schleswig-Holstein 92 67 

Thüringen 111 125 

Bund 100 100

Quelle: Eigene Darstellung

Reduktionsziele
Erhaltungs- und 

Schutzziele
Nutzungs-

strukturelle Ziele 
Nutzungs-

effizienzziele 

Bundesland R-NM R-NÄ R-NM R-NÄ R-NM R-NÄ R-NM R-NÄ

Baden-Württemberg 23,25 28,35 15,89 26,08 26,11 28,47 29,86 44,79 

Bayern 28,75 28,48 24,88 26,49 23,68 24,68 23,81 40,81 

Brandenburg 33,25 23,24 36,76 26,32 22,65 20,53 14,62 10,45 

Hessen 19,75 36,85 20,36 26,24 28,18 28,65 28,35 44,01 

Mecklenburg-Vorpommern 36,50 10,37 44,22 26,37 19,86 21,90 14,71 10,71 

Niedersachsen 24,25 26,91 27,35 25,45 19,96 24,44 19,75 19,31 

Nordrhein-Westfalen 7,50 22,56 10,15 21,41 30,21 28,53 32,01 40,13 

Rheinland-Pfalz 22,75 28,48 25,82 25,64 21,85 23,93 21,55 31,24 

Saarland 10,00 32,27 14,11 2,99 25,00 27,47 25,30 38,29 

Sachsen 27,25 27,25 26,35 29,60 23,93 23,52 25,00 35,12 

Sachsen-Anhalt 31,00 0,80 36,25 21,22 23,57 24,42 17,16 4,37 

Schleswig-Holstein 27,25 6,41 26,60 29,90 18,82 24,09 18,85 7,04 

Thüringen 32,25 37,37 32,93 29,57 23,05 22,30 22,57 35,95 

Bund 25,00 25,00 25,00 25,00 25,00 25,00 25,00 25,00
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Test der zeitlichen Bilanzierung
(Bund)

Neben der Bewertung des Zustandes der
Flächennutzung und ihrer Veränderung in
vergleichsweise kurzen Bilanzperioden (ein
bis vier Jahre) zielt das Nachhaltigkeitsba-
rometer auch auf eine Bewertung länger-
fristiger Trends. Eine solche Bilanzierung
sucht nach Antworten auf die Frage, ob sich
die Flächennutzung über einen längeren
Zeitraum im Sinne der in Kapitel 2 dieser
Studie zusammengefassten Ziele verändert.
Dazu muss für Indikatoren, für eine solche
längerfristige Trendeinschätzung möglich
ist, zunächst eine vorgegebene Entwick-
lungsrichtung definiert werden. Anschlie-
ßend werden die gemessenen Trends dieser
Normentwicklung gegenübergestellt und
eine quantitative oder qualitative Bewer-
tung der Zielerreichung vorgenommen.

Eine solche Bilanzierung ist allerdings nur
für Indikatoren leistbar, deren Erhebung
auf Zeitreihendaten aufsetzen kann. Das
betrifft Messgrößen, die auf Daten der Flä-
chenerhebung (ab 1980) sowie konventio-
neller Gemeindedaten (z. B. die Bautätig-
keitsstatistik) beruhen. Indikatoren, die aus
georeferenzierten Landnutzungsdaten ab-
geleitet sind (wie z. B. CORINE Land Cover
oder ATKIS) können dagegen derzeit nur
für einen aktuellen Zeitpunkt berechnet
werden, sodass eine Bewertung mit längs-
schnittanalytischem Ansatz entfällt.

Im Rahmen des nachfolgend dokumentier-
ten Testlaufs für die Bundesebene werden
solche Indikatoren berücksichtigt, für die
Messwerte für mindestens zwei Zeitphasen
(z. B. 1997-2000 und 2001-2004) verfügbar
sind, sodass eine Aussage möglich ist, ob
sich ein Trend verstärkt hat, abgeschwächt
hat oder stabil geblieben ist. Dieses Verfah-
ren wurde in Abschnitt 4.2 als zeitraumbe-
zogene Indizierung bezeichnet. Verzichtet
wird indes auf eine mathematische Index-
bildung zugunsten einer einfachen qualita-
tiven Einschätzung, ob ein Trend positiv
oder negativ bewertet wird.

Einbezogen wurden folgende fünf Indikato-
ren:

Indikatoren zu Reduktionszielen

• Dynamik Flächeninanspruchnahme (R2)

• Intensität weiterer Flächeninanspruch-
nahme (R3)

Indikatoren zu Nutzungseffizienzzielen

• Dynamik Siedlungsdichte (N2)

• Nutzungsintensität neuer Bebauung (N3)

• Dynamik der Flächenproduktivität (N10)

Tabelle 70 stellt die Ergebnisse dieser Bilan-
zierungsform zusammen. Danach zeigte
die Entwicklung der Flächennutzung in der
aktuellen Bilanzperiode der Flächenstatis-
tik (2000-2004) nur bei den Reduktionszie-
len in die politisch gewünschte Richtung.
Die Dynamik und Intensität der Flächenin-
anspruchnahme war im Zeitraum zwischen
2000 und 2004 geringer als in der vorange-
gangenen Bilanzperiode (1996-2000). Da-
gegen muss für die Nutzungseffizienzziele
konstatiert werden, dass eine Trendumkehr
hin zu einer effizienteren, d. h. kompakte-
ren und produktiveren Flächennutzung
nicht erreicht werden konnte. Die Dynamik
der Entdichtung (N2) stagniert auf hohem
Niveau und die Nutzungsintensität neuer
Bebauung (N3) sowie die Dynamik der Flä-
chenproduktivität (N10) haben sich in der
aktuellen gegenüber der vorangegangenen
Bilanzperiode verringert.

Eine solche Form der Bilanzierung kann
auch quantitativ ausgedrückt werden. Dazu
muss ein Referenzzeitraum gewählt wer-
den, welcher Bezugspunkt der Indizierung
ist. Das Rechenverfahren kann analog zu
dem in Abschnitt „Test der räumlichen In-
dizierung und Bilanzierung“ gewählten An-
satz ausgestaltet werden.

Test der Transformationsfunktionen
(Testlandkreise)

Dieser Test hat die Erprobung der Bewer-
tung anhand von Transformationsfunktio-
nen zum Inhalt. Der Test wird mit Messer-
gebnissen durchgeführt, die für die Kreise

Tabelle 70
Längsschnittorientierter Bilanzierungsansatz im Nachhaltigkeitsbarometer (Werte
für das Bundesgebiet, grün = positive Trendbewertung, orange = negative
Trendbewertung)

Quelle: Eigene Darstellung

Entwicklung

Indikator 

2000-2004 
zu

1996-2000

1996-2000 
zu

1992-1996 Ziel

R2 Dynamik Flächeninanspruchnahme    

R3 Intensität der Flächeninanspruchnahme    

N2 Dynamik Siedlungsdichte (Entdichtungsdynamik)    

N3 Nutzungsintensität neuer Bebauung   *   

N10 Dynamik Flächenproduktivität  **  

  zunehmend       konstant       abnehmend 
*  Vorbehalte aufgrund von Ländern mit unplausiblen TN-Daten 2005 
**  nicht realisiert 
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Wesel und Meißen erzielt wurden. Denkbar
wäre auch eine Anwendung auf Ebene von
Bundesländern, die hier aber unterblieben
ist. Für die beiden Landkreise konnten
14 Indikatoren einbezogen werden, 9 Indi-
katoren zur Bewertung des Flächennut-

Tabelle 71
Indikatorenwerte und Bilanzierung für die Testlandkreise – Nutzungsmuster

Quelle: Eigene Darstellung

Kreis Wesel Landkreis Meißen 

Indikator / Index Messwert Wertstufe Messwert Wertstufe 

Indikatoren zu Reduktionszielen 

R1 Flächeninanspruchnahme 2004 20,9 4 11,9 7 

INDEX R-NM 4,00 7,00 

Indikatoren zu Erhaltungs- und Schutzzielen 

E1 Flächeninanspruchnahme auf Böden mit hoher  
natürlicher Ertragsfähigkeit (ATKIS) 2004 

17,3 3 10,1 10 

E3 Durchgrünung des Siedlungsraumes 2004 8,2 9 5,8 2 

E7 Flächeninanspruchnahme in Schutzgebieten 2004 15,6 1 11,1 4 

INDEX E-NM 4,33 5,33 

Indikatoren zu Standort- und Strukturzielen 

S1 Siedlungskonzentration 2000 81,3 10 36,4 3 

S8 Verkehrliche Erschließung bestehender  
Siedlungsflächen 2000 

17,7 2 36,9 6 

INDEX S-NM 6,00 4,00 

Indikatoren zu Nutzungseffizienzzielen 

N1 Siedlungsdichte 2004 2 193 5 2 005 5 

N8 Infrastrukturaufwand Abwasser 2001 5,10 7 6,34 6 

N10 Flächenproduktivität 2000/2001 376 4 338 4 

INDEX N-NM 5,33 5,0 

INDEX NM 4,92 5,46

zungsmusters, vier zur Bewertung von Nut-
zungsänderungen. Die geringe Zahl an ein-
gestellten Indikatoren zu Nutzungsände-
rungen liegt darin begründet, dass nur sehr
wenige multitemporale Daten zur Flächen-
nutzung zur Verfügung standen.

Tabelle 72
Indikatorenwerte und Bilanzierung für die Testlandkreise – Nutzungsänderungen

Quelle: Eigene Darstellung

Kreis Wesel Landkreis Meißen 

Indikator / Index Messwert Wertstufe Messwert Wertstufe 

Indikatoren zu Reduktionszielen 

R2 Dynamik Flächeninanspruchnahme 2000-2004 3,52 3 3,62 3 

INDEX R-NÄ 3,00 3,00 

Indikatoren zu Erhaltungs- und Schutzzielen 

E9 Dynamik der Flächeninanspruchnahme in  
schutzwürdigen Landschaften 

1,70 1 0,30 10 

INDEX E-NÄ 1,00 10,00 

Indikatoren zu Standort- und Strukturzielen 

S2 Dispersionsintensität 1996-2000 0,92 4 1,22 7 

INDEX S-NÄ 4,00 7,00 

Indikatoren zu Nutzungseffizienzzielen 

N2 Dynamik Siedlungsdichte 2000-2004 -2,83 5 -5,28 1 

N3 Nutzungsintensität neuer Bebauung 2000-2004 0,32 4 0,32 4 

INDEX N-NÄ 4,50 2,50 

INDEX NÄ 3,13 5,63
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Methodisch ist das Bilanzierungsverfahren
einfach: Für jede Indikatorengruppe wird
der Durchschnitt der Wertstufen (1 bis 10)
der Einzelindikatoren gebildet. Die jeweili-
gen Wertstufen leiten sich unmittelbar aus
den Transformationsfunktionen ab. Der Ge-
samtbilanzierungsindex wird wiederum als
Durchschnitt aus den Teilbilanzierungsin-
dizes gebildet (Tab. 71).

Das in Tabelle 71 dargestellte Ergebnis soll-
te jedoch aus mehreren Gründen vorsichtig
interpretiert werden. Eine Reihe bedeuten-
der Indikatoren konnte – wie oben ausge-
führt – aus Gründen der Datenverfügbar-
keit nicht erhoben werden, was sich
insbesondere bei Berechnung des Index zu
Nutzungsänderungen bemerkbar macht.
Vier Teilbilanzierungsindizes ließen sich
mit nur einem Indikator untersetzen. Die
Einstellung weiterer Messgrößen kann das
Ergebnis stark verändern.

Dennoch wird die Bewertung mithilfe von
Transformationsfunktionen als metho-
disch tragfähiger und praktikabler Ansatz
der Indexbildung angesehen. Es sei hier
aber nochmals darauf hingewiesen, dass
die eingesetzten Transformationsfunktio-
nen nicht im Sinne eines statischen Bewer-
tungsrahmens angesehen werden dürfen.
Das Bewertungsinstrument „Transformati-
onsfunktion“ ist vielmehr offen für politi-
sche Wertsetzungen, die im jeweiligen An-
wendungsfall des Nachhaltigkeitsbarome-
ters zu treffen sind.

Exkurs: Vergleich der Flächennutzung in
Deutschland und Großbritannien

Die Bewertung der Flächennutzung und ih-
rer Veränderung kann – bei weitgehender
Abwesenheit anerkannter Bewertungsmaß-
stäbe – vor allem durch Vergleiche verschie-
dener Räume unterstützt werden. Der in
Abschnitt „Test der räumlichen Indizierung
und Bilanzierung“ vorgestellte Testlauf auf
Länderebene macht sich ein solches relati-
ves Bewertungskonzept zu Nutze. Möglich
ist aber auch ein internationaler Vergleich,
der bislang durch den Mangel an vergleich-
baren Datengrundlagen und Messverfah-
ren erschwert war (Dosch 2002, S. 26; siehe
auch Dosch 2001). Mit der auf das Jahr 2000
bezogenen Fortschreibung von CORINE
Land Cover bieten sich nun erstmals Mög-
lichkeiten, die Entwicklung der Flächen-
nutzung bzw. Bodenbedeckung in europäi-
schen Staaten auf Grundlage einer homo-
genen Datenbasis zu bilanzieren.

Aus verschiedenen Gründen bietet sich hier
ein Vergleich von Deutschland mit Großbri-
tannien an. Zum einem haben beide Länder
eine ähnliche Größe, Bevölkerungszahl
aber auch eine ähnliche, d. h. polyzentri-
sche Siedlungsstruktur, wenngleich das
Konzentrationsniveau in Großbritannien
aufgrund der Dominanz Londons höher
sein dürfte. Zum anderen wurden bereits
statistische Vergleiche der Flächennutzung
beider Länder vorgenommen (von Haaren/
Nadin 2003), deren Ergebnisse mit Daten
aus CORINE Land Cover verifiziert und er-
gänzt werden können.

Tabelle 73 stellt einige Kernindikatoren zu-
sammen, die bereits tief gehende Einblicke
in die Dynamik der Flächennutzung in bei-
den Ländern erlauben. Der mit CORINE
Land Cover ermittelte Anteil der Siedlungs-
fläche liegt in Deutschland mit einem Anteil
von 7,8 % leicht über dem für Großbritan-
nien (7,0 %). Bei einer in Großbritannien et-
was höheren Bevölkerungsdichte ist damit
die Siedlungsdichte in Deutschland deut-
lich geringer. Noch auffallender aber sind
die Unterschiede bei der Flächeninan-
spruchnahme in den 1990er Jahren. Wäh-
rend sich der Siedlungsflächenbestand
Großbritanniens nur geringfügig erhöhte
(+1,8 %), vollzog sich in Deutschland ein
weitaus dynamischeres Wachstum (+6,7 %).
Mit gleichen Datengrundlagen und bezo-
gen auf den gleichen Zeitraum (1990 bis
2000) lässt sich somit feststellen, dass der
Flächenverbrauch in Deutschland fast vier-
mal höher ausfiel als in Großbritannien. Ab-

Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 73
Vergleich von Flächennutzung und Flächennutzungsentwicklung für Deutschland
und Großbritannien

Indikatoren Deutschland Großbritannien 

Siedlungsfläche 2000 (ha)* 2 791 390 1 768 929 

Siedlungsfläche 1990 (ha)* 2 616 997 1 738 331 

Differenz (Hektar) 174 393 30 597 

Anteil der Siedlungsfläche 2000 (%) 7,8 7,0 

Zuwachs der Siedlungsfläche 1990-2000 (%) 6,7 1,8 

Zuwachs des Siedlungsflächenanteils (%-Punkte) 0,5 0,1 

Durchschnittl. Entfernung von Siedlungserweiterungen 
zu Zentren mit mehr als 100 Tsd. Einwohnern (km) 

32,6 23,2 

Bevölkerung 2002 (Mio.) 82,5 59,2 

Bevölkerungszuwachs 1990-2000 (Einwohner je km²) 6,2 5,9 

Bevölkerungsdichte (Einwohner je km²) 231 244 

Siedlungsdichte (Einwohner je km² Siedlungsfläche) 2 950 3 350 

Durchschnittliche Veränderung des BIP 1990-2000 (%) 1,9 2,4 

*  CORINE Typen 111 bis 142 ohne 131 
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bildung 43 verdeutlich dies in kartographi-
scher Form – in Deutschland gab es zahlrei-
che Regionen mit flächenhaft hoher Flä-
cheninanspruchnahme, während dies in
Großbritannien auf nur wenige Gebiete zu-
trifft, die zudem in den wirtschaftlichen
Kernräumen, weniger in peripheren Gebie-
ten lokalisiert sind. Dies bestätigt sich in ei-
ner deutlich unterschiedlichen Durch-
schnittsentfernung neuer Siedlungsflächen
zu den Zentren, worunter hier Städte mit
mehr als 100 000 Einwohnern verstanden
werden. Während die Durchschnittsdistanz
in Deutschland über 30 Kilometer beträgt,
waren es in Großbritannien lediglich 23 Ki-
lometer.

Dieser unterschiedliche Entwicklungspfad
ist nicht mit abweichenden demogra-
phisch/ökonomischen Dynamiken zu er-
klären. Im Gegenteil – das Wirtschafts-
wachstum war im Vereinigten Königreich
deutlich höher als in Deutschland und der
Bevölkerungszuwachs je Flächeneinheit
vergleichbar. Offensichtlich ist es in Groß-

Abbildung 43
Intensität der Flächeninanspruchnahme in West- und Südeuropa 1999-2000 (neue Siedlungsflächen in ha je km² Katasterfläche)

britannien somit gelungen, die Wachs-
tumskräfte von Wirtschaft und Gesellschaft
auf einem im Vergleich mit Deutschland ge-
ringeren Siedlungsflächenzuwachs zur Ent-
faltung zu bringen. Die Ergebnisse von
von Haaren und Nadin (2003), die mit Da-
ten der Statistischen Dienste beider Länder
einen in Deutschland fast viermal höheren
Flächenverbrauch festgestellt hatten, las-
sen sich damit mit Daten aus CORINE Land
Cover bestätigen.

Wesentliche Ergebnisse von
Indikatorenerhebung sowie räumlicher
Indizierung und Bilanzierung

Der Test der räumlichen Indizierung und
Bilanzierung für Bund und Länder ermög-
licht eine profunde Bestandsaufnahme der
Quantität und Qualität der Flächennutzung
in Deutschland und ihrer Veränderung. Ge-
meinsam mit den Ergebnissen aus Kapitel 3
lassen sich die nachfolgend genannten we-
sentlichen Ergebnisse der räumlichen Bi-
lanzierung festhalten.

Intensität der
Flächeninanspruchnahme
1990 - 2000 (ha/km²)

0.25 bis unter 0.5

0.5 bis unter 0.75

0.75 bis unter 1

1 und mehr

Eigene Darstellung auf Grundlage von
CORINE Land Cover Daten

0.01 bis unter 0.25
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• Ziel RZ1: Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme (Indikatoren R1, R2)

Mit einem Siedlungs- und Verkehrsflä-
chenanteil von 12,8 % im Jahr 2004 zählt
Deutschland wohl zu den am stärksten
verstädterten Ländern Europas. Die Dy-
namik der Flächeninanspruchnahme
bleibt hoch, hat sich allerdings seit 2000
spürbar abgeschwächt.

• Ziel EZ 1: Schutz und Erhaltung von
Boden (Indikatoren E1, E2)

Die Flächeninanspruchnahme vollzieht
sich zu erheblichen Teilen auf Böden mit
hoher natürlicher Ertragsfähigkeit. Im
Zeitraum zwischen 1997 und 2001 entfiel
bundsweit fast ein Drittel der gesamten
Flächeninanspruchnahme für Sied-
lungs- und Verkehrszwecke auf solche
Böden, die jedoch nur 18 % der Gesamt-
fläche Deutschlands ausmachen.

• Ziel EZ 2: Schutz und Erhaltung von
unbebauten Bereichen, Freiräumen,
Grünflächen und Landschaft (Indikato-
ren E3, E4)

Die urbane Flächennutzung ist in den
vergangenen Jahren „grüner“ geworden,
was u. a. in einem erhöhten Erholungs-
und Friedhofsflächenanteil an der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche zum Aus-
druck kommt. Darüber hinaus stützen
Daten aus verschiedenen Städten die
Vermutung, dass die Durchgrünung des
Siedlungsraumes auch durch entsiegelte
oder renaturierte Brachflächen sowie die
Auflassung von Rückbauflächen des
Stadtumbaus zugenommen hat.

• Ziele EZ 2: Freiräume, Landschaft; EZ 3:
Unzerschnittene Landschaftsräume;
EZ 4: Naturschutzfachlich bedeutsame
Flächen (Indikatoren E8, E9)

Auch die vom Bundesamt für Natur-
schutz als „schutzwürdig“ eingestuften
Landschaften sind überproportional von
Siedlungstätigkeit betroffen. Ein Drittel
des SuV-Zuwachses zwischen 1990 und
2000 erfolgte in schutzwürdigen Land-
schaften, dies allerdings bei einem Anteil
dieser Kategorie von fast 50 % an der
Bundesfläche. Schutzwürdige Land-
schaften sind derzeit zwar weit unter-
durchschnittlich von Siedlungs- und
Verkehrsnutzungen betroffen, gemessen
an ihrem aktuellen Siedlungsflächenan-
teil ist die Dynamik der Siedlungstätig-
keit dort aber überdurchschnittlich.

• Ziel SZ 1: Räumliche Konzentration der
Siedlungsentwicklung, Vermeidung von
Zersiedelung (Indikatoren S1, S2)

Die Siedlungsdispersion schreitet weiter
voran. Gemeinden mit unterzentralem
Status oder ohne zentralörtliche Funk-
tion zogen über 60 % der zwischen 1997
und 2001 neu in Anspruch genommenen
Siedlungs- und Verkehrsfläche auf sich.
Gemessen an ihrem derzeitigen Sied-
lungs- und Verkehrsflächenanteil war
die Dynamik der Flächeninanspruch-
nahme in nicht- und unterzentralen Ge-
meinden somit weit überdurchschnitt-
lich.

• Ziel SZ 1: Räumliche Konzentration der
Siedlungsentwicklung, Vermeidung von
Zersiedelung (Indikator S3)

Die fortschreitende Zersiedelung wird
vor allem durch ein geringes Maß an
standörtlicher Integration neuer Sied-
lungsflächen in den Siedlungsbestand
vorangetrieben. Das Randverhältnis
neuer Siedlungsflächen zum bestehen-
den Siedlungsraum betrug für den Zeit-
raum zwischen 1990 und 2000 0,27, was
bedeutet, dass im Mittel nur ein gutes
Viertel des Randes neuer Flächen an den
Siedlungsbestand angrenzt. 26 % aller
neuen Siedlungsflächen wurden sogar
ohne jegliche Angrenzung an den Sied-
lungsbestand realisiert.

• Ziel SZ 5: Anbindung neuer Baugebiete
an bestehende Infrastrukturen (Indika-
tor S9)

Neue Siedlungsgebiete entstehen in ih-
rer Mehrzahl in größerer Distanz zu den
Haltepunkten schienengebundener Ver-
kehrsmittel. Bundesweit konnten in den
1990er Jahren nur ein Fünftel der neuen
Siedlungsgebiete im fußläufigen Ein-
zugsbereich von Haltepunkten leis-
tungsfähiger Netze des Öffentlichen Ver-
kehrs realisiert werden.

• Ziel NZ 1: Intensivierung der Flächennut-
zung (Indikatoren N1, N2)

Der wohl besorgniserregendste Trend
der Flächennutzung ist die Entdichtung
des Siedlungsraumes. Dieser in Deutsch-
land seit Jahrzehnten anhaltende Pro-
zess hat sich in den vergangenen Jahren
aufgrund der Abschwächung des Bevöl-
kerungszuwachses verstärkt. Bundes-
weit nahm die Siedlungsdichte in den Bi-
lanzperioden 1997-2000 und 2001-2004
um 3,5 bis 4 % ab, was auf die weiterhin
hohe Flächeninanspruchnahme bei nur
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geringfügig wachsender Bevölkerungs-
zahl zurückgeführt werden kann.

Hinsichtlich unterschiedlicher Entwicklun-
gen in den einzelnen Bundesländern erge-
ben sich u. a. folgende Ergebnisse:

• Deutlich wird zunächst, dass kein Land
– gemessen am Bundesdurchschnitt –
durchwegs positive oder negative Werte
aufweist. Auffällig ist auch, dass die stati-
sche und dynamische Perspektive für ein
Bundesland häufig entgegengesetzte
Wertungen hervorbringt. Ausgeprägt ist
dies vor allem bei Indikatoren zu Reduk-
tionszielen. In Ländern mit geringem
Anteil der SuV ist die Dynamik der Flä-
cheninanspruchnahme oftmals über-
durchschnittlich. Nicht überraschend
ist, dass Länder mit ländlicher Prägung
wie Mecklenburg-Vorpommern oder
Niedersachsen bei den Indikatoren zu
Nutzungseffizienzindikatoren negative
Werte aufweisen.

• Mit der hier vorgenommenen Indizie-
rung auf das Bundesmittel weisen alle
ostdeutschen Länder sowie Bayern einen
Gesamtbilanzierungsindex des Nut-
zungsmusters von über 100 auf, also
überdurchschnittlich positive Werte. Vor
allem die unterdurchschnittliche Flä-
cheninanspruchnahme (SuV-Anteil) be-
dingt dies. Dass der Abstand zum Bun-
desmittel nicht höher ausfällt, liegt an
der in fast allen ostdeutschen Bundes-
ländern unterdurchschnittlichen Sied-
lungsdichte und Flächenproduktivität.

• Bei der dynamischen Betrachtung (Nut-
zungsänderungen) liegt das Land Hessen
mit einem Index von 136 an der Spitze,
gefolgt von Thüringen, Baden-Württem-
berg und Sachsen. In Hessen war die Dy-
namik der Flächeninanspruchnahme
deutlich unterdurchschnittlich, aber
auch in den drei anderen Zielkategorien
(Erhaltungs- und Schutzziele, nutzungs-
strukturelle Ziele und Nutzungseffizi-
enzziele) ragt Hessen heraus. Hier ist es
offensichtlich gelungen, das Wirtschafts-
und Bevölkerungswachstum mit einem
„Weniger“ an zusätzlicher Siedlungsflä-
che zu bewältigen. Schlusslichter dieser
Bewertung sind Mecklenburg-Vorpom-
mern, Sachsen-Anhalt und Schleswig-
Holstein. Eine hohe Dynamik der Flä-
cheninanspruchnahme bei wenig
dynamischer Wirtschaftsentwicklung
und schrumpfender Bevölkerungszahl
haben zu dieser negativen Gesamtbe-
wertung beigetragen. So überrascht es

nicht, dass alle drei Länder vor allem bei
Indikatoren zu Nutzungseffizienzzielen
geringe Indexwerte verzeichnen. In
Sachsen-Anhalt schlägt zudem die mas-
sive Siedlungstätigkeit auf Böden mit ho-
her natürlicher Ertragsfähigkeit zu Bu-
che.

• Bayern, Sachsen und Thüringen sind die
Länder, bei denen der Index sowohl für
das Nutzungsmuster als auch die Nut-
zungsänderung über dem Bundesmittel
liegt. Umgekehrt wurde für Niedersach-
sen und Schleswig-Holstein ein negati-
ves Abweichen vom Bundesmittel für
Nutzungsmuster und Nutzungsände-
rungen festgestellt.

Diese Ergebnisse müssen aber in zweifa-
cher Weise relativiert werden. Erstens ist
die räumliche Indexbildung nur eine von
mehreren Möglichkeiten der Indikatoren-
bewertung und -synthese. Zweifelsohne er-
zeugen alle drei Indizierungsverfahren in-
dividuelle Bilder, die in ihrer Gegenüber-
stellung möglicherweise zu unterschiedli-
chen Schlussfolgerungen in der Wertung
der Daten führen. Zweitens konnten nicht
alle Indikatoren auf Länderebene realisiert
werden. Auch wurden einzelne Indikatoren
mit „einfachen“ Datenbasen und einfachen
Bilanzierungstechniken berechnet. In der
künftigen Anwendung des Nachhaltigkeits-
barometers sind für die betreffenden Indi-
katoren – soweit möglich – leistungsfähige-
re Datengrundlagen einzusetzen.

Gleichwohl haben aus Sicht der Bearbeiter
dieses Forschungsvorhabens die Testläufe
des Nachhaltigkeitsbarometers die grund-
legende Eignung des Bilanzierungsansatzes
demonstrieren können. Zum einen ist es
gelungen, eine Reihe von Indikatoren zu
realisieren, mit denen die Bewertung der
Flächennutzung und ihrer Veränderung auf
eine sachlich weitaus breitere Basis gestellt
werden kann, als dies bisher, gemessen an
der bis heute üblichen „Hektar-pro-Tag-
Debatte“, der Fall ist. Viele Indikatoren zu
Erhaltungs- und Schutzzielen, nutzungs-
strukturellen Zielen und Nutzungseffizi-
enzzielen bieten bereits für sich einen wich-
tigen Einblick in qualitative Eigenschaften
von Flächennutzung und Flächeninan-
spruchnahme. Dies liegt auch daran, dass
bei der Auswahl und Zusammenstellung
dieser Indikatoren bewusst auf ihre politi-
sche Kommunizierbarkeit zu achten war.
Aber auch die Aggregation der Indikatoren
zu zwei Gesamtbilanzierungsindizes (Nut-
zungsmuster, Nutzungsänderung) er-
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scheint geeignet, die Kommunikation über
eine nachhaltige Flächennutzung zu för-
dern. Wie mit jedem Index, ist mit diesen
Größen ein Informationsverlust verbun-
den, aber eben auch die Chance gegeben,
ein wichtiges Themenfeld nachhaltiger Ent-
wicklung politik- und öffentlichkeitswirk-
sam zu kommunizieren und über diesen
Weg Informationen zu verbreiten und da-
mit Informationsgewinne bei relevanten
Akteuren zu erzielen. Die tabellarische Aus-
weisung aller Einzelindikatoren und grup-
penbezogenen Indizes ist in der Lage, das
Maß aggregationsbedingter Informations-
verluste weitgehend zu minimieren.

4.4 Hinweise zur Anwendung des
Nachhaltigkeitsbarometers
Fläche

Im Rahmen des Forschungsprojektes wur-
den fast alle der in Kapitel 3 vorgeschlage-
nen Indikatoren mit verfügbaren Daten be-
rechnet. Dies erfolgte einerseits zum Nach-
weis der siedlungspolitischen Relevanz der
Indikatoren, andererseits im Hinblick auf
den Test der Indexbildung. Die Indikato-
renberechnung griff dabei weitgehend auf
Daten aus CORINE Land Cover sowie die
statistischen Daten der Flächenerhebun-
gen zurück. Alternativ wurden Berechnun-
gen auf der Grundlage des ATKIS Basis DLM
und kommunaler Datenbestände, wie dem
ALK durchgeführt, die eine differenziertere
Ermittlung der Indikatoren ermöglichen.
Im Folgenden wird zunächst kurz auf die
Bedeutung der verwendeten Datenbestän-
de für die Indikatorberechnung eingegan-
gen und anschließend ein Vorschlag für die
technische Umsetzung des Nachhaltig-
keitsbarometers Fläche im Rahmen eines
Einsatzes in der nationalen Nachhaltig-
keitsberichterstattung unterbreitet.

Die bundesweit einheitlich verfügbaren
Datenbestände wie CORINE Land Cover,
der Datenbestand zur Nitratbelastung der
Böden oder der schutzwürdigen Landschaf-
ten erlauben eine einheitliche, vergleichba-
re Berechnung der Indikatoren mit dem
Nachteil, dass diese Aussagen immer auf
der Grundlage aggregierter bzw. kleinmaß-
stäbig erfasster und somit entsprechend ge-
neralisierter Geodatenbestände vorgenom-
men werden. CORINE Land Cover sowie die
Flächennutzungsstatistik werden in regel-
mäßigen Zeitabständen aktualisiert und
stehen daher für in die Vergangenheit rei-
chende Zeitreihenanalysen zur Verfügung.

Die Ermittlung der Indikatorwerte ist auf
dieser Grundlage aber lediglich auf Landes-
ebene möglich. Eine weitere Differenzie-
rung auf Regional- bzw. Kreisebene ist nicht
sinnvoll.

Im Rahmen der Realisierung der Indikato-
ren wurde alternativ auf großmaßstäbige
Datenbestände des ATKIS Basis DLM und
verschiedener kommunaler Daten (Grund-
lagenerhebungen, planerische Festsetzun-
gen) zurückgegriffen, die eine Berechnung
der Indikatoren auf Kreisebene ermögli-
chen. Diese Daten weisen einen deutlich
genaueren Raumbezug auf und liefern so-
mit differenziertere Ergebnisse. Derzeit
sind auf der Grundlage dieser Daten keine
Zeitreihenanalysen möglich. Zumindest
das ATKIS Basis DLM, das sich bei der Reali-
sierung als ein grundlegender, für die Be-
rechnung zahlreicher Indikatoren geeigne-
ter Datenbestand erwiesen hat, wird nach
einem festen Turnus aktualisiert, und
könnte durch die Vereinbarung einer Stich-
tagsregelung für Zeitreihenanalysen nutz-
bar gemacht werden55. Während das ATKIS
Basis DLM durch die Arbeitsgemeinschaft
der Vermessungsverwaltungen der Länder
(AdV) weitgehend harmonisiert erfasst
wird, liegen die Grundlagendaten, wie die
Bodeninformationen oder die planerischen
Festsetzungen (Geltungsbereich von Ver-
ordnungen und Satzungen) und Darstel-
lungen (Flächennutzungsplanung) bisher
in sehr heterogener Form vor, die noch eine
Vereinheitlichung erfordern. Aufgrund des
Aufbaus einer nationalen Geodatenbasis im
Rahmen der Geodateninfrastruktur der
Bundesrepublik Deutschland (GDI-DE)
sind Fortschritte aber mittelfristig zu erwar-
ten56.

Für die Realisierung des Nachhaltigkeitsba-
rometers Fläche werden die großmaßstäbi-
gen Daten des ATKIS Basis DLM als zentra-
ler Datenbestand angesehen. Durch die
Einführung einer Stichtagsregelung bei der
Übergabe der Daten lassen sich in Zukunft
auch Analysen über Zeitreihen realisieren.
Das Basis DLM wurde zur Ableitung der
Siedlungs- und Verkehrsfläche im Rahmen
der Ermittlung der Indikatoren zu Erhal-
tungs- und Schutzzielen sowie zur Be-
schreibung der Stadtstruktur für die Indika-
toren zu nutzungsstrukturellen Zielen ein-
gesetzt. Die für die Ermittlung der Indikato-
ren zu Erhaltungs- und Schutzzielen
ebenfalls notwendigen Daten zur Beschrei-
bung der Akzeptoreigenschaften (Boden-
werte/Schutzgebiete) können mit Ein-

(55)
Analog zur Flächennutzungs-
statistik spiegelt diese Stichta-
gesregelung den Stand der Er-
fassung aber nicht den Stand
der Flächennutzung wider, da
beide Datenbestände nicht als
„tagesaktuell“ anzusehen sind.

(56)
Im Rahmen des Aufbaus eine
nationalen Geodateninfrastruk-
tur wurde ein Pilotprojekt
Schutzgebietsinformationen
durchgeführt. „Das Pilotprojekt
Schutzgebietsinformation wur-
de in einer ersten konstituieren-
den Arbeitsgruppensitzung am
31. Juli 2002 begonnen. Aus-
gangspunkt für das Projekt war
der Bedarf verschiedener Res-
sorts an rechtlich bindenden
Schutzgebietsinformationen für
die Erledigung gesetzlicher
Aufgaben. Neben der Analyse
des Datenbedarfs (wer braucht
welche Daten?) wurden zu-
nächst die Datenlage (Ange-
bot) sowohl bei Bund und als
auch bei den Ländern unter-
sucht“. (http://www.imagi.de/
d e / g d i _ d e / f _ g d i _ d e . h t m l ,
zuletzt abgerufen am
22.07.2006).
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schränkungen aus den Länderinformati-
onssystemen entnommen werden, die in
Zukunft über den Aufbau der GDI DE und
der Vereinbarung eines einheitlichen Ob-
jektartenkatalogs harmonisiert werden. Es
wird daher empfohlen, die Realisierung des
Nachhaltigkeitsbarometers auf der Basis
des ATKIS Basis DLM vorzunehmen. Hierzu
ist ein Modus zur Übernahme der Datenbe-
stände zu entwickeln, der einen festen Tur-
nus und somit die Kenntnis der Aktualität
der Daten sicherstellt. Wie im Rahmen der
Realisierung der Indikatoren beschrieben,
werden aus dem Basis DLM verschiedene
Teildatenbestände (Siedlungs- und Ver-
kehrsflächengrundriss, Siedlungseinheiten
und Flächennutzung in Siedlungsflächen
sowie Haltepunkte im schienengebunde-
nen Nahverkehr) abgeleitet, die als Grund-
lage für die Berechnung der Indikatoren
notwendig sind (vgl. Abb. 44). Auf diese
Teildatenbestände werden die im Rahmen
des Nachhaltigkeitsbarometers Fläche zu-

sammengestellten Methodiken angewen-
det. Diese im Rahmen der Konzeption des
Nachhaltigkeitsbarometers Fläche entwi-
ckelten Methodiken sind als Programmal-
gorithmen zu formulieren, um eine weitge-
hende Automatisierung des Barometers zu
ermöglichen. Die stichtagsbezogene Über-
nahme der Daten und die Automatisierung
stellen eine auch über längere Zeiträume
einheitliche Berechnung des Nachhaltig-
keitsbarometers bzw. seiner Indikatoren
und Indizes sicher. Hierbei ist anzumerken,
dass eine solche Automatisierung nur mit
einem homogenen über einen längeren
Zeitraum in gleicher Weise geführten Da-
tensatz sinnvoll ist und somit nur auf das
Basis DLM und die Daten des nationalen
Geodatenbestandes angewendet werden
kann.

Der vorliegende Bericht prüft die Möglich-
keit des Aufbaus des Nachhaltigkeitsbaro-
meters Fläche und benennt die für die Be-
schreibung der nachhaltigen Entwicklung
sinnvollen Indikatoren. Der Forschungs-
auftrag war auf den Test der Berechnung
der Indikatoren auf der Basis vorliegender
Datenbestände beschränkt. Für die Reali-
sierung wäre in einer zweiten Phase eine
Konzeption einschließlich eines Pilotsys-
tems zu erstellen, in dem die Methodiken
zur Ableitung der Teildatenbestände aus
dem Basis DLM und die Berechnung der In-
dikatoren – möglichst als GIS Applikationen
– zu realisieren sind. Hierbei sind auch Vor-
gehensweisen zur Operationalisierung der
beiden auf der Ableitung und Eichung von
Nutzungs- bzw. Strukturtypen auf der Basis
des Basis DLM vorgesehenen Indikatoren
„Bodenversiegelung“ und „Durchgrü-
nungsgrad“ notwendig. Diese Konzeption
muss ein Datenmodell für die in die Analyse
einzubeziehenden Daten sowie die Algo-
rithmen für die Berechnung der Indikato-
ren und die Indexbildung enthalten. Positiv
wäre es, eine Integration in die GDI DE vor-
zusehen, um die Werte der Indikatoren so-
wie die Indexwerte räumlich differenziert
darstellen zu können.

Abbildung 44
Aufbau und Datenfluss der technischen Realisierung des
Nachhaltigkeitsbarometers Fläche

Quelle: Eigene Darstellung
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Wie in Abschnitt 3.3 dargelegt wurde, ist der
Einsatz von Daten der Flächenerhebung
nach Art der tatsächlichen Nutzung zur
Quantifizierung der Flächeninan-
spruchnahme im zeitlichen Verlauf einge-
schränkt. Der Hauptgrund hierfür liegt
derzeit in unterschiedlichen Realisierungs-
ständen bei der Automatisierung der Lie-
genschaftskataster wie auch in der Umstel-
lung der Statistik vom ALB auf ALKIS, wo-
durch es zu veränderten Nutzungsartenzu-
ordnungen innerhalb der Nomenklatur
kommen kann. Auch die Umstellung der in
der DDR vorliegenden COLIDO Datenbasis
auf das AdV-Nutzungsartenverzeichnis
wirft nach wie vor statistische Probleme
auf. Alle genannten Probleme äußern sich
in scheinbaren Nutzungsänderungen, de-
nen keine realen Umwidmungen der Bo-
dennutzung gegenüberstehen. Derartige
statistische Artefakte erschweren die Inter-
pretation von Ergebnissen der Flächener-
hebungen ganz erheblich (Deggau 2006,
S. 213 u. 217).

Grundsätzlich kann davon ausgegangen
werden, dass statistische Artefakte mit zu-
nehmender Kleinteiligkeit der Betrachtung
zunehmen. Vor allem auf gemeindlicher
Ebene lassen sich in vielen Fällen unplau-
sible Werte antreffen, die keine Rückschlüs-
se auf den Umfang realer Nutzungsände-
rungen zulassen. Dies bedeutet aber gleich-
zeitig, dass die Analyse von Gemeindedaten
am ehesten geeignet ist, Probleme der Flä-
chenstatistik in ihrem quantitativen Aus-
maß, ihrer sachlichen und räumlichen
Struktur zu untersuchen und auf dieser
Grundlage Schlussfolgerungen zur inhaltli-
chen Belastbarkeit der statistisch gemesse-
nen Trends der Flächennutzung zu formu-
lieren.

Die nachfolgende exkursartige Analyse der
Plausibilität der Flächennutzung nach Art
der tatsächlichen Nutzung bezieht gemein-
descharfe Daten der Jahre 2000 und 2004
(jeweils 31.12.) ein. Ziel ist es, aus der Analy-
se dieses Datenbestandes Rückschlüsse auf

• regionale Häufungen von statistischen
Artefakten zu gewinnen und

• Hinweise auf deren mögliche Ursachen
abzuleiten.

Im Rahmen dieses Forschungsvorhabens
kann ein Qualitätstest gemeindespezifi-
schen Unplausibilitäten nicht im Einzelfall

Anhang 1:   Zur Plausibilität der statistischen Daten
„Bodenfläche nach Art der tatsächlichen Nutzung“

nachgehen. Möglich sind aber qualitative
Plausibilitätsprüfungen mithilfe von karto-
graphischen Darstellungen der Flächener-
hebungsdaten sowie Ausreißerbetrachtun-
gen, die empirische Anhaltspunkte für
sachliche oder teilräumliche Qualitätspro-
bleme der Statistik liefern.

Abbildung A-1 zeigt die Intensität der Flä-
cheninanspruchnahme (Hektar SuV-Zu-
wachs je km² Katasterfläche) für den Zeit-
raum 2001 bis 2004. Wie ähnliche Abbil-

Abbildung A-1
Intensität der Flächeninanspruchnahme (R3) 2001-2004 in ha/km²

Quelle: Eigene Berechnungen nach Daten der Statistischen Landesämter
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dungen im Hauptteil dieses Forschungsbe-
richtes ist auch diese Darstellung Ergebnis
einer Interpolation von Gemeindedaten
(Raster 1 km, Fangradius 20 km). Die Abbil-
dung ist mit dem Bundesmittel (ca. 0,35 ha/
km²) normiert, wodurch Gebiete mit unter-
und überdurchschnittlicher Intensität der
Flächeninanspruchnahme einfacher iden-
tifiziert werden können. In Westdeutsch-
land fällt ein in den Agglomerationsräumen
überdurchschnittlicher SuV-Zuwachs auf,
der allerdings aufgrund der dort relativ ho-
hen Wachstumsdynamik in diesem Zeit-
raum weitgehend plausibel erscheint. Glei-
ches gilt nicht für den weit überdurch-
schnittlichen Flächenverbrauch in Schles-
wig-Holstein mit Ausnahme des nördlichen
Hamburger Umlands. Auch in Mecklen-

burg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt
löst ein stark überdurchschnittlicher SuV-
Zuwachs Zweifel an der Belastbarkeit der
Daten der Flächenerhebung 2005 aus. An-
gesichts der schwachen ökonomischen Si-
tuation erscheint die hier für den Zeitraum
2001 bis 2004 statistisch ausgewiesene Flä-
cheninanspruchnahme wenig wahrschein-
lich. Als denkbare Ursache lassen sich Um-
schlüsselungen einzelner Nutzungsarten
oder zeitliche Verzögerungen bei der Erfas-
sung realer Nutzungsarten benennen. Da in
Sachsen-Anhalt aber auch in der vorange-
gangenen Bilanzperiode (1997-2000) ein
weit überdurchschnittlicher SuV-Zuwachs
feststellbar war (Siedentop/Kausch 2004),
erscheint Letzteres als alleinige Ursache ei-
nes überdurchschnittlichen Flächenver-
brauchs kaum vorstellbar.

Detailliertere Hinweise auf mögliche Hin-
tergründe möglicher statistischer Artefakte
ergeben sich, wenn die Anteile der verschie-
denen Siedlungs- und Verkehrsnutzungen
an der SuV-Fläche sowie am SuV-Zuwachs
betrachtet werden. Abbildung A-2 zeigt
zunächst den Zuwachs der Gebäude- und
Freifläche zwischen 2001 und 2004, eben-
falls indiziert auf den Bundesdurchschnitt
(ca. 0,18 ha/km²). Die hier ersichtliche Ver-
teilung von Gebieten mit überdurch-
schnittlichem Zuwachs erscheint weitaus
plausibler im Vergleich zu Abbildung A-1.
Mit wenigen Ausnahmen handelt es sich
um Regionen oder Regionsteile mit hoher
Bevölkerungsdynamik und überdurch-
schnittlicher wirtschaftlicher Entwicklung
in den vergangenen Jahren. Umgekehrt zei-
gen Gebiete mit negativer Bevölkerungs-
entwicklung von wenigen Ausnahmen ab-
gesehen eine unterdurchschnittliche Flä-
cheninanspruchnahme.

Die Kategorie Gebäude- und Freifläche – so
ein Zwischenfazit – ist somit möglicherwei-
se von statistischen Problemen weniger be-
troffen als andere Siedlungs- und Verkehrs-
nutzungen. Aussagen zur Dynamik der
Siedlungstätigkeit können sich damit
eher auf die Entwicklung der Gebäude- und
Freifläche als auf die Entwicklung der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche stützen.

Die Abbildung A-3 zeigt den Anteil der Ge-
bäude- und Freifläche (GFF) an der SuV-
Fläche im Jahr 2004 sowie den Anteil des
GFF-Zuwachs am SuV-Zuwachs im Zeit-
raum zwischen 2001 und 2004. Im Bundes-
mittel beträgt der GFF-Anteil an der SuV-
Fläche im Jahr 2004 ca. 52 %. Die räumliche
Verteilung von Gebieten mit unter- und

Abbildung A-2
Zunahme der Gebäude- und Freifläche 2001-2004 in ha/km²

Quelle: Eigene Berechnungen nach Daten der Statistischen Landesämter
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überdurchschnittlichem GFF-Anteil ergibt
keine eindeutige räumliche Struktur. In der
Tendenz zeigt sich aber, dass gering ver-
dichtete Räume geringere GFF-Anteile auf-
weisen. Umgekehrt zeigen vor allem ländli-
che Räume einen überdurchschnittlichen
GFF-Anteil am SuV-Zuwachs.

Einen deutlichen Hinweis auf eine unter-
schiedliche fachliche Führungspraxis der
Vermessungsverwaltungen in den Bundes-
ländern bietet Abbildung A-4, welche den
Anteil der Erholungsflächen an der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche im Jahr 2004
zeigt. Im Bundesmittel beträgt dieser Anteil
etwa 7 %.57 Plausibel erscheint der höhere
Grünflächenanteil in den Kernstädten und
ihren hoch verdichteten Umlandräumen
aufgrund der hier bestehenden höheren
Freiflächennachfrage der Bevölkerung so-
wie einer höheren Ausstattung mit Sportin-
frastruktur. Abbildung A-4 zeigt aber auch
auffällige regionale Ballungen höherer Er-
holungsflächenanteile. Zu nennen ist hier

vor allem Rheinland-Pfalz und Sachsen-An-
halt. Hier werden verbreitet Werte von 12
bis 15 % angetroffen, was kaum der Realität
der dort anzutreffenden Siedlungsstruktu-
ren entsprechen dürfte. Eine Erklärung liegt
möglicherweise in einer von den anderen
Bundesländern abweichenden Zuord-
nungspraxis von stillgelegten und renatu-
rierten Abbauflächen, städtischen Brachflä-
chen oder Militärflächen innerhalb der Lie-
genschaftskataster. Die überdurchschnittli-
chen Werte entlang der Ostseeküste oder
auch in Bodenseenähe haben ihre Ursache
demgegenüber wahrscheinlich in touristi-
schen Flächennutzungen wie Golfanlagen,
größeren Bungalowsiedlungen oder sonsti-
gen Freizeitnutzungen.

Die Darstellung des Anteils der Erholungs-
flächen am SuV-Zuwachs der Jahre 2001 bis
2004 lässt die fachlichen Probleme der Flä-
chenstatistik besonders deutlich hervortre-
ten. In großen Teilen Sachsen-Anhalts und
Mecklenburg-Vorpommerns erreichen die

Abbildung A-3
Anteil der Gebäude- und Freifläche an der Siedlungs- und Verkehrsfläche 2004 (linke Darstellung) und Anteil des Gebäude- und
Freiflächenzuwachs am Siedlungs- und Verkehrsflächenzuwachs 2000 bis 2004 (rechte Darstellung) jeweils in %

Quelle: Eigene Berechnungen nach Daten der Statistischen Landesämter

(57)
Der Anteil der Erholungsflä-
chen an der SuV-Fläche ist
nicht mit dem Indikator E3
„Durchgrünung des Siedlungs-
raumes“ gleichzusetzen, da
dieser auch die Friedhofsflä-
chen mit einschließt.
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Erholungsflächen Anteile von über 50 %,
was für derart großflächige Gebiete kaum
wahrscheinlich ist.58 In den überwiegenden
Teilen Westdeutschlands liegt der Anteil
demgegenüber bei unter 25 %. Ein zweites
Zwischenfazit lautet daher, dass der Kate-
gorie Erholungsflächen eine Schlüsselrolle
bei der Erklärung von statistischen Unplau-
sibilitäten der Flächenerhebung 2005 zu-
kommt. Die Tatsache, dass Gebiete mit auf-
fällig hohem Erholungsflächenanteil am
SuV-Zuwachs großflächig ausgeprägt sind,
lässt die Schlussfolgerung zu, dass die Kate-
gorisierung von Bergbaufolgelandschaften
als Erholungsfläche nicht die alleinige,
möglicherweise auch nicht die bedeutends-
te Ursache offensichtlicher statistischer Ar-
tefakte ist. Eher sind Umschlüsselungen
vonseiten der Vermessungsverwaltungen
ursächlich, deren sachlicher Hintergrund
an dieser Stelle aber nicht weiter beleuchtet
werden kann.

In einem abschließenden Arbeitsschritt der
hier vorgenommenen Plausibilitätsprüfung
wurde versucht, statistische „Ausreißer“ zu
identifizieren und in ihrer räumlichen Ver-
teilung bzw. Häufung darzustellen. Als Aus-
reißer wurden zunächst solche Gemeinden
betrachtet, deren SuV-Zuwachs im Zeit-
raum zwischen 2000 und 2004 über 20 %
betrugt. Zwar ist es bei kleineren Landge-
meinden durchaus vorstellbar, dass im Fal-
le einer Siedlungserweiterung dieser
Schwellenwert auch in einer nur 4 Jahre
umfassenden Bilanzperiode überschritten
wird. Dennoch lässt sich vermuten, dass für
den größeren Teil der in Abbildung A-5 dar-
gestellten Gemeinden statistische Fehler
Ursache des mehr als 20 % betragenden
SuV-Flächenzuwachses sind. Um dies ge-
nauer einschätzen zu können, wurde das
Gemeindesample (Gemeinden mit einem
SuV-Flächenzuwachs >20 %) nach den je-
weiligen Anteilen verschiedener Nutzungs-

Abbildung A-4
Anteil der Erholungsflächen an der Siedlungs- und Verkehrsfläche 2004 (linke Darstellung) und Anteil des Erholungsflächenzuwachses am
Siedlungs- und Verkehrsflächenzuwachs 2001 bis 2004 (rechte Darstellung) jeweils in %

Quelle: Eigene Berechnungen nach Daten der Statistischen Landesämter

(58)
In regionalen Einzelfällen wäre
dies denkbar, z. B. im Falle des
Baus mehrerer Golfsportanla-
gen in einem Gebiet oder der
Errichtung großflächiger Frei-
zeitparks.
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Abbildung A-5
Gemeinden mit einem SuV-Zuwachs 2000 bis 2004 von mehr als 20 % (oben links) und Gemeinden mit Anteilen der jeweiligen Nutzungs-
arten von mehr als 50 % am SuV-Zuwachs

Quelle: Eigene Berechnungen
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arten (10er-Positionen) am SuV-Zuwachs
differenziert. Dargestellt sind diejenigen
Gemeinden des Samples, bei denen der An-
teil der Erholungsflächen, Verkehrsflächen
oder Betriebsflächen jeweils mehr als 50 %
am gesamten Zuwachs der SuV-Fläche be-
trägt.

Die unten stehenden Abbildungen machen
Folgendes deutlich:

• In Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-
Vorpommern geht ein großer Teil des
SuV-Zuwachses „auffälliger“ Gemeinden
auf Erholungsflächenzuwächse zurück.
Die signifikante räumliche Ballung die-
ser Gemeinden lässt auf spezifische re-
gionale Führungspraktiken des Liegen-
schaftskatasters schließen. Es ist zu
vermuten, dass ein Großteil der betref-
fenden Gemeinden keine realen Sied-
lungsflächenzuwächse in der statistisch
ausgewiesenen Größenordnung ver-
zeichnet hat.

• In Schleswig-Holstein zeichnen dagegen
vor allem Verkehrsflächen für den SuV-
Zuwachs der „Ausreißer“ verantwortlich.
Die räumliche Verteilung der betreffen-
den Gemeinden lässt jedoch vermuten,
dass es sich hierbei um reale Verkehrs-
bauvorhaben handelt, die sich in den
Einträgen des Liegenschaftskatasters
niederschlagen. Insbesondere in Schles-
wig-Holstein und Mecklenburg-Vor-
pommern kann eine lineare Anordnung
der betreffenden Gemeinden beobachtet
werden, was diese Vermutung erhärtet.

• In nur wenigen Fällen sind Betriebsflä-
chenzuwächse verantwortlich für hohe
SuV-Zuwächse. Da auch die regionale
Verteilung dieser Gemeinde nicht signi-
fikant ist, lässt sich an dieser Stelle kaum

beurteilen, ob es sich hier um reale Nut-
zungsänderungen oder statistische Arte-
fakte handelt.

Zusammenfassend lässt sich folgendes fest-
halten: die Daten der Flächenerhebung
2005 zeigen insbesondere in Sachsen-An-
halt und Mecklenburg-Vorpommern statis-
tische Auffälligkeiten, die kaum mit realen
Nutzungsänderungen erklärt werden kön-
nen. Unter den verschiedenen Nutzungsar-
ten, die als Siedlungs- und Verkehrsfläche
subsumiert werden, kommt der Kategorie
„Erholungsfläche“ zentrale Bedeutung zu.
Weitere Plausibilitätsprüfungen sollten sta-
tistische Ausreißer in den beiden Ländern
einer gezielten Einzelprüfung unterziehen,
welchen sachlichen Hintergrund hohe SuV-
Zuwächse aufweisen. Auf dieser Basis kann
möglicherweise eine korrigierte Datenbasis
erzeugt werden, die eine sachgerechtere
Grundlage für die Bewertung von Flächen-
nutzungsänderungen in den betreffenden
Ländern bietet.

Deggau (2006, S. 217) kommt basierend auf
einer umfassenden Diskussion der metho-
dischen Schwierigkeiten der Flächenerhe-
bung zu dem Schluss, dass die aus der amt-
lichen Flächenstatistik abgeleiteten Abso-
lutzahlen zur Siedlungs- und Verkehrsflä-
che wie auch zu anderen Nutzungsarten-
gruppen bzw. Nutzungsarten durch die
schrittweise Umstellung und Verbesserung
der Liegenschaftskataster stetig präziser
werden. Allerdings seien Trendaussagen
aus einzelnen Jahresergebnissen derzeit
nicht zuverlässig ableitbar. Auch bei Trend-
einschätzungen längerer Zeiträume dürften
– so Deggau – methodische Aspekte der Sta-
tistik nicht unberücksichtigt bleiben.
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